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Das Anwartſchaftsrecht als Kreditſicherungsmittel. 


Vom Präſidenten des Juriſtiſchen Landesprüfungsamts Schwiſter, Berlin. 


In zwei früheren Beiträgen zu der ſo aktuellen wie wich⸗ 
tigen Frage der „Konſtruktions⸗ oder Intereſſenjurisprudenz“, 
in den Aufſätzen über den „Eigentumsvorbehalt in Wirt⸗ 
ſchaft und Recht“ und über die „Schiebung unter Ehegatten“ 
(JW. 1931, 1160 u. 2548) hatte ich mich gegen offenbare 
Mißbräuche der Konſtruktion im Rechtsgebiet des Kredit⸗ 
weſens gewandt und von der Rechtſprechung, namentlich bei 
der Beurteilung von Scheingebilden, wie denen des Siche⸗ 
rungseigentums und des 1500-RM-Bertrages, eine ftärfere 
Betonung des vorwiegenden berechtigten Intereſſes und des 
inneren Weſens der Sache gefordert. Immer mehr hat ſich, 
wie ich auch im ee bemerke, namentlich unſer 
Sachenrecht zum Tummelplatz überfeinerter Konſtruktions⸗ 
künſte entwickelt. Iſt doch z. B. die ſog. Sicherungsübereig⸗ 
nung als ſolche mit ihren verhängnisvollen Auswirkungen 
für Kredit, Prozeß und Konkurs im Grunde nichts anderes 
als eine Ausgeburt reiner Konſtruktion. Bevor wir ſie als 
ſolche erkannt und uns endlich, wie ſchon mit Wirkung für 
das Steuer⸗ und Konkursrecht, ſo auch für das materielle und 
Prozeßrecht, klar feſtgeſtellt haben, daß es ſich hier in Wirk⸗ 
lichkeit um ein — durch Gewohnheitsrecht erzwungenes — 
Beſitzloſenpfandrecht handelt, werden wir der Mißſtände des 
Interventionsprozeſſes nicht Herr werden. Wir wollen doch 
auf die Dauer nicht ſo pedantiſch ſein und uns an dem an 
ſich gewiß richtigen Satz von der geſchloſſenen Zahl der 
Sachenrechte ſtoßen (eben demſelben Satz, der nun auch be⸗ 
gonnen hat, die Entwicklung des Inſtituts der Anwartſchaft 
zu gefährden); das Gewohnheitsrecht hat nun einmal — in 
einem klaſſiſchen Beiſpiel ſeiner Macht und auch ſeines 
Rechts — den Satz durchbrochen und uns das Beſitzloſen⸗ 
pfandrecht beſchert, nur daß ihm leider noch Name und Bio⸗ 
graph fehlt; denn an der Erkenntnis, daß wir nun einmal 
ohne Beſitzloſenpfandrecht nicht auskommen können, müſſen 
wir feſthalten (vgl. JW. 1931, 1163). 

Inzwiſchen it — wiederum auf dem Gebiet des Sachen⸗ 
rechts und mit vorwiegender Bedeutung für die Kreditſiche⸗ 
rung !), wie das Sicherungseigentum, abermals vorgeblich 
unter Durchbrechung des Satzes von der geſchloſſenen Zahl 
der Sachenrechte und wieder mehr von der Rechtſprechung 
als durch das Schrifttum — in der „Anwartſchaft“ ein neues 
Rechtsgebilde herangezogen worden, gegenwärtig neben der 
Verwirkung wohl die bedeutſamſte Neuſchöpfung unſerer Zivi⸗ 
liſtik. Man hat im Schrifttum (vgl. bei. Holtz, S. 34, 35) 
wie in der Rechtſprechung erkannt, daß in zahlreichen Fällen 
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der Sicherungsübereignung, insbeſondere überall dort, wo 
der Vorbehaltskäufer die noch nicht vollbezahlte Sache unter 
Erwähnung dieſer Tatſache weiter „übereignet“, gar nicht 
über das Vollrecht des Eigentums, ſondern über das Teil⸗ 
recht der Anwartſchaft verfügt wird und daher für eine 
(früher vom RG. insbeſondere in dem berühmten „Bagger⸗ 
urteil“: RG. 95, 105 gebilligte) Anwendung des $ 185 BGB. 
kein Raum bleibt; auch in der Strafrechtſprechung über Unter⸗ 
ſchlagung und Untreue wird dieſe Erkenntnis zu beachten ſein. 
Alſo ein neues Gebilde der Konſtruktion und ein neuer Weg 
des Mißbrauchs im Kreditverkehr, wie manche annehmen? 
Ich glaube doch nicht: Während das Sicherungs eigentum“ 
als ſolches ſich m. E. als ein oft mißbrauchtes Scheingebilde 
der „Als⸗ob⸗Konſtruktion“ darſtellt, iſt das Anwartſchafts⸗ 
recht (im Hauptfalle des 8 455 BV.), d. h. das in der Ent⸗ 
wicklung zum Vollrecht begriffene, nur vom Eintritt einer 
Bedingung abhängige (8 158) und insbeſondere durch 8 161 
geſchützte Teilrecht, nur das Ergebnis einer Anwendung gel⸗ 
tender Beſtimmungen. Sein innerer Wert aber beruht in den 
Hauptanwendungsfällen auf der richtigen Erwägung, daß der 
Beſitz einer Sache ihrem vollen Wert um ſo näher kommt, je 
geringer der noch rückſtändige Teil des Kaufpreiſes iſt (a. a. O. 
S. 18). Es handelt ſich alſo keineswegs um eine konſtruktive, 
ſondern um eine wirtſchaftlich wie geſetzlich wohlbegründete, 
mit dem deutſch⸗ rechtlichen Gedanken der Gewere wohl ver⸗ 
einbare Neuſchöpfung, deren baldige theoretiſche Erforſchung 
und Ausgeſtaltung mit Rückſicht auf ihre gerade bei den 
heutigen Wirtſchafts⸗ und Kreditverhältniſſen erhebliche prak⸗ 
tiſche Bedeutung dringend erwünſcht iſt. 


Wenn ich trotzdem die in der Fußnote näher benannte 
Spezialſtudie von Dr. W. Holtz über das Anwartſchaftsrecht 
mit dem Mißtrauen in die Hand nahm, neuen Verſuchen rein 
konſtruktiver Jurisprudenz zu begegnen, ſo wurde dieſe Be⸗ 
ſorgnis ſchon durch die einleitenden Ausführungen der auch 
im ganzen ſo verſtändigen wie eindringenden und klaren 
Schrift beſeitigt; deren Lektüre darf ich nicht nur den Re⸗ 
ferendaren und Prüflingen, ſondern auch den Anwälten und 
Prozeßrichtern warm empfehlen, obgleich ich nicht mit allen 
Anſchauungen des Verfaſſers übereinſtimme. Dieſer geht im 
erſten Teil ſeiner Unterſuchung nicht etwa von der recht⸗ 
lichen Konſtruktion der Anwartſchaft, ſondern von der ſach⸗ 
lichen, wirtſchaftlichen Bedeutung einer Sicherungsverwertung 
der Anwartſchaft aus und weiſt in ſehr lehrreichen Aus⸗ 
führungen nach, daß und aus welchen Gründen (Wirtſchafts⸗ 
kriſis, Abgleiten der geſchäftlichen Moral, Verringerung der 
perſönlichen Beziehungen, Unmöglichkeit ſicherer perſönlicher 
Unterrichtung, Heraufſetzung der Lohnpfändungsgrenzen, Kurz⸗ 

233 


1858 


Aufſätze . 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


friſtigkeit) der Perſonalkredit weitgehend durch die Formen 
des Realkredits verdrängt worden iſt, unter den letzteren aber 
wiederum der Grundſtückskredit infolge der den Haus⸗ und 
Grundbeſitz belaſtenden Geſetze und der ſchweren Verwertbar⸗ 
keit der Grundſtücke mehr und mehr zurückgetreten iſt (wobei 
namentlich auf die Nachteile der Höchſtbetragshypothek näher 
eingegangen wird). So trat die Sicherungsübereignung der be⸗ 
weglichen Sachen, die als ſolche ihre Entſtehung einem Mangel 
des Geſetzes (Verſagung des Konſtituts bei der Verpfändung) 
verdankte, immer ſtärker hervor, dergeſtalt, daß der Schuldner 
ſchließlich nichts anderes war als „nach innen ein Schuld⸗ 
knecht, nach außen ein Strohmann“. Als wirkſamſte Waffe 
der Abwehr des Lieferanten ſtellte ſich (insbeſondere dank der 
Vorſchrift des 8 933 BGB.) der Eigentumsvorbehalt dar, von 
dem ſchließlich faſt in aller Regel Gebrauch gemacht wurde. 
So bleibt dem bedrängten Schuldner als Kreditmittel ſchließ⸗ 
lich nur noch der Vermögenswert, den ſolche Sachen bilden, die 
ihm übergeben (8 455) oder (bei einer auflöſend bedingten 
Übereignung nach § 930) belaſſen find, die Anwartſchaft, das 
„Kreditmittel der Zukunft“. Das Bemühen, dieſen Ver⸗ 
mögenswert zur Kreditbeſchaffung auszunutzen, iſt deshalb 
wohl verſtändlich, erſcheint aber auch nicht als ungeſund, 
wenn man berückſichtigt, daß die Anwartſchaft regelmäßig für 
eine Verwertung nur dann in Betracht kommt, wenn der Kauf⸗ 
preis dem Lieferanten bereits größtenteils bezahlt iſt. Zu⸗ 
gleich ſchwindet der gegen den Eigentumsvorbehalt erhobene 
Vorwurf, er droſſele ſonſtige Kreditmöglichkeiten ab, in dem 
Maße, als es möglich wird, die Anwartſchaft zur Kreditſiche⸗ 
rung zu verwenden (S. 2—19, bei. 7f., 17f.). 

Die rechtliche Eigenart der Anwartſchaft erblickt Holtz 
mit Recht in der doppelten Eigenſchaft, daß kraft § 158 ihr 
Erſtarken zum Vollrecht unmittelbar kraft Geſetzes erfolgt und 
daß nach Maßgabe des § 161 Zwiſchenverfügungen des (be⸗ 
dingten) Vollrechtsinhabers unwirkſam ſind. Aus beidem leitet 
er die wichtige Theſe her, daß die Anwartſchaft nicht nur ein 
tatſächlicher Zuſtand, ſondern ein — vererbliches und ver⸗ 
äußerliches, zur Konkursmaſſe gehöriges — ſubjektives Recht 
ſei, und zwar ein dingliches Recht (S. 21f.). 

Lehrreich und m. E. vorbildlich iſt die Methode, nach der 
Holtz ſodann im Hauptkapitel ſeiner Arbeit über die Ver⸗ 
wertung der Anwartſchaft zur Kreditſicherung verfährt. Auch 
hier geht er nicht von der Konſtruktion, ſondern von beſtimm⸗ 
ten wirtſchaftlich orientierten Anforderungen aus: Der Kredit⸗ 
geber iſt ſo zu ſtellen, daß er den ihm überlaſſenen Ver⸗ 
mögenswert jederzeit verwerten kann und ſpätere Verfügungen 
über die Anwartſchaft nicht zu befürchten hat; daher muß 
ein unmittelbarer Eigentumsübergang vom bis⸗ 
herigen Eigentümer auf den neuen Anwärter erzielt werden. 
Ferner muß der bedingt Berechtigte im ungeſtörten Beſitz der 
Gegenſtände bleiben. Weiter darf der Volleigentümer, ſei er 
Sicherungsnehmer oder Abzahlungsverkäufer, nicht gefährdet 
werden (bedenklicher iſt die weitere Forderung, die Verwer⸗ 
tung der Anwartſchaft müſſe nach außen unerſichtlich gemacht 
werden, S. 30). Der Schwerpunkt liegt auf der erſteren For⸗ 
derung, und der beſondere Wert der Arbeit von Holtz ſcheint 
mir in dem von ihm m. E. überzeugend geführten Nachweis 
zu liegen, daß es ſich ſchon nach dem geltenden Recht bei 
Veräußerung des Anwartſchaftsrechts weder bloß um Ab⸗ 
tretung eines Anſpruchs auf Eigentumsverſchaffung noch um 
Verfügung über das Vollrecht handelt; auch ſoll die Ver⸗ 
fügung nicht etwa zunächſt nur ſchwebend unwirkſam ſein, 
ſondern ſofortige Wirkung äußern: der Sicherungsgeber hat 
durch die Sicherungsübereignung über ſein Anwartſchaftsrecht 
gültig verfügt. Dieſe Verfügung iſt ſtatthaft als ſolche über 
ein wirkliches ſubjektives, dingliches Recht und geht entſpre⸗ 
chend den Vorſchriften über die Eigentumsübertragung vor 
ſich, ohne daß es dazu einer Zuſtimmung des 
Volleigentümers bedürfte; deſſen Beteiligung wäre 
ſogar zweckwidrig (a. RG.: ZW. 1933, 17621). Wie bei Über⸗ 
tragung des Eigentums der Erwerber Eigentümer wird, ſo er⸗ 
langt bei übertragung der Anwartſchaft der Erwerber die 
volle Anwartſchaftsrechtsſtellung (S. 30 —50). Entſprechend 
iſt auch eine Verpfändung und eine Nießbrauchsbeſtellung am 
Anwartſchaftsrecht zuläſſig und durchführbar. Sehr inſtruktiv 
find weiter die Unterſuchungen über die Zwangsverſteige⸗ 


rung in die Anwartſchaft (mit dem Ergebnis, daß Sach⸗ 
und Rechtspfändung, ohne Überweiſung, miteinander zu 
verbinden ſind, S. 66 ff.). Auch die Verwertung der Anwart⸗ 
ſchaft im Arreſt⸗, Konkurs⸗ und Vergleichsverfahren iſt be⸗ 
handelt. 

Nicht überall kann ich Holtz folgen. Sehr zweifelhaft iſt 
mir ſchon, wenn er meint, daß ein auf Eintritt der rechts⸗ 
geſchäftlichen Wirkung bei Eintritt der Bedingung gerichteter 
Wille der Parteien zum Erwerb des Vollrechts nicht not⸗ 
wendig ſei, ein Erfordernis, das er ſogar in die Begriffsbeſtim⸗ 
mung der Anwartſchaft aufnimmt: das dingliche Recht, das 
Eigentum bei Eintritt der Bedingung ohne weiteres, d. h. ohne 
beſondere Erwerbshandlung und ohne einen auf Erwerb ge⸗ 
richteten Willen zu erlangen (S. 28). Vor allem ſcheint mir 
die volle Gleichſtellung der Anwartſchaft auf Eigentumserwerb 
(§ 455) und auf Eigentumsrückfall (8 930) — mit recht theo⸗ 
retiſcher Begründung S. 21 — unhaltbar. Zudem: das Siche⸗ 
rungs „eigentum“ iſt nun einmal kein wahres Eigentum, fort» 
dern eine beſondere Form des Pfandrechts (Beſitzloſenpfand⸗ 
recht); Holtz ſagt ſelbſt (S. 27): ein Mittelding zwiſchen 
Eigentum und Pfandrecht. Daraus ergeben ſich allerdings ſehr 
weitgehende Abweichungen in der rechtlichen Betrachtungs⸗ 
weiſe (z. B. hinſichtlich der Verpfändung S. 51, der 
Zwangsverſteigerung S. 58, der Verwertung des Erlöſes 
S. 74). Daß die Arbeit ferner nur das Anwartſchaftsrecht 
aus bedingter Übereignung, nicht auch die an anderen Sachen⸗ 
rechten, insbeſondere auf Pfandrechts- und Hypothekenerwerb 
behandelt, iſt freilich kein Mangel, ſondern beruht auf der von 
vornherein geſteckten Begrenzung des Themas der Unter⸗ 
ſuchung (vgl. S. 26 Anm.). 

Das RG. hat kürzlich ein von mir hier näher beſproche⸗ 
nes (JW. 1933, 17621) bedeutſames Urteil gefällt (Anm. JW. 
1933, 17621), bei dem ſowohl die rechtliche Bedeutung des Be⸗ 
ſitzloſenpfandrechts als die Frage der Anwartſchaft auf Erwerb 
eines Hypothekenrechts und deren Konkurrenz mit der Anwart⸗ 
ſchaft auf ein Beſitzloſenpfandrecht deutlich in die Erſcheinung 
trat, ohne daß allerdings eine dieſer Fragen in der Entſchei⸗ 
dung berührt worden wäre. Das Urteil betraf einen Tatbeſtand 
des Typus, wie er im Hauptabſchnitt der Arbeit von Holtz 
zum Gegenſtand ſeiner grundſätzlichen Erwägungen gemacht 
iſt: über Maſchinen, die unter Eigentumsvorbehalt verkauft, 
geliefert, aber noch nicht vollſtändig bezahlt ſind, iſt unter Er⸗ 
wähnung dieſer Tatſache ein „Sicherungsübereignungsver⸗ 
trag“ mit Leihe und mit der Abrede abgeſchloſſen, daß mit 
der Zahlung des Reſtkaufpreiſes das Eigentum unmittel⸗ 
bar auf den Sicherungseigner (Kläger) übergehen ſoll. Das 
RG. verſagt dieſe Wirkung im Prozeß gegen den Hypotheken⸗ 
gläubiger, der die Haftung der Maſchinen als Zubehör aus 
8 1120 herleitet, und gibt mit dieſer Begründung dem Hypo⸗ 
thekengläubiger recht; anders wäre zu entſcheiden geweſen, 
wenn der Vorbehaltsverkäufer der Verfügung über die An⸗ 
wartſchaft, wenn auch nur durch Schweigen auf eine Mit⸗ 
teilung, zugeſtimmt hätte. 

Das Urteil iſt ein Muſter ſorgſamer, klarer und ſcharf⸗ 
geſchliffener, aber durchaus vorwiegend konſtruktioneller Er⸗ 
wägungen. Ich habe in meiner Anmerkung zu dem Urteil 
darzulegen verſucht, daß man an verſchiedenen Punkten auch 
anders konſtruieren könnte und dann zu dem entgegengeſetzten, 
m. E. falſchen Ergebnis käme. Zweierlei fällt bei der Begründung 
noch beſonders auf: das RG., deſſen Ausführungen letzthin, 
entgegen der Auffaſſung von Holtz, darauf hinauslaufen, daß 
die Anwartſchaft als ſolche noch kein dingliches Recht begründe, 
macht hier geltend, wenn die Rechtſprechung aus praktiſchen 
Rückſichten für den unmittelbaren Rechtsübergang des Eigen⸗ 
tums von der erſten Verkäuferin auf den Sicherungserwerber 
die, wenn auch nur ſtillſchweigende Zuſtimmung der von der 
Rechtsübereignung benachrichtigten Vorbehaltsverkäuferin als 
ausreichenden Erſatz förmlicher Übertragungshandlungen an⸗ 
erkannt habe, ſo „bedeute dies ſchon ein weitgehendes Ent⸗ 
gegenkommen gegenüber den Bedürfniſſen des Verkehrs“. Liegt 
da nicht ziemlich deutlich die Vorſtellung zugrunde, daß an 
und für ſich die Konſtruktion — die jenes „Entgegenkommen“ 
erweiſt — allen Erwägungen der Zweckmäßigkeit vorginge? 
Zwar wird dann von der Rechtsſicherheit gehandelt, die 
klare Willenskundgebungen erfordere; in dieſem Zuſammen⸗ 
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hang wird dann aber ausgeführt, Ausnahmen jeien nur 
für den Fall verdeckter Stellvertretung zugelaſſen, aber nur 
dann, wenn der Vertreter für ſeine Perſon den „Willen“ 
gehabt habe, das Eigentum gerade für ſeinen Machtgeber 
zu erwerben, und wenn er dazu bei Erlangung des Beſitzes 
gleichzeitig „durch Verhandeln mit ſich ſelbſt“ zugunſten 
des Vertretenen ein Beſitzkonſtitut vorgenommen habe; und 
nun wird vollends gerade für Kaufgeſchäfte des täglichen 
Lebens dargelegt, daß der Vertretene, ſofern der Stellvertreter 
zur, Zeit der dinglichen Einigung und Beſitzübertragung 
den „mit dem Willen des Auftraggebers übereinſtimmenden 
Willen“ hat, das Eigentum für dieſen zu erwerben, durch ein 
„Inſichgeſchäft“ Eigentümer, und es genügt, daß dieſer Wille, 
wenn auch nicht für jedermann, ſo doch für einen mit den 
Verhältniſſen Vertrauten erkennbar war. Ich beſorge doch 
ſehr, daß derartig ſubtile Vorſtellungen und ein ſolcher „Wille“ 
ſelbſt dem geriſſenen Kaufmann ſchon deshalb unzugänglich 
find, weil ihm kaum verſtändlich zu machen iſt, was ein ſol⸗ 
ches Verhandeln mit ſich ſelbſt und ein derartiges Inſich⸗ 
geſchäft eigentlich heißen ſoll; und wie ſoll der Richter einen 
ſo verklauſulierten Willen und eine ſo umſchriebene Erkenn⸗ 
barkeit feſtſtellen? Die Rechtsſicherheit aber wird gewiß nicht 
gewahrt, wenn die Entſcheidung von derartigen Konſtruktionen 
abhängig gemacht wird. 

Schließlich macht das RG. aber auch im gegebenen Falle 
die Entſcheidung von einem reinen Zufall abhängig: hat der 
Vorbehaltsverkäufer irgendwie von der Rechtsübertragung er⸗ 
fahren und dazu geſchwiegen, ſo geht das Eigentum unmittel⸗ 
bar auf den Sicherungsnehmer über und der Hypotheken⸗ 
gläubiger kommt um ſein Recht. Das Schlimmſte aber iſt dies, 
daß ſomit die Entſcheidung von einem Moment abhängig ge⸗ 
macht wird, das mit dem eigentlichen Problem des Falles: 
Konkurrenz von Hypothek und Beſitzloſenpfandrecht nichts zu 
ſchaffen hat, und daß von dieſem Problem in der ganzen Ent⸗ 
ſcheidung überhaupt nicht die Rede iſt. Daran können die an 
und für ſich zutreffenden rechtspolitiſchen Ausführungen am 
Schluß des Urteils nichts ändern. Der wahre Grund, aus 
dem der Hypothekengläubigerin der Sieg im Prozeß gebührte, 
iſt der, daß ſeine Anwartſchaft älter war als die Anwartſchaft 
der Sicherungsnehmerin auf das Beſitzloſenpfandrecht. Es 
fragt ſich ſogar, ob der geſetzlichen und auf Grundbuchrecht 
(vielleicht auch auf guten Glauben) gegründeten Anwartſchaft 
ſogar ohne Rückſicht auf die Priorität der Vorrang einzu⸗ 
räumen wäre. Beide Gründe aber ſind dem inneren Weſen 
der Sache entnommen, unabhängig von der reinen Kon⸗ 
ſtruktion. 


Daß die letztere faſt durchweg keineswegs zu ſicheren Ent⸗ 
ſcheidungen führt und daher vom Standpunkt der Rechts⸗ 
ſicherheit durchaus nicht den Vorzug vor dem Zweckgedanken, 
vor der Betrachtung aus dem Geſichtspunkt billiger Inter⸗ 
eſſenabwägung verdient, dies wird mir übrigens auch im 
Prüfungsbetrieb immerfort eindrucksvoll vor Augen geführt, 
namentlich bei der Leſung rechtswiſſenſchaftlicher Gutachten 
über ſchwierige Problemfälle. Immer wieder machen wir da 
die Beobachtung, daß ſich auf dem Wege konſtruktiven Vor⸗ 
gehens ganz verſchiedene Ergebniſſe, manchmal mehr als 
zwei, glänzend nachweiſen laſſen. Manchmal liegen mehrere, 
zweifellos als gut zu zenſierende Arbeiten über dasſelbe 
Thema mit ganz abweichenden Schlußergebniſſen gleichzeitig 
vor. Häufig, nicht immer, zeigt ſich dann, daß die Betrach⸗ 
tung aus dem Zweckgedanken und der Intereſſenabwägung 
viel ſicherer zu einem beſtimmten Ergebnis führt. 


Mir will ſcheinen, als ob der Streit zwiſchen Konſtruk⸗ 
tions⸗ und Intereſſenjurisprudenz praktiſch, alſo bei der 
Entſcheidung von Rechtsſtreitigkeiten, doch eine viel größere 
Rolle ſpielt, als man gemeinhin annimmt. M. E. kann an 
eine grundlegende Reform unſeres materiellen und Verfah⸗ 
rensrechts kaum mit Ausſicht auf Erfolg herangegangen wer⸗ 
den, bevor über die einſchlägigen Fragen, wie ſie z. B. in der 
(JW. 1932, 27 von mir näher beſprochenen) Schrift des Tü⸗ 
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binger Rechtslehrers Max Rümelin „Erlebte Wandlungen 
in Wiſſenſchaft und Lehre“ aufgeführt und verſtändig erörtert 
ſind, einige Klarheit geſchaffen ſein wird. Iſt es angängig, 
nach der von Ihering aufgebrachten „naturhiſtoriſchen Me⸗ 
thode“ in der Jurisprudenz wie in der Chemie die Rechts⸗ 
begriffe in ihre Beſtandteile zu zerlegen, dieſe wieder neu zu⸗ 
ſammenzuſetzen und aus zunächſt zu Darſtellungszwecken ge⸗ 
ſchaffenen Formulierungen rechtliche Schlußfolgerungen abzu⸗ 
leiten, oder wird dabei nicht überſehen, daß es ſich bei allen 
begrifflichen Zuſammenſtellungen eben nur um Darſtellungs⸗ 
formen, Reproduktionsverſuche handelt, und daß man aus 
Gleichniſſen und Bildern nicht wie bei mathematiſchen Be⸗ 
griffen Schlüſſe ziehen oder gar Abſtraktionen nicht wie lebende 
Körper behandeln darf? Iſt es vor allem zuläſſig, aus reinen 
Gattungsbegriffen oder Begriffseinſtellungen neue Rechtsſätze, 
an die bei Vornahme der Klaſſifikation noch gar nicht gedacht 
war, abzuleiten, oder ſind die in Lehre und Geſetz zum Zweck 
vereinfachter Ausdrucksweiſe verwandten Ordnungsbegriffe 
gar nicht Gegenſtand rechtſchaffender Tätigkeit, oder dürfen 
jene Begriffseinſtellungen, die man Konſtruktion nennt, höch⸗ 
ſtens den Wert nur vorläufiger Analogiehypotheſen bean⸗ 
ſpruchen? (vgl. Rümelin S. 20f., wo die hauptſächlichen 
Mängel des Ableitungs⸗, Inverſions⸗, Transformationsver⸗ 
fahrens näher erörtert ſind). Iſt der Richter überhaupt an die 
im Geſetz enthaltenen Formulierungen und Abſtraktionen ge⸗ 
bunden? Iſt die ganze, auf der Vorſtellung von der Lücken⸗ 
loſigkeit der Geſetze beruhende, mit ausdehnender Auslegung, 
Analogie und arg. e contrario arbeitende, noch immer herr⸗ 
ſchende Art der Geſetzesanwendung methodiſch zuläſſig, oder 
hat überall dort, wo dem Geſetz eine unmittelbare Wertung 
nicht zu entnehmen iſt, die richterliche Wertung einzuſetzen, 
unter Heranziehung der im Rechtsbewußtſein des Volkes be⸗ 
ruhenden allgemeinen Überzeugungen? Oder hat die geſetz⸗ 
liche „Konſtruktion“ nicht doch wenigſtens die ausſchlaggebende 
Bedeutung, daß der Zivilrichter bei Gleichgewichtslage der 
einander gegenüberſtehenden Intereſſen oder beim Zwieſpalt 
verſchiedener im Volksbewußtſein vorhandener Wertungsrich⸗ 
tungen im Intereſſe der Rechtsſicherheit die Entſcheidung der 
Konſtruktion entnimmt? (a. a. O. S. 37). Iſt der Richter 
nur an den klaren und unzweideutigen Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes gebunden, und darf er zur Vermeidung unpraktiſcher 
oder unbilliger Ergebniſſe ſelbſt „Gebotsberichtigungen“ vor⸗ 
nehmen, wenigſtens in den Fällen eines „Notſtandes“, ins⸗ 
beſondere dann, wenn das Geſetz in kraſſen Widerſpruch zum 
zeitigen Rechtsbewußtſein geraten iſt? (Aufwertung, Siche⸗ 
rungsübereignung, 1500-RM-Bertrag). 

Daß auch der Geſetzgeber ſelbſt derartige Probleme in 
Angriff nehmen kann, zeigt das Schweiz 3G B. (vgl. auch 8 63 
PrBäuerlErbhofch. v. 15. Mai 1933 [GS. 1651). Zwei Tat⸗ 
ſachen laſſen zudem gegenüber der gegenwärtigen Unſicherheit 
gerade jetzt eine weſentliche Beſſerung erhoffen. Die Methode 
der Intereſſenabwägung verſpricht um ſo ſicherere Ergebniſſe, 
je weniger das Rechtsbewußtſein des Volks durch Intereſſen⸗ 
gegenſätze geſpalten iſt; in einer Rechtsgemeinſchaft, der die 
innere völkiſche Einheitlichkeit abgeht, iſt die Berufung auf 
gemeinſame Wertung unſicher (Rümelin S. 18, 29) und tritt 
das Beſtreben hervor, die Rechtsſicherheit auf dem Wege der 
Konſtruktion zu ſuchen. Ausſchaltung der Klaſſen⸗, Standes⸗ 
und Parteienvorurteile und Betonung des Allgemeininter⸗ 
eſſes aber ſind in beſonders ſtarkem Maße die Signatur der 
gegenwärtigen großen Einheitsbewegung unſeres Volkes. 
Außerdem aber arbeitet gegenwärtig die Geſetzgebungsmaſchine 
ſo ſchnell und reibungslos, daß die Scheu, den Geſetzgebungs⸗ 
apparat in Bewegung zu ſetzen und damit die Gefahr, die 
Löſung wichtigſter Fragen zu verſchleppen, ſicher ausgeſchaltet 
iſt. Wäre dies ſchon vor zwei Jahrzehnten der Fall geweſen, 
fo brauchten wir kein Sicherungs eigentum“ und keine ähn⸗ 
lichen künſtlichen Konſtruktionen, und ſo hätten wir längſt das 
Beſitzloſenpfandrecht und damit die Möglichkeit, Fälle und 
Probleme, wie die vorhin beſprochenen, ſicher und gemein⸗ 
verſtändlich zu löſen. 
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(Inriſtiſche Wochenſchrift 


Die Beſchränkungen der Mobiliarzwangsvollſtreckung nach der DO. vom 
26. Mai 1933. 


Von Landgerichtsrat Dr. Lange, Hannover. 


Die in 88 18 ff. VO. v. 26. Mai 1933 enthaltenen 
Beſchränkungen der Zwangsvollſtreckung in bewegliche Gegen⸗ 
ſtände laſſen ſich nach zwei Geſichtspunkten gliedern: einmal 
danach, wegen welcher Anſprüche die Vollſtreckung be⸗ 
trieben wird, und zweitens danach, in welche Gegenſtände die 
Vollſtreckung betrieben wird. 

Vorausſetzung aller in Frage ſtehenden Vorſchriften iſt, 
daß die Vollſtreckung wegen einer Geldforderung, 
nicht etwa wegen eines Herausgabeanſpruchs, erfolgt. Be⸗ 
ſonderheiten gelten nach § 19 a, wenn die zu vollſtreckende 
Geldforderung durch eine auf einem Grundſtück (nicht auf 
einem Erbbaurecht oder einem anderen grundſtücksgleichen 
Rechte) laſtende Hypothek oder Grundſchuld ge— 
ſichert iſt. Davon Näheres unten zu B. 

Nicht ganz unzweifelhaft iſt die Anwendung der SS 18ff., 
wenn der Schuldner durch den Vollſtreckungstitel verurteilt iſt, 
entweder gewiſſe Sachen herauszugeben oder einen beſtimm⸗ 
ten Geldbetrag zu zahlen. Derartige Urteile werden häufig 
von Abzahlungsverkäufern, die ſich das Eigentum vorbe⸗ 
halten haben, gegen ihre Käufer erwirkt. Es handelt ſich 
dabei um ein Wahlſchuld verhältnis. Das Wahlrecht ſteht 
im Zweifel dem Schuldner zu (§S 262 BGB.). Die Wahl er⸗ 
folgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teil. Erfolgt 
ſie nicht vor dem Beginn der Zwangsvollſtreckung, ſo kann 
nach 8264 BGB. der Gläubiger die Zwangsvollſtreckung 
nach ſeiner Wahl auf die eine oder auf die andere Leiſtung 
richten; der Schuldner kann ſich jedoch, ſolange nicht der 
Gläubiger die gewählte Leiſtung ganz oder zum Teil emp⸗ 
fangen hat, durch die andere Leiſtung von ſeiner Verbind⸗ 
lichkeit befreien. Die Auslegung des 8264 BGB. iſt ſtreitig. 
Enneccerus (Lehrbuch des Bürgerl. Rechts I 2 8 242 V) 
nimmt an, daß das Wahlrecht des Schuldners durch den 
Beginn der Zwangsvollſtreckung nur beſchränkt werde, indem 
es nur durch tatſächliches Angebot der anderen Leiſtung aus⸗ 
geübt werden könne; verloren werde es erſt durch völligen 
oder teilweiſen Empfang der Leiſtung von ſeiten des Gläu⸗ 
bigers. Die überwiegende Meinung, die auch den Wortlaut 
des Geſetzes für ſich hat, vertritt dagegen den Standpunkt, daß 
das Wahlrecht bereits bei Beginn der Zwangsvollſtreckung 
auf den Gläubiger übergeht und durch Vornahme der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in den einen Gegenſtand des Urteils ausgeübt 
wird, während dem Schuldner lediglich eine Abwendungs⸗ 
befugnis (facultas alternativa) verbleibt (fo auch LG. Berlin 
bei Goldmann, Die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche 
Vermögen, S. 332). Geht man hiervon bei der Anwendung 
der §8 18ff. aus, fo ergibt ſich folgendes: Beauftragt der 
Gläubiger den Gerichtsvollzieher, die Vollſtreckung wegen der 
in dem Urteil angegebenen Geld forderung vorzunehmen 
und pfändet der Gerichtsvollzieher Gegenſtände der in den 
88 18 ff. erwähnten Art, ſeien es auch die Sachen, deren 
Herausgabe der Gläubiger nach dem Urteil verlangen kann, 
fo ſind die §s 18 ff. anwendbar. Beauftragt der Gläubiger 
dagegen den Gerichtsvollzieher, den Herausgabe anſpruch 
zu vollſtrecken, und geht der Gerichtsvollzieher demnach gemäß 
8883 ZPO. vor, fo kann eine Vollſtreckungsbeſchränkung 
aus § 18 ff. nicht in Frage kommen, ſelbſt wenn es ſich bei 
den herauszugebenden Sachen um ſolche handelt, wie ſie 
im 818 erwähnt ſind; allenfalls wegen der Koſten dieſer 
Vollſtreckung könnte, wenn ihretwegen eine Pfändung er⸗ 
folgt, der Schuldner den Schutz der Ss 18 ff. in Anſpruch 
nehmen. 

A. Bei der Unterſcheidung der Vollſtreckungsbeſchrän⸗ 
kungen nach dem Pfandobjekt ergibt ſich folgendes Bild: 

1. Gepfändet find bewegliche Sachen. 

Beſtimmte Sachen werden von den Abſ. 2, 4 des 8 18 
betroffen, nämlich: 

a) Sachen, die zum perſönlichen Gebrauch dienen, d. h. 
des Schuldners, nicht ſeiner Angehörigen. Gleichgültig iſt 


es, ob die Sachen unentbehrlich find; denn § 18 ſoll eine Er⸗ 
weiterung der Schutzbeſtimmung des SELL Nr. 1 ZPO. fein. 

b) Sachen, die zum Hausrat des Schuldners gehören, 
wiederum ohne Rückſicht auf ihre Notwendigkeit. 

c) Einrichtungsgegenſtände, Gerätſchaften oder Vorräte, 
die der Erwerbstätigkeit des Schuldners dienen oder zu 
a von ihm betriebenen gewerblichen Unternehmen ge⸗ 
ören. 

Die Vorausſetzungen des SELL Nr. 5 ZPO., an den dieſe 
Vorſchrift anklingt, ſind hier weſentlich gelockert. Während 
der Schutz des 8811 Nr. 5 ZPO. „perſönliche Leiſtungen“ 
des Schuldners vorausſetzt, ſo daß kapitaliſtiſche Betriebe 
ausſcheiden, ſtellt der § 18 lediglich auf eine „Erwerbstätig⸗ 
keit“ des Schuldners, gleichviel welcher Art, ab. Der 8 18 
wird deshalb auch auf Vollkaufleute, Handelsgeſellſchaften 
und andere juriſtiſche Perſonen anzuwenden ſein. Gleichgültig 
iſt es nach 8 18 auch, ob die zu dem gewerblichen Unter⸗ 
nehmen des Schuldners gehörigen Gegenſtände unentbehrlich 
ſind, oder ob ſie nur eine Erleichterung des Betriebes be⸗ 
wirken. Es kommt ferner nicht darauf an, ob die Sachen vom 
Schuldner ſelbſt oder von ſeinen Angeſtellten benutzt werden. 
Dagegen erſcheint es erforderlich, daß der Schuldner ſeine 
gewerbliche Tätigkeit tatſächlich ausübt. Eine vorüber⸗ 
gehende Einſtellung des Betriebes wird unſchädlich ſein, etwa 
wenn Krankheit oder zeitweiſer Mangel an Aufträgen die 
Urſache ſind. Es wird aber zu verlangen ſein, daß die 
Wiederaufnahme des Betriebes innerhalb angemeſſener Zeit 
zu erwarten und nicht nur eine ungewiſſe Möglichkeit hierfür 
gegeben iſt. So hat das LG. Hannover in einem Falle, wo 
der Kolonialwarenladen des Schuldners ſeit Januar 1932 
ununterbrochen geſchloſſen geweſen war, die Anwendung des 
818 verneint (Beſchl. v. 14. Juli 1933, LIT 1635/33). 

II. Es erſcheint unbedenklich, den unter I aufgeführten 
Sachen Anſprüche auf Herausgabe ſolcher Sachen, die 
ſich vorübergehend bei einem Dritten (Verwahrer, Spediteur 
od. dgl.) befinden, gleichzuſtellen (ebenfo: LG. Hannover in 
dem oben erwähnten Beſchluß). Dies rechtfertigt ſich aus 
8847 Abſ. 2 ZPO., wonach auf die Verwertung eines ſolchen 
gepfändeten Herausgabeanſpruchs die Vorſchriften über die 
Verwertung gepfändeter Sachen Anwendung finden, und iſt 
in der Rechtſprechung zu 8811 ZPO. allgemein anerkannt 
(vgl. Goldmann, Die Zwangsvollſtreckung in das beweg⸗ 
liche Vermögen, S. 237). 

Die Maßnahmen, die das VollſtrGer. bei der Pfändung 
der unter I und II aufgeführten Gegenſtände treffen kann, 
find folgende: 

1. „Aufhebung der Zwangsvollſtreckung“ (8 18 
Abſ. 2), d. h. bei einer Sachpfändung hat es dieſe für un⸗ 
zuläſſig zu erklären, worauf der Gerichtsvollzieher die Auf⸗ 
hebung vorzunehmen hat (88 775 Nr. 1, 776 ZPO.); bei der 
Pfändung eines Herausgabeanſpruchs hat das VollſtrGer. 
den Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß ſelbſt als unzu⸗ 
läſſig aufzuheben. 

2. Statt der Aufhebung kann das Gericht, wenn dies 
unter Berückſichtigung aller Umſtände angemeſſen erſcheint, 
„unter einſtweiliger Einſtellung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung dem Schuldner Zahlungsfriſten bewilligen“. 
Zahlt der Schuldner dann nicht friſtgemäß, ſo iſt auf Antrag 
des Gläubigers die Einſtellung aufzuheben. Der Schuldner 
kann dies jedoch abwenden dadurch, daß er glaubhaft macht, 
daß ſich feine wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſeit der Ein⸗ 
ſtellung weiter verſchlechtert und ihn an der Erfüllung 
der Zahlungsauflage verhindert haben, ohne daß ihn ein 
Verſchulden daran trifft. Der Schuldner kann ſich alſo nicht 
darauf berufen, daß das Gericht bei dem Erlaß des Ein⸗ 
ſtellungsbeſchluſſes ſeine Zahlungsfähigkeit überſchätzt habe. 

3. Es fragt ſich, ob das VollſtrGer. nicht noch eine dritte 
Möglichkeit hat: die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
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ohne Anordnung von Zahlungsfriſten. Eine dahin⸗ 
gehende Maßnahme kann ſich als zweckmäßig erweiſen, wenn 
der Schuldner z. Zt. außerſtande iſt, Ratenzahlungen zu 
leiſten, und wenn die Aufhebung der Pfändung im Inter⸗ 
eſſe des Schuldners nicht erforderlich iſt, z. B. weil die Pfand⸗ 
ſtücke in ſeinem Gewahrſam verblieben ſind und von ihm 
weiter benutzt werden können, während der Gläubiger durch 
eine Aufhebung der Pfändung, die dem Schuldner die un⸗ 
beſchränkte Möglichkeit einer Veräußerung oder Sicherungs⸗ 
übereignung der Pfandſtücke geben würde, unnötig geſchädigt 
würde. Die Einſtellung ohne Zahlungsauflage iſt m. E. 
zweifellos zuläſſig, wenn der Schuldner einen dahingehenden 
Antrag ſtellt; denn über ſeinen Antrag hinaus darf das 
Gericht keine Anordnungen treffen. Aber auch in dem Auf⸗ 
hebungs antrage nach 8 18 Abſ. 2 liegt m. E. der Ein⸗ 
ſtellungsantrag als ein Minus, auf das das Gericht erkennen 
darf, wenn es den beiderſeitigen Intereſſen der Parteien 
entſpricht. Es kann dagegen auch nicht eingewendet werden, 
daß eine ſolche einſtweilige Einſtellung das Schickſal der 
Vollſtreckung im ungewiſſen laſſen würde; denn auf alle Fälle 
endet dieſe Vollſtreckungsbeſchränkung wie alle anderen auf 
Grund des 8 18 Abſ. 1 mit dem 31. März 1934. Auch vor⸗ 
ber wird der Gläubiger, wenn er eine Veränderung der tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe nachweiſen kann, eine nachträgliche 
Zahlungsauflage nach 8 18 Abſ. 4 beantragen können. 

Die vorſtehenden drei Maßnahmen haben gemeinſame 
Vorausſetzungen, nämlich: 

a) daß der Schuldner ohne fein Verſchulden außerſtande 
iſt, die Verbindlichkeit zu erfüllen, und 

b) daß ihm durch den Verluſt der gepfändeten Gegen⸗ 
ſtände ein unverhältnismäßiger Nachteil erwachſen würde. 

c) Falls die zur Vollſtreckung ſtehende Forderung aus 
vertraglicher Verpflichtung (nicht aus unerlaubter Hand⸗ 
lung, ungerechtfertigter Bereicherung oder einem anderen 
geſetzlichen Schuldverhältnis) herrührt, iſt weiter erforderlich, 
daß das Zahlungsunvermögen darauf beruht, daß ſich die wirt⸗ 
ſchaftliche Lage des Schuldners nach Vertragsſchluß ver⸗ 
ſchlechtert hat. e 

Zu a): Bei der Prüfung des Verſchuldens wird auf die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt abzuſtellen fein, nicht auf 
die Sorgfalt, die der Schuldner in eigenen Angelegenheiten 
anzuwenden pflegt. Sonſt würde der läſſige Schuldner mehr 
Schutz genießen als der ſorgſame. Fehlgeſchlagene Speku⸗ 
lationen müſſen ſtets als verſchuldet angeſehen werden. Das 
gleiche gilt von Trunkſucht und Verſchwendung, es ſei denn, 
daß ſie auf krankhafter Anlage beruhen oder zur Entmün⸗ 
digung asche haben. Hätte der Schuldner durch Fleiß, 
durch Einſchränkung feiner perſönlichen Bedürfniſſe, durch 
Veräußerung überflüſſigen Vermögens oder auf irgendeine 
ihm zumutbare Weiſe ſein Zahlungsunvermögen abwenden 
können, ſo trifft ihn hieran ein Verſchulden. Anders liegt 
es dagegen, wenn er arbeitslos geworden iſt, wenn er Miet⸗ 
ausfälle oder durch die allgemeine Kriſe verurſachte Ge⸗ 
ſchäftsverluſte gehabt hat uſw. 

Zu b): Für die „Unverhältnismäßigkeit“ des dem 
Schuldner drohenden Nachteils iſt offenbar nicht ſo ſehr 
maßgebend, in welche Lage der Gläubiger durch die Auf⸗ 
hebung oder einſtweilige Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
kommt; denn dieſe iſt nur im Rahmen des § 18 Abſ. 2 Satz 3 
zu berückſichtigen: „Von der Aufhebung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung iſt abzuſehen, wenn dadurch die wirtſchaftliche Lage 
des Gläubigers ernſtlich gefährdet werden würde.“ Eine 
unverhältnismäßige Benachteiligung des Schuldners wird viel⸗ 
mehr anzunehmen ſein, wenn die Durchführung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung ihn in unbilliger Weiſe ſchädigen würde. Dabei 
wird insbeſ. der Geſichtspunkt eine Rolle ſpielen, daß die 
Pfandſtücke bei der Verſteigerung nur einen geringen Erlös 
erbringen würden, der den Schuldner nur wenig von ſeinen 
Schulden befreien würde. 

Zu c): Ob es ſich bei der zur Vollſtreckung ſtehenden 
Forderung um einen vertraglichen Anſpruch handelt, 
wird ſich in der Regel an Hand des Titels, wor allem der 
Urteilsgründe, unſchwer feftitellen laſſen. In einem Fall, 
der das LG. Hannover beſchäftigt hat, hatten ſich die Par⸗ 
teien nach der bereits im Jahre 1931 erfolgten Pfändung 
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über die Tilgung der Schuld in Raten unter Fortbeſtand der 
Pfändung geeinigt. Selbſtverſtändlich iſt es hier nicht er⸗ 
forderlich, daß eine Verſchlechterung der wirtſchaftlichen Lage 
des Schuldners nach dieſer Vereinbarung eingetreten 
iſt; ſondern es kommt auf den Zeitpunkt der urſprünglichen 
Begründung der Schuld an. Sonſt würde der zahlungswillige 
Schuldner, der ſich zu einem derartigen Abkommen bereit 
gefunden hat, ſchlechter ſtehen als ein hartnäckiger Zah⸗ 
lungsweigerer. 

Wie bereits erwähnt, hat das VollſtrGer. von der Auf⸗ 
hebung oder Einſtellung der Vollſtreckung abzuſehen, wenn 
dadurch die wirtſchaftliche Lage des Gläubigers ernſtlich ge⸗ 
fährdet werden würde. Dieſe Einwendung hat der Glau⸗ 
biger glaubhaft zu machen. Sie wird nur dann begründet 
ſein, wenn die wirtſchaftliche Exiſtenz des Gläubigers be⸗ 
droht iſt. 

III. Eine Sonderregelung iſt im 8 19 getroffen für die 
Zwangsvollſtreckung in Miet⸗ und Pachtzins for ⸗ 
derungen, denen Barmittel und Guthaben, die aus Miet⸗ 
und Pachtzinszahlungen herrühren, gleichgeſtellt ſind. Aus 
welcher Zeit ſie ſtammen, iſt belanglos. 

Ihre Pfändung iſt auf Antrag des Schuldners vom 
VollſtrGer. inſoweit aufzuheben, als der Schuldner ihrer 
bedarf 

a) zur laufenden Unterhaltung des Grundſtücks, d. h. 
desjenigen Grundſtücks, aus deſſen Vermietung oder Ver⸗ 
pachtung die gepfändeten Beträge ſtammen. Hat der Schuldner 
mehrere Grundſtücke, ſo darf er alſo nicht eine Einnahmen⸗ 
und Ausgabenberechnung für alle Grundſtücke gemeinſam, 
ſondern muß fie für jedes geſondert aufſtellen. Ergibt ſich 
dabei, daß die gepfändeten Beträge für die Unterhaltung 
des Grundſtücks, aus dem ſie ſtammen, nicht erforderlich ſind, 
ſo kann die Unpfändbarkeit nicht damit begründet werden, 
daß ſie für die anderen Grundſtücke notwendig ſeien. Werfen 
umgekehrt die anderen Grundſtücke Überſchüſſe ab, jo „bedarf“ 
der Schuldner der gepfändeten Beträge inſoweit nicht, als er 
auf jene Überſchüſſe zurückgreifen kann. 

b) zur Vornahme notwendiger Inſtandſetzungsarbeiten 
auf dem Miet⸗ oder Pachtgrundſtück; 

e) zur Befriedigung von Anſprüchen, die bei einer 
Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück dem Anſpruch des 
Gläubigers nach 8 10 ZwXerft®. vorgehen würden. Hat ein 
gewöhnlicher Perſonalgläubiger die Mietpfändung ausgebracht, 
fo würden ihm mithin insbeſ. rüdftändiger Lidlohn, Steuern, 
Hypothekenzinſen uſw. vorgehen. 

Nicht gerechtfertigt iſt dagegen die Aufhebung der Miet⸗ 
pfändung mit der Begründung, daß der Schuldner die Miete 
brauche, um davon ſeinen und ſeiner Familie Unterhalt zu 
beſtreiten. Die Pfändung von Untermiet forderungen iſt 
daher in der Regel unbeſchränkt zuläſſig. 

B. Die im Vorſtehenden unter A I bis III erörterten Be⸗ 
ſchränkungen gelten für Zwangsvollſtreckungen wegen ge⸗ 
wöhnlicher Geldforderungen. Iſt die zu vollſtreckende For⸗ 
derung durch eine auf einem Grundſtück laſtende Hypothek 
oder Grundſchuld geſichert, ſo ſind außer den unter 
AI bis III behandelten noch folgende weitere Beſchränkun⸗ 
gen vorgeſehen (8 19 a): 

Der Schuldner kann die Aufhebung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung verlangen, wenn er glaubhaft macht, 

a) daß er ohne Verſchulden (vgl. oben unter A); 

b) infolge Rückgangs der Miet⸗ oder Pachtzinseinnahmen 
oder infolge Arbeitsloſigkeit oder infolge weſentlichen Rück⸗ 
gangs ſeines Arbeitseinkommens, ſeines Ruhegeldes, ſeiner 
Rente aus der Sozialverſicherung oder Reichsverſorgung oder 
ähnlicher Bezüge; 

c) zu der Zahlung außerſtande iſt, und ferner 

d) daß er die Pfandſtücke dringend braucht 

zur Befriedigung ſeines und ſeiner Familie notwendigen 
(nicht nur notdürftigen) Unterhalts oder 

zur laufenden Unterhaltung des Grundſtücks oder 

zur Vornahme notwendiger Inſtandſetzungsarbeiten an 
dem Grundſtück oder 

zu Zahlungen auf die dem Anſpruch des Gläubigers nach 
8 10 ZuVerſtG. vorgehenden auf dem Grundſtück ruhenden 
Laſten oder 
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zur Aufrechterhaltung eines von ihm betriebenen wirt⸗ 
ſchaftlichen Unternehmens. 

Ob es ſich bei Pfandſtücken um Geld, andere Sachen 
oder Forderungen handelt, iſt gleichgültig (arg. „Mittel“ ). 

Der Gläubiger kann die Aufhebung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung abwenden, indem er glaubhaft macht, daß der zu 
vollſtreckende Anſpruch aus notwendigen Inſtandſetzungs⸗ 
arbeiten am Grundſtück, einſchließlich Umbauten, oder zu 
1 0 Zwecke gewährten Krediten entſtanden iſt (5 19a 
Abſ. 3). 

C. Für die Anwendung der Pfändungsbeſchränkungen 
aus 88 18, 19, 19a (oben A und B) gelten gewiſſe gemein⸗ 
ſame Verfahrens vorſchriften. 

1. Wenn ohne weiteres erſichtlich iſt, daß die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Aufhebung der Zwangssollſtreckung vor⸗ 
liegen, ſoll ſchon das Vollſtreckungsorgan, d. h. das 
VollſtrGer. bei Pfändung von Forderungen, der Gerichts⸗ 
vollzieher bei Pfändung von Sachen, von vornherein von 
der Pfändung abſehen. Dies wird etwa dann geſchehen können, 
wenn kurz vorher ein Antrag des Schuldners aus 88 18ff. 
Erfolg gehabt hat. 

2. Die für die Entſcheidung weſentlichen tatſächlichen 
Verhältniſſe bedürfen nur der Glaubhaftmachung. Der 
Beweisführer kann ſich dazu aller Beweismittel mit Aus⸗ 
nahme der Eideszuſchiebung bedienen, auch zur Verſicherung 
an Eidesſtatt zugelaſſen werden (§ 294 Abſ. 1 ZPO.). Die 
Formen des Beweisverfahrens ſind ganz frei, insbeſ. iſt ein 
Beweisbeſchluß unnötig. 

3. Vor der Entſcheidung iſt der Gegner zu hören, es ſei 
denn, daß die Zurückweiſung des Antrags des Schuldners 
ſogleich erfolgen kann. 

4. Das VollſtrGer. ebenſo wie das BeſchwG. ſollen in 
geeigneten Fällen auf eine gütliche Abwicklung der Ver⸗ 
bindlichkeit hinwirken und können dieſerhalb eine mündliche 
Verhandlung anordnen. 
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5. Eine weitere Beſchwerde findet nicht ſtatt. 

6. Bei Zwangsvollſtreckungen, die im Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren erfolgen, ſtehen die dem VollſtrGer. zuge⸗ 
wieſenen Entſcheidungen der Vollſtreckungsbehörde zu. 

D. Der Geltungsbereich der erörterten Voll⸗ 
ſtreckungsbeſchränkungen iſt zweifach eingeſchränkt; 

1. zeitlich: Die Beſchränkungen gelten nur für die Zeit 
bis zum 31. März 1934. Andererſeits werden auch die beim 
Inkrafttreten der VO. ſchwebenden, aber noch nicht abge⸗ 
ſchloſſenen Vollſtreckungsverfahren von ihnen ergriffen; 

2. gegenſtändlich: Die Beſchränkungen finden keine An⸗ 
wendung, ſoweit die auf Grund der VO. des RPraſ. über den 
landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz v. 14. Febr. 1933 
(RGBl. I, 63) ergangenen Ausführungs O. Platz greifen. 
Man wird dies nicht dahin verſtehen dürfen, daß die obigen 
Beſchränkungen nur inſoweit nicht eingreifen, als der Schuld⸗ 
ner ſchon nach der VO. v. 14. Febr. 1933 im Einzelfall 
Schutz genießt, daß ſie dagegen anzuwenden ſind, ſoweit der 
Schutz der an ſich anwendbaren VO. v. 14. Febr. 1933 ver⸗ 
ſagt; denn dann hätte es der Vorſchrift des § 19 b kaum 
bedurft. Vielmehr bedeutet dieſe Beſtimmung m. E., daß die 
obigen Beſchränkungen aus 88 18 ff. nicht in Anſpruch ges 
nommen werden können, wenn es ſich um eine Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gegen den Inhaber eines landwirtſchaft⸗ 
lichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen 
Betriebes handelt. Die Gläubiger, die nach 88 8, 9 Ausf⸗ 
BD. v. 14. Febr. 1933 bevorrechtigt ſind, können demnach 
die Vollſtreckung betreiben, auch wenn die Vorausſetzungen 
der 88 18 ff. VO. v. 26. Mai 1933 vorliegen. Dies folgt 
daraus, daß nach Art. 1 81 VO. v. 14. Febr. 1933 die 
zur Geſundung der deutſchen Landwirtſchaft eingeleiteten 
Maßnahmen nicht nur den Inhabern, ſondern auch den Gläu⸗ 
bigern landwirtſchaftlicher Betriebe zugute kommen ſollen. 
In ihrem Verhältnis zueinander gelten alſo ausſchließlich 
die Ausführungsvorſchriften zu der VO. v. 14. Febr. 1933. 


Die Bindung des Strafrichters in Steuerſtrafſachen. 


Von Regierungsrat Dr. Kuno Frieſecke, Rudolſtadt. 


8468 RAbgoO. bindet den Strafrichter bei der Urteils⸗ 
findung in Steuerſtrafſachen in gewiſſem Umfange an Ent⸗ 
ſcheidungen des höchſten Steuergerichts über ſteuerrechtliche 
Vorfragen. Wie weit dieſe Bindung reicht, geht aus der 
Faſſung des 8 468 RAbgO. nicht klar hervor. Über die An⸗ 
wendungsgrenzen des § 468 RAbgd. find daher zahlreiche 
Streitfragen entſtanden, mit denen ſich ſowohl das RG. als 
der RF H. zu befaſſen hatte. 

Vorausſetzung für die Bindung des Strafrichters iſt nach 
§ 468 RAbgO., daß eine Verurteilung wegen vorſätzlicher oder 
fahrläſſiger Steuerverkürzung davon abhängt, ob ein Steuer⸗ 
anſpruch beſteht oder ob und in welcher Höhe ein Steuer- 
anſpruch verkürzt iſt. Die erſte Alternative, daß die Ver⸗ 
urteilung vom Beſtehen eines Steueranſpruchs 
und nicht auch von der Verkürzung eines ſolchen 
abhängt, iſt bei nicht zu den Zöllen oder Verbrauchsabgaben 
gehörenden Steuern gegeben, wenn dem Beſchuldigten nur der 
Verſuch einer Steuerhinterziehung nach 8 397 
RAbgoO. zur Laſt gelegt wird. In dieſem Falle kann das 
Strafurteil nur davon abhängen, ob ein Steueranſpruch be⸗ 
ſteht, nicht auch davon, ob und in welcher Höhe ein Steuer⸗ 
anſpruch verkürzt iſt. Denn zum Weſen des Verſuchs gehört, 
daß die beabſichtigte Straftat nicht zur Vollendung gekommen 
iſt, daß alſo, da zur Vollendung der Steuerhinterziehung der 
Erfolg der Steuerverkürzung gehört, die Verurteilung wegen 
verſuchter Steuerhinterziehung nicht davon abhängen kann, 
daß ein Steueranſpruch verkürzt iſt. Daher iſt der Straf⸗ 
richter, der über verſuchte Steuerhinterziehung abzuurteilen 
hat, nur in Anſehung der Frage nach dem Beſtehen eines 
Steueranſpruchs beſchränkt. Dagegen iſt bei verſuchter Steuer⸗ 
hinterziehung das Strafurteil nicht auch von der Frage ab⸗ 
hängig, ob ein Steueranſpruch verkürzt iſt. Denn die Ver⸗ 
urteilung wegen des Verſuchs der Steuerhinterziehung erfor⸗ 


dert nicht die Feſtſtellung, daß die Verkürzung des Steuer⸗ 
anſpruchs bewirkt iſt, da — nachdem durch die III. StNotVO. 
v. 14. Febr. 1924 (RG Bl. I, 70) die verwirkten Geldſtrafen 
bei den nicht zu den Zöllen oder Verbrauchsabgaben gehörigen 
Steuern vom verkürzten Steuerbetrage losgelöſt ſind — für 
Schuld und Strafe im Falle nur verſuchter Steuerhinterziehung 
nur das Verhältnis zwiſchen der Vorſtellung des Täters von 
der herbeizuführenden Steuerverkürzung und ſeiner auf dieſen 
Erfolg gerichteten Handlung oder Unterlaſſung den Ausſchlag 
gibt, alſo die auf den Erfolg gerichtete innere Willensrichtung 
des Täters (Verſchulden) und nicht das äußere Verhältnis der 
Handlung oder Unterlaſſung zu der Steuerverkürzung, die im 
Falle des Erfolges eingetreten wäre. Stimmt das Strafgericht 
mit der Steuerbehörde darin überein, daß ein Steueranſpruch 
gegen den Täter überhaupt beſteht, und iſt es nur mit dem 
von der Steuerbehörde feſtgeſetzten Steuerbetrage nicht einver⸗ 
ſtanden, jo kann es daher, ohne durch 8 468 RAbgO. gebun⸗ 
den zu ſein, frei entſcheiden, da die Verurteilung von der Feſt⸗ 
ſtellung der verkürzten Steuer nicht abhängt (RG. v. 19. Febr. 
1931, 2 D 487/30 — X 760/30: StW. 1931 Nr. 638 u. RF. 
v. 24. Febr. 1932, VI F I/32: StW. 1932 Nr. 401). 

Bei vollendeter Steuerhinterziehung nach 
§ 396 RAbgO. ebenſo wie bei Steuergefährdung nach 8 402 
RAbgdO. dagegen hängt, da eine bereits herbeigeführte Steuer⸗ 
verkürzung zu den Tatbeſtandsmerkmalen gehört, die Ver⸗ 
urteilung nicht nur von der Feſtſtellung des Be⸗ 
ſtehens eines Steueranſpruchs, ſondern immer 
auch von der Feſtſtellung ab, daß dieſer Steuer⸗ 
anſpruch verkürzt iſt. Eine Abhängigkeit auch von der 
Feſtſtellung der Höhe des verkürzten Betrages beſteht nur noch 
bei Zöllen und Verbrauchsabgaben inſoweit, als nach 8 396 
Abſ. 1 Satz 3 RAbgdo. hier gewiſſe Mindeſtſtrafſätze für 
Steuerhinterziehung vorgeſchrieben ſind. Bei den nicht unter 
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die Zölle oder Verbrauchsabgaben fallenden Steuern iſt da⸗ 
gegen durch die III. StNotVO. die verwirkte Geldſtrafe für 
Steuerhinterziehung von der früheren geſetzlichen Abhängig⸗ 
keit von dem verkürzten Steuerbetrage losgelöſt, ſo daß ſeit⸗ 
dem die Verurteilung wegen Hinterziehung nicht unter die 
Zölle oder Verbrauchsabgaben fallender Steuern nur noch von 
der Vorfrage abhängen kann, ob ein beſtehender Steueranſpruch 
verkürzt iſt, nicht auch von der Feſtſtellung der Höhe des ver⸗ 
kürzten Betrages. Will das Strafgericht bei der Urteilsfindung 
über eine Steuerhinterziehung von einem rechtskräftigen 
Steuerbeſcheid abweichen, ſo kommt es demnach für die Frage 
der Bindung nach 8 468 RAbgd. darauf an, inwieweit und 
aus welchem Grunde es von dem Steuerbeſcheide abweichen 
will. Bejaht auch das Strafgericht die Steuerverkürzung an 
ſich und nimmt es nur den verkürzten Betrag niedriger an, 
als im Steuerbeſcheide feſtgeſtellt iſt, dann kann es inſoweit 
ohne Bindung nach $ 468 RAbgd. von den Feſtſtellungen der 
Steuerbehörde abweichen (RF H. v. 3. Juni 1931, VI 1/31; 
StW. 1931 Nr. 775). Nicht abweichen darf dagegen das 
Strafgericht von einer Entſcheidung der Steuerbehörde über 
die Frage, ob überhaupt ein beſtehender Steueranſpruch ver⸗ 
kürzt iſt, da 8 468 NUbgD. bezweckt, einer verſchiedenen. recht⸗ 
lichen Beurteilung der einſchlagenden ſteuerrechtlichen Fragen 
durch die Strafgerichte einerſeits und die Steuerbehörden und 
Steuergerichte andererſeits vorzubeugen. Die Bindung des 
Strafgerichts beſchränkt ſich aber nur auf den 
äußeren Tatbeſtand der Verkürzung eines 
Steueranſpruchs. Über den inneren Tatbeſtand, 
alſo die Frage, ob Vorſatz oder Fahrläſſigkeit 
vorliegt, hat das Strafgericht ſelbſtändig und 
allein zu entſcheiden. Wenn alſo das Strafgericht be⸗ 
reits die ſubjektiven Vorausſetzungen der Strafbarkeit nicht für 
gegeben hält, weil es z. B. annimmt, daß ſich der Beſchuldigte 
in einem unverſchuldeten Irrtum über das Beſtehen einer 
ſteuerrechtlichen Vorſchrift befunden habe, ſo kann es ohne 
weiteres freiſprechen (RG. v. 8. Nov. 1928, 2 D 409/28: 
SW. 1929 Nr. 207 u. RF. v. 14. April 1931, VIF 2/31: 
StW. 1931 Nr. 637). 


Iſt in einem Steuerbeſcheide der Steuerbetrag nur ge⸗ 
ſchätzt, ſo iſt damit noch nicht ohne weiteres auch eine Steuer⸗ 
verkürzung feſtgeſtellt. Im Rechtsmittelverfahren gegen Schät⸗ 
zungsſteuerbeſcheide kann nur entſchieden werden, ob die Schät⸗ 
zung nach 8 217 RAbgd. berechtigt war, weil die Beſteue⸗ 
rungsgrundlagen nicht ermittelt oder berechnet werden konn⸗ 
ten, insbeſ. weil der Steuerpflichtige keine ausreichenden Auf⸗ 
klärungen geben oder keine vollſtändigen Aufzeichnungen, ſo⸗ 
weit ſolche vorgeſchrieben ſind, vorlegen konnte. Bei der 
Schätzung im Steuerverfahren handelt es ſich 
demnach um eine ganz andere Entſcheidung, als 
ſie die Tatbeſtandsfeſtſtellung im Strafverfah⸗ 
ren erfordert. Dieſe hängt nicht von der Vorfrage ab, ob 
die Schätzung im vorliegenden Falle zuläſſig war, ſondern ob 
nachweisbar Steuer verkürzt iſt. Ob auch der Nachweis einer 
Steuerverkürzung erbracht iſt, muß, da das höchſte Steuer⸗ 
gericht nur über die Frage der Zulaſſigkeit der Schätzung dem 
Grunde und der Höhe nach zu entſcheiden hat, das Straf⸗ 
gericht ſelbſtändig entſcheiden (RF H. v. 13. Jan. 1926, IVF 
16/25: RFH. 18, 11 u. JW. 1926, 1698; v. 16. Juni 1932, 
III F 1/32: StW. 1932 Nr. 981 u. v. 19. Okt. 1932, VI F 
10/32: StW. 1933 Nr. 18). 


Das Strafgericht iſt auch nicht gebunden an 
die Rechtsvermutung des 8 396 Abſ. 5 R Abg. in 
den Fällen des ſog objektiven Hinterziehungs⸗ 
tatbeſtandes, d. h. den Fällen, in denen nach den Vor⸗ 
Schriften der Zoll- oder Verbrauchsſteuergeſetze eine Beſtrafung 
wegen Steuerhinterziehung eintritt, ohne daß der Vorſatz der 
Hinterziehung feſtgeſtellt zu werden braucht. Denn die Rechts⸗ 
vermutung in dieſen Fällen iſt nur für das Beſteuerungsver⸗ 
fahren, nicht auch für das Strafverfahren aufgeſtellt. Im 
Strafverfahren hat das Strafgericht ohne Bindung an die 
Rechtsvermutung und die derſelben entſprechende Feſtſtellung 
der Steuerbehörde nach den Grundſätzen freier Beweiswürdi⸗ 
gung zu entſcheiden, ob vom Beſchuldigten ein gegen ihn ent⸗ 
ſtandener Steueranſpruch tatſächlich verkürzt iſt (RF O. v. 
17. Sept. 1926, IV F 5/26: RES. 19, 287). 


Streitig iſt, ob ſich die Bindung auf die Feſt⸗ 
ſtellung, daß ein beſtehender Steueranſpruch 
verkürzt iſt, beſchränkt, oder ob ſie auch den die⸗ 
ſer Feſtſtellung zugrunde gelegten äußeren Tat⸗ 
beſtand mit umfaßt. Zwiſchen den beiden höchſten Ge⸗ 
richten, RG. und Rc H., beſtehen hierüber grundlegende Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten. Nach Anſicht des RG. (RG. v. 8. Nov. 
1928, 2 D 409/28: RGSt. 62, 322) beſchränkt ſich die Bin⸗ 
dung nach 8 468 RAbgd. lediglich auf die Feſtſtellung im 
Steuerbeſcheide, daß der Steueranſpruch beſteht und verkürzt 
iſt, während der Strafrichter nicht auch an die Feſtſtellung des 
zugrunde gelegten Tatbeſtandes gebunden iſt, da es ſich nur 
um die Gründe der ſteuerlichen Entſcheidung handle. In dem 
dem genannten Urteil zugrunde liegenden Falle war von der 
Steuerbehörde Rennwettſteuer feſtgeſetzt worden auf Grund der 
Feſtſtellung, daß der Steuerpflichtige ſich als wilder Buch⸗ 
macher betätigt habe. Das Strafgericht war im Gegenſatz hier⸗ 
zu der Meinung, daß die gegen den Angeklagten ermittelten 
Verdachtsgründe für dieſe Feſtſtellung nicht ausreichten, und 
hielt ſich deshalb für berechtigt, auf Grund dieſer abweichenden 
Feſtſtellung für die Urteilsfindung zwar nicht die Folgerung 
zu ziehen, daß gegen den Angeklagten überhaupt keine Steuer⸗ 
forderung entſtanden und daher auch keine Steuer verkürzt ſei 
— da inſoweit die geſetzliche Bindung des $ 468 RAbgO. ein- 
greife —, wohl aber die Folgerung, daß ein Verſchulden des 
Angeklagten nicht in Frage komme, weil ihm nicht nachgewie⸗ 
ſen werden könne, daß er ſich für ſteuerpflichtig gehalten habe 
bzw. nach den Umſtänden für ſteuerpflichtig habe halten müſ⸗ 
fer. Dagegen vertritt der RH. (R§ H. v. 1. März 1929: 
NFH. 25, 88) im Gegenſatz zum RG. die Auffaſſung, 
daß die Bindung des Strafrichters an den in der ſteuerlichen 
Entſcheidung feſtgeſtellten äußeren Tatbeſtand auch hinſichtlich 
der ſubjektiven Vorausſetzungen der Entſcheidung beſtehe, da 
der äußere Tatbeſtand in ſeiner Geſamtheit die Feſtſtellung der 
Steuerſchuld und ihrer Verkürzung trage und daher eine Ab⸗ 
weichung des Strafrichters von dem der Entſcheidung zugrunde 
gelegten Tatbeſtande nicht lediglich als eine Abweichung von 
der Begründung der ſteuerlichen Entſcheidung gelten könne, 
ſondern eine Abweichung von dem ſteuerlichen Ergebnis als 
ſolchem darſtelle. Der RF H. weiſt m. E. mit Recht darauf 
hin, daß der Standpunkt des RG. praktiſch zu einer Vereite⸗ 
lung des Zweckes des § 468 RAbgdO., widerſprechende Ent⸗ 
ſcheidungen der Strafgerichte einerſeits und der Steuerbehör⸗ 
den und Steuergerichte andererſeits zu verhüten, führen würde. 
Die Strafrechtſprechung geht teilweiſe ſogar ſo weit, auch eine 
Bindung des Strafgerichts an die im Steuerbeſcheide als 
ſteuerpflichtig feſtgeſtellte Perſon zu verneinen (OLG. Königs⸗ 
berg v. 7. Jan. 1926: JW. 1926, 1681). Dieſer Standpunkt iſt 
m. E. aber ganz unhaltbar. Denn jeder Steueranſpruch ſetzt 
eine beſtimmte Perſon als Steuerſchuldner voraus, und die 
Entſcheidung über das Beſtehen eines Steueranſpruchs umfaßt 
daher ohne weiteres auch die Feſtſtellung, daß der Steuer⸗ 
anſpruch gegen die als Steuerſchuldner in Anſpruch genom⸗ 
mene Perſon beſteht. Dagegen iſt Vorausſetzung für die Bin⸗ 
dung des Strafrichters hinſichtlich der Perſon, daß die Steuer⸗ 
forderung ſich gegen den Angeklagten des Strafverfahrens un⸗ 
mittelbar richtet. Es genügt z. B. nicht, daß der Angeklagte 
nur für eine feſtgeſetzte Steuerſchuld als Geſamtſchuldner mit 
haftet, die Entſcheidung über die Steuerforderung ſelbſt aber 
gegenüber einem anderen Rechtskraftwirkung hat (z. B. wenn 
im Falle einer Grundſtücksübereignung der Grunderwerbſteuer⸗ 
beſcheid nur gegen den Verkäufer, nicht auch gegen den geſamt⸗ 
ſchuldneriſch für die Steuerſchuld mit haftenden Erwerber, er⸗ 
gangen iſt). Die Bindung durch § 468 RAbgd. greift auch 
nicht Platz, wenn in einem Konkursverfahren die Steuer⸗ 
behörde einen Feſtſetzungsbeſcheid gegen den Gemeinſchuldner 
nicht erlaſſen, ſondern ſich mit der konkursmäßigen Feſt⸗ 
ſetzung der Steuerforderung begnügt hat (RG. v. 8. Okt. 1925, 
2 D 214/25: StW. 1926 Nr. 213 u. 221 u. v. 26. März 1928, 
2 771/28: StW. 1928 Nr. 738), oder wenn ſich das Straf⸗ 
verfahren gegen einen oder mehrere Geſellſchafter einer OHG. 
richtet, der Steuerbeſcheid aber lediglich gegen die OHG. als 
ſolche ergangen iſt (RF H. v. 4. April 1928, IVF 1/28: StW. 
1928 Nr. 400). 
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ſcheiden: 1. Der RF H. hat im Rechtsmittelverfah⸗ 
ren bereits über die die Vorausſetzung der Ver⸗ 
urteilung wegen Steuerhinterziehung oder ⸗ge⸗ 
fährdung bildende Vorfrage des Beſtehens eines 
Steueranſpruchs und feiner Verkürzung ent- 
ſchieden. In dieſem Falle iſt das Strafgericht ohne weiteres 
an dieſe Entſcheidung gebunden. Die Bindung beſteht aber 
nur, wenn der NH. über das Beſtehen des Steueranſpruchs 
ſachlich entſchieden hat. Eine ſachliche Entſcheidung liegt z. B. 
nicht vor, wenn der RH. in dem den Steueranſpruch betref⸗ 
fenden Rechtsmittelverfahren die Rechtsbeſchwerde als unzu⸗ 
läſſig verworfen oder eine Rechtsbeſchwerde gegen ein nach 
freiem Ermeſſen ergangenes Urteil des FinGer. (8 48 III. St⸗ 
Not O.) als unbegründet zurückgewieſen hat. Eine ſolche Ent⸗ 
ſcheidung bindet demnach das Strafgericht nicht. Wenn das 
Strafgericht in ſolchem Falle von dem von der Steuerbehörde 
feſtgeſetzten äußeren Tatbeſtande abweichen will, ſo bleibt nichts 
anderes übrig, als eine nochmalige — ſachliche — Entſchei⸗ 
dung des RF. einzuholen (RG. v. 8. Nov. 1928, 2 D 409/28: 
StW. 1929 Nr. 207 u. RF. v. 1. März 1929, II F 2/29: 
RF H. 25, 88). 

2. Es liegt zwar noch keine Entſcheidung des 
RF H. über die Vorfrage des Beſtehens des 
Steueranſpruchs und ſeiner Verkürzung vor, je⸗ 
doch hat das Fin A. oder Fin Ger. bereits rechts- 
kräftig hierüber entſchieden. Als Entſcheidung des 
Fin A. gilt dabei nicht nur ein förmlicher im Beſteuerungsver⸗ 
fahren ergangener Beſcheid, ſondern jede formloſe Willenskund⸗ 
gebung, aus der der Strafrichter erſehen kann, daß nach Auffaf- 
ſung der Steuerbehörde ein Steueranſpruch verkürzt iſt. Z. B. 
reicht als Grundlage für das Strafverfahren eine unangefochten 
gebliebene Aufforderung zur Zahlung von Umſatzſteuer aus 
RG. v. 14. Okt. 1926, IIIa 236/26: St W. 1926 Nr. 604). 
Das Strafgericht hat in ſolchem Falle ſelbſtändig von ſich aus 
die Frage des Beſtehens eines Steueranſpruchs und ſeiner 
Verkürzung zu prüfen, darf alſo den rechtskräftigen Steuer⸗ 
beſcheid nicht ohne weiteres ſeiner Entſcheidung zugrunde 
legen. Nur wenn das Strafgericht auf Grund dieſer ſelb⸗ 
ſtändigen Prüfung ebenfalls zu der Feſtſtellung des Beſtehens 
eines Steueranſpruchs und ſeiner Verkürzung kommt, kann es 
ohne Anrufung des RF. entſcheiden. Gelangt das Straf⸗ 
gericht jedoch hinſichtlich der Vorfrage, ob ein beſtehender 
Steueranſpruch verkürzt iſt, zu einem von dem rechtskräftigen 
Steuerbeſcheide abweichenden Ergebnis, ſo muß es das Ver⸗ 
fahren ausſetzen und die Entſcheidung des RFH- über dieſe 
Vorfrage einholen. Hierzu iſt nicht in jedem Falle ein in der 
Hauptverhandlung ergangener Gerichtsbeſchluß erforderlich. 
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Die Einholung der Entſcheidung des RF. kann auch bereits 
von dem Gericht, das über die Eröffnung des Hauptverfah⸗ 
rens zu entſcheiden hat, beſchloſſen werden (RH. v. 13. Jan. 
1926, IVF 16/25: RF. 18, 11; JW. 1926, 1698). Da⸗ 
gegen kann nicht auch die Staatsanwaltſchaft die Entſcheidung 
des RF H. einholen, da dieſe nach 8 468 RAbgO. hierzu nicht 
zuſtändig iſt (RF. v. 18. Sept. 1929, IV F 8/29: StW. 
1929 Nr. 767). 


3. Liegt weder eine Entſcheidung des RF H. 
noch auch bereits eine rechtskräftige Entſcheidung 
des Fin A. oder Fin Ger. über die Vorfrage des 
Beſtehens eines Steueranſpruchs und ſeiner Ver⸗ 
kürzung vor, dann muß — ſofern nicht etwa eine Veran⸗ 
lagung der Steuer überhaupt nicht vorgenommen werden darf 
oder die Steuerbehörde nach pflichtmäßigem Ermeſſen vom 
Erlaß eines Steuerbeſcheides abſieht (RG. v. 25. Nov. 1926, 
3D 607: StW. 1926 Nr. 605) — das Strafverfahren bis zur 
rechtskräftigen Entſcheidung im Steuerverfahren ausgeſetzt 
werden. Gelangt die Sache im Steuerrechtsmittelverfahren bis 
zur Entſcheidung des RF H., jo bindet dieſe ohne weiteres hin⸗ 
ſichtlich der Vorfrage des Beſtehens des Steueranſpruchs und 
ſeiner Verkürzung das Strafgericht. Wird der Steuerbeſcheid 
ohne höchſtgerichtliche Entſcheidung rechtskräftig, dann hat das 
Strafgericht, wie im Falle 2, wenn es von dieſem rechtskräf⸗ 
tigen Steuerbeſcheide hinſichtlich dieſer Vorfrage abweichen 
will, die Entſcheidung des RF H. einzuholen. 

Die Bindung des 8468 RA bg. gilt nur für 
das gerichtliche, nicht auch für das Verwaltungs⸗ 
ſtraf verfahren. Beginn und Beendigung des Verwal⸗ 
tungsſtrafverfahrens hängt alſo nicht von der vorherigen Feſt⸗ 
ſtellung des Steueranſpruchs im Beſteuerungsverfahren ab. 
Ein Strafbeſcheid kann daher ſchon vor der rechtskräftigen 
Steuerveranlagung erlaſſen werden (RG. v. 10. Okt. 1932, 
2 D 1056/31: StW. 1932 Nr. 1141). 


Durch § 468 RA bg O. werden die Steuerbehör⸗ 
den auch nicht gehindert, im Beſteuerungsverfah⸗ 
ren Ermittlungen des Strafgerichts im Straf⸗ 
verfahren in eigener freier Nachprüfung zu ver⸗ 
werten, da zwar im $ 468 RAbgO. der Grundgedanke ſteckt, 
Entſcheidungen der Steuerbehörden und Steuergerichte über 
ſteuerrechtliche Fragen denen der Strafgerichte vorangehen zu 
laſſen, aber nichts davon geſagt iſt, daß auch das ſtrafgericht⸗ 
liche Ermittlungsverfahren ſtets dem ſteuerlichen Ermittlungs⸗ 
verfahren nachfolgen muß und die Ermittlungen des einen im 
anderen nicht verwertet werden dürfen (RF . v. 9. Nov. 
1927, IV A 361/27: StW. 1928 Nr. 32). 


Fur Neugeſtaltung des Urheberrechts. 


Von Dr. Alexander Elſter, Berlin. 


Zu den der Neugeſtaltung des deutſchen Rechts unter⸗ 
liegenden Gebieten gehört ſeit längerer Zeit das Urheberrecht. 
Die Wende des Frühjahres 1933 hat dies unterſtrichen, aber 
hat die bis dahin geleiſteten Vorarbeiten in keiner Weiſe über⸗ 
flüſſig gemacht. Trotzdem iſt manche Umſtellung auch hier not⸗ 
wendig und zu erwarten. An Stelle des ſtarken Einfluſſes 
der „Intereſſentenkreiſe“, deren reichliche Außerungen nach 
wie vor als wertvolles Material zu verwerten bleiben, wird 
die rechtsethiſche Auswertung deutſcher Rechtsgedanken, z. B. 
der Gemeinſchaft und des Ausgleichs, einen verhältnismäßig 
viel ſtärkeren Einfluß auszuüben haben. Es iſt alſo anzuneh⸗ 
men, daß zwar ein neuer „Kampf“ um die Neugeſtaltung des 
Urheberrechts beginnt, aber daß dieſer Kampf weniger ein 
materialiſtiſches Ringen der intereſſierten Parteien als viel⸗ 
mehr ein kurzer Geiſteskampf neutraler Sachverſtändiger im 
Sinne eines nationalen Ausgleichsrechts zu werden hat. 
Die Vorbereitungen dafür ſind da; „Der Sänger ſitzt“, 
„Fanget an!“ 

Wenn in anderen Ländern eine neue Regelung des Ur⸗ 
heberrechts vorgenommen wird, jo geht das zumeiſt — mit 
einigen Unterſchieden natürlich — verhältnismäßig leicht vor 


ſich. So ſind im Laufe des letzten Jahrzehnts mehrere Staaten 
zu einer Neukodifikation des Urheberrechts geſchritten. Ihre 
Geſetze liegen vor und ſind nur zum Teil gut. Geht man in 
Deutſchland an dieſe Aufgabe heran, ſo hat dieſe Aktion eine 
ganz andere Breite und Tiefe. Es geht dann um Welt⸗ 
anſchauungen, um große Grundſätze — weil die deutſche Denk⸗ 
art gründlich iſt und weil das deutſche Geiſtesſchaffen breit und 
bedeutſam iſt. Das war ſchon vor dem politiſchen Umſchwung 
ſo, iſt es aber heute in höherem Maße. 

Die Rom⸗Konferenz von 1928 gab das Stichwort, nament⸗ 
lich mit dem „droit moral“, nämlich dem Wunſch, das Ur⸗ 
heberperſönlichkeitsrecht ſtärker im Geſetz zu verankern, und die 
deutſch⸗öſterreichiſche Angleichung ſchien eine völlig neue Kodi⸗ 
fikation zu fordern. Aber Frankreich, das jenes Schlagwort 
vom „droit moral“ verſchuldet hat, hat ſeinerſeits die geſetz⸗ 
geberiſchen Konſequenzen noch nicht daraus gezogen, und die 
deutſch⸗öſterreichiſche Rechtsangleichung iſt gewiß ein ſchöner 
Gedanke, der jedoch nicht gerade zum Schaden der Geradlinig⸗ 
keit der Entwicklung des deutſchen Urheberrechts ausſchlagen 
darf. Schon die Rundfunkurteile des deutſchen Reichsgerichts 
und des öſterreichiſchen höchſten Gerichtshofes haben gezeigt, 
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daß die innere Stellungnahme zu wichtigen Problemen dieſer 
Art in den beiden Ländern nicht gleich gelaufen iſt — und 
gerade dieſe Rundfunkurteile betreffen keine nebenſächlichen 
Dinge, ſondern zeigen die urheberrechtliche Anſchauung in 
ganz weſentlichen Hauptfragen, nämlich die auslegende An⸗ 
wendung der geſetzlichen Grundſätze bei neu entſtandenen Tech⸗ 
niken. Wie bekannt, hat man dann bei uns einige private 
Urheberrechtsgeſetzentwürfe vorgelegt und ſie zur Grundlage 
der Beratung in zwar nichtoffiziellen, aber von offiziellen 
Stellen beſuchten und beachteten Gremien gemacht. Die Er⸗ 
gebniſſe haben teilweiſe bei dem amtlichen Entwurf Berück⸗ 
ſichtigung gefunden. Aber bei ihm machten ſich ſchon drei 
neue einſchneidende Momente bemerkbar: die Berückſichtigung 
der inzwiſchen lauter gewordenen Intereſſentenſtimmen; ein 
anſcheinend erheblicher Einfluß der öſterreichiſchen Stellen; 
und namentlich eine recht weitgehende Ausdehnung der Re⸗ 
gelung auf Einzelfragen. Der Entwurf und die deutſche Be- 
gründung ſtellen ſich ſomit als eine imponierende und um⸗ 
faſſende Arbeit dar, aber ſie weckten — darüber kann gar kein 
Zweifel ſein — viele neue Zweifelsfragen, weil ſie ſich eben 
vielfach ins Spezielle auch dort tief hinein begaben, wo die 
Auslegung vielleicht beſſer der Rechtſprechung und Wiſſen⸗ 
ſchaft überlaſſen bleiben dürfte. 

Daß das Leben — gerade auch das geiftige — ein Kampf 
iſt und man es weder in idealer noch in materieller Hinſicht 
allen recht machen kann, iſt ein Gemeinplatz. Aber daß der 
Kampf um die Neugeſtaltung des Urheberrechts, und zwar 
nicht nur der politiſche, ſondern zunächſt ſchon der des Inter⸗ 
eſſenten, eigentlich jo recht erſt entbrennt, nachdem man ſich 
weit und breit ſchon eingehend über den Entwurf ausgeſprochen 
hat, das beweiſt doch zum mindeſten, daß man die endgültige 
richtige Abgrenzung zwiſchen idealen Zielen und materiellen 
Wünſchen bisher wohl noch nicht ganz gefunden hat. 

Das bezieht ſich noch am wenigſten — von einigen ver⸗ 
hältnismäßig leicht zu bereinigenden Punkten abgeſehen — 
auf das Verhältnis zwiſchen Schrifttums⸗Autor und Schrift⸗ 
tums⸗Verbreiter. Hier liegt eine lange Tradition, eine folge 
richtige Entwicklung vor, und hier haben die „Intereſſenten“ 
(Verfaſſer und Verleger) wohl den Mut, mit neuen Beſtim⸗ 
mungen ſich in der Praxis anzufreunden, ſofern man ihnen 
nicht grundſätzliche Schwierigkeiten, wie beiſpielsweiſe mit un⸗ 
abdingbarer Unübertragbarkeit „des“ Urheberrechts od. dgl., 
bereitet. Der eigentliche Intereſſentenkampf kommt anhaltend 
noch aus den anderen Formationen: Rundfunk, Schallplatte, 
Lautſprecher, und namentlich Film und Tonfilm. Es ſind 
vor einiger Zeit neue Denkſchriften von Intereſſentengremien 
ſowie eingehende wiſſenſchaftliche Arbeiten erſchienen, aus 
denen man entnehmen muß, daß der Kampf um die Reform 
jetzt erſt ſo recht anfängt und durch den amtlichen Entwurf 
und ſeine Begründung vielleicht nur lokaliſiert worden iſt. 
Es ſind nicht Einzel⸗ und Folgefragen, um die dieſe Denk⸗ 
ſchriften, Aufſätze und Bücher kreiſen, ſondern ganz grundſätz⸗ 
liche Dinge, ja Vorfragen, die geklärt werden müſſen, ehe man 
an eine ſtandfeſte Kodifikation überhaupt herangehen kann. 

Es ſeien nur folgende Stichworte für grundſätzliche 
Zweifelsfragen genannt: Verhältnis zwiſchen dem ſog. Ur⸗ 
heberperſönlichkeitsrecht und den ſog. Werknutzungsrechten; 
Übertragbarkeit oder Unübertragbarkeit der urheberrechtlichen 
Befugniſſe; Urheberrecht juriſtiſcher Perſonen und des Film⸗ 
unternehmers; Urheberrecht des Regiſſeurs u. dgl.; überhaupt 
die Geſtaltung des Urheberrechts am Film und am Tonfilm 
mit Abgrenzung gegenüber dem muſikaliſchen Urheberrecht; die 
Regelung des muſikaliſchen Urheberrechts bei Wiedergaben im 
Rundfunk, durch Lautſprecher, auf der Schallplatte; damit zu⸗ 
ſammenhängend die ſehr ſchwierigen Lizenzfragen; das Recht 
der ausübenden Künſtler; das ſog. „droit de suite“ (Anteils⸗ 
recht bei Weiterverkauf wertvoller gewordener Kunſtwerke); die 
Rechtsſtellung der Photographie und ihrer Schutzfriſt, auch 
die Beziehung zur Kinematographie und auch zur Photokopie; 
das urheberrechtliche Weſen des Films (Werk oder Erzeugnis? 
Literatur oder Kunſt?); der Bildfunk und die Kinemato⸗ 
graphie, alſo das Zuſammentreffen ſogar zweier noch un⸗ 
geklärter Wiedergaberechte. 3 

Dieſe Aufzählung der hauptſächlichſten umſtrittenen Fra⸗ 
gen ergibt bereits, daß es ſich dabei nicht lediglich um wirt⸗ 


ſchaftliche Spezialfragen handelt — bei denen alſo der Geſetz⸗ 
geber entweder einen Machtſpruch nach einer Seite oder ein 
Kompromiß in das Geſetz ſchreiben müßte —, ſondern um 
Dinge, die überall an das Weſen des Urheber⸗ 
rechts rühren und die die große Frage aufwerfen, wer 
in den betreffenden Erſcheinungen der ſchutzfähige und ſchutz⸗ 
berechtigte „Urheber“ iſt oder wie weit er ſeine Rechte an 
gewerbliche Intereſſenten abgeben oder ſie mit dieſen teilen 
muß. Ja, auch die Frage des geſetzlichen Eingriffs in die Ver⸗ 
tragsfreiheit ſpielt dabei eine nicht eben beneidenswerte Rolle. 


Dazu kommt nun als ganz weſentliches neues, in den ge⸗ 
nannten Denkſchriften noch keine Rolle ſpielendes Moment die 
politiſch-geiſtige Umwälzung, die alle Teile der 
Rechtsordnung angeht. Es wird von vorn herein klar ſein, 
daß eine Neugeſtaltung nicht für alle Teile des Rechts im 
gleichen Maße dadurch erforderlich werden wird; bei manchen 
iſt das Bedürfnis einer Neugeſtaltung größer, bei anderen 
wird eine Anpaſſung in einzelnen Reformwünſchen genügen. 
Die eingehende Prüfung für das Urheberrecht in dieſer Hin⸗ 
ſicht habe ich in einem Aufſatz „Deutſche Rechtsgedanken im 
Urheberrecht“ vorzunehmen verſucht (ArchlUrhR. 6, 189 ff.). Ich 
darf und muß darauf verweiſen und kann hier nur kurz mit⸗ 
teilen, daß es ſich im weſentlichen darum handeln dürfte, das 
Urheberrecht und feine in dem Regierungsentwurf fodifizierte 
Reform auf die Verwirklichung ſolcher deutſcher Rechts⸗ 
gedanken nachzuprüfen, die man etwa mit den Stichwor⸗ 
ten Gemeinſchaftsgedanke, Ausgleichsgedanke, 
Treugedanke, Wahrheitsgedanke, Billigkeits⸗ 
gedanke und den in mehreren dieſer Hauptgedanken enthal⸗ 
tenen Rechtsgedanken der perſönlichen Freiheit und 
der ſchaffenden Arbeit bezeichnen kann. 


Nach einer Prüfung, wie ſich zu dieſen deutſchen Rechts⸗ 
gedanken z. B. die Fragen des Urheberperſönlichkeitsrechts und 
des Urhebervermögensrechts, das Urheberrecht der juriſtiſchen 
Perſon, das Miturheberrecht, die Übertragbarkeit des Urheber⸗ 
rechts, die Schutzdauer, die Gemeinfreiheit öffentlichen Geiſtes⸗ 
guts, das Entlehnungs⸗ und Benutzungsrecht verhalten, kam 
ich an der genannten Stelle zu Ergebniſſen, die man kurz wie 
folgt zuſammenfaſſen kann: Im ganzen genommen darf der 
Eindruck feſtgeſtellt werden, daß das deutſche Urheber⸗ 
recht auch bisher wirklich ein deutſches Recht war 
und nirgends in ſeinen hauptſächlichſten Richtlinien umgeſtal⸗ 
tet zu werden braucht; in einer Reihe von — teilweiſe nicht 
unwichtigen — Fragen dürfte allerdings die Beſinnung auf 
die ethiſchen Rechtsgedanken deutſcher Prägung eine weitere 
Verbeſſerung der vorgeſchlagenen Regelung im Sinne einer 
geiſtigen Vereinheitlichung dieſes Rechtsgebietes herbeizuführen 
geeignet ſein. Dieſe geiſtig vertiefte Auffaſſung, die bisher 
das Streben der amtlichen Stellen ſowie einzelner Theo⸗ 
retiker und Praktiker dieſes Wiſſensgebietes war, hat durch 
die Proklamierung deutſcher rechtsethiſcher Gedanken eine 
höchſt willkommene und wirkſame Stütze erfahren, ſo daß der 
Kampf gegen gelegentliche materielle Intereſſentenpolitik, ſei 
es für den Kreis der Urheber, ſei es für den Kreis der Ver⸗ 
werter von Geiſtesgut, nun nicht mehr ſo mühevoll auf 
„Logik“, auf „Objektivität“, auf Buchſtabeninterpretation ge⸗ 
gründet zu werden braucht, ſondern ſich, ohne die überlegene 
Ablehnung der allzu Praktiſchen fürchten zu müſſen, auf 
rechtsethiſche Überzeugungen mit ſtolzer Kraft berufen und 
darin die erwünſchte Ergänzung trockenerer wiſſenſchaftlicher 
Darlegung finden darf. 


Weſentliche Punkte des bisherigen Streites, bei dem die 
Tendenz zu Gunſten der Urheber überall Fortſchritte gemacht 
hat außer beim Film (1), ſcheinen mir darauf hinzudeuten, 
daß das Filmurheberrecht das enfant terrible der ganzen 
Reform iſt, das notwendigerweiſe auch die Geſchwiſter un⸗ 
günſtig beeinfluſſen muß. Im Filmurheberrecht ſind wir von 
der Klärung noch am weiteſten entfernt; hier iſt der gewerb⸗ 
liche Einſchlag mit ſeiner geſetzlichen übertragung des Urheber⸗ 
rechts auf den Unternehmer ein diametraler Gegenſatz zu der 
ſonſt im Geſetz und von gewichtigen Intereſſentenkreiſen ge⸗ 
forderten Steigerung der Stellung des Urhebers und der Un⸗ 
übertragbarkeit „des Urheberrechts“. 


Ob man dieſen ſyſtematiſch gefährlichen Gegenſatz dadurch 
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vermeiden kann, daß man das Filmrecht überhaupt in einen 
beſonderen Abſchnitt des Geſetzes verweiſt, wie das auch mit 
der Photographie geſchehen müßte, und andererſeits Begren⸗ 
zungen der Übertragbarkeit des Urheberrechts viel genauer 
ſpezifiziert, bleibe hier dahingeſtellt, wie ja überhaupt die 
Fülle der ſchwierigen Einzelfragen hier nicht materiell be⸗ 
ſprochen werden kann. Die notwendige Durchſicht des Ent⸗ 
wurfs iſt nicht identiſch mit der Kritik der Intereſſenten⸗ 
gruppen! Deren Wünſche ſind nunmehr hinlänglich bekannt. 
In ihren Denkſchriften und Außerungen ſind viele richtige Ge⸗ 
danken — und zwar ſo in den einander gegneriſchen Dar⸗ 
legungen verteilt, daß nicht etwa nur auf der einen Seite 
gute und auf der anderen ſchlechte Argumente wären. Es be⸗ 
darf einer ſehr objektiven und ſtreng wiſſenſchaftlichen Prü⸗ 
fung und Abwägung, ob die einander zuwiderlaufenden 
Intereſſentenwünſche im einzelnen auf irgend eine Weiſe ver⸗ 
eint werden können unter Wahrung — und das iſt das 
Wichtigſte dabei — derjenigen Grundſätze des Ur⸗ 
heberrechts, die im Sinne eines kulturellen Aus⸗ 
8 zwiſchen den berechtigten Anſprüchen des 
lrhebers und der häufig durch die gewerblichen 
Kontrahenten vertretenen Belange der Allge⸗ 
meinheit (und ſogar auch der Belange des Urhebers ſelbſt!) 
unbedingt feſtgehalten werden müſſen. Das iſt 
etwas, was zwiſchen Autor und Verlag bereits einen hohen 
Grad des verſtändigen Ausgleichs gefunden hat und auf an⸗ 
deren neueren Gebieten dieſen Ausgleich ebenſo in den Kol⸗ 
lektivverträgen (z. B. der Gema uſw.) bereits er⸗ 
reicht hat. 

Man wäre im Irrtum, wenn man, anſcheinend zu Gunſten 
von intereſſierten Parteiwünſchen, die methodiſchen Grund⸗ 
lagen des Geſetzes für entbehrlichen Luxus hielte. Das Geſetz 
braucht zwar keine Theorien auszuſprechen, aber es muß ſie 
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in ſeinem Kern enthalten, um dauerhafte Rechtsſätze geben 
zu können; ſonſt iſt eine Rechtsſicherheit nicht erreichbar, weil 
ihr die überzeugte Grundlage fehlt. In ſpeziellen Nebenſachen 
kann man Intereſſentenwünſche unmittelbar durchſetzen, auch 
wenn ſie einmal von der Grundlinie ein wenig abweichen; in 
Hauptfragen geht das nicht. Das hat man ſchon bei der 
Novelle von 1910 erleben müſſen, wo der unglückliche 8 2 
Abſ. 2 (von dem Bearbeiter bei Vorträgen auf mechaniſche 
Muſikwerke) und die ſehr oberflächliche Einfügung eines Film⸗ 
urheberrechts entweder überflüſſig war oder gar die Gerad⸗ 
linigkeit des urſprünglichen Geſetzes ſtörte. Wiſſenſchaft und 
Rechtspflege des Urheberrechts haben auf der Grundlage jenes 
alten Geſetzes Außerordentliches geleiſtet, ſie haben die Stel⸗ 
lung des Urhebers geſtärkt und ſind auf dem beſten Wege, 
trotz mancher ſtrittiger Fragen auch die aus den neuen Tech⸗ 
niken hervorgegangenen Probleme zu meiſtern. Hierin ſoll das 
neue Geſetz ihnen helfen, wozu es nach ſeinem Entwurf auf 
gutem, doch hie und da verbeſſerungsfähigem Wege iſt. 

Man muß ſich klar darüber ſein, daß der Urheberrechts⸗ 
ſchutz eine Kulturaufgabe iſt und den original Schaffenden 
fördern ſoll, aber daß zu dieſer Förderung auch ein geſchäft⸗ 
lich erträgliches und vertrauensvoll übereinſtimmendes Mit⸗ 
wirken derjenigen Verbreiter der Geiſtes- und Kunſtwerke 
nötig iſt, die den Urheber nicht benachteiligen, ſondern gerade 
ihm helfen wollen. Der noch bis in die letzte Zeit hinein er⸗ 
hobene Kampfruf: hie Schaffende — hie Verbreiter von 
Geiſteswerken! iſt kein Fortſchritt, und jedenfalls entbehrt er 
jedweder Allgemeingültigkeit. Um Ausbeutern zu begegnen, 
aber Helfer zu ſtützen, kann, weil hier die Erſcheinungen 
weniger typiſch als kaſuiſtiſch ſind, der „beſondere“ Teil des 
Geſetzes nicht ſo gut gerüſtet ſein wie der „allgemeine“, der 
ſeinerſeits ſo klare große Linien zu geben hat, daß mit ihnen 
der gute Richter den Fall gerecht zu entſcheiden vermag. 
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IR die Kündigung von Doppelverdienern und Ychwarz⸗ 
arbeitern „unbillige Härte“ ? 


Der Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit, den das deutſche Volk 
unter Leitung der Reichsregierung ſo tatkräftig führt, erheiſcht 
dringend, daß alle Arbeitsplätze, die noch von Doppelverdienern 
und Schwarzarbeitern beſetzt ſind, frei gemacht werden. Über Be⸗ 
rechtigung und Notwendigkeit dieſer Maßnahme beſteht kein Streit. 
Fraglich kann aber im Einzelfalle ſein, wie ſie rechtlich durchzu⸗ 
führen iſt. Nun wird dieſe Auskämmung der Betriebe regelmäßig 
in der Weiſe zu geſchehen haben, daß jedem einzelnen Doppelver⸗ 
diener und Schwarzarbeiter unter Einhaltung der vorgeſchriebenen 
ordentlichen Friſt gekündigt wird. Kann der betroffene Arbeit⸗ 
nehmer gegen eine derartige Kündigung angehen, indem er den 
Kündigungseinſpruch der §s 84 ff. Betr. erhebt und ſich vor 
allem darauf beruft, es liege unbillige Härte vor? Die Frage iſt 
grundſätzlich zu verneinen — allerdings vorausgeſetzt, daß es ſich 
wirklich um mißbilligenswerte Doppelverdienerei oder echte 
Schwarzarbeit handelt. 

Man muß ſich mit der Frage nicht nur aus praktiſchen Grün⸗ 
den auseinanderſetzen. Denn das Kündigungseinſpruchsverfahren 
hat einen tiefen ſozialen Sinn, und ſeine Grundgedanken ſtimmen 
weitgehend mit tragenden Ideen des Nationalſozialismus überein. 
Der Kernpunkt des Verfahrens iſt ein überindividueller: der Schutz 
der Betriebszugehörigkeit. Die einmal erworbene Betriebszuge⸗ 
hörigkeit ſoll dem Arbeitnehmer möglichjt lange erhalten bleiben 
und ihm niemals willkürlich geraubt werden; denn eine feſte Be⸗ 
triebszugehörigkeit iſt eine Vorausſetzung für das Heranwachſen 
eines bodenſtändigen, mit Heimat, Arbeit und Beruf verwurzelten 
Arbeitertums. Bei allen Fragen der Auslegung des BetrRG. ſollte 
Dan dieſen Geſichtspunkt heute erſt recht in den Vordergrund 
ſtellen. 

Bei ſolcher Betrachtungsweiſe muß allerdings geſagt werden: 
„Es geht nicht an, neue Arbeiter einzuſtellen und damit dieſen 
eine Wohltat zu erweiſen, wenn dadurch das beſtehende Band alter 
Betriebszugehörigkeit ohne Not zerriſſen wird.“ 1) Dieſe Worte 
enthalten m. E. auch heute noch ein richtiges Rechtsprinzip. Denn 
ſolange dieſer Austauſch nur einer edlen Regung, nicht aber einer 
betrieblichen Notwendigkeit entſpricht, darf er nicht auf Koſten der 
Stammarbeiter vorgenommen werden. Was aber im Augenblicke 
für die Entſcheidung den Ausſchlag geben muß, iſt die Erkenntnis, 


1) Vgl. den Bericht über einen von mir auf einer Tagung 
des Arbeitsgerichtsverbandes gehaltenen Vortrag in Das Arbeits⸗ 
gericht 1930, 144f. 


daß es ſich bei der heutigen Lage unſeres Volkes doch um mehr 
handelt als um eine mildtätige Freundlichkeit, daß wir es viel⸗ 
mehr mit einer gebieteriſchen Pflicht und einer ehernen Notwendig⸗ 
keit zu tun haben. Wer heute Doppelverdiener und Schwarzarbeiter 
entlaßt, zerſchneidet in der Tat das Band der Betriebszugehörigkeit 
nicht „ohne Not“. Darum kann dieſe Kündigung nicht unter dem 
Geſichtspunkte der unbilligen Härte bekämpft werden, wie folgende 
Überlegungen noch deutlicher machen ſollen: 


1. Das Recht des Kündigungseinſpruchs beſteht ohnehin nicht 
bei Entlaſſungen, die auf geſetzlicher Verpflichtung beruhen (§ 85 
Abſ. 2 Ziff. 1 Betr.). Das liegt auf der Hand; denn nicht nur 
Entlaſſungen, die aus Gründen der Dilziplin oder der Rentabilität 
erfolgen, ſondern auch ſolche, die in Erfüllung einer höheren ſitt⸗ 
lichen oder rechtlichen Pflicht vorgenommen werden, ſind notwendi 
und daher niemals eine verwerfliche Willkür. Dieſer Rechtsſatz iſt 
in §85 BetrN®. nur z. T. ausgeprägt worden. Es beſtehen aber 
m. E. keine Bedenken, ihn in einem Sinne anzuerkennen, der weit 
über den Wortlaut des Geſetzes hinausgeht. Nicht nur Entlaſſungs⸗ 
gebote, wie ſie das geſchriebene Recht kennt (ogl. z. B. § 320 StGB., 
§ 357 RVO. oder den in RG. 108, 372 entſchiedenen Fall), uin 
auch ſolche, die ſittlichen Notwendigkeiten und den anerkannten 
Pflichten des Arbeitgebers gegenüber Volksgemeinſchaft und Staat 
entſprechen, zwingen zur Vornahme von Entlaſſungen. Allerdings 
wird man in der Annahme derartiger zwingender Pflichten vor⸗ 
ſichtig ſein müſſen. Wie man auch immer die Grenze ziehen mag, 
in unſerem Falle ſteht abſolut feſt, daß dieſe Pflicht gegeben iſt. 
Ein Arbeitgeber, der dieſe unzweifelhafte und ernſte Pflicht er⸗ 
füllt, Eu dadurch keinen rechtlichen Nachteil erleiden. Vor allem 
iſt zuzugeben, daß die ſo notwendig gewordenen Kündigungen keine 
Willkürmaßnahmen ſind, wie ſie allein der Kündigungsſchutz des 
Betr RG. im Auge hat. 

2. Ein anderer Geſichtspunkt führt zum gleichen Ergebnis. 
Wie wir ſahen, dient das Kündigungseinſpruchsverfahren dem 
Schutze der Betriebszugehörigkeit. Diefer Satz unterliegt einer Ein⸗ 
ſchränkung dahin, daß die Betriebszugehörigkeit nur inſoweit recht⸗ 
lich geſchützt wird, als ſie ein des Rechtsſchutzes würdiges Gut iſt. 
Das iſt ſie aber in der heutigen Zeit nicht, wo es ſich um Doppel⸗ 
verdiener oder Schwarzarbeiter dreht. Auch dieſe Behauptung be⸗ 
darf keiner Begründung. Man kann es auch ſo ausdrücken: Ein 
Doppelverdiener oder Schwarzarbeiter, der am formalen Wortlaut 
des Geſetzes haftet und dieſen mißbrauchen will, um ſeine ver⸗ 
urteilenswerte Betriebszugehörigkeit durch das Gericht ſchützen zu 
laſſen, muß es dulden, daß ihm mit Erfolg die Einrede der Argliſt 
entgegengehalten wird. 
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Dieſes Ergebnis 2) wird allein den ſtaatlichen Notwendigkeiten 
gerecht. Der Staat hat den einzelnen Rechtsſubjekten Befugniſſe 
nicht verliehen, damit ſie dieſe zur Sabotage der Gemeinintereſſen 
geltend machen. Um ſo erfreulicher iſt es, daß, wie gezeigt, auch ſchon 
rein dogmatiſche Gründe es verbieten, derartige Befugniſſe anzu⸗ 
erkennen. 7 

In einzelnen Fällen wird gegen Doppelverdiener und 
Schwarzarbeiter übrigens mit ſchärferen Mitteln vorgegangen wer⸗ 
den können, als es die ordentliche Kündigung iſt, z. B. mit der 
außerordentlichen Kündigung, der Anfechtung wegen argliftiger 
Täuschung, ja, in wenigen Fällen mag der Arbeitsvertrag ohne 
weiteres nach 8 138 BGB. nichtig fein. 

Prof. Dr. Herſchel, Köln. 


Die Durchführungsverordnung zum Arbeitsſpenden⸗ 
geſez vom 24. Juli 1933. 


Die ſteuerliche Auswirkung des Spendenſcheins nach dem 
Geſetz zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit v. 1. Juni 1933 habe 
ich in JW. 1933, 1625 ff. behandelt. Die hierzu erlaſſene Durchf⸗ 
VO. v. 24. Juli 1933 bringt nicht bloß DurchfBeſt. zum Geſetz, 
ſondern ergänzt es auch materiell. 

Die Abſchn. IVI enthalten Beſtimmungen mehr formeller 
Art über Spender, Spendenwerte, Annahmeſtellen, Annahmewert 
und Annahmetag der Spende, worüber bereits der vorläufige Er⸗ 
laß v. 6. Juni 1933, S 1147 — 38 IIIR ergangen war. 

Mit dem Spendenſchein ſelbſt befaſſen ſich die 
Abſchn. VII und XI. Über denſelben Spendenwert können meh⸗ 
rere Teilſpendenſcheine ausgeſtellt werden oder es kann 
nachträglich über einen Teilbetrag ein Erſatzppenden ſchein 
erteilt werden, wenn die Spende ſteuerlich auf verſchiedene Weiſe 
verwendet werden ſoll (88 26 und 58). Dagegen gibt es für einen 
verlorengegangenen Spendenſchein keine Erſatzausſtellung (§ 30). 
Der Spendenſchein iſt nicht übertragbar. Nur bei Geſamt⸗ 
vechtsnachfolge und ee kann 
der Rechtsnachfolger bzw. Erwerber, ſoweit er gem. $ 116 RAbgO. 
Abſ. 1 haftet, den Spendenſchein ſeines Vorgängers in derſelben 
Weiſe verwerten, als es dieſer gekonnt hätte, demnach nicht für 
eigene Steuerſchulden (8 28). Den eigenen Spendenſchein kann 
der Spender verwenden: a) hinſichtlich eigener Steuerſchulden, 
b) hinſichtlich fremder Steuerſchulden, für die er haftet oder die 
im Wege der eſamtrechtsnachfolge oder Betriebsveräußerung auf 
ihn übergegangen find (§ 31). Gegen den Inhalt des Spenden⸗ 
ſcheins konnen binnen Monatsfriſt Einwendungen erhoben 
werden, über die die Ausgabeſtelle endgültig entſcheidet (8 29). Da⸗ 
gegen wird über die Verwendung des Spendenſcheins im ordent⸗ 
lichen Rechtsmittelverfahren entſchieden, wobei ſein Inhalt, z. B. 
der Annahmewert, keiner Nachprüfung mehr unterliegt. 

Die Abſchn. VIII—X erläutern die ſteuerliche Verwendungs⸗ 
möglichkeit des Spendenſcheins. Allgemein iſt beſtimmit, daß der 
Spendenſchein durch die Hingabe in das Eigentum der Steuer⸗ 
behörde übergeht. (§ 32) und ein Widerruf der Erklärung über die 
Verwendung nach Hingabe ausgeſchloſſen ift (833). Die Hingabe 
ſoll möglichſt bald erfolgen (§ 34). 

J. Verwendung zur Ermäßigung laufender 
Steuern. 

1. Für das Verlangen der Anrechnung des Spenden⸗ 
ſcheins auf das Einkommen iſt eine Ausſchlußfriſt ge 
ſetzt (§ 35). Es muß, wenn eine Steuererklärung abzugeben war, 
bis zum Ablauf der Steuererklärungsfriſt, in jedem Fall aber vor 
Ablauf des 30. April 1934 geſtellt werden. Dadurch wird die Mog⸗ 
lichkeit, die Entſcheidung über die Verwendung des Spendenſcheins 
hinauszuſchieben, weſentlich eingeſchränkt. 8 

2. Im 8 36 werden die Steuern aufgezählt, auf die ſich 
die Abſezung der Spende vom Einkommen auswirkt. Wäh⸗ 
rend Kriſenſteuer für Veranlagte, Einkommenſteuerzuſchläge und 
Kirchenſteuer darunter fallen, iſt vor allem die Gewerbeſteuer aus⸗ 
genommen, ferner Bürgerſteuer, Eheſtandshilfe, Arbeitsloſenabgabe 
und Steuerabzug bei beſchränkt Stenerpflichtigen und vom Kapi⸗ 
talertrag und Aufſichtsratvergütungen. Wenn dagegen ein Auf⸗ 
ſichtsratmitglied beſtimmt, daß ein Teil der Aufſichts⸗ 
ratyergütungen für die Spende einbehalten werden ſoll, iſt der 
Steuerabzug von den um die Spende ermäßigten Vergütungen 
zu berechnen (5 61). Auf gleiche Weiſe kann auch beim Steuer ⸗ 
abzug vom Arbeitslo hn verfahren werden (§ 60). An 
Stelle eines Spendenſcheins wird in dieſen Fällen nur eine Be⸗ 
ſcheinigung des Unternehmers bzw. Arbeitgebers zur Verwendung 
bei der Veranlagung ausgeſtellt. Auf Grund der Spende kann be⸗ 


2) Ahnlich Anthes: Arbeitsrecht 1933, 371ff. Vgl. auch zum 
ganzen meinen Aufſatz in Stuttgarter Kartei, Karte „Entlaljung; 
3, Einſpruch nach dem BetrR®. a) Gegen befriſtete Entlaſſung: 
8) 8 84 Abs. 1 Ziff. 4 BeriN®.“ vom 12. April 1930. 
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reits eine Herabſetzung der Vorausza hlungen auf Ein⸗ 
kommen⸗ bzw. Körperſchaftſteuern beantragt werden, allerdings 
nur im Rahmen des § 100 EintSt®. (824 KirpStb.). 

3. Neu und von erheblicher Bedeutung iſt die im §37 dem 
Spender eingeräumte Vergünſtigung, eine Ermäßigung der 
bis Ende März 1935 zu entrichtenden Landesgrundſteuer 
in Höhe von 10% des Spendenbetrages zu verlangen, ſoweit der 
Spendenſchein nicht vom Einkommen des laufenden Steuerab⸗ 
ſchnittes abgeſetzt wird. Das kommt vor allem Steuerpflichtigen 
mit Verluſtabſchlüſſen zugute. Der Antrag muß bis Ende Marz 
1935 geſtellt ſein. Inſofern verlängert ſich auch die Friſt für die 
Hingabe des Spendenſcheins. 

II. Verwendung zur Ablöſung alter Steuern. 

1. Im $ 38 werden ſämtliche 1 en für die Ablöſung 
noch einmal zuſammengefaßt und im 539 die ablöſungs⸗ 
fähigen Steuern erſchöpfend aufgezählt. Ausgenommen ſind 
hauptſächlich Zölle, Verbrauchsſteuern und die eigentlichen Ver⸗ 
kehrsſteuern. 

2. Der 8 40 beſeitigt die durch die Faſſung des ST Abſ. 2 
ArbSpend®. aufgetauchten Zweifel über den Eintritt der 
Steuerverkürzung. Maßgebend iſt bei Veranlagungs⸗ 
ſteuern der Zeitpunkt der Abgabe der Steuererklärung bzw. der 
letzte Tag der Steuererklärungsfriſt, bei anderen Steuern der Zeit⸗ 
punkt einer etwa erforderlichen Anmeldung bzw. der Ablauf der 
Anmeldefriſt, ſonſt der Fälligkeitstag. Danach fällt die Einkom⸗ 
menſteuer 1932 regelmäßig unter die Ablöſung wie auch die Ver⸗ 
mögenſteuer für die Zeit v. 1. April 1931 bis 31. März 1934, ſoweit 
ſie auf der Veranlagung nach dem Stande v. 1. Jan. 1931 beruht, 
§ 11 VermStG. (5 53 Nr. 2 und 3). 

3. Was unter Kenntnis der Steuerbehörde von der Steuer⸗ 
verkürzung und Eröffnung an den Steuerpflichtigen zu ver⸗ 
ftehen iſt, erläutern die 88 42 und 43 im Einklang mit der bis⸗ 
herigen Rechtſprechung zur Amneſtie VO. Neu iſt, daß eine Er⸗ 
öffnung auch durch einen ſonſtigen Amtsträger (Staatsanwalt) 
erfolgen kann. Bei Selbſtanzeige erübrigt ſich eine Eröffnung. 
Macht der Steuerpflichtige von der Verkürzung Mitteilung und er⸗ 
klärt er gleichzeitig, daß er ſpenden will, ſo gilt eine röffnung 
nur dann als erfolgt, wenn er eine ihm zur Spendenleiſtung ge⸗ 
ſetzte Seit nicht einhält. Der Steuerpflichtige hat dadurch die 
Möglichkeit, ſich vorher beim Finanzamt über die Höhe der erfor⸗ 
derlichen Spende zu erkundigen. 

4. Durch 8 41 find Überſchneidungen zwiſchen Steueramneſtie 
nach dem Volksverratgeſetz und dem Arbeitsſpendengeſetz aus⸗ 
geſchloſſen (vgl. RA. Dr. Meilicke: JW. 1933, 1629). 

III. Befreiung von Strafe. Sie erſtreckt ſich nur 
auf Steuerzuwiderhandlungen ($ 49). 

1. Die Zweifel, wie fi) beim Zuſammentreffen 
mehrerer Steuerzuwiderhandlungen der Spenden⸗ 
betrag errechnet, find dahin geklärt, daß nicht — wie ich in JW. 
1933, 1627 annehmen wollte — vom einzelnen Steuerfall auszu⸗ 
gehen iſt, ſondern die Verkürzung erſtreckt ſich bei Veranlagungs⸗ 
ſteuern auf alle Steuern, die von den unrichtigen oder unvoll⸗ 
ſtändigen oder unterlaſſenen Angaben betroffen werden und auf 
den ganzen Zeitraum, auf den eine Steuerveranlagung oder ihr 
Unterbleiben ſich auswirkt (8852 Nr. 1 und 2, 53). Es iſt daher 
ſtets zu unterſuchen, inwieweit eine einheitliche Steuer⸗ 
zuwiderhandlung vorliegt, ein Begriff jelbitandiger Art, 
unter den aber im weſentlichen die Fälle der Tateinheit i. S. des 
8418 Abſ. 2 RAbgO. und 8 73 R StGB. und die beiſpielsweiſe 
im 8 51 aufgeführten fortgeſetzten oder Dauervergehen zu rechnen 
ſind. Bei der einheitlichen Steuerzuwiderhandlung muß zur Er⸗ 
langung von Straffreiheit der geſamte Betrag aller verkürzten 
Steuern in der erforderlichen Höhe abgelöſt werden, während beim 
Vorliegen mehrerer ſelbſtändiger Steuerzuwiderhandlungen ſich 
der Ablöfungsbetrag nach der durch die einzelne Steuerzuwider⸗ 
handlung bewirkten Verkürzung beſtimmt. Vor einer fehlerhaften 
Berechnung des erforderlichen Spendenbetrages kann ſich der 
Steuerpflichtige dadurch ſchützen, daß er das Finanzamt um Be⸗ 
rechnung der verkürzten Steuern erſucht (§ 55 Abſ. 1). Das Er⸗ 
ſuchen kann auch ohne Namensangabe durch Vermittlung eines 
Notars geſtellt werden, und in dieſem Falle iſt die Berechnung des 
Finanzamts für die Steuergläubiger verbindlich (§ 55 Abſ. 6). Aber 
auch gegenüber dem Steuerpflichtigen kann das Finanzamt von 
ſeiner Berechnung ſpäter nach den Grundſätzen von Treu und 
Glauben nicht ohne weiteres abweichen, wenn die Angaben voll⸗ 
ſtändig und richtig waren. 

2. Auch die Steuerverkürzungen, die bereits unter die 1. 
und 2. Amneſtie BO. fielen, können durch Spenden abgelöſt werden, 
wobei die ſeinerzeit bereits geleiſteten Nachzahlungen angerechnet 
werden, ausgenommen die für den Erwerb von ſteuerfreier Reichs⸗ 
bahnanleihe 1931 aufgewendeten Beträge (88 52 Nr. 4, 54). 

3. Über die tätige Reue bringt die DurchfVO. keine 
Beſtimmungen. Sie kann daher auch weiterhin geübt werden (vgl. 
844 Beiſpiel 2 am Ende). 8 
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4. Die Ablöſung iſt nach § 56 Abſ. 4 im Steuerbeſcheid feſt⸗ 
zuſtellen. Bei Hingabe des Spendenſcheins nach Rechtskraft der 
Veranlagung werden Nachzahlungen nur inſoweit erlaſſen, als 
I noch nicht gezahlt oder beigetrieben find. Anhängige Strafver⸗ 
ahren gelten mit Hingabe des Spendenſcheins als eingeſtellt, da⸗ 
gegen werden bereits rechtskräftige Strafen vollſtreckt. In dieſem 
Falle müſſen auch die Nachzahlungen geleiſtet werden ($ 57). 

RegR. Dr. Fürholzer, Gera. 


Nas, ein Wiederverkäufer nach dem 1. geptember 
aren ausgeben, denen vor dem 1. September Gut- 
ſcheine beigepakt worden And ? 


Durch den 81 Abf. 2 Ziff. e der Zugabenverordnung v. 
9. März 1932 war die Gewährung einer Zugabe für den Fall 
geſtattet worden, daß an Stelle der Zugabe die Barauszahlung 
eines beſtimmten Geldbetrages angeboten wurde. Dieſe Ausnahme 
iſt durch das Geſetz über das Zugabeweſen v. 12. Mai 1933 auf⸗ 
gehoben worden. Nach dem 1. Sept. 1933 dürfen nur noch An⸗ 
5 aus ſolchen Zugabegeſchäften erfüllt werden, welche vor⸗ 

er „eingeleitet“ worden ſind (§ 3). 

Für die Wirtſchaft iſt von erheblicher Bedeutung, welche Zu⸗ 
gabegeſchäfte i. S. des Geſ. v. 12. Mai 1933 als am 1. Sept. 1933 
„eingeleitet“ zu gelten haben. Es fragt ſich, ob nur die Gutſcheine 
eingelöſt werden dürfen, welche vor dem 1. Sept. 1933 in die 
Hände der Verbraucher ſelbſt gelangt ſind, oder ob auch Anſprüche 
aus Gutſcheinen, welche Waren beigepackt ſind, die ſich am 1. Sept. 
1933 noch auf dem Lager des Wiederverkäufers befinden und erſt 
nachträglich an den Verbraucher ſelbſt abgegeben werden, erfüllt 
werden dürfen. Die wirtſchaftliche Bedeutung dieſer Frage ergibt 
ſich aus folgender Überlegung: 

Die Zugabenverordnung verbietet nicht nur, Zugaben zu ge⸗ 
währen, ſondern auch ſie „anzubieten und anzukündigen“. Da 
jeder Gutſchein ein ſolches Angebot und eine ſolche Ankündigung 
enthält, ſo ergibt ſich daraus, wenn man nur die mit dem Ver⸗ 
braucher ſelbſt eingeleiteten Zugabegeſchäfte als „eingeleitet“ i. S. 
des Geſetzes erachtet, die Folgerung, daß alle Gutſcheine aus den 
Waren, die vor dem 1. Sept. noch nicht in die Hände der Verbrau⸗ 
cher gelangt ſind, wieder entfernt werden müſſen. Die Entfernung 
der Gutſcheine iſt aber nur dadurch möglich, daß man die Packun⸗ 
gen zerſtört. Eine allgemeine Ungültigkeitserklärung etwa würde 
nicht den Tatbeſtand des „Anbietens“ zerſtören. Es ließe ſich gar 
nicht feſtſtellen, welche Gutſcheine nach der Erklärung an die Kund⸗ 
ſchaft gelangt find. Die Kundſchaft könnte die Erfüllung aller in 
ihrem Beſitz befindlichen Gutſcheine verlangen, weil ſich die Gut⸗ 
ſcheine nicht unterſcheiden ließen. Die weitere Folge davon iſt aber, 
daß alle Waren, denen Gutſcheine beigepackt ſind, neu gepackt wer⸗ 
den müſſen. Da die Verpackung zum größten Teil auf maſchinellem 
Wege erfolgt, ſo Bela die neu zu verpackenden Waren an den 
Herſteller zurückgeſandt und von dieſem neu verpackt werden. Das 
würde nicht nur für die Herſteller von Maſſenartikeln, wie z. B. 
die Zigaretteninduſtrie, fonderm auch für die Herſteller hochwer⸗ 
tiger Waren einen großen Verluſt bedeuten, da es ſich bet ihnen 
auch um hochwertige Verpackungen handelt. 

Dabei tauchen die verſchiedenſten Rechtsfragen auf. Iſt der 
Herſteller verpflichtet, für den Wiederverkäufer die vielleicht ſchon 
vor Erlaſſen der Zugabenverordnung gelieferten Waren neu zu 
verpacken? Wer trägt die Koſten der Neuverpackung und der Ver⸗ 
ſendung der Waren? Kann nur der Groſſiſt oder auch jeder kleine 
Kolonialwarenhändler die Entfernung der Gutſcheine aus den Pak⸗ 
kungen verlangen? 

Dieſe Rechtsfragen machen ſich ſchon heute in dem Geſchäfts⸗ 
verkehr zwiſchen Herſteller und Wiederverkäufer ſtörend bemerkbar. 

Über die Frage, ob auch die durch Übergabe der Waren an den 
Wiederverkäufer eingeleiteten Zugabegeſchäfte als „eingeleitet“ i. S. 
des Geſetzes gelten, ſchweigt das Geſetz. Aus der amtlichen Begr. 
läßt ſich nur entnehmen, daß dieſe Übergangsvorſchr. dem Bedürf⸗ 
nis der zugabegewährenden Firmen und des Publikums in bezug 
auf die Abwicklung laufender Zugabegeſchäfte Rechnung tragen 
ſollen. 

In der Literatur wird eine engere und eine weitere Auffaſ⸗ 
jung vertreten. Die für die Abfaſſung der Zugaben VO. v. 9. März 
1932 zuſtändigen Referenten, die Miniſterialräte Klauer und 
Gottſchick, haben in ihren Kommentaren zur Zugabenverord⸗ 
nung, welche im § 5 den gleichen Ausdruck verwendet (KIauer, 
Das Zugabeweſen, Berlin 1932, S. 54; Gottſchick, Das Zu⸗ 
gabeverbot, Berlin 1932, S. 59) den Standpunkt eingenommen, 
daß nur Zugabegeſchäfte mit dem Publikum, d. h. mit dem Zu⸗ 
gabeempfänger ſelbſt für die Überleitungsvorſchr. in Betracht kom⸗ 
men. Elſter (Zugabe BO. 1932, S. 76) hingegen vertritt unter 
Hinweis auf die oben ausgeführten Folgerungen wirtſchaftlicher 
Art den Standpunkt, daß Gutſcheine, welche in bereits in den Han⸗ 
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ue Warenpackungen liegen, auch noch eingelöſt werden 
müſſen. 

Elſter hat auf dieſe Schwierigkeiten auch für den $3 des 
Geſ. über das Zugabeweſen v. 12. Mai 1933 hingewieſem (Aufſatz 
in der DAllg. Z. v. 27. Juni 1933). Dagegen hat Junkers torff 
(Die Novelle zum Zugabenverbot: Mu W. 1933, 339) den Stand⸗ 
punkt Klauers und Gottſchicks auch bzgl. des §3 des Geſ. 
v. 12. Mai 1933 vertreten. 

Dieſer Standpunkt entſpricht aber weder dem Wortlaut des 
Geſetzes, noch der Billigkeit, noch der Abſicht des Geſetzgebers. Das 
Geſetz braucht den Ausdruck: „eingeleitete Ze Geschäft i „Ein⸗ 
geleitet“ iſt aber weniger als „begonnen“. Ein Geſchäft iſt dann 
ſchon eingeleitet, wenn die Vorbereitungen in Angriff genommen 
find. Nimmt man aber an, daß nur die vor dem 1. Sept. 1933 
in die Hände der Verbraucher gelangten Gutſcheine eingelöſt wer⸗ 
den dürfen, dann fallen praktisch nur die bereits ausgeführten Zu⸗ 
gabegeſchäfte unter die Überleitungsvorſchrift. Damit wird aber 
der Begriff „eingeleitet“ in ſein Gegenteil verkehrt. 

Durch eine fo enge Auslegung wird auch der Zweck der Liber- 
leitungsvorſchrift üluſoriſch gemacht. Durch ſie werden die Ge⸗ 
ſchäftsbeziehungen zwiſchen Herſteller und Wiederverkäufer aufs 
empfindlichſte geſtort. Es werden eine Unzahl von Rechtsſtreitig⸗ 
keiten daraus entſtehen, weil ja auch die Wiederverkäufer nicht 
ale wo fie mit den Waren, welche Gutſcheine enthalten, bleiben 
ollen. 

Wie aus einer Bemerkung bei Klauer S. 54 hervorgeht, 
haben die Verf. des Geſetzes bei Abfaſſung des §5 der Zugaben VO. 
v. 9. März 1932 auch dieſe Schwierigkeit nicht überſehen. Da aber 
der die Zugabe Gewährende damals durch 81e unter Anbie⸗ 
tung einer Barablöſung jederzeit die Möglichkeit hatte, das in dem 
Gutſchein enthaltene Zugabeverſprechen zu einem Erlaubten zu 
machen, waren wirtſchaftliche Unzuträglichkeiten nicht zu erwarten. 
Nach Aufhebung des §1 e der Zugabenverordnung beſteht dieſe 
Möglichkeit nicht mehr. 

Da nach dem 31. Dez. 1933 die Gutſcheine nur durch die Zah⸗ 
lung eines Barbetrages eingelöſt werden dürfen, gleichgültig wann 
die Gutſcheine ausgegeben werden, beſteht keine Notwendigkeit da⸗ 
für, dieſe empfindliche Störung des Geſchäftsverkehrs herbei⸗ 


zuführen. 
GerAſſ. Dr. Felix Steinriede, Berlin. 


Darf der Gläubiger „unpfändbare“ Sachen pfünden? 


Mancher Gläubiger wird bei dem Verſuch, ſeine Forderung 
gegen den Schuldner beizutreiben, von der Pfändung wertvoller Ver⸗ 
mögensſtücke des Schuldners deshalb haben abſehen müſſen, weil es 
ſich um Gegenſtände handelte, die gem. 8 811 Ziff. 1 ZRO. „für den 
Bedarf des Schuldners oder zur Erhaltung eines angemeſſenen Haus⸗ 
ſtandes unentbehrlich“ und deshalb unpfändbar find, Man denke 
z. B. an die goldene Taſchenuhr des Schuldners, die koſtbare Stand⸗ 
uhr, die er in der Wohnung hat, den wertvollen Lederkoffer uſw. 
Dieſe Beiſpiele laſſen ſich beliebig vermehren. Auch Möbelſtücke 
kommen hier in Betracht. So ſpielte kürzlich in einem Erinnerungs⸗ 
verfahren vor einem Berliner AG. in dieſem Zuſammenhange eine 
antike, ſehr wertvolle Bettſtelle eine Rolle, die der früher wohl⸗ 
habende Schuldner aus beſſeren Zeiten her noch beſaß und benutzte. 
Häufig ſtellen ſolche unpfändbaren Sachen die einzigen Werte dar, die 
der Schuldner überhaupt beſitzt, und aus denen ſich der Gläubiger be⸗ 
friedigen könnte. Da ſie jedoch ſeinem Zugriff nicht unterliegen, kann 
der Schuldner ſie, ohne ſich übrigens wegen Vollſtreckungsvereitelung 
ſtrafbar zu machen, veräußern. Ehe dann der Gläubiger zugreifen 
kann, iſt der Erlös vom Schuldner bereits verbraucht oder beiſeite 
geſchafft. 

Daß dieſe geſetzliche Regelung nicht der Billigkeit entſpricht, 
Kann eigentlich einem Zweifel nicht unterliegen; es iſt das auch ver⸗ 
ſchiedentlich ſchon früher im Schrifttum anerkannt worden (vgl. u. a. 
Kann, 3. Aufl., Anm. 7 zu 8 811). Gleichwohl haben ſich bisher 
die führenden Kommentare zur ZPO. auf den Standpunkt geſtellt, 
daß der Wert der nach 8 811 Ziff. 1 ZPO. unpfändbaren Sachen 
gleichgültig ſei, und daß der Gläubiger nicht das Recht habe, ſie 
gegen das Angebot minderwertiger Erſatzſtücke zu pfänden (Stein⸗ 
Jonas, zu § 811 Anm. II 1; Baumbach, ebendort, Anm. 1B; 
Förſter⸗Kann, ebendort, Anm. 7). Die gleiche Anficht, haben 
auch verſchiedene OLG. vertreten, teilweiſe handelt es ſich hier aller⸗ 
dings um Entſcheidungen aus dem vorigen Jahrhundert (Seuff Arch. 
39, 111; 52, 371 uſw.). In allen dieſen Entſcheidungen wird man 
aber vergeblich eine Auseinanderſetzung darüber ſuchen, ob der vom 
Geſetzgeber durch die Schaffung des 8 811 ZPO. bezweckte Schutz des 
Schuldners nicht auch ſeine Grenzen hat oder haben muß, nämlich 
dort, wo den Intereſſen des Schuldners gleichberechtigte Intereſſen 
des Gläubigers gegenübertreten. Soweit erſichtlich, haben lediglich 
Falkmann (Zwangsvollſtreckung S. 681) und Schloßmann 
(DIZ. 1913, 1439) zugunſten des Gläubigers Stellung genommen. 
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Es ift deshalb von beſonderem Intereſſe und zu begrüßen, daß neuer⸗ 
dings verſchiedene Gerichte unter dem Eindruck der Gläubigernot zu 
dieſem ſchwierigen Problem Stellung genommen und verſucht haben, 
einen Weg zu finden, der den Intereſſen beider Teile, des Gläu⸗ 
bigers wie des Schuldners, gerecht wird. In einem Falle, der dem 
LG. Stuttgart zur Entſcheidung vorlag (T 163/32: JW. 1932, 
3215), hatte der Gläubiger bei ſeinem Schuldner als einzigſtes, ver⸗ 
wertbares Vermögensſtück eine wertvolle Standuhr vorgefunden. Er 
bot, um dieſe pfänden zu können, dem Schuldner einen brauchbaren 
Regulator als Erſatz zum Eigentum an. Der Schuldner lehnte jedoch 
die Annahme des in ſeine Wohnung geſchafften Regulators mit der 
Begründung ab, er ſei nicht verpflichtet, auf das Augebot des Gläu⸗ 
bigers einzugehen, weil das Geſetz die Pfändung der Standuhr ver⸗ 
biete. Das LG. wies im Erinnerungsverfahren den Gerichtsvollzieher 
an, die Uhr für den Gläubiger zu pfänden. Es begründete ſeine Ent⸗ 
ſcheidung damit, daß die Standuhr für den Schuldner nicht mehr un⸗ 
entbehrlich ſei, da er den Regulator nur anzunehmen brauche. Es 
ſei ein Mißbrauch der geſetzlichen Beſtimmungen, wenn er ſich auf 
die Unpfändbarkeit berufe, obwohl ihm ein ausreichender Erſatz zur 
Verfügung geſtellt ſei. Es entſpreche dem Erfordernis einer gerechten 
Zwangsvollſtrechung, daß der dem Schuldner entbehrliche Mehrwert 
eines hochwertigen Bedarfsgegenſtandes dem Glaubiger zugute komme, 
wenn dieſer ein ausreichendes Erſatzſtück zur Verfügung des Schuldners 
ſtelle, fo daß dieſer es alsbald als fein Eigentum in Benutzung 
nehmen könne. — 

Dieſem Standpunkt hat ſich das 
(W 422/32: JW. 1932, 3191). 

Daß dieſe Löſung des Intereſſenkonfliltes gerecht und billig 
iſt, kann nicht zweifelhaft ſein, und es iſt auch wohl anzunehmen, 
daß in der Folge auch andere Gerichte, vor die gleiche Frage geſtellt, 
dieſe i. S. des oben wiedergegebenen Beſchluſſes entſcheiden werden. 
Die praktiſchen Schwierigkeiten, die ſich ergeben können, werden ſich 
unt fo eher verringern, je mehr Gerichte der Entſcheidung beitreten, 
weil die Schuldner dieſe Handhabung der Zwangsvollſtreckung ſchließ⸗ 
lich als ſelbſtverſtändlich hinnehmen werden. Allerdings können auch 
nach Beendigung der Zwangsvollſtreckung Schwierigkeiten ſich daraus 
ergeben, daß z. B. das dem Schuldner übereignete und übergebene 
Erſatzſtück unbrauchbar wird. Es kann dann einmal ein tatſächlicher 
Streit darüber entſtehen, ob der aufgetretene Mangel auf unſach⸗ 
gemäße Benutzung des betreffenden Gegenſtandes durch den Schuldner 
zurückzuführen iſt, was ſtets der Gläubiger behaupten, der Schuldner 
aber immer beſtreiten wird. Sodann wird u. U. die Rechtsfrage ent⸗ 
ſchieden werden müſſen, ob und in welchem Umfange der Gläubiger 
für einen nicht vom Schuldner zu vertretenden Mangel Gewähr zu 
leiſten hat. Es liegt nahe, inſoweit die Vorſchriften über Mängel⸗ 
haftung beim Kauf (88 459 ff. BGH B.) analog anzuwenden. Jeden⸗ 
falls beſteht beim Auftreten eines Mangels, das ſoll nicht verkannt 
werden, die Gefahr eines neuen Rechtsſtreites zwiſchen den Parteien. 
Im Intereſſe einer billigen und gerechten Löſung muß aber m. E. die 
Möglichkeit, daß ſich Schwierigkeiten ergeben können, in Kauf ge 
nommen werden, und dieſe Möglichkeit kann m. M. n. nicht dazu 
führen, daß man die oben wiedergegebene Entſcheidung als un- 
praktiſch ablehnt. Dazu kommt, daß der Gläubiger aus eigenem In⸗ 
tereſſe alles vermeiden wird, was die beabſichtigte Pfändung er⸗ 
ſchweren könnte. So wird er dem Schuldner als Erfapftüc in der 
Regel einen neuen, ungebrauchten Gegenſtand anbieten und 
ihm zweckmäßigerweiſe auch alle etwaigen Anſprüche gegen ſeinen 
(des Gläubigers) Verkäufer abtreten. Verfährt er in dieſer Weiſe, ſo 
werden vielleicht Bemängelungen ſeitens des Schuldners zu den Aus⸗ 
nahmen gehören. — Der Vollſtändigkeit halber ſei noch angemerkt, 
daß im Schrifttum noch eine zweite Möglichkeit, dem Gläubiger in 
den hier in Rede ſtehenden Fällen zu helfen, erörtert worden iſt. So 
will Schloßmann (a. a. O.) dem Gläubiger geſtatten, dem 
Schuldner an Stelle eines Erſatzſtückes einen entſprechenden Geld⸗ 
betrag zu deſſen Anſchaffung zur Verfügung zu ſtellen. Soweit er⸗ 
ſichtlich, iſt hierzu in der Rſpr. noch nicht Stellung genommen wor⸗ 
den. Man wird aber hier das Bedenken erheben müſſen, daß ein 
anderer Gläubiger den Geldbetrag pfänden könnte, und daß der 
Schuldner dann keine geſetzliche Handhabe hätte, gegen die Pfändung 
vorzugehen. Weiter würde die Gefahr beſtehen, daß der Schuldner in 
manchen Fällen den Geldbetrag nicht zur Anſchaffung des — mög⸗ 
licherweiſe auch für etwaige Familienangehörige notwendigen — Er⸗ 
ſatzſtückes, ſondern für andere Zwecke verwenden oder gar „verjubeln“ 
würde Dieſer Weg iſt deshalb m. E. nicht gangbar. 

Nach Drucklegung dieſer Zeilen iſt durch das Geſetz über weitere 
Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung v. 26. Mai 
1933 (RGGBl. I, 298 ff.) die Zwangsvollſtreckung in beſtimmte, be⸗ 
wegliche Sachen gewiſſen Beſchränkungen unterworfen worden, ſoweit 
ſie wegen Geldforderungen betrieben wird (Art. 2). Indeſſen iſt durch 
dieſe neue Regelung die oben aufgeworfene Frage nicht gegenſtands⸗ 
los geworden, einmal, weil Art. 2 nur bis zum 31. März 1934 Gel⸗ 
tung hat, und ſodann, vor allem, weil nach dieſer Beſtimmung die 
Zwangsvollſtreckung — abgeſehen von anderen Vorausſetzungen — 
nur dann aufgehoben oder einſtweilen eingeſtellt werden kann, wenn 
dem Schuldner durch den Verluſt der gepfändeten Gegenſtände ein 


OLG. Stuttgart angeſchloſſen 


unverhältuismäßiger Nachteil erwachſen würde. Dieſe Vorausſetzung 
wird aber in der Regel nicht gegeben ſein, wenn der Schulduer ein 
für ſeine Zwecke ausreichendes Erſatzſtück erhält. Der von dem Ge⸗ 
Due bezweckte Schutz des Schuldners iſt eben dadurch bereits 
erreicht. 


Dr. Grund, Friedenau. 


Zinspflicht bei der Erbſchaftsſteuer. 


Nach § 31 Erbſch StG. wird die Erbſchaftsſteuer auf Grund 
der Steuererklärung zunächſt vorläufig feſtgeſetzt. Iſt die 
endgültige Steuerfeſtſetzung geringer, ſo iſt der Unterſchiedsbetrag 
zu erſtatten. Zweifel ſind darüber entſtanden, ob die zu erſtattenden 
Beträge vom Reiche zu verzinſen ſind. 

Nach SS 155, 151 RAbgO. find die Beträge, die infolge Auf⸗ 
hebung, Rücknahme oder Anderung eines Beſcheides zur Berich⸗ 
tigung einer Steuerfeſtſetzung Funde als zu Unrecht bezahlt, zu 
erſtatten und zu verzinſen. Die Anderung eines vorläufigen Be⸗ 
ſcheides durch einen endgültigen, fällt ohne Zweifel hierunter. Da 
aber für das Gebiet der Erbſchaftsſteuer die vorläufige Steuerfeſt⸗ 
ſetzung allgemein vorgeſchrieben iſt, ſo hat man daraus den Schluß 
gezogen, daß ſie zu Recht erfolgt, alſo nicht unter zu Unrecht 
gezahlte Beträge des 8151 RAbgdO. falle. 

Der Gedanke iſt irrig. Eine vorläufige Steuerfeſtſetzung be⸗ 
a an ſich ebenſo zu Recht wie eine endgültige, vorausgeſetzt, 

aß ſie den Vorausſetzungen des 8 100 RAbgoO. entſpricht. Die 
vorläufige Steuerfeſtſetzung des 831 Erbſch StG. iſt allerdings 
darüber hinaus auch dann zu Recht erfolgt, wenn die Voraus⸗ 
fegungen des § 100 RAbgO. nicht vorliegen. Dem ſteht aber in 
beiden Fällen nicht entgegen, daß die vorläufige Steuerfeſtſetzung 
zu einer ae e wird, wenn die endgültige von 
ihr abweicht. § 31 ErbſchStch. ſchafft alfo für das Gebiet der Erb» 
ſchaftsſteuer gegenüber den $$ 151, 155 RAbg Ol. keine Beſonder⸗ 
heit. Der überzahlte und daher zu erſtattende Betrag iſt zu ver⸗ 
zinſen, ohne Rückſicht darauf, ob die vorläufige Steuerfeſtſetzung 
zu Recht oder zu Unrecht erfolgt. Etwas Ahnliches beſtimmte be⸗ 
reits 86 des Geſetzes über vorläufige Zahlungen auf die Körper⸗ 
ſchaftsſteuer v. 26. März 1921, nämlich vorläufige Zahlungen auf 
Grund der in der Bilanz ausgewieſenen Gewinne („vorläufige 
Selbſtveranlagung“). Hier hat der RH. die Zinspflicht aus SS 155, 
151 RAbgO. anerkannt (I A 20/23 v. 2. Febr. 1923 = 11, 338). 

Zu Unrecht beruft ſich die el n Meinung auf die be⸗ 
kannte Rechtſprechung des NFH. zur Frage der Verzin⸗ 
fung der Sinkommenſteuervorauszahlung des 895 
EintSt®. Ihre Verzinſung hat der RYH. allerdings abgelehnt 
(GrS D 1/26 v. 25. Okt. 1926 = 19, 315). Das hat aber andere 
Gründe. Die Einkommenſteuervorauszahlung ſteht zur endgültigen 
Zahlung in einem ganz anderen Verhältnis als eine vorläufige 
Steuerzahlung (irgendwelcher Steuerart) zu der endgültigen. Die 
Einkommenſteuervorauszahlung hat eine andere Rechtsgrundlage 
als die endgültige Zahlung. Die Vorauszahlung beruht auf dem 
Einkommen und dem Steuerbeſcheid des vergangenen Jahres, die 
endgültige dagegen auf dem Einkommen des folgenden Jahres. 
Die Vorauszahlung wird zwar auf die endgültige Zahlung an⸗ 
gerechnet. Stets aber bleibt die Grundlage der Vorauszahlung 
eine ſelbſtändige. Ste wird nicht durch die endgültige berichtigt, 
wie das bei Anderung eines 11 5 Beſcheides der Fall iſt. 
Die Vorauszahlung bleibt deshalb ſtets eine zu Recht gezahlte, 
fällt alſo nicht als zu Unrecht gezahlte unter $ 151 RAID. Ge⸗ 
rade aus dieſer Behandlung der Einkommenſteuervorauszahlung 
durch den RF. geht hervor, daß dieſe Rechtſprechung auf die 
vorläufige Zahlung des § 100 RAbg OO. nicht übertragen werden 
kann. Der RF. hat den gleichen Schluß bereits ſelbſt bei Be⸗ 
handlung der Vorauszahlungen des § 99 Abſ. 1 EintStG. ge⸗ 
zogen (VI A 794/30 v. 15. Okt. 1930 = 27, 211). Dieſe Voraus⸗ 
11 5 fußen im Gegenſatz zu denen des § 95 auf dem vom 
Fin A. ſchätzungsweiſe ermittelten Einkommen desſelben Jahres, 
für das der endgültige Beſcheid ergeht. Sie ſtehen alſo zur end⸗ 
gültigen Steuerſchuld in dem gleichen Verhältnis wie die vor⸗ 
läufige Steuer zur endgültigen. Fit die Vorauszahlung des 8 95 
höher als die endgültige Steuer, ſo tritt hinſichtlich des zu er⸗ 
ſtattenden Betrages die Zinspflicht ein. Auf gleicher Stufe wie 
die Vorauszahlung des $ 95 EinkStch ſteht die Vorauszahlung auf 
die Vermögensſteuer (III A 53/31 v. 20. Okt. 1932 = RStBl. 1932, 
1006) und die Vorauszahlung auf die Erunderwerbſteuer (II A 
391/29 v. 26. Nov. 1929 = 26, 117). Für die Erbſchaftsſteuer gilt 
0 1 nicht, weil ſie keine Vorauszahlungen in dieſem Sinne 
ennt. 

Beſteht die Zinspflicht des § 155 RAbg d., jo find anderer⸗ 
ſeits vom Pflichtigen gezahlte Zinſen ebenfalls zu erſtatten 
(J A 378/27 v. 3. Jan. 1928 = 23, 2). 

RegR. Jahn, Kaſſel. 
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Urheberrecht an künftigen Werken. 


1. Ein Urheberrecht entſteht mit dem Werk. — Wann 

aber entſteht das Wert? 
. Ebenſowenig, wie irgendeine andere Wiſſenſchaft, vermag die 
junge Lehre vom Urheberrecht von ihrem beſonderen Standpunkt 
aus eine ſichere Antwort hinſichtlich der alten, auf Bild, Ton oder 
Wort aufgebauten Kunſtmittel zu geben, obwohl gerade das Recht 
auf das nachdrücklichſte Sicherheit fordern muß. 

Es iſt zwar ſehr einfach, zu beſtimmen, wenn etwa ein hölzer⸗ 
ner Ausſtellungspavillon (mit etwas „äſthetiſchem Uberſchuß“), die 
Vertonung eines Schlagertextes oder ein Reiſeführer durch eine 
Stadt vollendet ſind. Hier beſagt der letzte Nagel, der doppelte 
Taktſtrich oder der Schlußpunkt alles. Kein deutſcher Dom aber — 
und gerade das Deutſche iſt hier weſentlich! — iſt jemals „fertig“ 
geweſen (die ſogenannten „Vollendungen“ ſind künſtliche Aus⸗ 
bauten einer fremden Zeit und dem fühlenden Auge als ſolche 
immer e Wir werden auch nie erfahren, ob Mozart die 
Wiener Faſſung es Figaro — den „Urfigaro“ — oder die ſpätere 
Prager Faſſung in ſeinem Herzen bevorzugt hat. Als ſicher aber 
können wir annehmen, daß Goethe, wenn er — wie etwa Tizian 
— als Schaffender bis zur Grenze des hundertſten Lebensjahres 
gelangt wäre, die Arbeit an dem ſchon abgeſchloſſenen „Fauſt“ aufs 
neue begonnen hätte. 

Nun wird ein Fauſt nicht alle Tage geſchrieben. Aber gerade 
das Außergewöhnliche jedes großen Kunſtwerks iſt dem Urheber⸗ 
recht fremd. Auch der deutſche Entwurf!) macht hier keine Aus⸗ 
nahme. Der Fauſt bleibt auch da ein „Schriftwerk“ und würde ſich 
genau des gleichen Schutzes wie etwa ein Reiſeführer, der auch ein 
„Schriftwerk“ iſt, erfreuen, wenn er nicht längſt frei und damit 
ſchutzlos wäre. — Man kann hier ſehr gut von „Gleichheit vor 
dem Geſetz“ reden. Richtiger und wichtiger iſt es aber, einzuge⸗ 
ſtehen, daß nicht nur die Technik des Geſetzes bisher auf dieſem 
ſchwierigen Gebiete durchaus verſagte 2), ſondern daß es darüber 
hinaus auch an der Bereitſchaft des Geſetzgebers, ſich das Tatſäch⸗ 
liche der künſtleriſchen Schöpfung vertraut zu machen, gefehlt hat. 
— Das gilt namentlich von dem ſpäter — unter V — beſonders 
zu erörternden Film. 

II. Im beſten Fall wurde der Kern umgangen. So konnte 
die ſofortige Antwort auf die Frage nach der zeitlichen Entſtehung 
des Werkes dadurch vermieden werden, daß jedes Werk auch i m 
Stadium feiner Entſtehung — als Skizze, Entwurf, 
Bruchſtück oder ſonſtwie — geſchützt wurde. Das iſt nun gewiß 
richtig und notwendig, aber die Bedeutung des Entwurfs liegt 
10 iz abgeſehen vom Plagiatprozeß — auf einem anderen 

ebiete. 

Es wäre z. B. für die Geſchichte der Malerei von erheblichem 
Wert, eine erſte Untermalung des Grundes zu einem farbigen 
Hauptwerk des Rubens oder des Delfter Meer — etwa für eine 
Wiederholung des „coup de lance“ oder des „gezicht op Delft“ 
— nachgewieſen zu erhalten. Aber weder Rubens noch Meer haben 
für den ſpäteren Kunſthiſtoriker arbeiten wollen — im Gegenteil. 
Sie nahmen das Geheimnis ihrer Farbe, vor dem die Nachwelt 
ratlos ſteht, mit ins Grab, ohne einen Schüler einzuweihen. (Die 
Frage, ob Grundierungen dieſer Art an ſich ſchon als Entwürfe 
ſchutzfähig ſeien, ſoll gar nicht geſtellt werden.) 

ie aber kein Maler, gleich Rubens und Meer, unfertige 
t in den Verkehr bringen will, ſo will auch der Beſteller 
nichts als ausgemalte Bilder, der Verleger nur Aufführbares oder 
Druckreifes erwerben. Gegenſtand von Verfügungen über ein künf⸗ 
tiges Werk kann alſo tatſächlich immer nur das Werk in ſeiner 
beabſichtigten Vollendung ſein. Gerade deshalb behält die Frage, 
wann dieſe Vollendung eingetreten und ob ſie überhaupt erreicht 
iſt, ihr ganzes Gewicht, insbeſ. für das Urheber⸗Ver⸗ 
tra 415 recht. 

II. Verträge über N Werke ſind auf allen 
Gebieten, die allein mit der Denkarbeit des ordnenden Verſtandes 
bewältigt werden müſſen, längſt üblich geweſen. Kein Geſetzes⸗ 
kommentator würde ohne Verſtändigung mit ſeinem Verleger eine 
neue Auflage bearbeiten, auch wenn Anderungen des Geſetzes eine 
ſolche erforderten. Hier kommt eben „Arbeit“, nicht aber das 
freiſchöpferiſche „Werk“ des Künſtlers, das Werk im eigentlichen 
Sinn, in Frage. Dieſe Arbeit iſt beſtimmbar, weil ſie ſachgebunden 
iſt. Sie iſt daher auch in gewiſſen Grenzen übertragbar. Die Neu⸗ 
auflage des Kommentars kann der Schüler nach dem Tod des 
Lehrers fertigſtellen — Schuberts „Unvollendete“ zu ergänzen 
wäre aber genau ſo unmöglich, wie der wahre Ausbau der deut⸗ 
ſchen Dome, die zu kühn ins Endloſe vorſtießen. 


1) Entwurf eines Geſetzes über das Urheberrecht an Werken 
der Literatur, der Kunſt und der Photographie mit Begründung, 
veröffentlicht durch das RJuſtM. Berlin 1932. 

2) Elſter, Deutſche Rechtsgedanken im Urheberrecht, Ufita, 
Bd. 6 S. 189 ff. regt eine „innerlich definierte Generalklauſel“ zur 
Unterſcheidung zwiſchen der wahren Schöpfung und der „kleinen 
Münze“ an. — Das wäre ein erſter Notweg. 


Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Dieſen Unterſchied zwiſchen „Arbeit“ und „Werk“ kennen die 
Urhebergeſetze ſelbſt und der Entwurf noch nicht, wohl aber — 
und das iſt bedeutſam — das Verlagsrecht, das im 811 Abf. 2 
von einem „noch herzuſtellenden“ Werk, von deſſen „Zweck“ und 
von der dazu erforderlichen „Arbeitsleiſtung“ ſpricht, alſo nur das 
im Auge haben kann, was oben als „Arbeit“ bezeichnet iſt. 

Obwohl nun ein „Werk“ als freie Schöpfung unbeſtimmbar 
und zwecklos ſein muß, auch nicht erarbeitet werden kann, hat ſich 
ein Bedürfnis, auch über künftige Werke zu verfügen, im Verkehr 
zwiſchen dem Verleger und dem noch nicht bekannten, dem „namen⸗ 
loſen“ Urheber ſeit Jahrzehnten bemerkbar gemacht. Solche Ver⸗ 
träge haben vielfach zu Schwierigkeiten — Nichtigkeit aus § 138 
BGB. — geführt, werden aber nicht nur im 8413 BGB. grund⸗ 
ſätzlich anerkannt, ſondern überdies bei einem feſtgeſtellten Über⸗ 
tragungswillen des Urhebers vom RG. mit dinglicher Wirkung 
ausgeſtattet. Das grundlegende Urteil vom 1. Okt. 1907 (RG. 67, 
167) iſt von einer an ſich erfreulichen, doch unnötigen Weite, da 
damals nur die Abtretung künftiger Dane in Frage ſtand. 
Eine ſehr kühne Ausdehnung auf urheberrechtliche Befugniſſe hat 
das RG: JW. 1933, 1396 vorgenommen. Es hat die dinglich 
wirkſame Übertragung eines Aufführungsrechts an zu e 
Filmbegleitmuſik ſogar kraft Satzung einer Genoſſenſchaft bejaht. 
Demgegenüber iſt zu bemerken, daß ein Künſtler die ſofortige 
Übertragung eines „Werkes“, das er ſelbſt noch gar nicht kennt 
und deſſen Beſonderheiten er nicht ahnen kann, nicht einmal in 
ſeiner eigenen Perſon überhaupt zu wollen im ſtande 
wäre. Auf die Dauer dürfte auch hier Kohler, Urheberrecht, 
S. 333 recht behalten, der äußerſtenfalls eine ſchuldrechtliche Ver⸗ 
pflichtung zur Übertragung zuläßt. Das muß auch der Standpunkt 
des Entwurfs ſein, der im § 25 Verträge über unbeſtimmte künf⸗ 
tige Werke für kündbar erklärt. 


IV. Daß die Grenzen zwiſchen Arbeit und Werk niemals feſt 
gezogen werden können, liegt in der Natur der Sache. Gerade in 
der Not der Gegenwart ſind die Schwierigkeiten hier groß. Es iſt 
kein Zufall, daß ſich als wertvollſte Frucht der Zeit auf literari⸗ 
ſchem Gebiete immer mehr der Eſſay entwickelt. Er iſt das 
rechte Mittelding zwiſchen Arbeit und Werk, denn er iſt der dichte⸗ 
riſch empfundene und geſtaltete Bericht über einen an ſich ſach⸗ 
gebundenen Gegenſtand, wie es etwa die Lebensgeſchichte eines 
Künſtlers und ſein Einfluß auf die Kunſt iſt. : 

Der Eſſay wird bleiben. Die „Zweckkunſt“ wird zur kleinen 
Münze im Sinne Elſters (ſiehe Anm. 2) abwandern. Wirkliche 
„Werke“ aber, die heute oft nur auf dem Boden entſtehen können, 
den fremdes Geld gedüngt hat, werden auf die Dauer von jeder 
Vorſchußhypothek frei bleiben müſſen, wenn das Urheberrecht nicht 
Schall und Rauch für ſchöpferiſche Geiſter und der Tummelplatz 
922 kleine Seelen werden ſoll. — Die künftige Geſetzgebung wird 

erfügungen über noch nicht exiſtierende „Arbeiten“ beſtimmten 
Inhaltes ebenſo anerkennen, wie Übertragungen noch unerzeugter 
„Werke“ für unmöglich erklären müſſen. 

V. Auf der anderen Seite aber muß mit aller Klarheit er⸗ 
kannt werden, welche Sonderſtellung dem Film deswegen zu⸗ 
kommen muß, weil er auf Dienſtverträgen urheber⸗ 
rechtlicher Art notwendig beruht. Dadurch unterſcheidet er 
ſich von allen älteren Kunſtmitteln auf das beſtimmteſte. Auch 
äußerlich tritt das dadurch zutage, daß der Film, ſelbſt wenn er 
als ernſtes Kunſtwerk anzusprechen iſt, immer vollendet iſt, weil 
ihm das Grenzenloſe und Unbeſtimmte des auf einem einzigen 
Schöpfer beruhenden Werkes, das Eiche unter I Be iſt, 
abgehen muß. Der Film iſt entweder fertig, oder er iſt überhaupt 
nicht, denn ſeine Beſtimmung für den Verkehr gehört zur Grund⸗ 
lage ſeines Weſens. Hiernach wird es leicht ſein, ein in der Perſon 
des Herſtellers entſtehendes Recht am Film — wenn man das 
Wort Urheberſchaft vermeiden will — feſtzuſtellen, ein Recht, das 
alle eigenen Rechte des dienſtpflichtigen Kollektivs überhaupt nicht 
zur Entſtehung kommen läßt. Dies Recht am Film wird unab⸗ 
hängig von dem alten Urheberrecht zu geſtalten ſein. Die vom 
Entwurf vorgeſehene Regelung, den Film als Werk der Literatur 
anzuſprechen, iſt Ball die ſchlimmſte Verkennung des Tatſächlichen, 
die dem Urheberrecht begegnet jr Das Tatfächliche ift hier das 
äſthetiſche Geſetz des Films, der ſeine eigentliche Wirkung — auch 
im richtig verſtandenen Tonfilm und gerade hier — durch ſeinen 
Gegenſatz zum Wort gewinnt, daher mit nichts weniger zu tun 
haben darf, als gerade mit Literatur (Schlechtriem, Titel und 
Sujet im Filmrecht, Ufita Bd. 2 S. 28 ff.). 

RA. Dr. Wilhelm Schlechtriem, Düſſeldorf. 


Die Volkswirte in der Deutſchen Rechto front. 


Der Reichsverband der Deutſchen Volkswirte (Verband der 
Diplomvolkswirte) wählte auf ſeiner 31. Vertreterverſammlung zu 
Berlin im Einvernehmen mit dem Reichsfachgruppenleiter im 
BNSꝰDJ. Dr. Splettſtößer zum Führer Dr. Ringer. Nach 


62. Jahrg. 1933 Heft 34 


Schrifttum 


den neuen, dem Führerprinzip angepaßten Satzungen erwerben 
die ADB.-Mitglieder die Einzelmitgliedſchaft im BNSDY., dem 
der RDV. außerdem körperſchaftlich angehört. Mit Dr. J eſerich 
vom Akademiſchen Volkswirtebunde / Reichsbund Deutſcher Diplom⸗ 
volkswirte iſt eine Arbeitsgemeinſchaft vereinbart worden. 

Im Nationalen Klub in Berlin fand unter dem Vorſitz des 
Gaufachgruppenleiters im BNS DJ., Gau Kammergerichtsbezirk, 
Dr. rer. pol. Zehler in Anweſenheit des Reichsfachgruppenlei⸗ 
ters der Fachgruppe Wirtſchaft im BRS DJ. Dr. rer. pol. Hans 
Splettſtößer eine Sitzung ſtatt, an der die maßgebenden Ver⸗ 
bände und Berufsgruppen beteiligt waren. Vom Reichsverband 
der Deutſchen Volkswirte (RDV.) nahm der Führer Dr. rer. pol. 
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Ringer teil, der das einleitende Referat hielt, ferner 
Dr. Prange und der Wirtſchaftsprüfer Dr. Br önner. Ferner 
waren anweſend Dr. Bobermin und Dr. Sommer vom 
Reichsbund Deutſcher Diplomvolkswirte, Diplom⸗Kaufmann 
Born vom Verband Deutſcher Diplom⸗Kaufleute und Dr. rer. 
pol. Zellien von der Vela, Reichsverband der Wirtſchaftsleiter. 
Die Vorbildungs⸗, Ausbildungs⸗ und beruflichen Fragen der deut⸗ 
ſchen Volkswirte, insbeſ. auch der anzuſtrebende Schutz der Be⸗ 
zeichnung „Volkswirt“, wurden eingehend beraten und ſollen nach 
gründlichſter Durcharbeitung in einer Denkſchrift und in einem 
8 auf dem Deutſchen Juriſtentag im Oktober niedergelegt 
werden. 


Schrifttum. 


Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. Eine Rückſendung kann in keinem Fall erfolgen. 


Schriftenreihe des Reichsausſchuſſes für Volksgeſundheits⸗ 
dienſt. Heft 1: Anſprache des Herrn Reichsminiſters des 
Innern Dr. Frick auf der 1. Sitzung des Sachverſtän⸗ 
digenbeirats für Bevölkerungs- und Naſſenpolitik am 
28. Juni 1933 in Berlin. Berlin 1933. Gedruckt in 
der Reichsdruckerei. Heft 1 iſt zum Preiſe von 10 Pf. 
für 1 Stück, 8 Pf. ab 25 Stück, 6 Pf. ab 50 Stück, 5 Pf. 
ab 100 Stück vom Reichsausſchuß für Volksgeſundheits⸗ 
dienſt, Berlin NW 7, Robert⸗Koch⸗Platz 7, zu beziehen. 

„Die Aufklärung über Erbgeſundheitspflege und Raſſenkunde 
muß zur raſſenhygieniſchen Erziehung der ugend und des geſam⸗ 
ten Volkes ausgebaut werden, um fie für die Eheſchließung vor⸗ 
zubereiten. Um dieſe Erkenntnis weiten Kreiſen zu vermitteln und 
geeignetes Lehrmaterial den für die Aufklärun uſtändigen Stel⸗ 
len und Erziehern der Jugend zu vermitteln, ha e ich die Umbil⸗ 
dung des e für hygieniſche Volksbelehrung in einen 
ſolchen für Volksgeſundheitsdienſt angeordnet.“ 

In Ausführung der obenſtehenden Anordnung des Herrn 
le des Innern läßt der Reichsausſchuß für Volks⸗ 
geſundheitsdienſt eine Schriftenreihe erſcheinen. 

Als Heft 1 wird der vollſtandige Wortlaut der Anſprache des 
Herrn Reichsminiſters des Innern Dr. Frick auf der erſten 
Sitzung des Sachverſtändigenbeirats für Bevölterungs⸗ und Raſ⸗ 
ſenpolitik am 28. Juni 1933 veröffentlicht. Die oben wiedergegebe⸗ 
nen Ausführungen ſind der Anſprache entnommen an 


Anzeigepflichten über Auslandsbeſitz, Steuer⸗ und Deviſen⸗ 
amneſtie, erläutert von Dr. Conrad Böttcher, Rechtsanwalt 
und Notar, Fachanwalt für Steuerrecht. Berlin 1933. 
Verlag von Franz Vahlen. Preis 2,50 AM. 


Ein praktiſcher umfaſſender Kommentar zum Geſetz gegen 
Verrat der deutſchen Volkswirtſchaft in Verbindung mit den ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen des Arbeitsſpendenc. Die DurchfVO. 
zum Volksverratscg. v. 28. Juni 1933 und die DurchfVoO. zum 
Arbeitsſpendench. v. 24. Juli 1933 find in die Erläuterungen hin⸗ 
eingearbeitet. Der Kommentar erörtert zahlreiche Fragen, deren 
ſchnelle Klärung wegen der kurz bemeſſenen Anzeigefriſt wichtig 
iſt. Auch zu Streitfragen wird in verantwortungsfreudiger 
Weiſe Stellung genommen; hierbei iſt u. a. dem Verf in folgen⸗ 
dem zuzuſtimmen: Bei der Beurteilung der Anzeigepflicht kommt 
es darauf an, ob der Betreffende tatſächlich einen Wohnſitz im 
Inlande begründet Ha ſoweit alfo ein körperlicher Wohnſitz oder 
Aufenthalt im Deutſchen Reiche nicht begründet wird (jo 3. B. in 
vielen Fällen des 8 81 Ziff.? RAbgO. oder bei Aufnahme des 
„Scheinwohnſitzes“ zwecks Abwendung der Reichsfluchtſteuer), iſt 
auch keine Anzeigepflicht gegeben (vgl. S. 20 und 31). Im all- 
gemeinen werden auch ausländiſche Lagerbeſtände, ſelbſt wenn ſie 
unter Zollverſchluß bei Frachtführern oder Spediteuren liegen, nach 
83 Ziff. 13 als im Ausland befindliche Vermögensſtücke anzeige⸗ 
pflichtig ſein (ogl. S. 36), obwohl derartige Anzeigepflichten für 
den deutſchen Außenhandel zum Teil recht läſtig ſind. Beſondere 
Beachtung verdient die Rechtsſtellung des Kommiſſionärs, die 
bisher im Geſetz und Schrifttum noch nicht erläutert worden iſt; 
hier hängt die Rechtslage ganz von der Geſtaltung des betreffenden 
Kommiſſionsverhältniſſes ab, ſo daß ſich dazu ſchwer allgemeine 
Erläuterungen geben laſſen; entſprechend verzichtet auch der vor⸗ 
liegende Kommentar auf eine nahere Erläuterung. Zuzuſtimmen 
iſt ſchließlich auch der Forderung des Kommentars (vgl. S. 62), 
daß die Steueramneſtie nur dann ausgeſchloſſen iſt, wenn das 
Fin A. den Umfang der angezeigten Werte in voller Höhe 


kennt; allgemeine Nachrichten, die das Fin A., vielleicht durch ſog. 
„Vertrauensleute“ im Auslande, erhalten hat, dürften zu einer 
Kenntnis der Steuerbehörde nicht genügen. Hierbei ſei aber dar⸗ 
auf hingewieſen, daß — im Gegenſatz zur Steueramneſtie 1931 
— eine Eröffnung ſeitens der Steuerbehörde nicht erforderlich iſt, 
um die Amneſtie auszuſchließen. 

Zur Streitfrage „deutſche Auslandsbonds“, insbeſ. „Dol⸗ 
larbonds“ (vgl. S. 43) gehen allerdings hier die Meinungen aus⸗ 
einander: Eine freiere, wirtſchaftlichere Betrachtun sweiſe dürfte 
dem Kommentar dahingehend recht geben, daß Dollarbonds keine 
Forderungen gegen einen ausländiſchen Schuldner ſind, weil 
ſchließlich, wirtſchaftlich geſehen, der Schuldner in Deutſchland 
ſitzt: dieſe e iſt auch im Publikum weit verbreitet. Die 
Banken hingegen (bgl. BankArch. 1933, 417) vertreten, und zwar 
formell nicht mit Unrecht, durchweg den Standpunkt, daß deutſche 
Auslandsbonds, insbeſ. Dollarbonds, nach § 2 Abl. 1 Ziff. 4 Volks⸗ 
verratsG. e find, ohne Unterſchied, ob fie ſich im Inland 
oder Ausland befinden; der Grund dafür iſt folgender: Nach den 
meiſten Anleihebedingungen muß der deutſche Schuldner die Zin⸗ 
ſen an eine ausländiſche Treuhandſtelle (Trust Company, Fiscal 
Agent) überweiſen, und der Inhaber der Bonds kann ſeine An⸗ 
ſprüche nur gegen dieſe geltend machen. Demnach hat der „Schuld⸗ 
ner“, zum mindeſten formell, ſeinen Wohnſttz im Auslande. Ent⸗ 
ſprechendes ſoll ſelbſt für die zertifizierten Auslandsbonds gelten. 
Inzwiſchen haben ausländiſche Gläubiger dagegen protefttert, daß 
die Zinſen auf Dollarbonds für zertiftzterte Stücke an Inländer 
in voller Höhe gezahlt werden, anſtatt zum Teil in sorips. Dieſe 
Auffaſſung wird in Deutſchland z. T. bekämpft, z. T. formaljuri⸗ 
ſtiſch gebilligt, eben weil es ſich um „Auslandspapiere. mit aus⸗ 
ländiſchem Schuldner, dem Treuhänder, handelt. Es wäre ſehr zu 
wünſchen, daß dieſe Streitfrage, wie auch die übrigen oben er⸗ 
wähnten, noch vor Friſtablauf durch weitere amtliche Verlaut⸗ 
barungen entſchteden werden. 5 

RA. u. Fach A. f. Steuerrecht Dr. Al br. D. Dieckhoff, 

Hamburg. 


Zeitſchrift für ausländiſches öffentliches Recht und Völker⸗ 
recht. Herausgegeben von Viktor Bruns, Direktor des 
Inſtituts für ausländiſches öffentliches Recht und Völker⸗ 
recht, Profeſſor an der Univerſität Berlin. Bd. I. Teil 
Abhandlungen S. 633; 2. Teil Urkunden S. 821, S. XVIII, 
S. XXIII. Berlin u. Leipzig 1931. Walter de Gruyter & Co. 
Preis 105 RM. 


Nach den von mir in der JW. früher beſprochenen zwei erſten 
Halbbänden der Bruns ſchen Zeitſchrift find nunmehr zwei neue 
voluminöſe Halbbände erſchienen, die durchaus dem entſprechen, 
was die erſten Halbbände verſprochen haben. Schon ein flüchtiges 
erſtes Durchblättern der neuen Veröffentlichung beweiſt ihren un⸗ 
geheueren Reichtum, der den Leſer immer wieder mit Erſtaunen 
und Bewunderung erfüllt. Vertieft man ſich aber in die einzelnen 
Abhandlungen, unterſucht man das in dem Urkundenband zuſammen⸗ 
getragene Material, ſo kann man nur in freudiger Anerkennung 
des Geleiſteten auch diesmal wieder feſtſtellen, daß es ſich um die 
wertvollſte Zeitſchrift auf ihrem Gebiet handelt, die exiſtiert, eine 
Zeitſchrift, die in keiner in⸗ und ausländiſchen Bibliothek, in der das 
internationale öffentliche Recht überhaupt vertreten ift, fehlen dürfte, 
die für den Praktiker, namentlich den Politiker und auch den inter⸗ 
nationalen Anwalt von außerſtem Wert iſt. - 

Selbſtverſtändlich können wir an dieſer Stelle den Inhalt der beiden 
Bände nur kurz referieren. Beginnen wir mit dem Abhandlungs⸗ 
band, ſo mag zunächſt hervorgehoben werden, daß wir in ihm Ab⸗ 
handlungen rein theoretiſchen Inhalts treffen, wie etwa die intereſſanten 
Unterſuchungen Baumgartens über Souveränität und Völkerrecht, 
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neben Abhandlungen, die praktifche Probleme der zeitgenöſſiſchen Gegen» 
wart behandeln, wie etwa den Aufſatz Lubenoffs über die könig⸗ 
liche Diktatur in Jugoſlawien oder den Aufſatz über die Verwaltungs⸗ 
reform in Ungarn von v. Cſekey. Aber auch die mehr theoretiſchen 
Arbeiten knüpfen meiſt eng an Zeitprobleme an, wie z. B. die Arbeit 
von Haſſelblatt über den ſtrafrechtlichen Schutz des Nationalitäten⸗ 
bekenntniſſes. Und ſelbſt da, wo im Vordergrund der Erörterung die 
geſchichtliche Tatſache der Vergangenheit ſteht (vgl. z. B. die nach 
jeder Richtung hin intereſſante Abhandlung von Leontiades über 
die Neutralität Griechenlands während des Weltkrieges, ferner die 
Darlegungen Baumgartens zur Geſchichte des internationalen 
Miſſiſſippi), ſtehen die behandelten Fragen in ſo enger Beziehung zu 
aktuellen Problemen des Tages, daß die Bedeutung der Arbeiten 
keineswegs eine rein hiſtoriſche iſt. Beſonders beachtenswert in Hin⸗ 
blick auf die neueſte Entwicklung der Dinge, wie ſie durch den Aus⸗ 
tritt Japans aus dem Völkerbund und ſeine Weigerung, auf die 
Kolonialmandate herbeigeführt iſt, ſind die wertvollen Beiträge zum 
Mandatsſyſtem: Biles ki, Was wird aus dem Mandatsſyſtem? und 
Bentwich, The Development of the A Mandates 1928-1930. 

So bieten die Abhandlungen ein intereſſantes Spiegelbild der 
politiſchen Problematik unſerer Zeit, bei dem übrigens auch das deutſche 
öffentliche Recht nicht zu kurz gekommen iſt. Denn nach einer Rich⸗ 
tung hin hat ſich der Herausgeber einer Überſchreitung des Arbeits⸗ 
gebietes der Zeitſchrift ſchuldig gemacht, eine Feſtſtellung, die übrigens, 
wie ich ausdrücklich betonen möchte, nur eine Feſtſtellung, nicht aber 
ein Tadel ſein ſoll. Denn obwohl das Arbeitsgebiet der Zeitſchrift auf 
ausländiſches öffentliches Recht beſchränkt iſt, enthält der diesmalige 
Band auch Arbeiten aus dem Gebiet des deutſchen öffentlichen Rechtes, 
ſo die Arbeit von Bilfinger über die Geſchäftsordnung des Reichs⸗ 
tages und die Grenzen des parlamentariſchen Syſtems und die von 
Benecke über die Verfaſſung Berlins. Und auch die ſehr beachtens⸗ 
werten Darlegungen von Aubertin über die Beſchränkungen der 
politiſchen Betätigung der Bundesbeamten in den Vereinigten Staaten 
(ſie ſollte von einer Darſtellung des engliſchen Rechts gefolgt werden) 
gewinnt ihre Bedeutung doch erſt eigentlich durch die Beziehung, in 
die ſie zu den deutſchen politiſchen Verhältniſſen gebracht iſt. Ich be⸗ 
grüße dieſe Erweiterung des Arbeitsgebietes; denn da die Zeitſchrift 
internationalen Charakter beſitzt, ſo iſt wirklich nicht einzuſehen, warum 
das deutſche Recht nicht in ihr behandelt werden ſoll, das für das 
Ausland mindeſtens von ebenſolchem Intereſſe iſt, wie für uns das 
ausländiſche Recht. 

Was den Urkundenband anbelangt, ſo zerfällt er in die zwei Ab⸗ 
teilungen Völkerrecht und Staats⸗ und Verwaltungsrecht. Er enthält 
ein überreiches Material an Entſcheidungen, Berichten, Verträgen, 
diplomatiſchen Noten und Geſetzen, auf die im einzelnen natürlich 
nicht eingegangen werden kann. 

Daß bei einer derartigen Stoffmenge der Widerſpruch im ein⸗ 
zelnen nicht ausbleiben kann, iſt ſelbſtverſtändlich. Aber ſo gerne ich 
mich auch" mit mancher der vertretenen Auffaſſungen auseinanderſetzen 
möchte, ſo z. B. mit Baumgartens geiſtreicher Behandlung des 
Problems, ob bei einem Konflikt zwiſchen Völker⸗ und Landesrecht 
das Völker⸗ oder Landesrecht vorzugehen habe lich ſtehe, wie ich be⸗ 
merken möchte, auf grundſätzlich abweichendem Standpunkt), jo iſt 
das doch an dieſer Stelle unmöglich, eben der Reichhaltigkeit des 
Stoffes halber, zu dem im einzelnen Stellung zu nehmen einfach 
unmöglich. Nur ein kurzer Hinweis ſei geſtattet: Im Urkunden⸗ 
band S. 96 ff. werden zwei Urteile des PrͤomponflöH. ab⸗ 
gedruckt, die erneut an der alten Lehre feſthalten, daß ein aus⸗ 
ländiſcher Staat der Zivilgerichtsbarkeit eines anderen Staates nicht 
unterſtellt ſei. Die Entſcheidungen werden in einer Anmerkung von 
Bloch ausdrücklich gebilligt (S. 106). Ich halte, ohne meine An⸗ 
ſicht hier begründen zu können, die Entſcheidungen für unzutreffend 
und möchte darauf hinweiſen, daß ſich die Gerichtspraxis in den ein⸗ 
zelnen Staaten in letzter Zeit nicht unbeträchtlich geändert hat. Dies 
hat in ſehr eingehenden Darlegungen nachgewieſen Botho Spruth 
in einer Diſſertation über die Gerichtsbarkeit über fremde Staaten 
unter beſonderer Berückſichtigung der Entwicklung ſeit dem Weltkriege 
(Noske, 1929). Ich darf auf dieſe lehrreiche Arbeit beſonders auf⸗ 
merkſam machen. 

Abſchließend darf nochmals bemerkt werden, daß die deutſche 
Wiſſenſchaft alle Veranlaſſung hat, auf die beiden neuen Bände der 
Zeitſchrift (ihre Benutzung wird durch eine Reihe trefflicher Regiſter 
weſentlich erleichtert) mit Stolz blicken kann. So ſoll auch diesmal 
dem Herausgeber, den Mitarbeitern und nicht zuletzt dem Verlag der 
herzlichſte Dank ausgeſprochen werden für das, was ſie erneut ge⸗ 
leiſtet haben, und was (darüber kann ein Zweifel nicht beſtehen) eine 
Folge verbürgt, die des Beginnes und der Fortſetzung würdig iſt. 


Prof. Dr. Heinrich Gerland, Jena. 


Fritz Wartenweiler: Eugen Huber, der Lehrer, Geſetzgeber 
und Menſch. Zürich und Leipzig 1933. Rotapfel⸗Verlag. 
173 S. Preis 2,40 RM. 

Eine fachmänniſche Biographie könnte nur ein Fachmann ſchrei⸗ 


Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


ben. Verf., ein Nichtjuriſt, iſt ſich deſſen voll bewußt. Was er hier 
vorlegt, das iſt ein Volksbuch für das Schweizervolk, das, in. feiner 
Art vortrefflich, in jedes gute Schweizer Haus gehört. Auch der 
Juriſt, nimmt er das Buch in dieſem Sinne und ohne fachmänniſche 
Erwartungen in die Hand, wird es mit Anteil leſen. Er wird es 
aber nicht aus der Hand legen können ohne den Wunſch und die 
Hoffnung, die auch der Verf. ausſpricht: es möge bald aus berufener 
Feder eine den Bedürfniſſen der Fachwiſſenſchaft entſprechende Bio⸗ 
graphie eines der größten Geſetzgeber erſcheinen, die die Geſchichte 
kennt. Dieſe Darſtellung wird übrigens auch die Eindrücke zu 
würdigen haben, die Huber während ſeiner vierjährigen Lehrtätig⸗ 
keit an der Univerſität Halle von ſeiten dortiger deutſcher Kollegen 
(Stanmler, Max Rümelin) ſowie von den damals be⸗ 
triebenen Vorarbeiten zum BGB. empfing. So echt ſchweizeriſch 
fein ZGB. iſt: aus der nahen Berührung mit der deutſchen Geſetzes⸗ 
vorbereitung hat Huber auch für die ſeinige unverkennbar reiche 
Nahrung gezogen. In dem damaligen Kampf Gierke kontra 
Windſcheid ſtanden die Sympathien des Schweizers zweifellos auf 


ſeiten des erſteren. 
Prof. Dr. Dr. Hans Reichel, Hamburg. 


Dr. Arthur Wegner, o. ö. Prof. der Rechte an der Univerſi⸗ 
tät Breslau: Einführung in die Rechts wiſſenſthaft. 
Erſter Band: Aufbau des Rechtes, geſchichtlich und 


ſyſtematiſch. Rechtswiſſenſchaftliche Arbeitsweiſe. Bürger⸗ 
liches Recht. Handelsrecht. Arbeitsrecht. (Sammlung 
Göſchen Band 1047.) 144 S. 


Zweiter Band: Drei Bücher Offentliches Recht: Staat, 
Völkergemeinſchaft, Kirche. (Sammlung Göſchen, Band 1048.) 
Berlin und Leipzig 1931. Walter de Gruyter & Co. Preis 
in Leinen geb. je 1,80 RM. 


Derjenige, der es unternimmt, auf dem Raume zweier Göſchen⸗ 
bände in das geſamte Gebiet des Rechts einzuführen, muß ſich ent⸗ 
weder darauf beſchränken, eine Aneinanderreihung der wichtigſten 
Poſitiva zu geben — ſie wird ermüdend ſein und dem uneingeweihten 
Leſer nichts oder doch faſt nichts bieten — oder er muß ſich auf die 
Darſtellung der ganz großen Linien bejchränken. 

Das letztere tut der Verf. dieſes trefflichen Werkes. Der bei 
dieſer Art des Vorgehens naheliegenden Gefahr allzu allgemeiner und 
daher nicht einprägſamer Formulierung wird auf dreierlei Weiſe be⸗ 
gegnet: durch eine großzügige hiſtoriſche Fundierung der einzelnen 
Materien, durch die in Anhängen zu den einzelnen Abſchnitten bei⸗ 
gefügte Leſeproben aus Quellenwerken und führenden Darſtellungen 
und — last not least — durch die hingebende liebevolle Wärme, 
mit der der Verf. ſich der Aufgabe unterzogen hat und vor der Kritik 
an Einzelheiten als kleinlich zu ſchweigen hat. Der Laie wird in dem 
Buch viel Belehrung, aber auch der fertige Juriſt manche Anregung 
durch die Auseinanderſetzung mit den oft eigenwilligen Anſichten des 
Verf. finden. D. S. 


Henning von Boehmer und Helmut Reitz: Der Film in 
Wirtſchaft und Recht. Berlin 1933. Carl Heymanns 
Verlag. VIII u. 262 S. Preis 12 K. 


Dieſes Buch iſt aus der Praxis der Filminduſtrie erwachſen, 
nicht nur reich durch dieſe Erfahrungen, ſondern — was mir noch 
wichtiger erſcheint — angefüllt mit den rechtlich bedeutſamen Tat⸗ 
ſachen über Herſtellung und Verwertung eines Films. Wenn alle 
diejenigen, die ſich mit den Rechtsproblemen des Films, insbeſ. des 
Tonfilms, zu beſchäftigen haben, mehr wüßten, wie ein ſolcher Ton⸗ 
film entſteht, wenn ſie ſich auf Grund ſolchen Wiſſens insbeſ. frei⸗ 
machen würden von der üblichen Vorſtellung des Drehbuchs, das der 
Kurbelmann in einen Film umſetzt, würden manche Fehlurteile der 
letzten Jahre auf dieſem Gebiete vermieden worden ſein. 

Zur Vermittelung dieſer Kenntuiſſe iſt das vorliegende Buch 
trefflich geeignet (deſſen Wert mir mehr in den privatrechtlichen als 
den öffentlich⸗rechtlichen Ausführungen, über die man ſich auch an⸗ 
derwärts orientieren kann, zu liegen ſcheint). Für alle Außenſtehen⸗ 
den wird hier aus dem anſchaulich wiedergegebenen Werdegang eines 
Tonfilms dargetan, daß ein Tonfilm nicht nur eine Gemeinſchafts⸗ 
arbeit iſt, ſondern daß dieſe Arbeit geleiſtet und alſo geformt wird 
durch den Unternehmer. Für den ſtummen Film wird das ori» 
ginäre Urheberrecht des Filmunternehmers gefordert. Mit wieviel 
mehr Berechtigung gilt de lege lata und de lege ferenda dies für 
den Tonfilm, wo alle Einzelbeiträge und Einzelleiſtungen erſt durch 
den Willen und die Weiſungen des Unternehmers zu einem Geſamt⸗ 
kunſtwerk werden, wo ſelbſt das drehreife Buch fehlt, das unver⸗ 
ändert gekurbelt wird. Mit Recht ſprechen die beiden Verf. vom 
Drehbuch „als der vorbereitenden Grundlage für den entſtehenden 
Film“. 

Dieſe Ausführungen, die alle Einzelmomente, die für und gegen 
das originäre Urheberrecht des Filmunternehmers ſprechen, kritiſch 
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beleuchten, werden bei der Neufaſſung des Urheberrechts. von ent⸗ 
ſcheidendem Einfluſſe ſein. 

Dagegen ſcheinen mir die beiden Verf. das Weſen des Ur⸗ 
heberperſönlichkeitsrechts zu verkennen. Sie haben gewiß darin recht, 
daß vielfach dieſe von dem franzöſiſchen Schrifttum ganz beſonders 
gepflegten Rechtsnormen verwendet worden ſind, „um unter dem 
Deckmantel angeblich perſonlichkeitsrechtlicher Intereſſen die größtmög⸗ 
liche Verfügungsgewalt auch über ſolche Werke zu erhalten, an denen 
ſie auftragsweiſe oder nur mitſchaffend tätig ſind“ (S. 124). Doch 
über ſolchen Mißgriffen ſoll man nicht den geſunden Kern dieſer 
Urheberperſönlichkeitsrechte verkennen, den Schutz der Verbindung 
von Schöpfer und Geſchöpf. Auch dort, wo es ſich — wie beim Ton⸗ 
film — nur um unſelbſtändige Werkbeiträge und Leiſtungen (nicht 
urheberrechtlicher Art) handelt, wo, wie die beiden Verf. trefflich 
dargelegt haben, ſchon aus dem Zweck der mit den helfenden Ur⸗ 
hebern und Künſtlern abgeſchloſſenen Verträge das unbeſchränkte 
Anderungs⸗ (richtiger Verfügungs⸗/ Recht des Filmunternehmers 
zwingend folgt, beſteht das Urheberperſönlichkeitsrecht in feiner 
wichtigſten Auswirkung, nämlich im Recht genannt zu werden, iſt der 
Beitrag noch erkennbar im Werke, dagegen nicht genannt zu werden, 
iſt der Beitrag gänzlich umgeformt worden. Die anderen Auswir⸗ 
kungen ſind aber untergegangen, weil es ſich um einen zweck⸗ 
befangenen Beitrag handelt, der lediglich in dieſer Zweckerfüllung 
Weſenheit hat. 

Intereſſant für den Außenſtehenden find weiter die Verträge, 
die das weite Gebiet der Filmherſtellung und der Filmverwertung 
regeln, die eingehend behandelt werden. 

Eine Erſtlingsarbeit, aber ein wirkliches Werk. Die beiden 
Verf. ſcheinen uns noch viel geben zu können. Mögen ſie geben! 

RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 


Richard Schubert, Diplom⸗Sozialbeamter, Oberregierungs⸗ 
ſekretär im Reichsverſicherungsamt Berlin: Die Erſatzkaſſen, 
ihr Weſen und ihre Aufgaben. Mit einem Geleitwort 
von Senatspräſident B. Kühne, Reichsverſicherungsamt 
Berlin. Berlin 1932. Otto Elsner Verlagsgeſellſchaft 
mbH. 240 S. Preis 7,50 AM. 


Das Buch iſt 1932 erſchienen und durch die Entwicklung der 
letzten Monate, die auch an den Erſatzkaſſen nicht ſpurlos vorüber⸗ 
gegangen iſt, in gewiſſem Sinne überholt. Trotzdem erfüllt es 
ſeinen Zweck, eine umfaſſende Einführung in das Weſen und die 
Bedeutung dieſer Verſicherungseinrichtungen und ihre Rechtsver⸗ 
hältniſſe zu geben, wie Kühne in ſeinem Geleitwort ſagt, auch 
heute noch. Denn ohne genaue Kenntnis dieſer Umſtände, insbeſon⸗ 
dere der Doppelnatur der Erſatzkaſſen, die als privatrechtliche Ver⸗ 
ſicherungsvereine mit teilweiſe öffentlich⸗rechtlichen Funktionen 
auf der Grenze zwiſchen dem privaten und dem öffentlich⸗rechtlichen 
Verſicherungsweſen ſtehen, iſt eine Einordnung der Erſatzkaſſen in 
die neuen Verhältniſſe nicht gut möglich. Insbeſondere wird dabei 
die Frage ihrer Daſeinsberechtigung. die bisher ſchon eine große 
Rolle geſpielt hat, von neuem zur Erörterung geſtellt werden und 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Huber. 


[* Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — + Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 

* 1. 88254, 276, 831 BGB.; 889, 17 Kraft f.; 
88 2 Ab ſ. 3, 18 Abſ. 2, 23 Ubi. 4, 23 a, 29 Kraftf⸗ 
Berk VO. Eine nach ihrer natürlichen Beſchaf⸗ 
fenheit überſichtliche Wegeſtelle kann durch die 
augenblickliche Verkehrslage ( B. Nebel) zu 
einer unüberſichtlichen werden. Die Abwägung 
des Verſchuldens der Beteiligten kann nur auf 
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Rechtſprechung. | 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geftattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 
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beantwortet werden müſſen. Das Buch gliedert ſich in einen klei⸗ 
neren und einen größeren Hauptteil. Erſterer behandelt die Be⸗ 
deutung und Stellung der Erſatzkaſſen in ſozialpolitiſcher Hinſicht 
unter Berückſichtigung der geſchichtlichen Entwicklung und einer 
Darſtellung ihres Verhältniſſes zu den Pflichtkaſſen der Sozial⸗ 
verſicherung. Der zweite Teil erörtert die Rechtsbeziehungen der 
Erſatzkaſſen in erſchöpfender Weiſe. An eine kurze Schlußbetrach⸗ 
tung ſchließen ſich die in Frage kommenden Geſetzestexte in der 
durch die Not VO. (bis einſchließlich der NotVO. v. 8. Dez. 1931) 
gegebenen Faſſung ſowie eine Anzahl ſehr inſtruktiver ſtatiſtiſcher 
Überfichten und ein eingehendes Sachregiſter. Das Buch kann jedem, 
der ſich mit Fragen der Erſatzkaſſen zu beſchäftigen hat, nur warm 
empfohlen werden. 
LGDir. Kerſting, Berlin. 
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der Grundlage des auf beſtimmte Tatſachen ge⸗ 
gründeten Maßes des Verſchuldens erfolgen. 
Wenn man die zum überholen erforderliche 
Strecke nicht überſehen kann, darf man nicht 
überholen. Der Begriff Sommerweg ſetzt eine 
gewiſſe Breite voraus. Beider Abwägung gegen⸗ 
über dem Halter als Geſchäftsherr darf die 
Frage, ob er auch nach 8 831 haftet, nicht aus⸗ 
geſchaltet werden. f) 

Am 23. Dez. 1930 ſtieß der Kl. mit ſeinem von ihm 
geführten Perſonenkraftwagen mit dem aus entgegengeſetzter 
Richtung kommenden Laſtkraftwagenzug der Erſtbekl. zuſam⸗ 
men, der von dem Zweitbekl. geführt wurde. 

Der Zuſammenſtoß erfolgte, nachdem der Laſtwagenzug 
ein vor ihm fahrendes Pferdefuhrwerk faſt überholt hatte und 


Zu 1. Die meiſten Unfälle im Kraftfahrverkehr ereignen 
ſich bei dem Überholen eines anderen Fahrzeuges. Das kann nur 


geſchehen durch eine Steigerung der eigenen Geſchwindigkeit und 
durch eine Anderung der bisherigen Fahrtrichtung, regelmäßig 
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der Kühler des Triebwagens des Laſtwagenzugs ſich ſchon 
wieder der rechten Kante der Fahrbahn genähert hatte. Der 
Wagen des Kl. ſtieß mit dem Triebwagen zuſammen. Es 
herrſchte ſtarker Nebel, der eine Sicht auf höchſtens 20 bis 
30 m möglich machte. Die Straße war infolge des Rauh⸗ 
reifes glatt. 

Das BG. entſprach gegenüber beiden Bekl. dem Klage⸗ 
antrage zu ½, der Erſtbekl. gegenüber jedoch vorläufig nur 
im Rahmen des KraftfGG.; die Entſch. darüber, ob dieſe Bekl. 
auch nach 8 831 BGB. hafte, behielt es dem Schluß⸗ 
urteil vor. 

Bei der Beurteilung des Verhaltens des Bekl. S. geht 
das BG. davon aus, daß 823 Abſ. 4 KraftfVerkVO. vom 
15. Juli 1930 nicht anzuwenden ſei. Im Gegenſatz zu 8 18 
Abſ. 2 KraftfVerkVO., wo der Fall der Behinderung des Über⸗ 
blickes über die Fahrbahn geregelt ſei, ſpreche § 23 Abſ. 4 
von der Unüberſichtlichkeit der Wegeſtelle; es genüge alſo 
nicht, daß irgendein Hindernis — wozu auch vorübergehende 
zu rechnen ſeien — die Sicht über die Fahrbahn erſchwere; 
unübersichtlich ſei die Fahrbahn nur dann, wenn ihre ob⸗ 
jektive natürliche Beſchaffenheit den Führer verhindere, den 
Ablauf des Verkehrs ſo zu überblicken, daß er alle Hinderniſſe 
und Gefahren rechtzeitig bemerken und ihnen begeguen könne. 
Dieſe Einſchränkung des Begriffs der Unüberſichtlichkeit der 
Wegeſtelle entbehrt der rechtlichen Grundlage. Wie der erk. 
Sen. in Übereinſtimmung mit der Rſpr. des RG. in Straf⸗ 
ſachen in Gegenſatz zum BayObLG. und dem vom BG. an⸗ 
geführten Schrifttum ausgeſprochen hat, bietet der Wortlaut 
und Zweck der Vorſchr. keinen Anhalt dafür, daß Unüberſicht⸗ 
lichkeit der Wegeſtelle nur dann vorliegt, wenn dieſe Eigen⸗ 
ſchaft durch die natürliche Beſchaffenheit der Ortlichkeit her⸗ 
vorgerufen wird; es iſt vielmehr nicht grundfäglich ausge⸗ 
ſchloſſen, daß eine nach ihrer natürlichen Beſchaffenheit über⸗ 
ſichtliche Wegeſtelle durch die augenblickliche Verkehrslage, ins⸗ 
beſondere durch einen die Überſichtlichkeit hemmenden Gegen⸗ 
ſtand zu einer unüberſichtlichen Wegeſtelle wird (NG. vom 
6. März 1933, VI 394/32 und v. 7. Jan. 1915, VI 491/14 
= 83.1915, 704 und Recht 1915 Nr. 683; NGSt. 63, 
258; ebenſo OLG. Hamburg: DRZ. 1932 Nr. 696 und OLG. 
Dresden: Deutſch. Autorecht 1933, 6). Da die rechtliche 
Grundlage, von der aus das BG. das Verhalten des bell. 
Kraftwagenführers beurteilt, hiernach fehlgeht, und eine tat⸗ 
ſachliche Feſtſtellung von dem zutreffenden rechtlichen Begriff 
der Unüberſichtlichkeit der Wegeſtelle aus noch nicht getroffen 
worden iſt, konnte das BU. ſchon aus dieſem Grunde nicht 
auftechterhalten werden. Es kann nicht entſcheidend ſein, daß 
das BG. ein Verſchulden des S. aus anderen tatſächlichen Er⸗ 
wägungen annimmt; denn die Abwägung des Verſchuldens 
der am Unfall Beteiligten nach 8 17 KraftfG. und 8 254 
BGB. kann nur auf der Grundlage des auf beſtimmte Tat⸗ 


unter vorübergehendem Hineinfahren in den für den Verkehr an⸗ 
derer Fahrzeuge offengehaltenen Raum, mithin auf eine ſonſt ver⸗ 
botene Fahrbahn. Hiermit iſt W die Gefahr der Kolliſion mit 
dem überholten und noch mehr mit einem entgegenkommenden 
dritten Fahrzeug verbunden. Sie muß in Kauf genommen werden. 
Haſt und Schnelligkeit gelten heute als das höchſte Gebot für den 
menſchlichen Verkehr als ſolchen und für das Selbſtbewußtſein, 
der ſchnellere Fahrer zu ſein, einerlei ob die überſteigerte Eile nach 
Lage der Dinge ſich wirtſchaftlich rechtfertigen läßt. 

Wer in eigenem Intereſſe den Verkehr gefährdet, haftet zwar 
leider nicht, wie es das Eiſenbahnhaftpflichtgeſetz vorſieht, ſchlechthin 
bis zur höheren Gewalt, aber doch ſelbſtverſtändlich für geſchärfte 
Vorſicht. Was zu dieſer geſteigerten Sorgfalt und Aufmerkſamkeit 
gehört, kann ſtets nur nach den Umſtänden des einzelnen Falles 
bemeſſen werden. Wir brauchen dafür Richter, die aus eigener Er⸗ 
fahrung wiſſen, wie ſich ein beſonnener Fahrer in gefährlicher Si⸗ 
tuation zu verhalten hat. Die Zeit liegt nicht fern, daß in Fällen 
eines Unfalls von Kraftfahrzeugen nur der urteilen darf, der ſelbſt 
einen Wagen geführt hat. Der heute ſo übliche Hilferuf nach feſt⸗ 
umſchreibenden, abgezirkelten Normen für das Verhalten muß all⸗ 
gemach verſtummen. Was das Geſetz und was die Rſpr. hierüber 
ſagen, ſoll den Richter belehren und auf wichtige Tatumſtände hin⸗ 
lenken; eine abſolute Regel iſt daraus nie zu entnehmen. Nach die⸗ 
fer Richtung hebt das NÖ. im vorl. Urt. mit überzeugendem Nach⸗ 
druck hervor, daß eine die Überholung rechtfertigende Überſichtlich⸗ 
keit der Wegſtrecke nicht, wie das Bay Obs. und viele wollen, rein⸗ 
weg nach der objektiven oder theoretiſchen Beſchaffenheit der Ort⸗ 
lichkeit abzumeſſen iſt, ſondern durchaus nach der jeweiligen Ver⸗ 


ſachen gegründeten Maßes des Verſchuldens erfolgen (RG. 
131, 125) 1). 

Das BE. ſtellt weiterhin feſt, daß die zum Überholen er⸗ 
forderliche Strecke im vorl. Falle 60 bis 70 m erforderte, da 
der Laſtkraftwagenzug der Bekl. aus einem Kraftwagen mit 
Anhänger beſtand, daß ferner ſtarker Nebel herrſchte und die 
Fahrbahn deshalb nur auf 20 bis 30 m überſehen werden 
konnte, daß die Straße infolge des Rauhreifs glatt war. 
Gleichwohl meint das BG., es könne dem Kraftwagenführer 
nicht zugemutet werden, das Überholen deshalb zu unter⸗ 
laſſen, weil er mit der Möglichkeit rechnen müſſe, die er nicht 
erkennen könne; man müßte andernfalls auch für Nacht⸗ 
fahrten, bei denen die Straße nur beſchränkt überſichtlich ſei, 
an den Fahrer Forderungen ſtellen, die über die allgemeine 
Forderung des § 18 Abſ. 2 KraftfVerkVO. hinausgingen. 
Dieſe Darlegung iſt rechtlich verfehlt. Es bedarf keiner Er⸗ 
örterung, ob die Unüberſichtlichkeit einer Wegeſtelle i. S. des 
8 23 Abf. 4 auch durch ſtarken Nebel hervorgerufen werden 
kann. Unſichtigkeit infolge des Nachtdunkels braucht dem 
nicht ohne weiteres gleichgeſtellt zu werden. Nur für letzteren 
Fall hat die Entſch. des 2. StrSen. des RG. in Jurgdſch. 
1927 Nr. 905, auf die das BG. Bezug nimmt, die Anwend⸗ 
barkeit des 8 23 Abſ. 4 verneint. In jedem Fall hat der 
Kraftwagenführer die Vorſchr. des § 17 Abſ. 1 KraftfVerk⸗ 
VO. auch beim Überholen zu beachten, das erfahrungsgemäß 
mit großen Gefahren für den Verkehr verbunden iſt und des⸗ 
halb mit beſonderer Sorgfalt vorgenommen werden muß (RG. 
131, 120). Aber ſchon die Beobachtung der allgemeinen im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt (8 276 BGB.) verbietet es 
dem Kraftwagenführer, in einen dem allgemeinen Verkehr 
offenſtehenden Raum hineinzufahren, wenn er ihn überhaupt 
nicht überſehen kann. Die entgegengeſetzte Auffaſſung des 
BG. iſt unbedenklich abzulehnen. Der vom BG. angeſtellte 
Vergleich mit einer Nachtfahrt iſt ebenſowenig ſtichhaltig. Die 
künſtliche Beleuchtung ſoll die Tageshelle erſetzen; ſoweit ſie 
das nicht vermag, hat der Kraftwagenführer dem Rechnung 
zu tragen; er darf auch des Nachts nicht in einen, dem all⸗ 
gemeinen Verkehr offenſtehenden dunklen Raum, den er nicht 
überſehen kann, hineinfahren. Ein Vorbeifahren an dem vor⸗ 
ausfahrenden Wagen wäre nach einer Verſtändigung mit deſ⸗ 
ſen Führer vorausſichtlich ſehr wohl möglich geweſen. 

Das BG. meint, daß der Kraftwagenführer in dem Falle, 
wo die Fahrbahn länger iſt, als die Sichtmöglichkeit, ſeinen 
Verpflichtungen genüge, wenn er ſo fahre, daß er Hinderniſſen, 
die plötzlich vor ihm auftauchen, wirkſam begegnen könne. 
Darüber, daß der Bekl. S. im vorl. Fall während des Über⸗ 
holens einem auftauchenden Hindernis wirkſam hat begegnen 
können, läßt das BU. nichts erkennen. Der tatſächliche Ver⸗ 
lauf ergibt das Gegenteil. In dieſem Zuſammenhange könnte 
vom Standpunkt des BG. die von ihm an anderer Stelle zu 


kehrslage. Hiervon hängt auch ſchließlich ab, ob ein Nebenſtreifen 
als Sommerweg 1 ſei und inwieweit ſeine Benutzung 
als erlaubt vder als geboten angeſehen werden muß. 

Eine peinliche Frage iſt es, ob bei den gegen den Halter 
und zugleich gegen den Führer gerichteten Anſprüchen eine einheit⸗ 
liche, alle Umſtände abſchließend prüfende Beurteilung geboten ſei. 
Das NG. bejaht dies hier wie bereits RG. 140, 418; 139, 3042) und 
JW. 1931, 3306. Die Inſtanzgerichte halten es dagegen für zu⸗ 
läſſig, daß über die Haftung des Halters zunächſt allein im Rah⸗ 
men des Straftf®. $ 7 Abſ. 2 entſchieden werden dürfe, alſo unter der 
Frage, ob ſeine Erſatzpflicht ausgeſchloſſen ſei, weil der Unfall 
durch ein unabwendbares Ereignis verurſacht worden ſei. Das iſt 
in der Tat inſofern unzulänglich, als zur See auch noch 
der Nachweis gehört, daß der Halter alle gebotene Sorgfalt be⸗ 
obachtet hatte. Hierzu wird aber noch die volle Sorgfalt des Hal⸗ 
ters in der Auswahl und der Beaufſichtigung des Führers ge⸗ 
fordert. Der §7 Abſ. 2 muß mithin durch § 831 BOB. ergänzt wer⸗ 
den: erſt wenn feſtſteht, daß die Vorausſetzungen nach beiden Rich⸗ 
tungen hin erfüllt ſind, darf auf den Ausſchluß der Haftung des Hal⸗ 
ters erkannt werden. Was in der Geſetzgebung zerhackt auftritt, iſt in 
der Rſpr. ſinngemäß zu vereinigen. Daß dies nicht beachtet wird, 
führt zu der nachgerade unerträglichen, den Rechtsſchutz nahezu 
ausſchaltenden Prozeßverſchleppung in Haftungsſachen und zu den 
fortgeſetzten Verweiſungen in die vorige Inſtanz. Ein Entgelt, 
das erſt nach acht oder mehr Jahren zugeſprochen wird, iſt kein 
Erſatz für den erlittenen Schaden. 

Gehſt. Prof. Dr. Endemann, Heidelberg. 

2) JW. 1931, 856. ) JW. 1933, 1458. 
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Laſten des Kl. angeſtellte Erwägung des BG. in Betracht 
kommen, daß der Kl. im Intereſſe der Verkehrsſicherheit nicht 
nur berechtigt, ſondern auch verpflichtet geweſen ſei, den 
Sommerweg zu benutzen. Anſcheinend geht das BG. von der 
Verpflichtung des Kl. aus, den Sommerweg von vornherein 
dauernd zu benutzen; zum mindeſten iſt die Möglichkeit nicht 
ausgeſchloſſen, daß das BU. auf einer ſolchen Erwägung mit- 
beruht. Dafür, daß der in der Fahrtrichtung des Kl. rechts 
von dem gepflaſterten Straßenteil ſich hinziehende ungepfla⸗ 
ſterte Wegeſtreifen ein Sommerweg ſei, führt das BG. an, 
daß es ſich nicht um einen Fußweg handele, daß dieſer ſich 
auf der gegenüberliegenden Straßenſeite befinde; der Sommer⸗ 
weg ſei ſo befeſtigt, daß ihn ſogar ſchwere Laſtwagen benutzen 
könnten und benutzten; der Beweisantrag des Kl. dafür, daß 
es ſich um einen Fußweg handle, ſei deshalb unerheblich. Dieſe 
Ausführungen ſind rechtlich zu beanſtanden. Der Begriff des 
Sommerwegs i. S. der hier maßgebenden VO. v. 15. Juli 
1930 ergibt ſich aus 8 2 Abſ. 3 und iſt übrigens als ſolcher 
in 8 23a VO. v. 10. Mai 1932 nicht geändert. Darin heißt 
es: Wenn neben der befeſtigten eine unbefeſtigte Fahrbahn 
(Sommerweg) vorhanden iſt, ſo gilt jede der beiden Fahr⸗ 
bahnen für die Anwendung der Fahrordnung in den 88 21 
bis 23 — Beurteilung der rechten und der linken Seite — 
als ſelbſtändiger Weg; beim Ausweichen und Überholen 
darf auch erforderlichenfalls vom Sommerweg auf die 
befeſtigte Fahrbahn und umgekehrt übergegangen werden. Hier 
iſt alfo vorausgeſetzt, daß der als Sommerweg zu beurteilende 
Weg eine ſolche Breite beſitzt, daß er als ſelbſtändige Fahr⸗ 
bahn angeſehen werden kann. Nun ſtellt das BG. an anderer 
Stelle des Urteils feſt, daß der ungepflaſterte Wegeſtreifen 
80 em breit iſt; es iſt nicht erſichtlich, wie ein ſolcher Wege⸗ 
ſtreifen als ſelbſtändige Fahrbahn benutzt werden könnte. Der 
an dieſen Wegeſtreifen ſich anſchließende Grasſtreifen von 
etwa 50 em iſt anſcheinend weder für Fußgänger noch für 
Wagen benutzbar, das Gegenteil ſtellt das BG. jedenfalls nicht 
feſt. Das BG. beruft ſich ferner zu Unrecht auf OLG. Königs⸗ 
berg v. 20. Okt. 1930: DRZ. 1931 Nr. 141 — Recht 1931 
Nr. 141. Dort iſt lediglich von der Benutzung des Sommer⸗ 
wegs beim Ausbiegen die Rede und geſagt, daß der Kraft⸗ 
wagenführer nicht nur berechtigt, ſondern auch verpflichtet iſt, 
auf den Sommerweg überzugehen, ſofern die Sachlage 
dies im Intereſſe der Verkehrsſicherheit erfordert. Das iſt 
unbedenklich und auch in RSSt. 62, 194 anerkannt. Ob die 
im Verlauf dieſer Eutſch. aus der Stellung des § 2 Abſ. 3 
im Aufbau der KraftfVerkVoO. gezogene Folgerung nach der 
Anderung, die inſoweit durch die Novelle v. 10. Mai 1932 
getroffen worden iſt, auch jetzt noch zutrifft, muß für den 
jetzigen, nach der VO. v. 15. Juli 1930 zu beurteilenden Fall 
außer Betracht bleiben. Jedenfalls fehlt es — abgeſehen von 
dem Mangel einer rechtlich einwandfreien Feſtſtellung in bezug 
auf das Vorliegen eines Sommerwegs — in dem BU. an 
einer Begr. dafür, daß der Bekl. von vornherein den un⸗ 
gepflaſterten Teil zu benutzen und nicht nur beim Ausbiegen 
auch dieſen Teil mitzubenutzen hatte. Der Kl. brauchte nicht 
etwa von vornherein dauernd den ungepflaſterten Teil des⸗ 
halb benutzen, weil ohne dieſen Teil der gepflaſterte Weg nur 
für zwei und nicht für drei nebeneinander befindliche Wagen 
Raum bot. 


Auch die Erwägung des BG., mit der die Beurteilung 
des ungepflaſterten Wegeſtreifens als Fußgängerweg abgelehnt 
wird, ift rechtlich nicht einwandfrei. Zunächſt iſt es unerheb⸗ 
lich, ob auf der anderen Seite der Straße ein Fußgängerweg 
vorhanden iſt. Dadurch wird nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen, 
daß auch auf der hier in Betracht kommenden Seite ein ſol⸗ 
cher vorhanden iſt. Die Entſch. hängt vielmehr von der Prü⸗ 
fung des einzelnen Falles ab; dafür kann insbeſ. auch die Art 
und die Breite des auf der anderen Seite befindlichen Fuß⸗ 
gängerweges in Betracht kommen. Fußgängerwege ſind nicht 
etwa nur ſolche, die mit beſonderen Abgrenzungsmerkmalen 
verſehen find (RG. v. 10. Jan. 1929, VI 230/28: Jurgidſch. 
1929 Nr. 938). Wollte man nur ſo abgegrenzte Fußgänger⸗ 
wege als ſolche anerkennen, dann wäre der Fußgängerverkehr 
auf der Kunſtſtraße ſchwer gefährdet. Nach 8 29 KraftfVerk⸗ 
BD. iſt der Verkehr mit Kraftfahrzeugen auf die hierfür be⸗ 
ſtimmten Fahrwege beſchränkt; wo keine erkennbaren 
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Fußwege vorhanden ſind und die Breite der Fahrbahn es zu⸗ 
läßt, haben die Kraftfahrzeuge mindeſtens einen Meter Ab⸗ 
ſtand vom Straßenrande zu halten. Das hat offenbar den 
guten Sinn, daß der Fußgänger vor den mit dem Wagen⸗ 
verkehr verbundenen Gefahren geſchützt werden ſoll (vgl. auch 
Iſaac⸗Sieburg, KraftfVerkVO., Bem. 7 zu § 29). Ob 
die Vorſchr. des § 29 im vorl. Falle anzuwenden iſt, iſt bis⸗ 
her noch nicht aufgeklärt. Je nach dem Ergebnis der tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen würde in Betracht kommen, daß der un⸗ 
gepflaſterte Weg ſelbſt nur 80 cm breit iſt, der von dem Kraft⸗ 
wagen vom Straßenrande etwa zu haltende Abſtand Im be⸗ 
trägt; ob der oben erwähnte Grasſtreifen nach 8 29 mit zu 
berückſichtigen iſt, würde dann gleichfalls noch in tatſächlicher 
Beziehung zu erörtern ſein. 

Rechtlich zu beanſtanden iſt ſchließlich, daß das BG. die 
Frage der Haftung der bekl. Halterin aus § 831 BGB. bei 
ſeiner Entſch. ausgeſchaltet und dem künftigen Schlußurteil 
vorbehalten hat. Soweit eine Ausgleichung zwiſchen Fahr⸗ 
zeughaltern nach 8 17 KraftfG. in Betracht kommt, hängt die 
Verpflichtung zum Erſatz ſowie der Umfang des zu leiſtenden 
Erſatzes von den Umſtänden, insbeſ. davon ab, inwieweit der 
Schaden vorwiegend von dem einen oder dem anderen Teil 
verurſacht worden iſt. Das gleiche gilt im übrigen auch für 
die Abwägung, die nach 8 9 Kraftſch. i. Verb. m. $ 254 BGB. 
ſtattzufinden hat. In allen dieſen Fällen der Abwägung geht 
es nicht an, die Frage, ob der Halter aus $ 831 BGB. 
haftet, auszuſcheiden und, ſoweit Verſchulden in Betracht 
kommt, nur das Verſchulden des Führers zur Beurteilung 
des Maßſtabes der Abwägung heranzuziehen. Der Geſchäfts⸗ 
herr haftet nach § 831 nicht für die unerlaubte Handlung des 
Angeſtellten; ſondern er hat für die von ihm ſelbſt 
in vermuteter Fahrläſſigkeit begangene unerlaubte Handlung 
einzuſtehen. Gewiß iſt auch die Tat des Angeſtellten in Be⸗ 
tracht zu ziehen, da beide Umſtände — die Tat des An⸗ 
geſtellten und das Verſchulden des Geſchäftsherrn — den Tat⸗ 
beſtand der unerlaubten Handlung nach 8 831 BGB. er⸗ 
geben; dabei kann im einzelnen Falle dem einen oder dem 
anderen Umſtand die größere Bedeutung beizumeſſen ſein (Urt. 
v. 14. Jan. 1932, VI 343/31 und Rc. 139, 302) ). Vor⸗ 
liegend war die Haftung der Erſtbekl. nach dem Kraftfb. auch 
unter Mitberückſichtigung des 8 831 BGB. zu beurteilen. 

(U. v. 1. Juni 1933; VI 42/33. — Köln.) [9-] 
<= NG. 140, 386.) 


rl 

* 2. 8 496 Ab ſ. 2 BGB. Bei einem durch Ge⸗ 
nehmigung der überſandten Muſter bedingten 
Kauf hat die Überſchreitung einer für die Räck⸗ 
äußerung geſetzten Friſt nicht die Folge, daß das 
Muſter genehmigt und der Kauf als abgeſchloſſen 
zu gelten hat. Vielmehr find dann beide Par⸗ 
teien frei. 8496 BG B. iſt unanwendbar. 

(U. v. 4. Dft. 1932; II 79/32. — Breslau.) [Ku.] 
(= RG. 137, 297.) 1 

3. 8826 BGB. Patenterſchleichung liegt 
vor wenn ein — auch nachträglich erkannter oder 
als möglich angenommener — Irrtum der Er⸗ 
teilungsbehörde argliſtig aufrechterhalten 
wird. Sittenwidrigkeit der Abreden über die 
Ausnutzung eines fo erlangten Patentes. f) 

Der Kl. iſt Inhaber eines Patents auf eine Kopfhaar⸗ 
binde. Der Bekl. hatte auf Grund eines Vertrages die Er⸗ 
laubnis zur Benutzung des Patents. Er hat eine vom Kl. 
angenommene Kündigung dieſes Vertrages ausgeſprochen, 
gleichwohl aber die Herſtellung und den Vertrieb dem Patent 
entſprechender Kopfhaarbinden fortgeſetzt. 

Das Patent war zuſammen mit einem im weſentlichen 
inhaltlich gleichen Gebrauchsmuſter von W. 1919 angemeldet 


Zu 3. 1. Die Eutſch. wiederholt den vom RG. ſchon früher 
im Einklang mit der herrſchenden Lehre vertretenen Grundſatz, 
daß im Verletzungsprozeß dem Patentinhaber gem. 8 826 BGB. 
der Einwand entgegengehalten werden könne, er habe das Patent 
argliftig erſchlichen. Als ſolche Erſchleichung wird nicht ſchon die 
Unterdrückung eines eigenen Zweifels an der Patentwurdigkeit an⸗ 
geſehen, wohl aber die Unterdrückung einer dem Anmelder betann⸗ 
ten unzweideutigen Vorwegnahme, ja ſogar — dies iſt einer der 
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worden. Im November 1919 traten W. und der Kl. zu 
einer Geſellſchaft W. & K. zuſammen. Im Dezember 1921 
waren bereits die Patentanmeldung und das Gebrauchs⸗ 
muſter auf den Kl. umgeſchrieben worden, dem W. ſeinen 
Anteil an der Geſellſchaft übertragen hatte. Im Juni 1922 
wurde das Patent erteilt. Unter Beteiligung von 8 Firmen, 
darunter der Parteien und früherer Gegner des Kl. aus 
Verletzungsſtreitigkeiten erfolgte i. J. 1924 die Gründung 
des Verbandes Deutſcher Friſier⸗Hauben⸗Fabrikanten, in 
deſſen Sitzung vom Marz 1925 vereinbart wurde, daß die 
Mitglieder das Schutzrecht des Kl. nicht angreifen ſollten, 
aber das Recht erhielten, entſprechende Binden herzuſtellen 
und zu vertreiben. Mit dem Bekl. ſowie den Firmen R. und B., 
die ſich bereits i. J. 1921 mit dem Gebrauchsmuſterinhaber 
über die Benutzung des Schutzrechts verglichen hatten und 
auch an der Verbandsgründung beteiligt waren, ſchloß der 
Kl. ferner den erwähnten Lizenzvertrag, in welchem vom Ab⸗ 
lauf der Friſt des § 28 Abſ. 3 PatG. ab den Vertrags- 
beteiligten ein Recht zur Herſtellung und zum Vertriebe des 
Patenterzeugniſſes gegen Lizenzzahlung zugeftanden, dem Kl. 
dagegen die Laſten der Aufrechterhaltung und Vertretung des 
Patents zum Teil auferlegt wurden. 

Das BG. nimmt an, daß der Bekl. nach Eintritt der 
Kündigungswirkung des Lizenzvertrags das Klagpatent vor⸗ 
ſätzlich verletzt habe, und verneint, daß der Bekl. die Geltend⸗ 
machung des durch das Patent gewährten Ausſchlußrechts als 
ſittenwidrige Handlung gemäß 8826 BGB. zurückweiſen 
könne, da eine die Vorausſetzungen ſolcher Einwendung 
bildende Patenterſchleichung nicht vorliege, der Bekl. aber 
außerdem an einen Verzicht auf ſolche Einwendung gebunden 
ſei, der ſich aus ſeinem Verhalten zum Kl. ergebe. 

Dieſe Auffaſſung iſt nicht in allen weſentlichen Punkten 
ausreichend begründet. 

Nach RG. 76, 671) verſtößt die Ausnutzung des durch 
die formell ordnungsmäßige Patenterteilung geſchaffenen Aus⸗ 
ſchlußrechts gegen die guten Sitten, wenn die Erteilung dieſes 
Ausſchlußrechts in argliſtiger, gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßender Weiſe bewirkt worden iſt. Zur Annahme einer die 
Anwendung des 8826 BGB. rechtfertigenden Handlungs⸗ 
weiſe des Patentinhabers wird für erforderlich erachtet, daß 
das Pat A. zur Erteilung des Patents durch abſichtliche Irre⸗ 
führung beſtimmt worden iſt. Hierfür nicht als ausreichend wird 
angeſehen, wenn der Anmelder, ohne daß irreführende Er⸗ 
klärungen vorlägen, lediglich Zweifelspunkte und der Patent⸗ 


neuen Geſichtspunkte der vorl. Entſch. — die Tatſache, daß im ſpä⸗ 
teren Verlauf des Erteilungsverfahrens eine von dem Anmelder 
früher abgegebene Erklärung über den Stand der Technik nicht 
ergänzt oder berichtigt wird, obgleich inzwiſchen dem Anmelder die 
Unvollſtändigkeit oder Unrichtigkeit dieſer Erklärung bewußt ge⸗ 
worden iſt. Argliſtige Täuſchung ſei nicht bloß die Erregung eines 
Irrtums der Patentbehörde, ſondern auch die bewußte Ausnutzung 
eines ſolchen Irrtums. Man wird im Intereſſe des redlichen Pa⸗ 


tentverkehrs dieſen Standpunkt billigen müſſen, obgleich oder 


vielmehr gerade weil er an die Ehrlichkeit und Offenheit des An⸗ 
melders höhere Anforderungen ſtellt. 

2. Iſt dieſer grundſätzliche Standpunkt zutreffend, dann iſt 
es nur folgerichtig, wenn das RG., darüber hinausgehend, einen 
Verſtoß gegen § 826 BGB. auch darin erblickt, daß der Patent⸗ 
inhaber mit einzelnen Konkurrenten zwecks Vermeidung eines 
von ihnen zu gewärtigenden ausſichtsreichen Einſpruchs im Er⸗ 
teilungsverfahren Abreden trifft, durch die ihnen die Benützung des 
demnächſtigen Patentes geſtattet wird. Dies gilt jedenfalls daun, 
wenn im Zeitpunkt dieſer Vereinbarungen dem Patentinhaber 
die Vorwegnahme ſeiner Erfindung unzweideutig bekannt iſt. 
Wenn ſchon die bewußte Verſchweigung der Patentunfähigkeit 
gegenüber der Patentbehörde i. S. des § 826 BGB. ſittenwidrig 
erſcheint, ſo nicht minder und erſt recht eine poſitive Tatigkeit, 
welche die Aufklärung des Amtes durch Einſprüche Dritter ver⸗ 
hindern ſoll. 

3. Hier aber erhebt ſich die Frage, ob ebenſo zu behandeln 
wäre der Tatbeſtand, daß nach erteilten Patent der Inhaber des⸗ 
ſelben die ſog. „Patentruhe“ erſchleicht. Die Frage wurde bekannt⸗ 
lich vom RG. für den Fall verneint, daß der Patentinhaber die 
Geltendmachung ſeines Rechtes fünf Jahre lang unterläßt, um die 
während dieſer Friſt noch mögliche Nichtigkeitsklage zu vermeiden 
und um dann unangefochten ſein Recht ausnutzen zu können. 
Gegen dieſen Standpunkt waren im Schrifttum Bedenken erhoben 
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erteilung ungünſtige Umſtände nicht zur Sprache gebracht hat 
(ogl. PatMuſtgeich Bl. 1906 [12], 40, 164; Mu W. 24, 5 

In der Eingabe v. 14. April 1920 hat der Anmelder W. 
jedoch auf die Aufforderung der Behörde, in Rückſicht auf 
entgegengehaltene Patente das Neue dem Bekannten gegen⸗ 
über deutlich in Weſen und Wirkung zum Ausdruck zu 
bringen, eine der veröffentlichten entſprechende Patentbeſchrei⸗ 
bung eingereicht, in welcher zugleich als vorbekannt lediglich 
gewiſſe andersartige Kopfhaarbinden angeführt werden. Zu⸗ 
gleich wird in der Eingabe v. 16. April 1920 erklärt, in der 
neuen Beſchreibung ſei der erwähnten Aufforderung der Er⸗ 
teilungsbehörde entſprochen. War dem Anmelder in dieſem 
Zeitpunkt bereits bekannt, daß dem Gegenſtand der Erfindung, 
für die Patentſchutz erſtrebt wurde, wegen anderweitiger 
offenkundiger Vorbenutzung die Neuheit fehlte, ſo liegt in 
den Ausführungen der genannten Eingaben, in welchen als 
bekannt nur andere nicht neuheitsſchädliche Ausführungs⸗ 
formen hingeſtellt werden, allerdings eine Irreführung der 
Erteilungsbehörde, die geeignet wäre, den Tatbeſtand des 
8826 BGB. zu verwirklichen. Der Fall liegt inſofern äh 
lich wie in RG. 76, 672). Der Ber. führt jedoch aus, daß 
für dieſen Zeitpunkt weder W., auf deſſen Namen zu jener 
Zeit noch die Aumeldung betrieben wurde, noch dem Kl., der 
zu dieſem Zeitpunkt bereits mit W. zu einer Geſellſchaft zu⸗ 
ſammengetreten war, beſtimmte Kenntnis der offenkundigen 
Vorbenutzung des Erfindungsgedankens nachgewieſen ſei. Er 
leitet daraus ab, daß, ſelbſt unterſtellt, W. ſei vom Kl. 
lediglich als Strohmann vorgeſchoben geweſen, eine betrüge⸗ 
riſche Patenterſchleichung keinesfalls, weder für dieſen Zeit⸗ 
punkt noch für einen ſpäteren angenommen werden könne. 
Denn das Verſchweigen nach dieſem Zeitpunkt gewonnener 
Kenntnis offenkundiger Vorbenutzung des Patents könne den 
Tatbeſtand betrügeriſcher Täuſchung der Erteilungsbehörde 
nicht mehr erfüllen. Die letztwidergegebene Erwägung iſt nicht 
frei von Rechtsirrtum. Der BerR. überſieht, daß eine be⸗ 
trügeriſche Täuſchung in der argliſtigen Ausnutzung eines bei 
dem anderen Teil vorhandenen Irrtums gefunden werden 
kann. Daß die Aufklärung des Standes der Technik an ſich 
Aufgabe der Erteilungsbehörde iſt, ſteht dem nicht entgegen. 
Dieſe Ermittlungspflicht beſtand von vornherein. Ihr Vor⸗ 
handenſein hindert nach erkannter Rſpr. nicht, daß dem Er⸗ 
gebnis einer Handlungsweiſe, welche der Exteilungsbehörde 
durch gefliſſentliche Täuſchung Erkenntnis des richtigen Stan⸗ 
des der Technik fernhält, in Rückſicht auf 8826 BGB. recht⸗ 


worden, namentlich von Kohler. Wie nun, wenn der Patent⸗ 
inhaber ſich nicht mit bloßer Untätigkeit begnügt, ſondern poſitiv 
tätig wird, um die von dritter Seite zu beſorgende Nichtigkeits⸗ 
klage aus dem Wege zu räumen? Es iſt mir zweifelhaft, ob man 
ſolchen Fall unter dem Geſichtswinkel des § 826 grundſätzlich an⸗ 
ders behandeln könnte, als denjenigen der bewußten Unterlaſ⸗ 
fung der Patentbenutzung durch den Patentinhaber, ob man alſo 
im erſten Fall den § 826 für anwendbar erklären kann, wenn man 
für den zweiten ſeine Anwendbarkeit verneint. Es iſt mir aber 
weiter zweifelhaft, ob wirklich eine Abmachung zwiſchen dem Pa⸗ 
tentinhaber und einem Konkurrenten des Inhaltes, daß dieſer auf 
die Erhebung oder Durchführung der Nichtigkeitsklage verzichten, 
dafür aber die Erfindung ſeinerſeits ſolle benutzen dürfen (etwa 
während der Nichtigkeitsklagefriſt unentgeltlich, ſpäter gegen Zah⸗ 
lung einer Lizenzgebühr), gegenüber anderen Konkurrenten den 
Tatbeſtand des 5826 BGB. erfüllen würde. Es iſt ein anderes, 
einen unbegründeten Staatsakt herbeiführen (konkreter geſagt: eine 
unbegründete Patenterteilung veranlaſſen), ein anderes, den nun 
einmal erlaſſenen Staatsakt gegenüber Angriffen Dritter vertei⸗ 
digen (hier die Nichtigkeitsklage aus dem Wege räumen). Die Er⸗ 
ſchleichung der Patentruhe iſt m. E. mit der Erſchleichung des 
Patentes ſelbſt nicht auf eine Stufe zu ſtellen. Wenn freilich die 
„Erſchleichung der Patentruhe“ unter argliſtiger Täuſchung des 
Vertragsgegners erfolgt, ſo mag darin dieſem gegenüber 
eine unerlaubte und zum Schadenserſatz verpflichtende Handlung 
(gem. § 826 oder auch § 823 Abſ. 2 BGB.) zu finden fein. Aber 
es iſt nicht einzuſehen, wieſo die guten Sitten erfordern ſollen, 
daß der Patentinhaber bei bewußter Vernichtbarkeit des ne 
gegenüber der Geſamtheit der mit ihm in Wettbewerb ftehen- 
den Induſtrie verpflichtet fein ſoll, der drohenden Nichtigkeits⸗ 
klage eines einzelnen Konkurrenten ihren Lauf zu laſſen, 
anſtatt ſie durch Einräumung gewiſſer Vorteile an dieſen Konkur⸗ 
renten abzuwenden. Der Geſetzgeber erwartet von der intereſſierten 


9 JW. 1911, 498. 


62. Jahrg. 1933 Heft 34] 


licher Schutz nicht gewährt wird. Es iſt nicht erſichtlich, 
warum eine abweichende Auffaſſung für den Fall Platz greifen 
ſollte, daß nachträglich ein erkannter oder als möglich an⸗ 
genommener Irrtum der Erteilungsbehörde über den Stand 
der Technik argliſtig aufrechterhalten wird. Eine argliſtige 
Aufrechterhaltung ſolchen Irrtums liegt aber vor, wenn der 
Anmelder auf Grund einer den Stand der Technik unrichtig 
darſtellenden Erklärung nach Erkenntnis der Unrichtigkeit 
ſolcher Darſtellung und ohne daß er einen Anhaltspunkt für 
die Annahme hätte, die Erteilungsbehörde werde dieſen Irr⸗ 
tum ſelbſt erkennen, die Patentanmeldung weiter betreibt, 
obwohl ihm weiter bewußt iſt, daß die Erteilungsbehörde bei 
Kenntnis des richtigen Standes der Technik das Patent ver⸗ 
ſagen würde. Im Gang des Erteilungsverfahrens einmal ab⸗ 
gegebene Erklärungen müſſen, ſoweit ſie nicht ausdrücklich 
zurückgenommen werden oder nach den Umſtänden auf Grund 
weiterer Erklärungen als zurückgenommen zu gelten haben, 
als aufrechterhalten gelten. Die ſtillſchweigende Wiederholung 
wird, in gleicher Weiſe, wie dies die von vornherein bewußt 
unrichtig abgegebene Erklärung iſt, argliſtig in dem Augen⸗ 
blick, in welchem die Kenntnis ihrer Unrichtigkeit i. Verb. m. 
dem Bewußtſein eintritt, daß dieſe Kenntnis der Erteilungs⸗ 
behörde fehlen und für die Frage der Erteilung oder Ver⸗ 
ſagung des Patents weſentlich ſein werde. 

Bei Würdigung des Sachverhalts an Hand dieſer Richt⸗ 
linien könnte ſich ergeben, daß der Kl. das Klagpatent in 
einer die Vorausſetzungen des §826 BGB. erfüllenden Weiſe 
erworben hat. War ihm nämlich bis zum Zeitpunkt des end⸗ 
gültigen Antrages auf Erteilung des Patents bekannt ge⸗ 
worden, daß offenkundige Vorbenutzung dieſer entgegenſtand 
und daß im Laufe des Erteilungsverfahrens den Stand der 
Technik anders darſtellende Erklärungen abgegeben worden 
waren, fo hat er nach den dargelegten Rechtsgrundſätzen 
das Patent in ſittenwidriger Weiſe erwirkt und muß ſich bei 
Geltendmachung des mit der Patenterteilung verbundenen 
Ausſchlußrechts das entgegenhalten laſſen. Es würde dabei 
allerdings auch noch der Erörterung bedürfen, inwieweit dem 
Kl. die Vorgänge im Erteilungsverfahren, die die Grund⸗ 
lage für eine Täuſchung des Pat A. zu bilden vermochten, in 
ihrem maßgebenden Inhalt bekannt waren. Notfalls werden 
auch die Behauptung über die offenkundige Vorbenutzung 
durch Br. und B. und die Kenntnis des Kl. hiervon nach 
den erörterten Geſichtspunkten zu prüfen ſein. Was das 
franzöſiſche Patent angeht, fo hat der Bekl. nicht behauptet, 
daß dem Kl. vor Erteilung ſeines Patents die franzöſiſche 
Patentſchrift oder eine offenkundige Vorbenutzung in Deutſch⸗ 
land bekannt geweſen ſei. Spätere Kenntnis iſt für die Frage 
der Patenterſchleichung ohne Bedeutung. 

Die Einwendung der Patenterſchleichung würde aller⸗ 
dings Bedeutung dann nicht beſitzen, wenn der Bekl. rechts⸗ 
wirkſam auf ſie verzichtet hätte. Der BerR. folgert einen 
ſolchen Verzicht daraus, daß ſich der Bekl. „in Kenntnis der 
Tatſachen, welche er zum Nachweiſe der Erſchleichung vor⸗ 


Induſtrie, daß fie ſelbſt auf Wahrnehmung ihrer Intereſſen auf⸗ 
merkſam bedacht ſei: daher das Inſtitut der befriſteten Nichtig- 
keitsklage; dagegen fordert er m. E. nicht, daß im Hinblick auf 
die Intereſſen der Konkurrenz der Patentinhaber eine drohende 
und vorausſichtlich erfolgreiche Nichtigkeitsklage über ſich ergehen 
laſſe, wenn er ſie durch Abmachung mit dem Klageluſtigen ab⸗ 
wenden kann. 

4. Wird nun aber einer ſolchen Abmachung die Sitten⸗ 
widrigkeit i. S. des § 826 BGB. abgeſprochen, jo kann ſolche Sit⸗ 
tenwidrigkeit auch nicht i. S. des § 138 BGB. angenommen wer⸗ 
den. Ein Vertrag, den der Patentinhaber mit beſtimmten Konkur⸗ 
renten abſchließt, damit dieſe gegen gewiſſe Vorteile (insbeſ. gegen 
die Befugnis zur Erfindungsbenutzung) auf die Geltendmachung 
der Nichtigkeit verzichten, kann m. E. nicht als gegen die guten 
Sitten verſtoßend für nichtig erklärt werden, und zwar auch dann 
nicht, wenn ſich die Vertragsparteien beiderſeits der Vernichtbar⸗ 
keit des Patentes klar bewußt ſind. 

5. Andert ſich nun etwas an der Beurteilung unſerer Pro⸗ 
bleme (Anwendbarkeit des § 826 und des 8138 BGB.), wenn die 
unterſtellte Abmachung zwiſchen dem Patentinhaber und einzelnen 
Konkurrenten in dem allſeitigen Bewußtſein getroffen wird, daß 
die Patenterteilung erſchlichen war? Vorl. Entſch. meint, wenn 
die Patenterſchleichung zu bejahen ſei, ſo verſtoße auch die Abrede, 
die der Patentinhaber mit einem über dieſen Sachverhalt unter⸗ 
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bringt“, auf vertragliche Vereinbarungen mit dem Kl., näm⸗ 
lich die i. Verb. m. der Verbandsgründung getroffene Ab⸗ 
rede und den Lizenzvertrag, eingelaſſen habe, die zum Ziele 
gehabt hätten, unter Verzicht auf die mögliche Vernichtung 
des Patents dem kleinen Kreiſe der Beteiligten die Vorteile 
des Patents zu ſichern. Er geht dabei erſichtlich davon aus, 
daß bei Rechtsunwirkſamkeit dieſer Abreden auch ein rechts⸗ 
wirkſamer Verzicht nicht in Betracht komme, bejaht jedoch die 
Rechtswirkſamkeit dieſer Abreden mit der Erwägung: Weder 
ſeien der Kl. und die Lizenznehmer, die inſoweit im Vertrage 
lediglich im Intereſſe der Ausnutzung des Patents auf ein 
ihnen zuſtehendes Recht verzichtet hätten, zur Vernichtung 
des Patents verpflichtet geweſen, noch hätten ſie durch ihr 
Vorgehen die berechtigten Intereſſen unbeteiligter Dritter 
geſchädigt, welchen ja die Einrede der Patenterſchleichung im 
Falle ihres Vorliegens ſtets zur Seite geſtanden hätte. Da⸗ 
nach liege ein Verſtoß gegen die guten Sitten nicht vor. 

Auch dieſe Darlegungen des BerR. find von Rechtsirrtum 
beeinflußt. 

Auszugehen iſt bei Würdigung der Sachlage unter dem 
Geſichtspunkt eines Verſtoßes gegen die guten Sitten von 
dem anerkannten Rechtsgrundſatz, daß für ſolche Würdigung 
des Rechtsgeſchäfts ſein Geſamtinhalt nach Gegenſtand, Be⸗ 
weggrund und Zweck maßgebend iſt (vgl. z. B. noch RG. 80, 
2213)). Bei einem zweiſeitigen Rechtsgeſchäft iſt dabei zur 
Bejahung der Sittenwidrigkeit erforderlich, daß die Kenntnis 
der dieſe begründenden Umſtände bei beiden am Rechts⸗ 
geſchäft Beteiligten vorhanden iſt, es ſei denn, daß ein ſitten⸗ 
widriges Handeln des einen Beteiligten gegen den andern in 
Frage ſteht oder daß das Geſchäft ſich bereits ſeinem Gegen⸗ 
ſtand und Inhalt nach als ſittenwidrig kennzeichnet (Seuff⸗ 
Arch. 65 Nr. 88; RG. 93, 30; 97, 255; 98, 78). Handelt 
es ſich mithin nicht um ein an ſich unerlaubtes Geſchäft, 
ſondern um einen Vertrag, der nach den Beweggründen, die 
zu ihm geführt haben und nach den Zielen, die mit ihm ver 
folgt werden, unſittlich erſcheint, ſo muß die bezeichnete 
Kenntnis bei beiden Vertragsgegnern vorhanden geweſen ſein. 

Eine Abrede über die Ausnutzung eines erteilten Patents 
kann nur in Rückſicht auf ihren Beweggrund oder ihre Ziele 
den Stempel eines Verſtoßes gegen die guten Sitten er⸗ 
halten. Dieſe Möglichkeit kommt hier nicht in Betracht. 

Es iſt bereits ausgeführt worden, unter welchen Um⸗ 
ſtänden das Patent als vom Kl. erſchlichen zu erachten iſt. 
Iſt ſolche Patenterſchleichung zu bejahen, ſo verſtoßen auch 
die Abreden, die der Patentinhaber mit einem über dieſen 
Sachverhalt unterrichteten Dritten über die Ausnutzung des 
Patents trifft, gegen die guten Sitten und entbehren der 
Rechtswirkſamkeit, vorausgeſetzt allerdings, daß der Dritte 
nicht in Rückſicht auf die Tatſache der formell wirkſamen Er⸗ 
teilung des Patents die Beteiligung an einem Ausnutzungs⸗ 
vertrage trotz der Vorgänge bei der Erwirkung für berechtigt 
gehalten haben ſollte (RG. 71, 1124); 79, 245); 91, 359; 
Recht 1911 Nr. 3182; 1912 Nr. 581 = JW. 1912, 291; 


richteten Dritten über die Ausnutzung des Patentes trifft, gegen 
die guten Sitten. Dieſe Behauptung ſcheint mir ſehr zweifelhaft. 
Wenn der Konkurrent in dem Bewußtſein, daß er eine Nichtig⸗ 
teitsklage erheben könnte, auf dieſelbe verzichtet, fo ſcheint mir 
dies ebenſowenig unter den Geſichtspunkt eines unſittlichen Ver⸗ 
trages zu fallen, wie wenn er in dem Bewußtſein, daß er einer zu 
gewärtigenden Klage des Patentinhabers wegen Erſchleichung des 
Patentes die Einrede der Argliſt gem. § 826 BGB. entgegenhalten 
könnte, auf dieſe Einrede im voraus verzichtet. Der im vollen Be⸗ 
wußtſein der Sachlage handelnde Konkurrent verdient m. E. nicht 
den Schutz, den ihm in Geſtalt der Erhaltung ſeiner Einrede die 
vom RG. angenommene Unwirkſamkeit des Vertrages ewähren 
würde. Man nehme nur den Vergleichsfall: A. hat argliſtigerweiſe 
gegen B. eine Forderung erworben; nachdem B. dieſe Argliſt er⸗ 
fahren hat, verzichtet er, vielleicht gegen Einräumung gewiſſer 
Vorteile, auf die Geltendmachung der oxceptio doll; inwiefern jolt 
darin ein Verſtoß gegen die guten Sitten liegen? Ich vermag 
zwiſchen dieſem Fall und dem der Entſch. zugrunde liegenden kei⸗ 
nen Unterſchied zu finden. Wollte man aber im letzteren Falle die 
Unſittlichkeit darin erblicken, daß hier die Intereſſen Dritter (nam⸗ 
lich der übrigen Konkurrenten) berührt würden, ſo hat demgegen⸗ 
über das BG. zutreffend hervorgehoben, durch ſolche Abmachung 


) JW. 1913, 17. ) JW. 1909, 391. ) JW. 1912, 596 


1878 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Recht 1915 Nr. 866; 1916 Nr. 446; RG. v. 16. Dez. 1932, 
III 192/32). Ein rechtswirkſamer Verzicht auf die Einrede 
der Patenterſchleichung kommt in ſolchem Fall nicht in Be⸗ 
tracht, und der Bekl. iſt daher, ohne ſich erfolgreicher Einrede 
der Argliſt auszuſetzen ( WarnRſpr. 1914 Nr. 273; 23. 1927, 
448), imſtande, die Einrede der Patenterſchleichung nun⸗ 
mehr der Geltendmachung des Patents ihm gegenüber ent⸗ 
gegenzuſetzen. 

Sind dagegen dem Bekl. bei ſeinem Beitritt zu den zur 
Erörterung ſtehenden Abreden, die eine etwaige Patent- 
erſchleichung begründenden Vorgänge nicht bekannt geweſen, 
ſo kann er ſchon aus dieſem Grunde auf Geltendmachung der 
ſich daraus ergebenden Einrede nicht verzichtet haben. 

Der Bekl. könnte jedoch möglichenfalls noch aus einem 
anderen Geſichtspunkt der Geltendmachung des Patents die 
Einrede entgegenſetzen, daß es ſittenwidrig erwirkt ſei. 

Der Kl. hat bereits vor Erteilung des Patents mit Wett⸗ 
bewerbern, welche die Berechtigung eines Ausſchlußrechts be⸗ 
ſtritten haben, R. und B., Abreden getroffen über die ge⸗ 
meinſame Ausnutzung des bereits erteilten Gebrauchsmuſter⸗ 
rechts und des erſtrebten Patentſchutzes mit der Verpflichtung, 
ſich des Angriffs gegen ſie zu enthalten. Sollte der Kl. dieſen 
Weg in zweifelsfreier völliger Klarheit darüber beſchritten 
haben, daß die drohenden Angriffe die Verſagung des Pa⸗ 
tents zur Folge haben würden, ſo würde er, ſelbſt wenn 
irreführende Erllärungen dem Pat A. gegenüber ihm aus 
irgendwelchem Grunde nicht zuzurechnen ſein ſollten, damit 
gefliſſentlich durch Beeinfluſſung derjenigen, von denen eine 
Aufklärung des RPat A. über den richtigen Stand der Technik 
zu erwarten war, i. S. einer Verhinderung dieſer Auf⸗ 
klärung der Erteilungsbehörde diejenige Kenntnis vorenthalten 
haben, welche ihm erkenntlich von entſcheidender Bedeutung 
für die Erteilung oder Verſagung des Patents war. Solche 
Handlungsweiſe muß ihrer ſittlichen Würdigung nach einer 
Täuſchung der Erteilungsbehörde über den Stand der Technik 
gleichgeſtellt werden. Sie geht hinaus über die bloße einſeitige 
Verſchweigung des richtigen Standes der Technik durch den 
das Patent Nachſuchenden, die in RG. 76, 698) in Rückſicht 
auf die Prüfungspflicht der Erteilungsbehörde und die durch 
die Bekanntmachung der Anmeldung ermöglichte Mitwirkung 
der Allgemeinheit bei der Prüfung der Schutzerforderniſſe 
als die Vorausſetzung des 8826 BGB. noch nicht erfüllend 
bezeichnet worden iſt. Das Unterſcheidende liegt weſentlich 
darin, daß durch poſitives Handeln die Kenntnisnahme offen⸗ 
kundiger Vorbenutzung durch Ausſchaltung desjenigen aus 
der Allgemeinheit, der ſie zur Kenntnis der Patenterteilungs⸗ 
behörde zu bringen imſtande und intereſſiert war, ge⸗ 
fliſſentlich verhindert wird. 

Einem auf dieſe Weiſe erwirkten Patent könnte daher 
die Einrede ſittenwidriger Patenterwirkung entgegengehalten 
werden. Dieſe Einrede ſtände dem Bekl. auf jeden Fall zur 
Seite. Denn die gleiche Einſchätzung eines Verſtoßes gegen 
die guten Sitten müſſen nach Erteilung des Patents getroffene 
Abreden erfahren, die in Kenntnis beider Teile über alle 
maßgeblichen Umſtände getroffen worden find zu dem Zweck, 
die Früchte des ſittenwidrig erwirkten Patents den Vertrags⸗ 
beteiligten zu ſichern, durch Hintenanhaltung drohender Ver⸗ 
nichtungsanträge und Ausnutzung des Patents unter dem 
kleinen Kreiſe der Vertragsbeteiligten, insbeſ. durch Vorgehen 
gegen andere über den Sachverhalt nicht unterrichtete Benutzer 
nach eingetretener Patentruhe. Inſoweit kann ein Erſchleichen 
der Patentruhe gegenüber der Allgemeinheit in Frage kommen, 
das nach den beſonderen Umſtänden des Falles ſittenwidrig 
iſt. Hat der Bekl. ſich bewußt an ſolchem Abkommen be⸗ 
teiligt, jo iſt ein darin etwa liegender Verzicht auf Geltend— 


ſeien ja Dritte nicht verhindert, ihrerſeits die Einrede der arg⸗ 
liſtigen Patenterſchleichung gegenüber dem Patentinhaber zu er⸗ 
heben. Würde allerdings dem Konkurrenten bei Abſchluß des Ver⸗ 
trages die Möglichkeit einer Argliſteinrede nicht bewußt geweſen 
ſein, ſo könnte man von einem Verzicht auf dieſelbe natürlich nicht 
ſprechen. Und würde der bewußte Verzicht durch eine argliſtige 
Täuſchung des Patentinhabers herbeigeführt werden, ſo könnte 
der Konkurrent den Vertrag nach § 123 BGB. anfechten. 
Geh. IR. Prof. Dr. W. Kiſch, München. 
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machung der ſittenwidrigen Patenterwirkung zuſammen mit 
der Abrede wirkungslos. Hat er dagegen die maßgeblichen Um⸗ 
ſtände nicht gekannt, ſo kommt ein Verzicht auf Geltend⸗ 
machung dieſer Einrede überhaupt nicht in Betracht. 

Auf ein Erſchleichen der Patentruhe dem Bekl. gegen⸗ 
über dagegen kann ſich der Bekl. ſchon deshalb nicht berufen, 
weil er vor Eintritt der Patentruhe die Angreifbarkeit des 
Patents kannte. 

(U. v. 25. März 1933; 1226/32. — Düſſeldorf.) 
= Ra. 140, 184.) 


4. 88 652, 658 HGB. Zum Weſen des Kon⸗ 
noſſements und ſeine Bedeutung für den Um⸗ 
fang der Haftung des Schiffers. ) 

Die Bekl. hat den Transport von vier Partien Zeitungs⸗ 
papier von Hallſtavik in Schweden über Hamburg nach Boſton 
ausgeführt. Auf der Strecke vor Hallſtavik nach Hamburg 
iſt die Beförderung mit eigenen Dampfern der Bekl. erfolgt. 
Der Weitertransport von Hamburg nach Boſton iſt mit 
Dampfern amerikaniſcher Reedereien ausgeführt. 

Über die Transporte liegen an Order ausgeſtellte Kon⸗ 
noſſemente vor, die ſämtlich in Hallſtavik von dem dortigen 
Agenten der Bekl., der Firma J. u. Co., gezeichnet ſind. 

Die Kl. behauptet, daß die Papierrollen vor der Weiter⸗ 
verladung in Hamburg beſchädigt ſeien, und zwar in der 
Hanptſache durch Benutzung von Haken bei den Verladungs⸗ 
arbeiten. Auf Erſatz dieſes Schadens nimmt die Kl. als legi⸗ 
timierte Inhaberin der Konnoſſemente die Bekl. in Anſpruch. 

Die auf Schadenserſatz auf die ſämtlichen vier Partien 
gerichtete Klage iſt vom LG. abgewieſen. OLG. hat durch 
Teilurteil hinſichtlich der vierten Partie beſtätigt. Dieſe vierte 
Partie betraf 947 Rollen Zeitungspapier, welche von Hall⸗ 
ſtavik nach Hamburg mit dem der Bekl. gehörigen Dampfer 
„L.“ und von Hamburg nach Boſton mit dem Dampfer „E.“ 
befördert worden ſind. Über dieſen Transport iſt das Kon⸗ 
noſſement auf einem Formular des Norddeutſchen Lloyds in 
Bremen ausgeſtellt und von der Firma J. u. Co. in Hallſtavik 
unterzeichnet worden. 

RG. hat das Teilurteil aufgehoben und zurückverwieſen. 

1. Daß maßgebliche Durch-Konnoſſement iſt gezeichnet 
für den Dampfer „L.“ der Bekl. in Hallſtavik von der Firma 
J. u. Co., auf einem Formular des Norddeutſchen Lloyds in 
Bremen und mit dem über der Unterſchrift der genannten 
Schiffsagentur ſtehenden Vermerk „By authority ok the 
North German Lloyd“. Die Kl. hat behauptet, daß im vorl. 
Falle der Norddeutſche Lloyd den Dampfer „L.“ als Unter⸗ 
verfrachter der Bekl. benutzt habe (ſ. auch 8 662 HGB.). Nach 
Angabe des BG. in feinen Entſch Gründen hat die Kl. er⸗ 
klärt, das Konnoſſement ſei irrtümlich auf einem For⸗ 
mular und im Namen des Norddeutſchen Lloyds gezeichnet. 
Das BG. iſt hierauf nicht näher eingegangen, hat vielmehr 
die Frage, ob der genannte Umſtand einer Inanſpruchnahme 
der Bekl. entgegenſteht, dahingeſtellt gelaſſen, da es eine 
ſolche Inanſpruchnahme aus anderen Gründen für ausge⸗ 
ſchloſſen hält. 

Ferner ergibt der Tatbeſtand des BU. nicht mit ge⸗ 
nügender Klarheit, ob das hier maßgebliche Konnoſſement 
für den Kapitän (oder die Reederei) des Dampfers „L.“ ge⸗ 
zeichnet iſt. Denn der dieſes Konnoſſement betr. Satz des Bl.: 
„Lediglich das Durchkonnoſſement über die vierte Partie iſt 
zwar ebenfalls von J. u. Co., aber auf einem Formular des 
Norddeutſchen Lloyds und By authority of the North 
German Lloyd gezeichnet“ kann ſehr wohl eine Ausnahme 
von der in dem unmittelbar vorhergehenden Satz enthaltenen 
Erklärung bedeuten, daß die Durchkonnoſſemente „ſämtlich 


[Ka.] 


Zu 4. Dem Urt. iſt vollen Umfanges beizuſtimmen. Für 
die Beſonderheiten des Durchkonnoſſements (val. SW. 1933, 1452) 
bringt allerdings die Entſch. nichts Weſentliches. Dagegen unter⸗ 
ſtreicht das RG. wieder die Wichtigkeit der Klarheit der Aus» 
ſtellung einer e ee die nach dem deutſchen Recht, 
das ja für den vorl. Fall für anwendbar erklärt iſt, nur durch den 
Schiffer oder durch einen anderen dazu ermächtigten Vertreter des 
Reeders erfolgen darf, wenn überhaupt eine gültige Konnoſſe⸗ 
mentsurkunde vorliegen ſoll. Nach dem äußeren Anſchein können 
hier in der Tat gewiſſe Zweifel beſtehen, da unſtreitig Reeder des 
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in Hallſtavik für den Kapitän von den dortigen Agenten der 
Bekl. J. u. Co. gezeichnet“ ſeien. 

Es fehlt alſo in dem BU. an einer näheren Aufklärung 
darüber, unter welchen Umſtänden die Zeichnung des Kou⸗ 
noſſementes erfolgt iſt, und zwar nach einer Richtung hin, 
die vielleicht für die Entſch. des Rechtsſtreites von Bedeutung 
ſein kann. Denn es wäre nach den bisherigen Feſtſtellungen 
des BG. möglich, daß ein eigentliches Konnoſſement i. ©. 
von 88 642 ff. HGB. überhaupt nicht vorliegt und daß um 
deswillen die dem Konnoſſement eigentümliche ſog. Skriptur⸗ 
haftung (Haftung aus ſchriftlicher Erklärung) nicht in Frage 
kommt (ſ. auch Schaps, Seerecht, 2. Aufl., 8 642 Anm. 15). 

Die Kl. hat ihre Klageanſprüche ausdrücklich nur auf 
das erwähnte Durchkonnoſſement (Through-Bill of Lading) 
als ſolches, und zwar als eine vollgültige Konnoſſements⸗ 
urkunde, und als legitimierte Inhaberin dieſer Urkunde, ge⸗ 
ſtützt. Des weiteren hat die Kl. ſich ausſchließlich auf deutſches 
Recht berufen und die Bell. haben gleichfalls erklärt, daß 
deutſches Recht zur Anwendung komme. Die Ware ſollte in⸗ 
halts des „in Vollmacht“ einer deutſchen Reederei gezeich⸗ 
neten Durchkonnoſſements auf einem Schiff der Bekl., einer 
gleichfalls in Deutſchland anſäſſigen Reederei, von Hallſtavik 
nach Hamburg befördert und dort umgeladen werden, um 
mit einem anderen Schiffe oder mehreren anderen Schiffen 
nach Boſton weiter verfrachtet zu werden. Dies alles weiſt 
mangels beſonderer, dagegenſprechender Umſtände darauf hin, 
daß die Beteiligten ſich für die ſtreitigen, aus dem Durch⸗ 
konnoſſement hergeleiteten Anſprüche der Kl. dem deutſchen 
Recht unterworfen haben. Es iſt daher für die Beurteilung 
des Streitfalles deutſches Recht anzuwenden. 

2. Da die Klageanſprüche ausſchließlich auf das Durch⸗ 
konnoſſement geſtützt ſind, brauchte das BG. nicht näher auf 
die Behauptung der Kl. einzugehen, daß ſich auf den be⸗ 
förderten Papierrollen der Vermerk befunden habe: „Ship 
will be held responsible for damage by doghooks“ (Haken). 
Denn nach dem Weſen des Konnoſſements können Auſprüche 
aus demſelben nur inſoweit hergeleitet werden, als ſie aus 
dem Inhalt der Konnoſſementsurkunde erſichtlich ſind, und 
das maßgebliche Konnoſſement enthält keinerlei Hinweis auf 
den angeblich auf den Papierrollen angebrachten Vermerk. 
Wenn das BG. von einer ausdrücklichen Erörterung der 
dieſen Vermerk betr. Parteibehauptung im Hinblick auf den 
von ihm in Bezug genommenen Juhalt der Kounoſſements⸗ 
urkunde abgeſehen hat, ſo bedeutet dies unter den gegebenen 
Umſtänden keine materielle oder formelle Rechtsverletzung, 
insbeſ. nicht eine Verletzung des 8 551 Ziff. 7 ZPO. 

3. Nach anerkannten Rechtsgrundſätzen umfaßt die Kon⸗ 
noſſementshaftung des Reeders ſowohl die ſog. Skriptur⸗ 
obligation, d. h. die Haftung aus der schriftlichen Erklärung 
(ex scriptura) nach dem Inhalt der Konnoſſementsurkunde 
als auch die ſog. Haftung ex recepto, d. h. aus der Über⸗ 
nahme der Güter ſeitens des Schiffes zur konnoſſements⸗ 
mäßigen Beförderung (Schaps, Seerecht, 2. Aufl. 8 651 
Anm. 2ff.; 8 642 Anm. I ff.; ferner: RG. 4, 87 ff.; Schaps 
Schiffes „L.“ nicht der Norddeutſche Lloyd iſt. Mit Recht hat das 
N00. daher weitere Aufklärungen dieſes Punktes verlangt. 

Daß eine Haftung aus dem Konnoſſement nicht aus dem Ver⸗ 
merk hergeleitet werden kann, der nur auf der beförderten Ware 
angebracht, nicht aber im Konnoſſement erwähnt iſt, bedarf keiner 
näheren Erörterung. 

Was nun die Haftung aus dem Konnoſſemeut ſelbſt angeht, 
fo hat das RG. in erfreulicher Schärfe die beiden Haftungsmög⸗ 
lichkeiten, nämlich die ex seriptura und die ex recepto unter- 
ſchieden. Die ſogenannte negligence⸗Klauſel wird mit Recht vom 
RG. lediglich auf die Haftung ex recepto angewendet, wobei die 
in dem Urteil zweimal wiederkehrende Feſtſtellung befonders zu 
begrüßen iſt, daß alle Zweifel über die Bedeutung und Tragweite 
einer Klauſel zu Laſten des Konnoſſementsausſtellers gehen. Daß 
die negligence⸗Klauſel nur die Haftung ex recepto betrifft, iſt 
im übrigen anerkannten Rechtes (vgl. auch Schaaps, zu 8 606 
Anm. 26 und Anm. 56 ff.). Das intereſſante Problem an dieſem 
Urteil ift die Frage, ob bei dem Wortlaut des 8 658 BOB. eine 
10 0 ex scriptura gegeben iſt, wenn die Verpackung der 
Güter bei Übernahme der Ware zwar unbeſchädigt, aber doch un⸗ 
zureichend iſt. Der 8658 HGB. enthält nun keinen Anhaltspunkt 
ür die vom OLG. vertretene Auffaſſung, daß eine ſchlechte Ver⸗ 
packung ſtets eine beſchädigte Verpackung ſein muſſe. Allerdings 


a. a. O. 8658 Einl. und Anm. 3; Pappenheim, Seerecht, 
Bd. 3 S. 275; Wüſtendörfer, Studien zur modernen 
Entwicklung des Seefrachtvertrages S. 407, 454). 

Das BG. hat ſich zunächſt mit den dem Durchkonnoſſe⸗ 

ment in Klammern eingefügten Befreiungsklauſeln beſchäf⸗ 
tigt, welche mit den Worten „the act of God“ beginnen und 
mit den Worten „the consequences of all such dangers 
and accidents exepted“ ſchließen. Das BG. meint, daß dieſe 
Klauſeln rechtsgültig ſeien und ſämtliche von der Kl. be⸗ 
haupteten Schäden und als möglich bezeichneten Schadens⸗ 
urſachen deckten. Dem iſt mit der Einſchränkung zuzuſtimmen, 
daß dieſe Klauſeln nach Wortlaut, Sinn und Zweck nur die 
konnoſſementsmäßige Erledigung des Receptums und nicht 
auch die erwähnte Skripturobligation der Bekl. als Reeder 
des Dampfers „L.“ betreffen. Wenn es daher an den ge⸗ 
nannten Befreiungsklauſeln u. a. heißt, die Reeder ſeien 
nicht haftbar für „negligence or default of owners, ageuts, 
stevedores, labourers, surveyers ..., master, mariners 
.. or other persons, whether in any way acting for or 
under contract with or in the employ of the owners of 
the carrying ship or not, or for whose acts the owners 
would otherwise be liable ... and the consequences of 
all such dangers and accidents“, fo bedeutet das nicht etwa 
eine Freizeichnung von der Skripturhaftung gem. 88 651, 
652, 658 HGB. Zum mindeſten iſt in den genannten Klau⸗ 
ſeln nicht mit genügender Deutlichkeit zum Ausdruck ge⸗ 
kommen, daß ſie ſich auch auf in Vertretung des Reeders 
inhalts des Durchkonnoſſements ausgeſtellte Empfangsbekennt⸗ 
niſſe beziehen ſollen. Zweifel in dieſer Beziehung gehen aber 
zu Laſten der Bekl., welche Freizeichnung laut Konnoſſement 
geltend machen. 

Danach können ſich die Bekl. gegenüber einer etwa aus 
8658 HGB. herzuleitenden Verpflichtung nicht darauf be⸗ 
rufen, daß ihre Agentin in Hallſtavik, die Firma J. u. Co., 
bei der Zeichnung des Durchkonnoſſements ein Verſchulden 
begangen habe, wenn die Güter bei ihrer Übergabe an den 
Dampfer „L.“ in Hallſtavik eine ſichtbar ſchlechte Verpackung 
gehabt haben ſollten, ohne daß dieſer Mangel im Konnoſſe⸗ 
ment vermerkt wurde, und daß die Bekl. von einer Haftung 
für dies Verſchulden durch die angeführten Befreiungs⸗ 
klauſeln freigezeichnet ſeien. 

4. Das hat anſcheinend auch das BG. nicht verkannt. 
Es lehnt aber eine Haftung der Bekl. aus 8658 GB., ob⸗ 
gleich im Konnoſſement ein Vermerk über ſichtbar ſchlechte 
Verpackung nicht enthalten iſt, aus zwei Gründen ab: 
a) es handele ſich um eine Verpackung, die bei der Übergabe 
der Güter an das Schiff in Hallſtavik zwar „unzureichend“ 
— die zu befördernden Papierrollen waren nach Angabe der 
Kl. in mehrere Schichten braunen, an den Enden eingefalteten 
Packpapiers (Pappe) eingewickelt aber unbeſchädigt ge⸗ 
weſen ſei; ſchlechte Verpackung t. S. von 8 658 GB. ſei 
aber nur eine beſchädigte, nicht jedoch eine unbeſchädigte, 
wenn auch unzureichende Verpackung; b) die Reedereihaftung 
aus 8 658 HGB. beſchränke ſich im vorl. Fakle, wo höchſtens 


iſt dem OLG. darin recht zu geben, daß § 658 HGB. die Frage 
der unzureichenden Verpackung nicht ſo klar regelt wie der ent⸗ 
ſprechende § 76 Binnenſchiffch., der ausdrücklich von „mangelhafter 
Verpackung“ ſpricht. Ich bin aber mit dem RO. der Meinung, daß 
keine Veranlaſſung beſteht, trotz des anderen Wortlauts eine ver⸗ 
ſchiedene Regelung der beiden Geſetze anzunehmen. Offenſichtlich 
iſt auch RG. 4, 88 ebenfalls der Meinung geweſen, daß auch die 
mangelhafte Verpackung als ſolche mangels einer entſprechenden 
Freizeichnungsklauſel die Haftung ex seriptura herbeiführt. Dieſe 
grundſätzliche Haftung für die mangelhafte Verpackung wird natut- 
gemäß im einzelnen Falle nicht leicht in ihrer Auswirkung feſt⸗ 
zuſtellen ſein. Hier ſind die klaren Richtlinien überaus beachtlich, 
die das RG. für die ernente Verhandlung vor dem OLG. aufge⸗ 
ſtellt hat, von denen beſonders hervorzuheben ſind, daß diejenigen 
Schaden auf Grund der Freizeichnungsklauſel ex recepto aus⸗ 
geſchieden ſind, die ihre Urſache in einer ſchuldhaften Beſchädigung 
von Ware und Verpackung haben oder auch bei ordnungsgemäßer 
Verpackung entſtanden fein würden. Daß die Klauſeln „Inhalt 
und Beſchaffenheit unbekannt“ nicht die Verpackung treffen können, 
legt das RG. überzeugend klar. Das Konnoſſement hätte eben, 
wenn die Haftung für mangelhafte Verpackung abgelehnt werden 
ſollte, eine Freizeichnung auch in dieſer Richtung enthalten müſſen. 
RA. Dr. Kurt Mittelſtein, Hamburg. 


1880 


ein Nichtvermerk über Verpackungsmängel in Frage komme, 
gem. § 652 Satz 2 HGB. auf den Minderwert, den die Ver⸗ 
packung als ſolche in ihrer Beſchaffenheit zur Zeit der Über⸗ 
gabe der Güter an das Schiff gegenüber einer ordnungs⸗ 
mäßigen (zureichenden) Verpackung gehabt habe. Die gegen⸗ 
wärtige Klage richte ſich aber nicht auf Erſatz für dieſen 
Minderwert, ſondern für die Beſchädigung der Güter ſelbſt. 

5. Dieſe Ausführungen des BG. ſind nicht frei von 
beachtlichem Rechtsirrtum. 5 

Das BG. iſt davon ausgegangen, daß die Verpackung 
bei Übergabe der Waren an den Dampfer „L.“ „unzurei⸗ 
chend“ war. Es fehlt ſowohl im BU. wie im landgerichtlichen 
Urt. eine ausdrückliche Feſtſtellung dahin, daß dieſer Zuſtand 
der Verpackung i. S. von 8658 HGB. „ſichtbar“ geweſen 
iſt. Dies iſt aber nach Sachlage hier zu unterſtellen. 

a) Der innere Grund für die Annahme einer ſchrift⸗ 
rechtlichen Haftung des Reeders aus dem Konnoſſement iſt 
aus der Tatſache herzuleiten, daß das Konnoſſement im über⸗ 
ſeeiſchen Güterumſatz die Ware verkörpern ſoll. Die Rückſicht 
auf die Sicherheit dieſes Güterumſatzes erfordert es, dem 
legitimierten Inhaber des Konnoſſements nach Möglichkeit 
die Sicherheit dafür zu gewähren, daß das im Konnoſſement 
bezeichnete Ladungsgut ſich bei der Übernahme zur Ver⸗ 
ſchiffung nicht in erſichtlich anderem, minderwertigem Zu— 
ſtande befunden hat, als im Konnoſſement bezeugt iſt. Auch 
die Verpackung iſt in dieſer Hinſicht ſchon deshalb von Be⸗ 
deutung, weil ſie erheblich iſt für die Widerſtandsfähigkeit 
des Gutes gegen die Zufälle der Beförderung und des Um⸗ 
ſchlages und damit mittelbar für den Wert der Ware. In 
dieſem Sinne beſteht kein Unterſchied zwiſchen einer zwar 
unbeſchädigten aber erſichtlich ungenügenden (für den betr. 
Transport unzureichenden) und einer erſichtlich beſchädigten 
Verpackung. In beiden Fällen iſt die Ware transportgefährdet 
durch eine Beſchaffenheit der Verpackung, welche bei der 
Übergabe des Transportgutes an das Schiff ohne weiteres 
erkennbar (ſichtbar) war. In beiden Fällen erfordern die 
Rückſicht auf den Verkehr und die für ihn maßgeblichen 
Grundſätze von Treu und Glauben in gleicher Weiſe, daß 
der Schiffer (Kapitän) oder der an feiner Statt berechtigter⸗ 
weiſe handelnde Unterzeichner der Konnoſſementsurkunde das 
Konnoſſement nicht „rein“ zeichnet, ſondern den betr. Mangel 
der Verpackung im Konnoſſement hervorhebt (Schaps a. a. O. 
S. 658 Einl.). Somit iſt nach Wortlaut, Sinn und Zweck von 
8658 HGB. unter ſichtbar ſchlechter Verpackung auch eine 
zwar unbeſchädigte aber ſichtbar unzulängliche Verpackung zu 
verſtehen (Sieveking, Das deutſche Seerecht, S. 304). 

b) Der Anſpruch aus 8658 HGB. iſt ein ſolcher auf 
Schadenserſatz (RGWarn. 1910 Nr. 342), Dieſer Anſpruch 
iſt aber nach 8 652 HGB. beſchränkt auf den dort angeführten 
Minderwert des Gutes einſchließlich der Verpackung zur Zeit 
der Übergabe des Gutes an das Schiff, d. h. hier, wo ein 
ſog. Abladekonnoſſement (Kounoſſementsbeſcheinigung betr. 
die Güter als „shipped“; ſiehe auch Schaps a. a. O. § 642 
Anm. 2) vorliegt, zur Zeit der Abladung des Gutes. Liegt 
nun der Fall ſo, wie hier zu unterſtellen iſt, daß zur Zeit 
der Übergabe des Gutes an das Schiff das Gut ſelbſt keine 
Mängel hatte, wohl aber die Verpackung ſichtbar unzureichend 
(ſchlecht i. ©. von $658 HGB.) war, fo ergibt ſich für die 
Reederhaftung aus 88 658, 652, 651 HGB. folgendes: 

Es kommt zunächſt in Betracht der Minderwert, den zur 
Zeit der Übergabe des verpackten Transportgutes an das 
Schiff die unzureichende (ſchlechte) Verpackung gegenüber ord⸗ 
nungsmäßiger hatte. Weiter kommt aber auch in Frage der 
Minderwert, den das Gut ſelbſt zu der angegebenen Zeit auf 
Grund der unzureichenden Verpackung wegen der mit ſolcher 
verbundenen Gefahr der Beſchädigung beſaß (ſ. auch 8 76 
Binn Sch.). Dieſer letzterwähnte Minderwert entſpricht 
grundſätzlich dem nach Maßgabe von 8 652 Satz 2 HGB. 
beſtimmten Intereſſe des legitimierten Konnoſſementsinhabers 
(Empfängers der Ware) an der Zeichnung eines die vom 
Schiff mit dem Gut übernommenen Verpackung richtig be⸗ 
zeichnenden — alſo hier einen Vermerk über die ſichtbar 
ſchlechte Verpackung enthaltenden — Konnoſſementes. Dieſer 
Minderwert iſt vom Tatrichter unter Anwendung von §8 287, 
286 3] O. feſtzuſtellen. Dabei iſt folgendes zu beachten: 
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Die hier maßgebliche Skripturhaftung aus dem Kon⸗ 
noſſement bezieht ſich ihrer begrifflichen Eigenart nach nur 
auf den Minderwert von Gut und Verpackung zur Zeit 
der Übergabe an das Schiff, während die Veränderung des 
Gutes im Verlaufe der Trausportreiſe begrifflich unter die 
Haftung aus übernahme (ex recepto) fällt. Trotzdem kann 
ſehr wohl bei Berechnung des mehrerwähnten von der Skrip⸗ 
turhaftung gedeckten Minderwertes im Zweifel davon aus⸗ 
gegangen werden, daß Schäden, die ſich bei ordnungs⸗ 
mäßiger Behandlung des Gutes während der Beförderung 
auf einer von außergewöhnlichen ſchadenſtiftenden Zwiſchen⸗ 
fällen nicht betroffenen Reiſe ergeben haben, einen un⸗ 
mittelbaren Ausdruck dieſes Minderwertes, mithin i. S. des 
8287 ZRD. einen weſentlichen Anhaltspunkt für die Be⸗ 
rechnung desſelben bilden. Dieſer Minderwert iſt dann unter 
Berückſichtigung der tatſächlich eingetretenen Minderung für 
den Zeitpunkt der Übergabe von Gut und Verpackung an das 
Schiff feſtzuſtellen. Auszuſcheiden find dagegen alle die⸗ 
jenigen Schäden, die ihren Grund in einer ſchuldhaften Be⸗ 
ſchädigung von Ware und Verpackung haben oder auch bei 
ordnungsmäßiger Verpackung entſtanden ſein würden, da hier 
die Befreiungsklauſeln des Konnoſſementes von der Reeder⸗ 
haftung aus Übernahme (ex recepto) einſetzen. 

Es bedarf keiner näheren Darlegung, daß eine ſo be⸗ 
gründete Skripturhaftung auch den Schaden umfaſſen würde, 
auf deſſen Erſatz die gegenwärtige Klage gerichtet iſt. 

6. Es fragt ſich, ob die Bekl. auch von einer ſolchen 
Skripturhaftung inhalts des Durchkonnoſſements freigezeichnet 
ſind. Das kann aber nicht angenommen werden. 

Das Durchkonnoſſement enthält am Anfang den Vermerk: 
„Shipped in apparent good order and condition.“ Dieſer 
vielfach übliche und formularmäßige Vermerk iſt aber in ſeiner 
Bedeutung abgeſchwächt, wenn nicht völlig beſeitigt durch 
die weitere Konnoſſementsbeſtimmung: „Marken, Nummern, 
Inhalt (contents), Beſchaffenheit (quality), Gewicht, Maß, 
Wert, auch wenn darüber etwas in dem Konnoſſe⸗ 
ment angeführt iſt, haben als unbekannt zu gelten, wenn 
nicht ausdrücklich das Gegenteil feſtgeſtellt und anerkannt iſt, 
eine einfache Bezeichnung (signature) gilt nicht als ſolches 
Anerkenntnis (agreement).“ Danach ſpricht vieles dafür, daß 
das Konnoſſement trotz des Eigentumsvermerks „Shipped in 
apparent good order and condition“ doch ſo zu behandeln 
iſt, als wenn es die Klauſel enthielte: contents, quality 
unknown, falls nicht ausdrücklich das Gegenteil (alſo z. B. 
eine ausdrückliche Erklärung über den einwandfreien Zuſtand 
von contents und quality) im Konnoſſement angegeben ſein 
ſollte (was hier nicht der er iſt). Es bedarf aber keines 
näheren Eingehens auf dieſe Frage. Denn auch im Falle 
ihrer Bejahung würde das Vorliegen der hier entſcheidenden 
Freizeichnung nicht anzunehmen ſein. Zwar ſind im Durch⸗ 
konnoſſement die Worte contents und quality nebeneinander⸗ 
geſtellt und im allgemeinen wird das erſtere Wort mit „In⸗ 
halt“, das letztere mit „Beſchaffenheit“ überſetzt. Das genügt 
aber nicht, um hier das Wort „quality“ auch auf die äußer⸗ 
lich erkennbare (ſichtbare) Beſchaffenheit der Verpackung 
zu beziehen derart, daß auch dieſe nach dem Konnoſſements⸗ 
inhalt als „unbekannt“ erklärt wäre in einer Weiſe, die eine 
Ablehnung des Einſtehens nach 8658 HGB. für das Nicht⸗ 
vermerken einer ſichtbar ſchlechten Verpackung im Konnoſſe⸗ 
mente bedeuten würde (ſ. auch Schaps a. a. O. 8 658 
Anm. 5). Denn nach der für die Auslegung des in engliſcher 
Sprache formularmäßig abgefaßten Durchkonnoſſementes be⸗ 
deutſamen engliſchen Auffaſſung iſt das Wort „quality“ in 
Konnoſſementsurkunden durchweg auf die Beſchaffenheit des 
Transportgutes ſelbſt und jedenfalls nicht auf die äußerlich 
erkennbare (ſichtbare) Beſchaffenheit der Verpackung zu be⸗ 
ziehen (ſ. auch Carver, A Treatise on the law relating to 
the „Carriage of goods by Sea“, 7. Ed., Sect. 73 8.105 
u. 106). Außerdem gilt auch hier der Grundſatz, daß alle 
Zweifel über Bedeutung und Umfang der Befreiungsklauſeln 
zu Laſten der Bekl. gehen, die ſich auf Freizeichnung be⸗ 
rufen. 

Daß für dieſe Freizeichnung von der Skripturhaftung 
die in der eingeklammerten Konnoſſementsklauſel enthaltenen 
Worte „defective or insufficient packing... expected“ 
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ohne Bedeutung ſind, ergibt ſich aus den früheren Erörterun⸗ 
gen, wonach die eingeklammerte Klauſel nur auf die Haftung 
aus Übernahme (ex recepto) zu beziehen iſt. 

Danach kann die nicht unbeſtrittene Frage dahingeſtellt 
bleiben, ob die erörterte Freizeichnung von der Skriptur⸗ 
haftung aus dem Konnoſſement überhaupt rechtswirkſam er⸗ 
folgen kann (ſ. auch Schaps, a. a. O., 8 658 Anm. 5; 8 652 
Anm. 11). 

(U. v. 25. Jan. 1933; 1191/32. — Hamburg.) 
<= RG. 139, 263.) 


5. 8868, 69 Kap VerkStG.; 822 Aus fBeſt. v. 
27. No v. 1922; 88 Ausf⸗ u. Dur chf Beſt. v. 22. Juli 
1927; 8 81 RAbg O.; 8 61 Nr. 2 KO. 

1. Für die Entſch. der Frage, ob eine Steuer- 
forderung das konkursrechtliche Vorrecht ge⸗ 
nießt, iſt der ordentliche Rechtsweg gegeben. 

2. Die Kapitalverkehrsſteuer ift, wenn in 
dem Feſtſetzungsbeſcheid eine Friſt geſetzt iſt, 
erſt mit ihrem Ablauf fällig, und zwar auch 
dann, wenn die Anmeldungspflicht des Be- 
ſteuerten verletzt iſt und deshalb der Zinſen⸗ 
lauf mit dem Eintritt der Steuerpflicht be⸗ 
ginnt. 

3. Von zeitlich aufeinanderfolgenden Ausf⸗ 
Beſt. zum Geſetz hat diejenige Anwendung zu 
finden, unter deren Herrſchaft der Feſtſetzungs⸗ 
beſcheid ergeht. f) 

Streitig iſt das vom Kl. R.⸗Fiskus beanſpruchte Vor⸗ 
recht aus 861 Nr. 2 KO. für einen Teilbetrag von 7000 AM 
einer an ſich nicht beſtrittenen auf 46 769,55 AM ſich be⸗ 
laufenden Forderung aus Kapjtalverkehrsſteuer (Geſellſchafts⸗ 
ſteuer gem. 8 6b und c KapBerf&t®.) gegen die Konkurs⸗ 
maſſe. Da dem Kl. die, jene Steuerſchuld begründen⸗ 
den, unſtreitig in den Jahren 1924 bis 1927 erfolgten Rechts⸗ 
vorgänge erſt nach der am 21. Juli 1930 erfolgten Eröff⸗ 
nung des Konkurſes bekannt geworden ſind, hat er erſt im 
Aug. 1930 einen Steuerfeſtſetzungsbeſcheid über den vor⸗ 
genannten Geſamtbetrag nebſt Zinſen erlaſſen, der rechts⸗ 
kräftig geworden iſt. Die Feſtſtellung des Vorrechts begehrt 
er mit der Klage. Er ſteht auf dem Standpunkt, daß erſt mit 
dem Ablaufe der in dieſem Feſtſtellungsbeſcheid geſetzten Zah⸗ 
lungsfriſt die Fälligkeit eingetreten ſei, jo daß die Jahres- 
friſt des 861 Nr. 2 KO. gewahrt ſei. Der Bekl. macht gel⸗ 
tend, die Forderung des Kl. ſei gem. § 68 KapVerkStG. 
ſchon eine Woche nach Entſtehung der Steuerſchuld fällig ge⸗ 
worden; die Steuerſchuld aber jet nach 896 KapVerkStG. 
mit der Verwirklichung der Tatbeſtände (in den Jahren 1924 
bis 1927) entſtanden, an welche die Steuerpflicht geknüpft war. 

Das LG. hat abgewieſen, das OLG. hat nach dem An⸗ 
trage des Kl. erkannt. 

Die Zuläſſigkeit des Rechtsweges unterliegt keinem Zwei⸗ 


[Ra.] 


Zu 5. Dem — auch RSLBL. 1933, 684 ff. veröffentlichten — 
Urt. iſt voll zuzuſtimmen. 

Die Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte zur Entſch. von 
Steuervorrechtsſtreitigkeiten iſt de lege lata kaum ernſtlich zu be⸗ 
ſtreiten. Daß es ſich hierbei aber um eine rxein ſteuerrecht⸗ 
liche Frageſtellung regelmäßig handelt, beweiſt wieder einmal 
der vorl. Fall. Die mit der Sache befaßten drei Inſtanzen waren, 
ſicher unter erheblichem Zeitaufwand genötigt, ſich in das Steuer⸗ 
feſtſetzungsverfahrensrecht einzuarbeiten, wie es RAbgO., KapvVerk⸗ 
St. und Aus⸗ und DurchfBeſt. hierzu, regeln. Und dabei konnte 
die Eigenart der von den Grundſätzen des allgemeinen Steuer⸗ 
rechts abweichenden kapitalverkehrſteuerlichen Normen nur nach 
eingehender Beſchäftigung mit dem materiellen Kapitalverkehr⸗ 
ſteuerrecht, auf deſſen beſondere Bedürfniſſe ſie zugeſchnitten ſind, 
verſtanden werden. Sollte da der Geſetzgeber nicht beſſer tun, der⸗ 
artige Streitfragen den Steuerbehörden und -gerihten, letzten 
Endes alſo dem RFH. zu überweiſen? Es wäre dies ein Stück 
Verwaltungsvereinfachung, und zwar für die Steuerverwaltung, 
wie die Konkursverwalter und die an einer raſchen und möglichſt 
billigen Erledigung ſolcher Streitpunkte intereſſierten Konkursgläu⸗ 
biger. Zudem gibt das Verfahrensrecht der RAbgO. die Moglich⸗ 
keit, auch bei geringerem Streitwert eine höchſtrichterliche Entſch. 


herbeizuführen. 
RegR. Dr. Stieler, Stuttgart. 
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fel, da Gegenſtand des Rechtsſtreits nicht die Feſtſtellung 
einer Steuerforderung nach Grund oder Betrag, ſondern aus⸗ 
ſchließlich ihre Bevorrechtigung im Konkurs iſt. Daß aber der 
Streit über das Vorrecht von Konkursforderungen, mögen 
dieſe auf bürgerlich-rechtlicher oder auf öffentlich⸗xechtlicher 
Grundlage entſtanden ſein, ſtets eine bürgerlich⸗ rechtliche 
Streitigkeit i. S. des § 13 GVG. iſt, die grundfäglich zur 
Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte gehört, iſt in RG. 116, 
368 entſchieden worden. 

In der Feſtſetzungsverfügung des Fin A. v. 23. Aug. 
1930 iſt eine Zahlungsfriſt geſetzt worden. 

869 KapRerfStß. ermächtigt den RFin Min., „insbeſ. 
anzuordnen, daß a) die Zahlungsfriſt des § 68 KapVerkStcG. 
verlängert wird. ...“ Wenn nach 822 Abſ. 1 Aus fBeſt. 
und 88 Abſ. 1 Ausf⸗ u. DurchfBBeſt. das Fin A. dem Steuer⸗ 
pflichtigen den feſtgeſetzten Steuerbetrag unter Angabe 
der „Zahlungsfriſt“ bekanutzugeben hat, fo kann dieſe 
„Zahlungsfriſt“ keine andere rechtliche Bedeutung haben als 
in 881 Abſ. 3 RAbg0O. (a. F.). Sie enthält nicht eine bloße 
Hinausſchiebung der Vollſtreckung i. S. des 8 299 Abſ. 4 
RAbgoO. (a. F.); dagegen ſpricht zwingend der innere Zu⸗ 
ſammenhang, der zwiſchen 88 68, 69 Buchſt. a KapVerfStb. 
und den erwähnten Beſt. der AusfBeſt. und der Ausf⸗ u. 
DurchfBeſt. beſteht; es kann keinem Zweifel unterliegen, daß 
in dieſen Beſt. der AusfBeſt. und der Ausf⸗ u. DurchfBeſt. 
gerade von der Ermächtigung des § 69 Buchſt. a KapVerkStG. 
Gebrauch gemacht worden iſt. Geht man aber davon aus, ſo 
wird durch die Beſt. einer Zahlungsfriſt in der Feſtſetzungs⸗ 
verfügung des Fin A. die ſonſt nach § 68 KapVerkStG. ſich 
regelnde Fälligkeit auch i. S. des 881 Abſ. 3 RAbgO. 
(a. F.) dahin verſchoben, daß ſie erſt mit dem Ablauf der 
geſetzten Friſt eintritt. 

Es iſt der Rev. zuzugeben, daß damit noch nichts Ent⸗ 
ſcheidendes dafür gewonnen iſt, ob nicht durch die Beft. des 
88 Abſ. 3 Satz 3 Ausf- u. DurchfBeſt. hiervon eine Ausnahme 
geſchaffen worden iſt für den Fall, daß fie aus 8 72 Abſ. 2 
KapVerkStch. mit 85 Ausf⸗ u. DurchfBeſt. ſich ergebende 
Anmeldungspflicht von den Beteiligten verletzt worden iſt 
(was gleicherweiſe betreffs der Beſt. des §S 22 Abſ. 3 Satz 2 
AusfBeſt. für den Fall der Hinterziehung von Steuerbeträgen 
zu gelten hätte). Die Rev. will aus der für dieſen Fall in 
88 Abſ. 3 Satz 3 Ausf- u. DurchfBeſt. getroffenen Regelung 
des Zinſenlaufs den Schluß herleiten, für dieſen Ausnahme⸗ 
fall wenigſtens bleibe es bei der allgemeinen Fälligkeits⸗ 
regelung des 868 KapVerkStGG.; denn der in 88 Abſ. 3 
Satz 3 Ausf- u. DurchfBeſt. für dieſen Fall beſtimmte Beginn 
des Zinſenlaufs decke ſich eben mit der Fälligkeitsbeſt. des 
868 Satz 1 KapVerkStcg. und die Berechtigung des RFin⸗ 
Min., Verzinſung von dieſem Zeitpunkt an anzuordnen, ergebe 
ſich nur gem. 8 104 Abſ. 1 RAbgd., ihr Beginn habe Steuer⸗ 
verzug zur Vorausſetzung; eine Rechtsgrundlage für eine 
Rückverlegung der Verzinſungspflicht über den Zeit⸗ 
punkt der Fälligkeit zurück habe dem RFin Min. nicht zur 
Verfügung geſtanden, insbeſ. könne eine ſolche nicht aus der 
Ermächtigung des 869 KaperfStG. hergeleitet werden. 
Demnach ergebe ſich der zwingende Schluß, daß die in 88 
Abſ. 3 Satz 3 getroffene Regelung des Verzinſungsbeginns 
gleichzeitig eine Regelung der Fälligkeit in dem Sinne 
enthalte, daß dieſe ſich für den in jener Beſt. vorgeſehenen 
Fall nach 868 Satz 1 des Gef. beſtimme. 

Dieſer Rechtsauffaſſung kann nicht beigetreten werden. 
Hätte der Geſetzgeber — als ſolcher iſt auf Grund der Er⸗ 
mächtigung in 869 KapBerfSt®. auch der RFin Min. an⸗ 
zuſehen — mit der Belt. in § 22 Abſ. 3 Satz 2 AusfBeſt. und 
in 88 Abſ. 3 Satz 3 Ausf⸗ u. DurchfBeſt. eine Ausnahme 
von der durch die Feſtſetzung einer Zahlungsfriſt in der Feſt⸗ 
ſetzungsverfügung gem. §8 68 mit 69 Buchſt. a KapVerkStG., 
881 Abſ. 3 (a. F.) NUgD. bewirkten Verſchiebung der 
Fälligkeit, die ſich ſonſt aus 868 Kaperfötb. ergab, 
ſchaffen wollen, ſo hätte er das zum Ausdruck gebracht. Er 
hat ſich aber darauf beſchränkt, für jene Ausnahmefälle den 
Zinſenlaufbeginn zutück zu verlegen. Dazu war er durch 
869 KapVerkStG. ermächtigt; es iſt nicht zu beanſtanden, 
wenn das BG. eine ſolche Anordnung als eine „zur Sicherung 
der Steuerentrichtung erforderliche Maßnahme“ anſieht (wie 
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übrigens auch Veiel [2. Aufl., S. 453 Bem. 3 J a], wenn 
auch auf anderer Grundlage). Sie bedurfte nicht einer wei⸗ 
teren geſetzlichen Grundlage, die der Bekl. und mit ihm die 
Rev. nur in den Belt. der 88 68 KapVerkStG. mit 104 Abj. 1 
(a. F.) RAUbgD. erblicken zu können meint. Sie konnte an⸗ 
geordnet werden unbeſchadet der Verſchiebung des Fällig⸗ 
keitseintritts, die durch die auf § 69 Buchſt. 2 KapVerkStG. 
gegründete Zahlungsfriſtbeſt. in der Feſtſetzungsverfügung 
(822 AusfBeft. und 88 Ausf- u. DurchfBeſt.) erfolgt war. 
(Folgt Auseinanderſetzung mit Schrifttum und Entſtehungs⸗ 
geſchichte und die Begr. des Satzes 3 der Überſchrift.) 
(U. v. 28. April 1933; VII 13/33. — Hamburg.) 
<= RG. 140, 307.) 


*6, 1. Im Bereiche des Kunſt Sch. erwirbt 
der Urheber des Kunſtwerkes, auch wenn er es 
als Angeſtellter ſchafft, das Urheberrecht, es ſei 
denn, daß der Anſtellungsvertrag auf die Her⸗ 
ſtellung folder Kunſtwerke zielt, auf deren Ver⸗ 
vielfältigung der Geſchäfsbetrieb des Dienſt⸗ 
herrn beruht. — 

2. Moderne Sachlichkeit: Auch gegenüber mo⸗ 
derner Kunſtanſchauung ſind Erzeugniſſe des 
Kunſtgewerbes als Werke der bildenden Kunſt 
nur ſchutzfähig, wenn der zur Zweckmäßigkeit 
der Form hinzukommende äſthetiſche Überſchuß 
einen ſolchen Grad erreicht, daß nach den herr⸗ 
ſchenden Anſchauungen von Kunſt geſprochen 
werden kann. f) 

Beide Parteien ſtellen Türdrücker her, die aus vier⸗ 
kantigem, rechtwinklig geknicktem Halſe und walzenförmigem 
Griffe beſtehen. 

Die Kl. nimmt alle Rechte an dieſen Türdrückern in 
Anſpruch. Sie behauptet, Prof. G., der ehemalige Leiter 
des Staatlichen Bauhauſes in Weimar, habe i. J. 1922 den 
Türdrücker entworfen und die ihm daran zuſtehenden künſt⸗ 
leriſchen Urheberrechte an ſie übertragen; der Türdrücker ſei 
ein Erzeugnis des Kunſtgewerbes, der von der Bekl. an⸗ 
gefertigte und vertriebene eine widerrechtliche Nachbildung 
davon. Sie verlangt Auskunft und Schadenserſatz ſowie Ver⸗ 
nichtung der hergeſtellten Drücker und der zur Anfertigung 
dienenden Vorrichtungen. 

Die Bekl. beſtreitet die Sachbefugnis der Kl., weil nicht 
G. den ſtreitigen Türdrücker entworfen habe und, ſofern er 
doch der Entwerfer ſein ſollte, das Urheberrecht nicht ihm, 
ſondern allein dem Lande Thüringen erwachſen ſei; G. ſei als 
Leiter des Weimarer Staatlichen Bauhauſes nur ſtaatlicher 
Angeſtellter geweſen. Die Bekl. beſtreitet ferner die Kunſtſchutz⸗ 
fähigkeit des Türdrückers. 

I. Das KG. geht mit der Rſpr. und der im Schrifttum 
überwiegenden Meinung davon aus, daß im Anwendungs- 
bereiche des KunſtSchG. in der Regel der Urheber des 
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Zu 6. Dem Urt. iſt zuzuſtimmen, wenn auch ſeine Begr. nicht 
durchweg bedenkenfrei iſt. Es kann zum Ausgangspunkt einer neuen 
ſtrengeren Rſpr. über die Vorausſetzungen des Urheberrechtsſchutzes 
von kunſtgewerblichen Erzeugniſfen werden. 

Das Urt. verneint die Schutzfähigkeit des in Frage ſtehenden 
Türdrückers, weil dieſer zuſammen mit vier weiteren Modellen zwar 
eine gemeinſam künftlerifhe Weſensart beſitze, die künſtleriſche 
Eigenart, vermöge deren der Türdrücker als eigenperſönliche 
Schöpfung angeſehen wird, ihm jedoch abgehe. 

Damit iſt das Problem eindeutig geförmelt. 

1. Es genügt nach dem Urt. nicht, daß das Kunſtgewerbliche 
Erzeugnis eine geſchmackvolle Formgebung aufweiſt, vielmehr muß 
dieſe Formgebung eigenartig ſein und darüber hinaus noch künſt⸗ 
leriſche Eigenart aufweiſen. 

a) Mit Recht wird dem Umſtand, daß der Türdrücker ſamt 
feinen vier Gattungsgenoſſen von gemeinſam künſtleriſcher Weſens⸗ 
art iſt, für die urheberrechtliche Unterſuchung keine Bedeutung bei⸗ 
gemeſſen, da damit lediglich der künſtleriſche Wert bezeichnet wird, 
der (Oſterrieth⸗Marwitz S. 29) für die Frage der Schutzfähig⸗ 
keit nicht in Betracht kommt. Dabei iſt die Förmelung im Urt. 
„künſtleriſche Weſensart“ inſofern nicht glücklich, als hierbei „Rünft- 
leriſch“ nicht von einem Künſtler ausgehend oder zum Bereich der 
Kunſt gehörend, ſondern lediglich eine über das Alltägliche hinaus 
erhobene, beſondere Formgebung bedeutet. 

b) Das Wort „eigenartig“ kennzeichnet das Andersſein gegen⸗ 
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Kunſtwerks an ſeiner Schöpfung das Urheberrecht er⸗ 
wirbt, auch wenn er ſie als Angeſtellter ſchafft. Dieſer 
Grundſatz erleidet jedoch, wie das BG. weiter zutreffend 
hervorhebt, eine tiefgreifende Einſchränkung, wenn und ſo⸗ 
weit der Anſtellungsvertrag auf die Herſtellung ſolcher Kunſt⸗ 
werke, namentlich kunſtgewerblicher Erzeugniſſe, zielt, deren 
geſchäftliche Verwertung ohne den Beſitz des Urheberrechtes 
nicht möglich iſt, auf deren Vervielfältigung alſo der Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb des Dienſtherrn beruht (RG. 110, 393398; 
I 251/24 v. 8. April 19257). In ſolchen Fällen ergibt 
der Vertragszweck, daß das entſtehende Urheberrecht an den 
in ſolchem Betriebe geſchaffenen Werken auf den Arbeitgeber 
übergehen ſoll. Das BU. nimmt deshalb ſtillſchweigende 
Übertragung des Urheberrechts auf den Arbeitsherrn an, 
wenn der Angeſtellte ſeine auf Erzeugung von Werken ge⸗ 
richtete Tätigkeit in deſſen Dienſt geſtellt hat und die Ver⸗ 
wertung von Urheberrechten in den Gewerbebetrieb des Ar⸗ 
beitsherrn fällt; ob das Werk innerhalb oder außerhalb der 
Dienſträume und der Dienſtzeit entworfen wird, erachtet es 
mit Recht für unerheblich im Vergleich zu jenen das Ver⸗ 
tragsverhältnis kennzeichnenden Umſtänden. 

1. Da jedes Anſtellungsverhältnis nach ſeinem beſon— 
deren Inhalt und Zweck geprüft werden muß, unterſucht 
das KG. die tatſächlichen und rechtlichen Beziehungen, welche 
zwiſchen Prof. G. als Leiter des Weimarer Bauhauſes 
und dem Lande Thüringen beſtanden. Es entnimmt aus Ur⸗ 
kunden, namentlich ſolchen, die den Thüringer Staatshaus⸗ 
halt betreffen (LT Verh., Ber. üb. Rechnungsprüfung uſw.), 
daß man unterſcheiden müſſe zwiſchen dem Lehrbetriebe der 
eigentlichen Schule und dem „Produktivbetriebe“. Zum Pro⸗ 
duktivbetriebe, der ſich ſeit dem Frühjahr 1922 alf- 
mählich abgeſpalten und bei der ſchwierigen wirtſchaftlichen 
Lage des Bauhauſes immer mehr in den Vordergrund ge— 
drängt habe, zählt das Bu. in rechtlich fehlerfreien Folgerun⸗ 
gen aus dem Urkundenſtoffe die Errichtung des Hauſes 
am Horn. Dieſes ſollte einen Muſterbau vor Augen ſtellen, 
woran das Bauhaus ſeine praktiſchen Erfolge zeige und zu⸗ 
gleich die Fähigkeit erweiſe, „produktiv“, d. h. wirtſchaftlich, 
mit geldlichem Ertrage, zu arbeiten. Ein Bericht v. Okt. 1924 
über die wirtſchaftlichen Ausſichten des Bauhauſes, erſtattet 
von G. und Dr. N., wird in dieſem Zuſammenhang als be⸗ 
ſonders wichtig erwähnt. Er ſchildert die Ausſichten des Un⸗ 
ternehmens in günſtigem Sinne und hebt hervor: Die im 
Bauhauſe hergeſtellten Erzeugniſſe ſeien im Begriffe, Fuß 
auf dem Markte zu faſſen. In ſteigendem Maße ſeien ſie auf 
den letzten Meſſen verlangt worden. Beſonders die letzte Leip⸗ 
ziger Herbſtmeſſe habe nach den verkauften Muſterkollektionen 
eine beträchtliche Anzahl Aufträge im Gefolge gehabt. Eine 
Reihe von Artikeln des Bauhauſes ſei ſo weit durchgearbeitet, 
daß ſie endgültige Typen darſtelle; die Verſuche ſeien ab⸗ 
geſchloſſen, und man könne dieſe Artikel nun fabrikmäßig 
erzeugen. 


über Artgenoſſen; es wird hiermit das unterſcheidende Moment be⸗ 
tont, ohne daß damit in urheberrechtlicher Beziehung etwas über das 
Objekt ausgeſagt wird. 

c) Urheberrechtliche Schutzfähigkeit kommt dagegen dem eigen⸗ 
artigen Objekt erſt dann zu, wenn es von „künſtleriſcher“ Eigenart 
iſt, d. h. dieſer Eigenart dadurch der hünſtleriſche Charakter eigen 
iſt, daß fie die Objektivierung eines ſchaffenden künſtleriſchen Sub⸗ 
jektes iſt (alſo: künſtleriſch iſt hier Eigenſchaftswort, abgeleitet von 
„Künſtler“). Erſt durch dieſe künſtleriſche Formgebung im Raum 
wird der Unterſchied der zu den Kunſtwerken gehörenden Erzeugniſſe 
des Kunſtgewerbes gegenüber dem Geſchmacksmuſter gekennzeichnet. 

Wenn das RG. in Zukunft ſchärfer als bisher unterſucht, ob 
wirklich die Objektivierung eines ſchaffenden Subjektes als erſte 
Grundvorausſetzung des Urheberrechtsſchutzes vorliegt, wird die wohl 
allerſeits gewünſchte „Bereinigung“ des Urheberrechts eintreten. 

2. Mit dieſer Gedankenkette kreuzt ſich nun, im Urt. nicht 
ſcharf genug unterſchieden, eine andere: 

Das urheberrechtsſchutzfähige Kunſtwerk muß (Elſter, Grunb- 
riß, 2. Aufl., S. 179) Original in dem Sinn ſein, daß es eine 
einzigartige Objektivierung dieſes Objektes iſt, demgegenüber 
die Vervielfältigungsſtücke nur den Wert eines Vervielfältigungs⸗ 
exemplares haben. Gerade dieſes — bei urheberrechtlichen Betrach⸗ 
tungen meiſtens überſehene — Moment fehlt hier, wo jeder der Tür⸗ 
drücker den Originalwert hat, es alſo weder Original noch Verviel⸗ 
fältigungsſtücke, ſondern uur Gleichſlücke gibt, auch wenn ſie zur Be⸗ 
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Das BE. führt im Anſchluß an dieſen Bericht und die 
andern für die Entwicklung des Weimarer Bauhauſes bewei⸗ 
ſenden Urkunden aus: Gerade der hier ſtreitige Türdrücker 
gehöre zu jenen im Produktiobetriebe des Bauhauſes 
entſtandenen Typenarbeiten. Es läßt die Frage, ob der 
Entw. des Türdrückers von G. oder von dem Baurat M. 
herrührte, dahinſtehen, nimmt an, daß die Behauptung der 
Kl., wonach G. der Urheber iſt, zutreffe und fährt im Anſchluß 
an dieſe Unterſtellung fort: Folge man der Darſtellung der 
Kl., ſo habe G. den Türdrücker ohne Beteiligung anderer 
entworfen. G. ſei nach der Verwaltungsordnung des Staat⸗ 
lichen Bauhauſes vom Miniſterium für Volksbildung berufen 
worden, das Bauhaus zu leiten. Seiner Leitung habe nicht 
bloß der Schulbetrieb unterſtanden, ſondern auch der Pro⸗ 
duktionsbetrieb, der dazu diente, im Rahmen der baulichen 
Beſtrebungen diejenigen Entw. anzufertigen, welche das Bau⸗ 
haus wirtſchaftlich nutzen ſollte. Hieraus ſchließt das BG. auf 
Grund der Einrichtung des Bauhauſes und der Stellung, die 
Prof. G. als deſſen Leiter einnahm: Soweit ſolche Entw. 
(wie z. B. der des Türdrückers) Kunſtſchutz in Anſpruch neh⸗ 
men konnten, mußte das Urheberrecht dem Staate 
und nicht dem ſtaatlich angeſtellten Leiter dieſes Betriebes zu⸗ 
fallen, weil die geſchäftliche Verwertung ſolcher Erzeugniſſe 
des Kunſtgewerbes ohne den Beſitz des Urheberrechts nicht 
möglich wäre, der Zweck der Anſtellung des Bauhausleiters 
als Hauptes eines derartigen Produktionsbetriebes alſo den 
Übergang des Urheberrechts auf den Staat erfordert. 

Das BU. gelangt zu der Überzeugung, daß der Tür⸗ 
drücker als Bau hausarbeit in dem von Prof. G. ge⸗ 
leiteten „Produktivbetriebe“ des ſtaatlichen Un⸗ 
ternehmens entſtanden ſei. (Wird eingehend dargelegt.) 

So gelangt das BGG. zu dem Schluſſe: G. konnte über 
ein etwa an dem Türdrücker beſtehendes künſtleriſches Ur⸗ 
heberrecht zugunſten der Kl. nicht verfügen. Der Schluß be⸗ 
ruht auf Vertragsauslegung und Tatſachenwürdigung; ein 
Verſtoß gegen Rechtsgrundſätze oder Verfahrensregeln iſt nicht 
erſichtlich. Das BU. erachtet demnach mit Recht die Sach⸗ 
befugnis der Kl. für nicht erwieſen. Dies würde allein 
ſchon die Abweiſung der Klage rechtfertigen. 

II. Das BG. hat aber geprüft, ob der ſtreitige Tür⸗ 
drücker den Anforderungen genüge, die an ein Erzeugnis 
des Kunſtgewerbes zu ſtellen find (8 2 Abſ. 1 Satz 1 
Kunſt Sch. i. Verb. m. § 1). Es verneint das. 

1. Dieſe verneinende Beurteilung des BG. gründet ſich 
nicht auf die Annahme, daß der Türdrücker eine bloße Fort⸗ 
bildung einfacherer ſchon vor dem Kriege gefundener Formen 
und deshalb keine eigentümliche Schöpfung ſei. Das BU. folgt 
inſoweit dem Gutachten der Künſtleriſchen Sach verſtän⸗ 
digenkammer, als es den „Bauhausdrücker“ der Kl. im 
Vergleich zu dem M. ſchen Drücker weſentlich verſchieden fin⸗ 
det, „entſtanden aus einem ganz andern Geiſte“. „Die kugel⸗ 
förmige Verzierung des M.ſchen Drückers wurzelt noch in 
der Geſchmacksrichtung der Vorkriegszeit, die auf ein dem 
Gebrauchszwecke fremdes ſchmückendes Beiwerk nicht glaubte 
verzichten zu dürfen, während der „Bauhausdrücker“ im 
Gegenſatz dazu ſolches Beiwerk betont verwirft und die 
Form weſentlich dem ſachlichen Zwecke des Türdrückers ent⸗ 
nimmt.“ Darin aber, daß der Türdrücker der Kl. („G.drücker“, 
„Bauhausdrücker“) unter die Erzeugniſſe des Kunſtgewerbes 
zu rechnen Sei, folgt das BG. dem Gutachten der Künſtleriſchen 
Sachverſtändigenkammer nicht. 


zeichnung der Qualität nach ihrem Herſteller oder Entwerfer benannt 
werden. 

3. Erſt durch das vorl. Urt. wird die Bedeutung des Naſh⸗Urt. 
(RG. 127, 206 = JW. 1930, 1720) klar. Denn, wenn es dort 
(S. 214) heißt: Bei wiederholten Anzeigen, z. B. in der Preſſe, die 
durch Gleichheit der Ausdrucksmittel, Gleichheit oder Ahnlichkeit ſeiner 
Anwendungsform gedanklich miteinander verknüpft find..., muß 
die ganze Reihe in ihrer Geſamtwirkung mit dem Gegenſtand ver⸗ 
glichen werden“, ſo ſteht das im Gegenſatz zum vorl. Urt., wo betont 
wird, Gegenſtand des Kunſtſchutzes iſt immer nur das einzelne 
Werk. . , nicht die Anwendung beſtimmter Mittel zum Zwecke ge- 
wiſſer Wirkung“. 

Beim Naſh⸗Fall wird die funktionelle Verteilung von Schwarz 
und Weiß in der Anzeige als die künſtleriſche Eigenart dieſes gra⸗ 
phiſchen Kunſtwerkes angeſehen, alſo — im Gegenſatz zu RG. 119, 
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Die Sach verſtändigenkammer vertritt die An⸗ 
ſicht: Der Bauhausdrücker gehöre zu den individuellen künſt⸗ 
leriſchen Schöpfungen. Er bilde ein beſonders deutliches Bei⸗ 
ſpiel dafür, wie man einen Gebrauchsgegenſtand dem mo⸗ 
dernen Kunſtempfinden entſprechend klar und ſachlich dem 
Zwecke gemäß ohne ſchmückendes Beiwerk geſtalte. Die eigen⸗ 
perſönliche künſtleriſche Schöpfung liege in dem wohlerwoge⸗ 
nen feinen Rhythmus begründet, der ſich aus dem Ver⸗ 
hältnis und den Abmeſſungen der einzelnen Teile des Drük⸗ 
kers zueinander ergebe. Das BG. faßt dies dahin zuſammen, 
daß die künſtleriſche Eigenart des Drückers ſowohl in ſeinen 
einfachen, dem Gebrauchszweck entſprechenden Grundformen 
als in der Abſtimmung dieſer Formen gegeneinander — 
beides zur Einheit verſchmolzen — zum Ausdrucke komme. 

Das BU. erörtert dann gewiſſe Verſchiedenheiten der 
als Unterlage für die Gutachten der Sachverſtändigenkammer 
benutzten Modelle. Es kommt zu der Feſtſtellung: Allen 
dieſen Modellen ſind die Grundformen gemeinſam; die Ab⸗ 
meſſungen der einzelnen Teile im Verhältnis zueinander 
zeigen nur unweſentliche, den Geſamteindruck nicht erheblich 
verändernde Abweichungen; der Unterſchied liegt hauptſächlich 
in der Größenausführung und läßt die einzelnen Modelle 
ihrem Verwendungszweck entſprechend einmal zierlich, einmal 
mehr kräftig und gedrungen wirken. 

Die Sachverſtändigenkammer bekennt ſich zu der An⸗ 
ſchauung, daß man, abweichend von der Rſpr. (RG. 76, 
339 ff. (344, I 133/10 v. 10. Juni 1911]; RGSSt. 48, 
329 ff. [330, I, III 22/10 v. 4. April 1910] — nebſt den dort 
angeführten älteren Entſch.), im Kunſtgewerbe die Zweck⸗ 
mäßigkeit der Form und den äſthetiſchen Wert nicht vonein⸗ 
ander trennen könne. 

2. Das BG. dagegen geht von den in der Rechtsanwen⸗ 
dung entwickelten Grundſätzen aus, wonach Erzeugniſſe des 
Kunſtgewerbes als Werke der bildenden Kunſt ſchutzfähig ſind, 
wenn der zur Zweckmäßigkeit der Form hinzukommende 
äſthetiſche berſchuß, gleichgültig welches fein künſt⸗ 
leriſcher Wert iſt, einen ſolchen Grad erreicht, daß nach den 
im Leben herrſchenden Anſchauungen von Kunſt geſprochen 
werden kann (RG. a. a. O., 344). Es führt aus: Der be 
griffliche Unterſchied zwiſchen Zweckmäßigkeit der Form und 
äſthetiſchem Gehalt bei einem Gebrauchsgegenſtande muß auch 
bei Zugrundelegung moderner Kunſtanſchauungen aufrecht⸗ 
erhalten werden. Wird ein Gebrauchsgegenſtand lediglich nach 
den Erforderniſſen ſeines Gebrauchszweckes geformt, ſo hat 
das mit Aſthetik und Kunſt zunächſt gar nichts zu tun. Das 
Gebiet der Aſthetik und Kunſt beginnt erſt da, wo über die 
dem Zwecke gewidmeten Gegebenheiten hinaus die nähere 
Form auszugeſtalten iſt. Die moderne Kunſtanſchauung, die 
ſich gerade an Gebrauchsgegenſtänden zielbewußt und erfolg⸗ 
reich zu betätigen weiß, ſucht die auf das äſthetiſche Gebiet 
hinübergreifenden Formen einmal darin zu finden, daß ſie 
danach trachtet, ſchmückende Zutaten zu den aus dem Ver⸗ 
wendungsbezirk abgeleiteten Grundformen zu vermeiden. 
Dieſe ablehnende Einſtellung führt aber noch nicht zu einer 
ſchöpferiſchen künſtleriſchen Formgebung. Eine ſolche kann 
allein aus der Berückſichtigung und Erfüllung des Gebrauchs⸗ 
zwecks des Gegenſtandes nicht gewonnen, ſondern erſt durch 
Anwendung beſtimmter künſtleriſcher Geſchmacksrichtungen ge⸗ 
ſchaffen werden. 

Das eigentlich Schöpferiſche der modernen 
Kunſtform ſieht das BG. in der abſichtlichen Hervor⸗ 


414 = JW. 1928, 795 — der Stil, der dieſe Summe der An⸗ 
zeigen zu einem Ganzen macht, beim Gropius⸗Fall wird die Be⸗ 
trachtung m. R. vom Stil des Künſtlers losgelöſt, der entſcheidende 
Wert auf die Geſtaltung gelegt, die mittels dieſes Stils den ein⸗ 
zelnen Werken gegeben worden iſt Oſterrieth⸗Marwitz S. 121). 
Ob überhaupt im Naſh⸗Fall eine urheberrechtliche Schutzähig 
keit der Anzeige vorliegt, ob nicht vielmehr hier angeſichts der Nach⸗ 
ahmung eines Stils, eines Syſtems von Wirkung und nicht eines 
konkreten Formgutes, lediglich ein wettbewerbrechtlicher Schutz in 
Frage kam, ſoll nur angedeutet, nicht erörtert werden. Man kommt 
auf dieſem Wege leicht zu Fehlurteilen, wie der Franz. Kaſſations⸗ 
hof (Urt. v. 29. April 1932: Droit d’Auteur 1932, 107), der einen 
Eingriff in das Urheberrecht bereits in der Nachahmung auch nur des 
Stils eines Künſtlers erblickt. * 
RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 
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kehrung und Betonung des inneren natürlichen Gefüges eines 
Gegenſtandes, wie es ſich aus ſeinem Gebrauchszwecke, ſeinem 
techniſchen Aufbau, ſeinem Werkſtoff ergibt; in der klaren 
Führung der Linien ohne grundloſe Unterbrechungen; in der 
Geſtaltung der Form aus dem beherrſchenden Raumgefühl 
heraus. Erſt die von ſolchen Grundanſchauungen aus geſchaffe⸗ 
nen Formwerke ſtellen den Überſchuß über das rein Zweck⸗ 
dienliche dar, der das Schönheitsgefühl anſpricht; ſie fügen 
alſo der Verneinung des Zweckwidrigen die ſchöpferiſche Be⸗ 
jahung aus dem Reiche des Schönen hinzu. Mit Recht folgt 
das Bu. dem Leitſatze, daß auch gegenüber moderner Kunſt⸗ 
anſchauung noch immer die außerhalb der Kunſt liegende 
Zweckmäßigkeit der Form von deren äſthetiſcher Ausgeſtaltung 
Unterſchieden werden müſſe. 

3. Dieſe der bisherigen Rechtsanwendung entnommene 
Betrachtungsweiſe ergibt nach der weiteren Darlegung des 
Bu. für den Türdrücker: er kann nicht ſchon deshalb Gegen⸗ 
ſtand des Kunſtſchutzes ſein, weil in ihm Grundformen (Vier⸗ 
kant des Halſes, Walzenform des Griffes) verwendet ſind, 
die ſich aus bloßer Zweckmäßigkeit mehr oder minder natür⸗ 
lich dem Entwerfer anbieten. Vielmehr iſt auch hier zu fragen: 
Inwieweit enthält die Ausgeſtaltung der Form einen ge⸗ 
nügenden äſthetiſchen Überſchuß über die durch den 
Gebrauchszweck gebotene Form hinaus? (RG. 76, 344; 124, 
71; RGSt. 43, 330). Bei ſolcher Beurteilung legt das BG. 
zutreffend den Maßſtab an, der von gebildeten, mit Kunſt⸗ 
anſchauungen einigermaßen vertrauten und für künſtleriſche 
Dinge empfänglichen Volkskreiſen zu erwarten iſt. 

Zwar findet es, daß das Modell des ſtreitigen Tür⸗ 
drückers gewiſſe äſthetiſche Werte aufweiſe. M. R. aber er⸗ 
achtet es dies nicht für ausreichend, ſondern prüft den Gegen⸗ 
ſtand auf den Grad ſeiner künſtleriſchen Eigenart. 

Die Behandlung der verſchiedenen Vergleichungsſtücke bei 
dieſer Unterſuchung zeigt keinen tatſächlichen Irrtum, der, als 
weſentlich für das Ergebnis, beachtet werden müßte. Im Er⸗ 
gebnis ſtellt das BU. feſt: „Es beſtehen ... mindeſtens fünf 
Modelle, die durchweg den ſog. G.-Drücker darſtellen.“ 
Unter ihnen findet es nur geringe Unterſchiede, ſo daß kei⸗ 
nem von ihnen eine von den anderen verſchiedene künſtleriſche 
Eigenart zugeſchrieben werden könnte. Daher nimmt es ohne 
rechtliches Bedenken an: Die künſtleriſche Schutzfähigkeit laſſe 
ſich nur in der ihnen etwa gemeinſamen künſtleriſchen 
Weſensart finden. 

Künſtleriſche Eigenart, vermöge deren ſie als 
eigenperſönliche Schöpfungen angeſehen werden könn⸗ 
ten, wohne ihnen jedoch nicht inne. „Das allen Modellen 
Gemeinſame beſchränkt ſich auf die Verwendung des geknickten 
kurzen vierkantigen Halſes, deſſen Ecken etwas hinter dem 
Durchmeſſer des Rundgriffes zurückbleiben, und des zylindri⸗ 
ſchen ſchmuckloſen Griffes.“ Ohne rechtlichen Irrtum beurteilt 
das KG. dieſen Befund dahin, daß die Grundformen (Vierkant 
und Walze) an ſich nichts Neues und Eigenperſönliches dar⸗ 
ſtellen, ſondern etwas längſt Bekanntes und Angewandtes. 
Künſtleriſch bedeutſam ſei nach modernem Kunſtempfinden bei 
dieſen Modellen nur 1. die Anwendung jener Grundformen 
in ihrer Ausſchließlichkeit, man könne ſagen: in ihrer Nackt⸗ 
heit, und 2. die Schaffung eines harmoniſchen Verhältniſſes 
zwiſchen zylindriſchem Griff und vierkantigem Halſe. 

a) Das erſte davon, „der puritaniſche Verzicht auf jede 
ſchmückende Zutat zu den Grundformen, die ſtrenge Sach⸗ 
lichkeit von Zylinder und Vierkant, iſt zwar erſicht⸗ 
lich ein Ausdruck modernen Kunſtgefühls, ſie entbehrt aber der 
für den Kunſtſchutz notwendigen Individualität im gegebenen 
Falle“. Ganz m. R. weiſt das BG. auf die Folgen hin, die 
für Urheberſchutz, Verkehr und Kunſtleben durch eine ſolche 
Begrenzung des Anſpruchs an Eigenart und ſchöpferiſchem 
Gehalt, wie das Gutachten der Sachverſtändigenkammer ſie 
angewandt ſehen will, entſtünden: „Wollte man jeden Ge⸗ 
brauchsgegenſtand, in dem ſich modernes Kunſtgefühl offen⸗ 
bart, bereits als eigenperſönliche Schöpfung anſehen, ſo müßte 
in der Tat ... fo ziemlich jeder Gegenſtand, der die Ge⸗ 
ſchmacksrichtung moderner Kunſtanſchauung zum Ausdruck 
bringt, als Erzeugnis des Kunſtgewerbes geſchützt werden.“ 
Das aber liefe — auch darin iſt dem BG. beizuſtimmen — 
dem anerkannten Rechtsgrundſatze zuwider, wonach Gegenſtand 
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des Kunſtſchutzes immer nur das einzelne Werk iſt und nicht 
die Kunſtgattung, der Stil, die Anwendung beſtimmter Mittel 
zum Zwecke gewiſſer Wirkungen (RG. 127, 206—218 (213, 
1194/29 v. 8. Febr. 1930]). Das KG. bemerkt weiter: Wenn 
Schmuckloſigkeit und Sachlichkeit vermöge einer ſich durch⸗ 
ſetzenden Kunſtanſchauung im reinen Vierkant und im reinen 
Zylinder zum Ausdruck gelangt ſeien, ſo liege darin nur die 
Anwendung eines neuen Kunſtbeſtrebens mit bekannten, ge⸗ 
läufigen Mitteln auf einen einzelnen Fall. Wohl möge der 
auf gewöhnliche Gebrauchsgegenſtände angewandte neue Kunſt⸗ 
geſchmack, im großen betrachtet, umwälzend gewirkt haben, 
und in der breiten Maſſe des Volkes möge dieſem verwan⸗ 
delnden Wirken eine gewiſſe ſchöpferiſche Kraft zuzuſchreiben 
ſein. Dadurch ergebe ſich aber noch keineswegs für jeden ein⸗ 
zelnen Anwendungsfall eine ſchöpferiſche, eigentümliche Lei⸗ 
ſtung künſtleriſchen Gepräges. Beim G.ſchen Türdrücker ſei 
ſie durch die Verwendung des geknickten Vierkants als Hals 
und der Walze als Griff, eben weil es altbekannte Grund⸗ 
formen ſeien, nicht erbracht. — Die Rev. verweiſt darauf, 
daß G. einer der Begründer des modernen Bauſtils und 
Kunſtempfindens ſei. Aber nicht auf die Wirkſamkeit des 
Schöpfers im ganzen, ſondern auf die Eigenſchaften des be⸗ 
ſonderen Werkes kommt es an. E 

b) Auch in der Abftimmung der Grundformen 
aufeinander ſieht das BG. keine eigentümliche geiſtige 
Schöpfung. „Die verwendeten und vorbekannten Grund⸗ 
elemente des geknickten kurzen vierkantigen Halſes und des 
längeren zylindriſchen Griffes laſſen der ſchöpferiſchen Aus⸗ 
geſtaltung der Abmeſſungen im einzelnen viel zu wenig Raum, 
als daß hier noch eine kunſtſchutzfähige individuelle Geſtaltung 
erreicht werden kann. Schon die Verſchiedenheit der Abmeſ⸗ 
ſungen in den einzelnen Modellen, die den G.⸗Drücker dar⸗ 
ſtellen, zeigt deutlich, daß die genauen Abmeſſungen für den 
Kunſtgehalt des Gegenſtandes nicht ausſchlaggebend ſind.“ — 
Die Rev. verweiſt auf das Gutachten der Sachverſtändigen⸗ 
kammer und meint, daß deſſen Richtigkeit keinem Zweifel 
unterliegen könne. Aber es iſt dargelegt, daß das KG. recht⸗ 
lich fehlerfrei die Folgerungen der Sachverſtändigenkammer 
ablehnt und ſo mit ſchlüſſiger Begr. zu einem anderen Er⸗ 
gebniſſe kommt. 

Demnach gelangt das BU. zu dem Schluſſe, daß die Mo⸗ 
delle, welche die Kl. zur Grundlage ihrer Klage gemacht hat, 
nicht dem KunſtSchG. unterliegen. Auch hier iſt keine Ver⸗ 
letzung von Rechtsregeln erſichtlich; namentlich iſt nicht gegen 

§ 1, 2, 15 Kunſt Sch. verſtoßen. 
(U. v. 14. Jan. 1933; I 149/32. — Berlin.) 
= NG. 139, 214.) 


7. 881, 16 Unl WG.; 88 12, 13, 20 Wb z G. Auch 
an einem Beſchaffenheitswort kann Ausſtat⸗ 
tungsſchutz erworben werden. Dieſer berechtigt 
aber nicht zu einem Verbot desſelben Wortes, 
wenn es ſich mit anderen zu einer Wendung mit 
ſchlagwortartiger Bedeutung verbunden hat. f) 

Beide Parteien ſtellen Teigwaren, insbeſ. auch Eierteig⸗ 
waren, her. Für ſie ſind folgende Warenzeichen eingetragen 
worden: 

1. Für die Kl. das Wortzeichen „Ei- Ei“, ſpäter auch 
ein Bildzeichen, in dem die Wortzuſammenſtellung „Ei Ei’ 
enthalten iſt, ferner aus dem Wort Ei gebildete Kombina⸗ 
tionswortzeichen ein Bildzeichen mit einem aufgebrochenen 
Ei, endlich eine Anzahl von Defenſivzeichen. 

2. Für die Bekl. ein Wort⸗ und Bildzeichen, beſtehend 
aus der Darſtellung eines Eies und einem über dasſelbe hin⸗ 
ziehenden Bande mit der Inſchrift „Drei Glocken“, darüber 
das Wort „H.“, darunter das Wort Ei. Die Kl. hat auf 


[Ka.] 


Zu 7. Die Entſch. ſchließt ſich an bekannte warenzeichen⸗ und 
wettbewerbsrechtliche Grundſätze an, wenn ſie betont, daß auch an 
einem Beſchaffenheitswort ein Ausſtattungsſchuz erworben werden 
kann. Es iſt zuerſt im engliſchen Recht erkannt worden, daß eine 
Beſchaffenheitsangabe bei längerem ausſchließlichem Gebrauch durch 
ein Unternehmen ihre Bedeutung wandeln (ein secondary meaning 
gewinnen) und zum Unternehmens kennzeichen werden kann. Und ent⸗ 
ſprechend ſind auch im deutſchen Recht urſprünglich rein deſkriptive 
Bezeichnungen wie „Elberfelder Farben“ (GewRSch. 1923, 140), 
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Löſchung dieſes Zeichens geklagt. Im Laufe des Prozeſſes iſt 
fie, nachdem die Bekl. ihr Zeichen hat löſchen laſſen, zur 
Unterlaſſungsklage übergegangen, da die Bekl. erklärte, trotz 
der Löſchung ihren Rechtsſtandpunkt aufrechtzuerhalten. 

Die Klage iſt in allen Inſtanzen abgewieſen worden. 

Das BG. verneint eine Verletzung des zeichenrechtlichen 
Beſitzſtandes der Kl. Das eingetragene Wortbildzeichen der 
Kl. gebrauche das Zeichen „Ei — Ei“ im Sinne ſtaunender 
Verwunderung. Dieſe Bedeutung des Zeichens ergebe ſich, 
wenn auch das Ausrufungszeichen dahinter fehle, unmittel⸗ 
bar aus dem Bild, das ein von einem Teller eſſendes Kind 
darſtelle. Die Kl. ſelbſt habe in ihrer Reklame darauf hin⸗ 
gewieſen, daß dies die Bedeutung des Zeichens iſt und ſein 
ſoll. Nur in dieſer Bedeutung ſei das Zeichen überhaupt 
ſchutzfähig, da das Wort „Ei“ i. S. von Hühnerei als Be⸗ 
ſchaffenheitsangabe unter 88 4, 13 Wbzg. falle. Unter dem 
Einfluß der Pariſer Konvention würden neuerdings auch an 
fi unter 8 4 Abſ. 1 Nr. 1 Wbz®. fallende Zeichen zugelaſſen, 
wenn ſie ſich im Verkehr als Kennzeichen durchgeſetzt haben. 
Doch dafür fehle dem Wort Ei die erforderliche unterſchei⸗ 
dungskräftige Individualiſierung. Dazu komme ein weiteres. 
Die Kl. ſuche die Mehrdeutigkeit des Wortes Ei ſich zunutze 
zu machen und auf diefem Umweg für ſich den Schutz des 
Wortes „Ei“, ſchlechthin alſo auch in dem nicht ſchutzfähigen 
Sinn einer Beſchaffenheitsangabe nach 88 4, 13 WbzG., zu 
erlangen. Als Mißbrauch der Mehrdeutigkeit des Wortes 
Ei und als Umgehung der 88 4, 13 WbzG. könne dieſer Ver⸗ 
ſuch keinen Erfolg haben. Danach erweiſe ſich ſowohl der ge⸗ 
änderte wie der urſprüngliche Klageanſpruch als unbegrün⸗ 
det, ohne daß es einer Nachprüfung bedürfe, ob die Bekl. 
wirklich das Wort Ei als Beſchaffenheitsangabe gebrauchte 
und ob eine Verwechſlungsgefahr der beiden Zeichen nach den 
drei Richtungen der Bildwirkung, der Klangwirkung und nach 
dem Wortſinn beſtand. 

Die Rev. rügt Verletzung der 88 12, 13, 20 WbzG.; 
88 1, 16 UnlWG.; 8 826 BGB.; 8 286 ZPO. 

Es ift ihr darin beizutreten, daß, ſoweit es ſich um den 
Ausſtattungsſchutz handelt, die zeichenrechtliche Schutzfähigkeit 
eines Wortes keine Rolle ſpielt. Es können auch Worte, die 
ihrem Wortſinn nach Gattungsbezeichnungen und Beſchaffen⸗ 
heitsangaben darſtellen, den Ausſtattungsſchutz erlangen. Es 
liegt im Weſen der Gattungsbezeichnung oder der Beſchaffen⸗ 
heitsangabe, daß ſie die Eigenſchaft der Ware, nicht aber deren 
Herkunft aus einem beſtimmten Unternehmen angibt. Für die 
Frage, ob eine urſprüngliche Gattungsbezeichnung oder Be⸗ 
ſchaffenheitsangabe zur Herkunftsbezeichnung geworden iſt, 
kommt es alſo nicht auf die urſprüngliche Bedeutung des 
Wortes an, ſondern darauf, ob ſie in derartige Verbindung 
mit einem beſtimmten Unternehmen gebracht worden iſt, daß 
ſie nunmehr als Zeichen der Herkunft aus dieſem Unterneh⸗ 
men angeſehen wird. Maßgebend ift, ob die Bezeichnung i. S. 
der Herkunft aus dieſem Betriebe Verkehrsgeltung erlangt hat. 
Grundsätzlich kann alſo jede Gattungsbezeichnung zur Her⸗ 
kunftsbezeichnung werden. Jedoch ſind an den Beweis der 
Umwandlung eines Wortes aus einem reinen Gattungsbegriff 
in eine Herkunftsbezeichnung beſonders ſtrenge Anforderungen 
zu ſtellen, wenn es ſich um ein bisher allgemein nur als Gat⸗ 
tungsbegriff oder Beſchaffenheitsangabe verwendetes Wort 
handelt. Auch kann die Durchſetzung der Verkehrsgeltung i. S. 


„Deutzer Motoren“ (GewRSch. 1921, 124) und „Lavendel⸗Orangen“ 
(RG.: JW. 1926, 566) als Unternehmens kennzeichen geſchützt worden: 
wenn die Durchſetzung im Verkehr gelungen iſt, genießen ſie den Aus⸗ 
ſtattungsſchutz nach 8 15 Wir, 8 1 Une. und ſind trotz 8 4 
Ziff. 1 WG. in die Zeichenrolle einzutragen. Freilich — das NE. 
betont das mit Grund auch in der vorl. Entſch. — an den Beweis 
der Umwandlung ſind ſtrenge Anforderungen zu ſtellen; man kann 
hinzufügen: um ſo ſtrengere, je näherliegend die Beſchaffenheitsangabe 
iſt. Es iſt begreiflich, daß dieſe Vorausſetzung in bezug auf das Wort 
Ei für Nudeln im vorl. Fall nicht als erfüllt angeſehen wurde. 

Das RG. geht aber noch einen Schritt weiter. Es ſagt: ſelbſt 
wenn der Kl. ein Ausſtattungsſchutz an dem Schlagwort Ei zuzubilligen 
wäre, wäre der Anſpruch auf Unterlaſſung der Zeichenführung „Drei⸗ 
Glocken⸗Ei“ nicht begründet; denn in „Drei⸗Glocken⸗Ei“ erſcheine das 
Wort Ei nicht als ſelbſtändiges Schlagwort, ſondern nur als Teil 
eines zuſammengehörenden Kennzeichens. An dieſer Erwägung iſt 


einer Herkunftsbezeichnung nicht dazu führen, daß anderen 
Wettbewerbern verboten wird, ihre Ware überhaupt der Gat⸗ 
tung nach zu bezeichnen. Es kann niemand in dieſem Sinne 
eine Monopolſtellung für eine Gattungsbezeichnung oder eine 
Beſchaffenheitsangabe erlangen. Selbſt wenn er für ſeinen 
Betrieb Verkehrsgeltung erworben hat, kann er doch nur die 
ſchlagwortartige, auf einen beſtimmten Betrieb hinweiſende 
Verwendung eines Wortes unterſagen. Hat er mit dieſer Ein⸗ 
ſchränkung einen Schutz erworben, ſo liegt kein gegen die 88 4, 
13 WbzG. verſtoßender Mißbrauch vor. Der Umſtand, daß 
ein Wort oder eine Wortzuſammenſtellung eine Doppelbedeu⸗ 
tung hat, einerſeits als Ausdrucksform des Erſtaunens, an⸗ 
dererſeits als Bezeichnung einer Warengattung würde es 
nicht ausſchließen, daß das Wort in beiden Bedeutungen bei 
ſchlagwortartiger Verwendung ſich im Verkehr als Hinweis 
auf ein beſtimmtes Unternehmen durchſetzt, mag es auch an⸗ 
fangs nur i. S. der einen Bedeutung gebraucht worden ſein. 
Ein Mißbrauch würde dann nicht vorliegen. Auch hier käme 
es nur darauf an, welchen Sinn der Verkehr mit dem Worte 
verbindet. Selbſt wenn die Wortzuſammenſtellung „Ei ⸗⸗ Ei 
zunächſt nur als Ausdruck des Erſtaunens verwendet und 
dieſer Sinn durch erläuternde Reklameſchriften und Bilder 
verſtärkt wurde, konnte daneben und nach und nach auch der 
andere Sinn des Wortes in die Vorſtellung der beteiligten Ver⸗ 
kehrskreiſe eindringen und ſo Verkehrsgeltung erlangen. Dieſe 
Entwicklung lag auch nicht fo fern, da die Anpreiſung ſich 
auf Waren bezog, zu deren Herſtellung das Hühnerei ver⸗ 
wendet wird. Der Ausdruck des Erſtaunens iſt auch nur in 
den Bildzeichen mit dem eſſenden Kinde und den mit beglei⸗ 
tendem Text verſehenen Werbeſchriften hervorgehoben. Die 
Kl. gebraucht die Wortzuſammenſtellung Ei = Ei aber auch 
losgelöſt von einem ſonſtigen Text zur Anpreiſung ihrer 
Eiernudeln. 


Entſcheidend iſt daher, ob das Wort „Ei“ für ſich, nicht 
in der Zuſammenſetzung „Ei = Ei“ für die Kl. als Hinweis 
auf ihren Betrieb Verkehrsgeltung erlangt hat. Dies iſt zu 
verneinen. 


Aber auch wenn der Kl. ein Ausſtattungsſchutz in der 
Weiſe zuſtände, daß ſie das Wort Ei getrennt von anderen 
Zeichenbeſtandteilen allein als Schlagwort benutzen dürfte, ſo 
wäre der Unterlaſſungsanſpruch gegen die Bekl. doch nicht be⸗ 
gründet. Die Bekl. hat das Wort „Ei“ bisher nur in dem 
jetzt wieder gelöſchten Wort⸗ und Bildzeichen „Drei Glocken 
Ei“ verwendet. Gewiß liegt in dieſem Zeichen nicht nur der 
Hinweis darauf, daß die Bekl. Nudeln mit Eierzuſatz her⸗ 
ſtellt, ſondern, wie die Kl. ſich ausdrückt, eine „originelle 
Faſſung“, d. h. eine ſchlagwortartige Verwendung des Wortes 
„Ei“, zu Wettbewerbszwecken. Es war auch keineswegs zur 
Bezeichnung der Beſchaffenheit der Ware der Bekl. notwendig, 
das Wort „Ei“ ſo wie geſchehen zu verwenden, wie die an⸗ 
deren Reklamezeichen der Bekl. zeigen. In dem Zeichen „Drei 
Glocken Ei“ iſt aber das Wort „Ei“, auch wenn es in einer 
beſonderen Zeile ſteht und in gotiſcher Schrift, wie das 
Zeichen der Kl. ausgeführt iſt, nicht derart getrennt von den 
vorhergehenden Worten, daß es als ſelbſtändiges Schlagwort 
erſcheint. Vielmehr erſcheinen alle drei Worte als ein zu⸗ 
ſammengehöriger Begriff. Dabei treten die Worte Drei Glocken, 
die die Bekl. auch ſonſt als eingetragenes Warenzeichen be⸗ 
nutzt, in den Vordergrund. Da die Bekl. auch in anderer 


ſicherlich zutreffend, daß man, auch wenn der Prozeß der Umwand⸗ 
lung einer Beſchaffenheitsangabe in ein Unternehmenskennzeichen voll⸗ 
endet und daher ein Ausſtattungsſchutz anzunehmen iſt, noch immer 
den Schutzumfang eng zu umgrenzen hat. Man muß auch dann noch 
dafür Sorge tragen, daß eine zu weitgehende Monopoliſierung nahe⸗ 
liegender beſchreibender Angaben vermieden wird. Inſofern wird man 
für den vorl. Fall der Eventualwürdigung durch das RG. zuzuſtimmen 
haben. Nur wird man aus der angeſtellten Erwägung keine feſte Norm 
bilden dürfen. Mit Recht bemerkt Hagens für die hier fragliche 
Grenzziehung (zu 8 13 Anm. 4): „Auch hier laſſen ſich, wie bei Be⸗ 
urteilung der Verwechſlungsgefahr und der Gleichartigkeit der Ware 
keine feſten, allgemein anwendbaren Regeln geben, ſondern nur be⸗ 
achtliche Anhaltspunkte.“ Der Verſuch, feſte Grenzen für die Monopol⸗ 
bildung an Kennzeichen zu ziehen, kann, wenn überhaupt, nur mit 
größter Vorſicht gewagt werden. 
Prof. E. Ulmer, Heidelberg. 
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Weiſe das Wort „Ei“ nicht als beſonderes Schlagwort ge- 
braucht hat, hat ſie zu einer Klage auf Unterlaſſung keinen 


Anlaß gegeben. 
(U. v. 20. Dez. 1932; II 233/32. — Karlsruhe.) [Ku.] 


II. Verfahren. 


S. § 253 Ab ſ. 2 Nr. 2 ZPO. Der Umſtand, daß 
mach der neueren Rſpr. des RG. bei der Entſch. 
über den Grund eines Anſpruchs auf Schadens- 
erſatz wegen Erwerbsbeſchränkung die Frage, 
ob Kapitalabfindung oder Rente zu gewähren 
iſt, unter beſtimmten Vorausſetzungen der über 
den Betrag ergehenden Entſch. vorbehalten wer⸗ 
den darf (vgl. z. B. RG.: J W. 1911, 18510), kann 
nicht dazu führen, den Kl. von der Pflicht zu 
entbinden, ſeinerſeits beſtimmt anzugeben, ob 
er Kapitalabfindung oder Rente verlangt. 


(U. v. 3. Juli 1933; VIII 100/33. — 1 
H. 


9. § 274 Ziff. 1 ZPO. Der Einwand der Un⸗ 
zuſtändigkeit wegen vereinbarten Gerichtsſtan⸗ 
des kann nicht mit der Behauptung beſeitigt 
werden, daß der Kartellvertrag, der die Ver⸗ 
einbarung enthält, wegen Formmangels nich-⸗ 
tig ſei. f) 

Die Kl., die ſich mit anderen Firmen des Drahtſeil⸗ 
gewerbes zu einem Abſatz⸗ und Vertriebsverband zuſammen⸗ 
geſchloſſen hat, iſt wegen Verletzung der Vertragsbeſtimmungen 
in Anſpruch genommen. Sie klagt bei ihrem LG. in C. auf 
Feſtſtellung, daß ſie nicht verpflichtet ſei, in Rückſicht auf 
die Verbandsbeſtimmungen gewiſſe Verkäufe zu unterlaſſen. 

Die Bekl. hat dieſer Klage die Einrede des Schiedsver⸗ 
trags und auf Grund der in der Satzung unter 8 25 „Ge⸗ 
richtsſtand“ ſich findenden Belt. „Erfüllungsort und Gerichts⸗ 
ſtand für alle Verpflichtungen iſt E.“ die Einrede der Un⸗ 
zuſtändigkeit des Gerichts entgegengeſetzt. Dieſer letzten Ein⸗ 
rede haben alle Inſtanzen entſprochen. 

Die Kl. beruft ſich u. a. gegenüber dem Einwande der 
Unzuſtändigkeit des angerufenen Gerichts darauf, daß das 
ganze Abkommen wegen Verletzung des von dem 81 Kart O. 
aufgeſtellten Schrifterforderniſſes nichtig ſei, womit auch die 
Gerichtsſtandvereinbarung hinfällig werde. Der Einwand we⸗ 
gen des Schrifterforderniſſes für Kartellverträge 
(vgl. über deren Begriff RG. 114, 2621)) ſchlägt indeſſen 


Zu 9. Die Entſch. des RG. iſt zutreffend. Wenn die Parteien 
innerhalb eines umfaſſenden materiellrechtlichen Vertrags Beſt. pro⸗ 
zeſſualer Art in der Weite treffen, daß für Prozeſſe, die ſich auf den 
Vertr. beziehen, entweder ein beſtimmtes Gericht oder ein Schieds⸗ 
gericht zuſtändig ſein ſoll, ſo wollen ſie durchweg, daß der vereinbarte 
Gerichtsſtand oder das Schiedsgericht auch für Prozeſſe gelten ſoll, 
welche die Gültigkeit des Vertrags betreffen. Iſt doch oft ein ſolcher 
Prozeß der einzige, der nach Lage der Umſtande zu erwarten und 
demgemäß von den Parteien in Berückſichtigung gezogen iſt. Außer⸗ 
dem iſt vertragſchließenden Laien eine Scheidung der Prozeſſe in der 
fraglichen Art kaum bewußt, wenig verſtändlich und zumeiſt ficher 
nicht von ihnen beabſichtigt. Nun würde es unmöglich ſein, eine pro⸗ 
zeſſuale Beſt. dieſer Art in den Vertrag hineinzunehmen, wenn die 
Ungültigkeit des Vertrags ſtets die Nichtigkeit der prozeſſualen Ver⸗ 
einbarung zur Folge hätte. Dieſer Standpunkt würde zu einem un⸗ 
erträglichen Formalismus führen und kann ſchon deshalb vom Ge⸗ 
ſetzgeber nicht gewollt fein. Den Parteien ſteht es jederzeit frei, die 
entſprechende Vereinbarung in einem beſonderen Vertrag zu treffen. 
Daß ſie dann ſelbſtändig iſt und durch Ungültigkeit des Hauptvertrags 
nicht berührt wird, hat niemand bezweifelt. Steht das feſt, ſo muß es 
auch möglich ſein, beide Verträge räumlich in einer Urkunde zuſammen⸗ 
zuſtellen. Die Gegenmeinung operiert zumeiſt mit 8 139 BGB. Es iſt 
höchſt zweifelhaft, ob 8 139 BGB. überhaupt Anwendung finden kann, 
wenn in einem Vertrag materiellrechtliche Dinge mit prozeſſualer Regelung 
verknüpft find. Wie das RG. verneine ich die Frage. Daß 8 139 
auf ſchiedsvertragliche Klauſeln des Hauptvertrags nicht anzuwenden 
iſt, hat bereits Kiſch: Judicium 3, 53 ff. überzeugend nachgewieſen. 
” Seine Argumente treffen in gleicher Weiſe für Gerichtsſtandsverein⸗ 
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nicht durch. Der unverändert gebliebene 8 1 KartVO. — auch 
nach der RPräſ VO. v. 26. Juli 1930 (RGBl. I, 311, 328, 
Fünfter Abſchn.), und der RPräſVoO. v. 14. Juni 1932 
(RGBl. I, 285, 289, Kap. VI „Kartellgericht“) — ſagt zwar, 
daß Verträge und Beſchl., welche Verpflichtungen über die 
Handhabung der Erzeugung oder des Abſatzes, die Anwendung 
von Geſchäftsbedingungen, die Art der Preisfeſtſetzung oder 
die Forderung von Preiſen enthalten, der ſchriftlichen Form 
bedürfen, und trifft daher auf den Drahtſeilverband in E. 
zu. Er enthält aber keine beſondere Beſt. über eine Gerichts⸗ 
ſtandvereinbarung und auch der Zweck des Schriftlichkeits⸗ 
erforderniſſes, im öffentlichen Intereſſe eine wirkſame Auf⸗ 
ſicht über derartige Verträge und Beſchl. zu ermöglichen 
(Iſay⸗Tſchierſchky, KartVO. 81 A 21 S. 141 und das 
Urt. des KartGger. v. 13. Dez. 1932, K 662/31) bedingt es 
nicht, gerade dieſe Vereinbarung für ſich allein als form- 
bedürftig zu erklaren. Ein beſonderer Nichtigkeitsgrund, wie 
Verſtoß gegen die guten Sitten, kommt bei ihr nicht in Be⸗ 
tracht, iſt jedenfalls im vorl. Fall nicht behauptet. Deshalb 
kommt es darauf an, ob das für den Kartellvertrag als Gan⸗ 
zes vorgeſchriebene Formerfordernis gemäß der Meinung der 
Rev. zur Folge hat, daß die Gerichtsſtandvereinbarung ohne 
den Vertrag im ganzen nicht gelten kann. Die Erläuterungs⸗ 
zwecke zur KartVO., die ſich über die Art und den Umfang 
des Formerforderniſſes des 81 KartVO. nicht einig find 
(vgl. Goldbaum, Kartellrecht ?, 8 1 S. 50), ſagen hierüber 
nichts. Die Erläuterungswerke zur ZPO. von Stein⸗ 
Jonas, 838 II 1d und (mit Ber. auf RG. 87, 72) 
Sydow⸗Buſch es, 838 A 2 am Ende find der Anſchauung, 
die Gerichtsſtandvereinbarung bedürfe der Form nicht, auch 
wenn ſie als Anhang zu einem formbedürftigen Vertrag ab⸗ 
geſchloſſen ſei. Seuffert⸗Walsmanné, 838 Abſ. 3 be⸗ 
handelt den beſonderen Fall der Nichtigkeit des Hauptvertrags 
wegen Formmangels nicht ausdrücklich, ebenſo Roſenberg, 
Lehrbuch des Zivilprozeßrechtss (1931) 8 36 I 1. Letzterer er- 
klärt unter Anführung von RG. 87, 7, die Gerichtsſtandver⸗ 
einbarung als Beſtandteil eines umfaſſenden privat⸗ oder 
öffentlich⸗rechtlichen Vertrags werde „im Zweifel“ von deſſen 
Unwirkſamkeit nicht mitbetroffen, da das vereinbarte Gericht 
in der Regel auch über das Beſtehen oder Nichtbeſtehen des 
Vertrags entſcheiden ſolle (wie ſtets in den Fällen des 8 29 
ZPO.) — Dafür liegt hier der Anhalt vor, daß nach § 26 
der neuen Satzung dem SchiedsG. ausdrücklich das Befinden 
über die Gültigkeit des Abkommens und ſeiner einzelnen Beſt. 
zugewieſen iſt. — Hellwig, Lehrbuch des Zivilprozeßrechts, 
Bd. II 8106 III d (1907) nimmt „im Zweifel“ das Um⸗ 
gelehrte an, nämlich die Nichtigkeit mit dem Hauptvertrag, 


barungen zu. Aber ſelbſt wenn man die Anwendbarkeit des § 139 
bejaht, kommt man zu keinem andern Ergebnis. Man darf hier nicht 
für die Ausnahme des § 139 die Frage fo ſtellen: Hätten die Par⸗ 
teien die prozeſſuale Vereinbarung auch getroffen, wenn ſie gewußt 
hätten, daß der Hauptvertrag nichtig wäre. Dieſe Frage müßte un⸗ 
bedingt verneint werden. Denn ſofern feſtſteht, daß der Hauptvertrag 
nichtig iſt, hat die prozeſſuale Klauſel ohnehin keinen Zweck. Die 
prozeſſuale Klauſel betrifft ja zwei Gruppen von Prozeſſen, die eine 
Prozeſſe über die Gültigkeit des Hauptvertrags, die andere ſonſtige 
Streitigkeiten. Für die zweite Gruppe iſt es gleichgültig, ob man die 
Klauſel wirkſam ſein läßt oder nicht. Denn für dieſe Gruppe entfällt 
mit der Unwirkſamkeit des Hauptvertrags die Wirkung der Klauſel 
ſowieſo, weil ihr das Wirkungsfeld entzogen iſt. Es bleibt alſo nur 
die erſte Gruppe. Gerade mit Rückſicht auf fie muß man die Frage 
vielmehr ſo formulieren: „Hätten die Parteien den Prozeßvertrag 
auch abgeſchloſſen, wenn ſie die Möglichkeit eines Streites über die 
Gültigkeit des Hauptvertrags ſich vorgeſtellt hätten“ (vgl. Kiſch: 
Judicium 3, 57). Dieſe Frage, die für § 139 nur hypothetiſch ge⸗ 
ſtellt zu werden braucht, kann hier nicht nur hypothetiſch, ſondern ſo⸗ 
gar darüber hinaus poſitiv bejaht werden. Denn in den meiſten oder 
jedenfalls vielen Fällen, ſobald überhaupt die Lage komplizierter iſt, 
haben ſie tatſächlich dieſe Möglichkeit ſich vorgeſtellt. Hätten ſie alles 
für reſtlos ſicher und klar gehalten, ſo hätten ſie die prozeſſuale 
Klauſel überhaupt nicht aufgenommen. Daß ſie hinſichtlich der pro⸗ 
zeſſualen Klauſel wenigſtens unbedingt die Gültigkeit des Hauptver⸗ 
trags angenommen haben, wird de facto zumeiſt nicht zutreffen. So⸗ 
mit dürfte auch 8 139 BGB. der Aufrechterhaltung der Klauſel nicht 
im Wege ſtehen. In concreto ſprach hier, wie RG. betont, der 8 26 
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wenn dieſer wegen eines Formmangels nichtig iſt. Dieſe An⸗ 
ſicht iſt zeitlich vor dem Urt. des RG.: RG. 87, 73) auf⸗ 
geſtellt, ebenſo ohne nähere Begr. die Anſicht von Foerſter⸗ 
Kanns (1913) 838 2b, woſelbſt allgemein für Fälle, in 
denen die Gerichtsſtandvereinbarung eine Nebenabrede zu 
einem privatrechtlichen Vertrag bildet, geſagt iſt, in ent⸗ 
ſprechender Anwendung des 8139 BGB. auf die prozeß⸗ 
rechtliche Vereinbarung des Gerichtsſtandes ſei auch dieſe mit 
dem übrigen Vertrag nichtig. Das genannte Urt. behandelt 
zwar auch nicht gerade den Fall der Nichtigkeit des materiellen 
Vertrags wegen Formmangels, aber es gibt die allgemeine 
Regel, daß ausſchlaggebend iſt, ob der Gerichtsſtand für den 
Fall des Entſtehens von Streitigkeiten über die aus dem 
Vertrag entſpringenden Rechte und Pflichten vereinbart iſt 
und hierunter auch der Streit über die Rechtswirkſamkeit des 
Vertrags fällt oder nicht, und daß erſterenfalls die Verein⸗ 
barung eine ſelbſtändige Bedeutung hat und daher von dem 
Beſtand des Vertrags unabhängig ift. Danach handelt es ſich 
auch hierbei weſentlich um eine Auslegungsfrage. Überall 
da, wo nicht die Gerichtsſtandvereinbarung ſelbſt einer Form 
unterworfen iſt, kann regelmäßig dieſe nach 838 3PO. 
formfreie Vereinbarung nicht daran gerade ſcheitern, daß die 
für den materiellen Vertrag vorgeſchriebene Form nicht ge⸗ 
wahrt iſt. Der für das materielle Rechtsgeſchäft gültige § 139 
BGB. greift als geſetzliche Regel nicht Platz, wenn damit die 
prozeßrechtliche Vereinbarung des Gerichtsſtands verbunden 
wird. Dieſe Vereinbarung muß in aller Regel gerade auch 
für den wichtigſten Streitfall, daß der Beſtand des Vertrags 
geleugnet oder angefochten wird, als gewollt angeſehen wer⸗ 
den. Nur dies entſpricht den Intereſſen der Beteiligten, die 
damit wiſſen, wohin ſie ſich zu wenden haben. Der Anſicht 
des Vorderrichters, der in 81 KartVO. kein Hindernis er⸗ 
wächſt, da dieſe Formvorſchrift, wie fie auch ſonſt aufgefaßt 
werden mag, die Gerichtsſtandvereinbarung nicht im Auge 
hat, iſt daher beizutreten. 
(U. v. 22. März 1933; II 382/32. — 
= NG. 140, 149.) 


der neuen Satzung dafür, daß ſich die Klauſel auf Prozeſſe über die 
Gültigkeit des Hauptvertrags beziehen ſollte. 

Wenn nun die Ungültigkeit des Hauptvertrags die Unwirkſam⸗ 
Reit der prozeſſualen Klauſel nicht zur Folge hat, ift es ganz gleich, 
auf welchen Gründen die Unwirkſamkeit des Hauptvertrags beruht, 
insbeſ. ob es ſich um Formmangel handelt (jo auch Seuffert⸗ 
Walsmann, N. 3 zu $ 38; hier iſt der Formmangel nur deshalb 
nicht beſonders erwähnt, weil er ohne weiteres unter die generelle 
Formulierung fällt). Nach Förſter⸗Kann 8 38 Abſ. 2b ſoll die 
Klauſel dann unwirkſam ſein, wenn fie nur ein unſelbſtändiger Be. 
ſtandteil des Hauptvertrags iſt. Kiſch (Judicium 3, 60 Anm. 19) 
verwirft für den Schiedsvertrag den Gegenſatz von unſelbſtändigen und 
ſelbſtändigen Schiedsverträgen. Ich habe den Standpunkt vertreten 
(Seuffert⸗Walsmann 8 38 N. 1 Abi. 3), daß die Klauſel 
nichtig iſt, wenn ſie „nur eine unſelbſtändige Nebenbeſtimmung des⸗ 
ſelben darſtellt“. Freilich ergibt ſich ſofort die Frage, wann iſt die 
Klauſel ſelbſtändig, wann nicht. So wie es OLG. Dresden: Rſpr. 32, 
346 macht, geht es jedenfalls nicht („ſicherlich wäre ſie ohne den Dar⸗ 
lehnsvertrag nicht getroffen worden“). Ich denke bei der unſelbſtän⸗ 
digen Klauſel gerade an eine ſolche, die nicht auch für Prozeſſe über 
die Wirkſamkeit des Vertrages gelten ſoll. Denn in dieſem Fall ſteht 
ſie und fällt ſie mit dem Hauptvertrag, da ſie ohne ihn kein Wir⸗ 
kungsfeld hat. Eine ſolche Unſelbſtändigkeit liegt nur vor, wenn die 
Parteien dies wollten und im Vertrag zum Ausdruck gebracht haben, 
alſo wenn ſie ausdrücklich erklären, bei Prozeſſen über die Gültigkeit 
des Vertrags ſoll die Gerichtsſtands⸗ bzw. Schiedsgerichtsklauſel nicht 
gelten. Aber im Zweifel it das nicht anzunehmen (vgl. auch RG. 
87, 7, wo der gleiche Standpunkt vertreten ift). 

Auch die Ausführungen des RG. in bezug auf 8 1 KartVO. find 
zutreffend. § 1 verlangt die Schriftform nur für Verträge, die eine 
Verpflichtung enthalten. Darunter fallen Gerichtsſtandsvereinbarungen 
nicht. Die Parteien verpflichten ſich nicht, ſich einem beſtimmten 
Gericht zu unterwerfen, fordern die Zuständigkeit wird durch die Ver⸗ 
einbarung unmittelbar geſchaffen. Wie NG. mit Recht betont, greift 
das öffentliche Intereſſe, das zur Formvorſchrift des $ 1 geführt hat, 
für Gerichtsſtandsvereinbarungen nicht Platz. Die Rechtslage tft dies⸗ 
bezüglich die gleiche wie für jede Prorogationsklauſel. 

Prof. Dr. Hans Walsmann, Roſtock. 
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10. 8304 3 PO. Für die Zuläſſigkeit eines 
Grundurteils in Anſehung eines Renten⸗ 
anſpruchs genügt die Feſtſtellung, daß es un⸗ 
wahrſcheinlich ſei, daß der Getötete niemals zur 
Unterhaltsgewährung imſtande ſein würde. Der 
Fahrtbericht eines Zugführers ſtellt als bloß 
für den inneren Dienſt beſtimmte Aufzeichnung 
keine öffentliche Urkunde i. S. des 8 418 3 PO. 
dar. 81 RHaftpfG. Solange zweifelhaft bleibt, 
ob eignes Tun oder Zufall oder etwa das Ein⸗ 
greifen anderer Perſonen den Unfall verurſacht 
habe, bleiben nicht zu beſeitigende Unklarhei⸗ 
ten über den Hergang eines Betriebsunfalles 
zu Laſten des beweispflichtigen Unternehmers. 7) 

Ein Sohn der Kl. ift auf einer Eiſenbahnfahrt aus dem 
Zuge geſtürzt und am anderen Morgen tot aufgefunden wor⸗ 
den. Mit der Klage nimmt deshalb die Kl. die Bekl. auf 
Zahlung von 417,25 AM, die fie für die Beſtattung ihres 
Sohnes einſchließlich der Setzung eines Grabſteines auf⸗ 
gewandt habe, in Anſpruch und verlangt ferner Gewährung 
einer Unterhaltsrente bis zu ihrem Lebensende. 

BG. erklärte die Klage dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt. Rev. wurde zurückgewieſen. 

J. Die Rev. rügt zunächſt, die Vorausſetzungen für ein 
Grundurteil ſeien nicht gegeben geweſen, weil der vor⸗ 
getragene Sachverhalt weder die Annahme rechtfertige, daß 
der Kl. beim Fortleben ihres Sohnes ein Unterhaltsanſpruch 
gegen dieſen zuſtehen würde, noch auch ergebe, daß ihr eine 
Pflicht zur Tragung der Beſtattungskoſten obgelegen hätte. 

Die Rüge iſt unbegründet. 

Allerdings war der Verunglückte zur Zeit ſeines Todes 
in dem Geſchäfte ſeiner Mutter tätig und dieſe in erhebliche 
Zahlungsſchwierigkeiten geraten. Auch war er durch einen 
körperlichen Fehler im Gebrauche ſeines rechten Armes ſtark 
behindert. Wennſchon es indes unter ſolchen Umſtänden für 
ihn vorausſichtlich nicht leicht geweſen ſein würde, ſo viel 
zu erwerben, um die Kl. ohne Gefährdung ſeines eigenen 
ſtandesgemäßen Unterhalts unterſtützen zu können, ſo iſt doch 


Zu 10. Das Urt., dem im übrigen beizuſtimmen iſt, enthält 
im Anfang eine Feſtſtellung, die recht bedenklich iſt. 

Nach Anſicht des RG. iſt ein Grundurteil zulaſſig, wenn 
feſtſteht, daß es unwahrſcheinlich iſt, daß der Getötete niemals 
zur Unterhaltsgewährung in der Lage ſein würde. Die Anſicht 
iſt nur bedingt richtig. Sie kann nur dann arg werden, wenn 
man annimmt, daß die negative Faſſung dieſes Satzes auf einer 
unglücklichen ee beruht. Nimmt man aber an, daß 
dieſe Formulierung des NG, mit Abſicht gewählt iſt, dann kann 
der Anſicht des NG. nicht beigepflichtet werden. i 

Das RG. hat in ftändiger Apr. und in Übereinftimmung 
mit der Rechtslehre ausgeführt, daß zum Erlaß des Grundurteils 
nicht erforderlich ſei, daß die Entſtehung eines Schadens erwieſen 
iſt. Es hält vielmehr eine hohe Wahrſcheinlichkeit, daß ein ſolcher 
Schaden entſtanden iſt, für ausreichend (vgl. u. a. Seuff Arch. 52 
Nr. 265; Warn. 1913 Nr. 122; RG. 103, 220; 132, 19; JW. 1928, 
109; Baumbach § 304 Anm. 3B; Roſenberg 854, 30 und 
Stein⸗Jonas 3304 Anm. I, 2 Ziff. 40). - 

An fih iſt Vorausſetzung eines Grundurteils, daß ein 
Anſpruch beſteht. Ein Anſpruch aus unerlaubter Handlung beſteht 
aber nur dann, wenn ein Schaden entſtanden iſt. Nach allgemeinen 
Regeln obliegt ſomit dem Kl. der Beweis hierfür. Dieſe Beweis⸗ 
laſt iſt mit Recht von der herrſchenden Lehre inſoweit erleichtert 
worden, daß ſtatt der Gewißheit nur die Wahrſcheinlichkeit, daß 
ein Schaden entſtanden iſt, gefordert wird. 

Dagegen iſt die in der 1 Negation der vorl. Faſſung 
des Urt. liegende Anicht des R., daß nicht einmal die Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit des Anſßruchs erforderlich ſei, ſondern daß es um⸗ 
gekehrt genüge, wenn es nicht unwahrſcheinlich ſei, daß ein 
Schaden entſtanden iſt, abzulehnen. Dieſe Anſicht des RG. ver⸗ 
kennt das Weſen des Grundurteils und die Regeln der Beweis⸗ 
laſt. Wollte man ihr nämlich folgen, dann kame man zu dem 
offenſichtlich unrichtigen Ergebnis, daß bei einem Grumburt, der 
Bekl. beweiſen muß, daß ein Schaden nicht entſtanden iſt. Hier⸗ 
aus würde folgen, daß zugunſten des Kl. eine tatſächliche Ver⸗ 
mutung dafür ſprechen würde, daß ein Schaden entſtanden iſt, 
wenn es nicht unwahrſcheinlich iſt, daß er nicht entſtanden iſt. 
Das iſt genau die Umkehrung der allgemein anerkannten Be⸗ 
weislehre, daß der Kl. die ſeine Anſprüche ſtützenden Tatſachen 
behaupten und beweiſen muß. Das Grumdurt. ſoll ſeiner Beſt. 
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zu bedenken, daß die Kl. zur Zeit des Unfalles erſt 56 Jahre 
alt und deshalb noch mit einer nicht unerheblichen Anzahl 
weiterer Lebensjahre bei ihr zu rechnen war. Da das BG. 
in zuläſſiger Weiſe die Beſt. der Zeitdauer des Renten⸗ 
anſpruchs dem Betragsverfahren vorbehalten hat, ſo genügte 
für ſeine Zuerkennung dem Grunde nach, daß es nach dem 
geſamten Sachverhalt unwahrſcheinlich ſein mußte, der Ver⸗ 
unglückte würde während all dieſer Zeit niemals zur 
Unterhaltsgewährung imſtande ſein. Wenn das BG. eine da⸗ 
hingehende Feſtſtellung auch nicht ausdrücklich getroffen hat, 
ſo ergibt ſich doch aus dem Zuſammenhange ſeiner Erwägun⸗ 
gen, daß es die Sachlage in der Tat ſo beurteilt hat. Ein 
Prozeßverſtoß iſt deshalb in ſeiner Entſch. über den Renten⸗ 
anſpruch inſoweit nicht enthalten. 

Um der Kl. ferner das Recht zu geben, die Koſten der 
Beſtattung ihres Sohnes erſtattet zu verlangen, genügte es, 
daß ſie als deſſen geſetzliche Miterbin gem. § 1968 BGB. 
zu deren Tragung verpflichtet war und ſie tatſächlich auf- 
gewandt hat. Daß die Kl. mit dem Klagevorbringen dies be⸗ 
haupten wollte, konnte bei verſtändiger Würdigung nicht 
zweifelhaft ſein. Die Bekl. aber hatte zu dieſem Punkte nichts 
vorgetragen, ſo daß er als unbeſtritten angeſehen werden 
mußte. Nach Lage der Sache konnte das BG. im übrigen 
dieſes Vorbringen auch ohne weiteres als glaubhaft anſehen, 
wie es offenſichtlich getan hat. Auch hinſichtlich dieſes An⸗ 
ſpruches waren daher die prozeſſualen Vorausſetzungen für ein 
Grundurteil gegeben, ſofern die Verantwortlichkeit der Bekl. 
für den Tod des Sohnes bejaht wurde. 

II. Es kann auch keine Rede davon ſein, daß das an⸗ 
gefochtene Urt., wie die Rev. geltend macht bei der Zurück⸗ 
weiſung des Einwandes mitwirkenden eigenen Verſchuldens 
des Verunglückten die Anforderungen an die Beweisführung 
der Bekl. überſpannt und nicht alle erheblichen Umſtände be⸗ 
rückſichtigt hätte. 

Das BG. geht hier rechtlich zutreffend davon aus: der 
Beweispflicht für die Einrede ſei zwar dann genügt, wenn die 
Sachlage mit höchſter Wahrſcheinlichkeit darauf hinweiſe, daß 
der Verunglückte nicht ohne eigene Schuld verunglückt ſei, 
oder daß er in jedem der möglichen Fälle die im Verkehr er⸗ 
forderliche Sorgfalt außer acht gelaſſen habe; ſolange es je⸗ 
doch noch zweifelhaft bleibe, ob eignes Tun oder Zufall oder 
etwa das Eingreifen anderer Perſonen den Unfall verurſacht 
habe, müſſe es bei der Regel bewenden, daß nicht zu beſei⸗ 
tigende Unklarheiten über den Hergang eines Betriebsunfalles 
zu Laſten des beweispflichtigen Unternehmers gehen. Das 
KO. erwägt nun: Trotz des Fahrtberichtes und der Ausſage 
des Zeugen M. erſcheine es keineswegs ausgeſchloſſen, daß 
der Zug — vielleicht nur für wenige Augenblicke — gehalten 
habe, weil ein Hindernis, insbeſ. ſperrende Signalſtellung, 
vorgelegen habe. Solches erfahrungsgemäß während der Eiſen⸗ 
bahnfahrt häufig auftretende Halten des Zuges ſei aller 
Wahrſcheinlichkeit noch nicht in den Fahrtbericht eingetragen, 
vielmehr unter dem „außerfahrplanmäßigen Halten“ nur ein 
längeres Halten des Zuges vermerkt worden. M. werde ſich 
auf ſolche kurzen Haltepauſen des Zuges bei ſeiner mehr als 
zwei Jahre ſpäter erfolgten Vernehmung nicht mehr haben 
beſinnen können. Ob die Strecke verſchneit geweſen und da⸗ 
durch ein Halten des Zuges hervorgerufen worden ſei, könne 
dabei dahingeſtellt bleiben, da eben auch andere Gründe, 
insbeſ. auch hindernde Signalſtellung, durchaus im Bereiche 


der Möglichkeit lägen. Zu berückſichtigen ſei auch, daß es 


ſpät abends und infolgedeſſen dunkel geweſen ſei und daß die 
Fenſter, wie anzunehmen, durch den ſtarken Froſt beſchlagen 
und undurchſichtig geweſen ſeien. Es fei deshalb durchaus 
möglich, daß der Verunglückte (der ſich damals als einziger 


nach von dieſer Beweisregel keine Ausnahme machen. Es ſoll 
lediglich unter Zugrundelegung der allgemeinen Beweisregeln 
eine Trennung des Streitſtoffes nach Grund und Höhe ermög⸗ 
lichen. Vorausſetzung eines ſolchen Urt. iſt aber, daß ein An⸗ 
ſpruch überhaupt beſteht, und hierfür iſt erforderlich, daß der Kl. 
in einer für den Richter überzeugenden Art und Weiſe dartut, 
daß ein Schaden entſtanden iſt. 

Dieſe Anſicht hat das RG. auch bisher in ſtändiger Rſpr. 
vertreten. h 

Die Richtigkeit der bisherigen Anſicht des RG. ergibt ſich 
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Fahrgaſt im Zuge befand) infolge eines plötzlichen Haltens 
des Zuges geglaubt habe, dieſer befinde ſich ſchon in K. (ſeiner 
Zielſtation), und ſich hierüber habe vergewiſſern wollen, oder 
daß er habe feſtſtellen wollen, ob der Zug bereits auf der vor⸗ 
letzten Station G. angekommen ſei, und daß er hierzu auf die 
Plattform hinausgegangen ſei; ja das ſei ſogar wahrſchein⸗ 
lich. Denn es fehle jede vernünftige Erklärung dafür, daß der 
Verſtorbene aus einem anderen Grunde hinausgetreten ſei, 
insbe]. wenn man die damals herrſchende Kälte bedenke. Für 
einen beabſichtigten Selbſtmord fehle es an jeder Unterlage; 
der Umſtand, daß der Getötete in K. Nachtquartier beſtellt 
gehabt habe, ſpreche in hohem Maße dagegen. Andererſeits 
ergebe ſich aus der Ausſage des Zeugen M., daß jener jeden 
Augenblick erwartet habe, in K. anzukommen, da ihm be⸗ 
reits die Fahrkarte abgenommen geweſen ſei und der Unfall 
ſich, nur wenige Minuten vor der Ankunft des Zuges in K. 
zugetragen habe. Mindeſtens aber ſei die Sachlage nicht aus⸗ 
reichend zuungunſten des Getöteten aufgeklärt, weil der Un⸗ 
fall ſich auch in irgendeiner anderen Weiſe ohne ein Ver⸗ 
ſchulden des Getöteten abgeſpielt haben könnte, fo daß die 
Bekl. als beweispflichtig zu erachten ſei. 

Daß das BG. bei dieſen feinen Überlegungen die Be⸗ 
hauptung der Bekl. nicht beachtet hätte, die Fahrberichte 
würden mit peinlichſter Sorgfalt geführt, auch ſei der Zug 
genau zur vorgeſchriebenen Zeit angekommen, er könne alſo 
unterwegs keinen Halt gehabt haben, iſt ebenſowenig anzu⸗ 
nehmen, wie daß es nicht berückſichtigt hätte, daß der Zeuge 
M. bei ſeiner Vernehmung ſeinen eignen Fahrtbericht vor 
ſich hatte, aus dem er ſein Gedächtnis auffriſchen konnte: 
wenn es gleichwohl nicht die Überzeugung gewonnen hat, daß 
auch ein nur kurzes Auhalten des Zuges ausgeſchloſſen ſei, 
ſo liegt dem kein Denkfehler und kein Überſehen eines Er⸗ 
fahrungsſatzes zugrunde, vielmehr handelt es ſich dabei um 
eine durchaus mögliche tatſächliche Würdigung, die der Nach⸗ 
prüfung in der Rev Inſt. entzogen iſt. Der Fahrtbericht ſtellt 
entgegen der Anſicht der Rev. als bloß für den inneren Dienſt 
beſtimmte Aufzeichnung auch keine öffentliche Urkunde i. S. 
des 8 418 3D. dar, deren Inhalt als richtig gelten müßte, 
ſolange der Gegenbeweis nicht geführt iſt; zudem enthält der 
hier in Betracht kommende Bericht überhaupt keine Angabe 
über ein etwaiges außerplanmäßiges Halten des Zuges. Zu 
dem Anhalten des Zuges kann e3 u. U. gerade deswegen ge⸗ 
kommen ſein, weil er ſich der Station zu früh näherte, ſo daß 
es keineswegs eine Verſpätung bedingen mußte. Daß der 
Zeuge M. bei ſeiner Vernehmung durch die Eiſenbahnbehörde 
auch nach einem etwaigen bloß kurzen Anhalten des Zuges, 
wie es das KG. als möglich angeſehen hat, gefragt worden 
wäre und es verneint hätte, und daß die Bekl. außer den von 
ihr vorgelegten Schriftſtücken noch weitere Aufzeichnungen 
in Beſitz habe, war von ihr niemals vorgetragen worden; ein 
Anlaß, ſie danach zu befragen, lag für das BG. nicht vor, 
da es von der in der Führung von Prozeſſen nicht unerfah⸗ 
renen und rechtskundig beratenen Partei erwarten konnte, 
daß ſie alles Sachdienliche ſchon von ſich aus vorbringen 
würde. Die Möglichkeit eines vorübergehenden Haltens des 
Zuges wegen hindernder Signalſtellung ferner war von der 
Kl. in Schriftſätzen ausdrücklich erwähnt worden; die Bekl. 
war alſo darauf vor dem Urt. bereits hingewieſen. Gedacht 
war dabei ſelbſtverſtändlich nicht an eine phyſiſche Verhin⸗ 
derung, ſondern an eine Warnung durch das Signal „Halt“ 
oder „Vorſicht“; die Rüge der Rev., es ſei nicht erſichtlich, 
wie das BG. davon habe ausgehen können, daß die Bekl. 
Signale in ſo unvernünftiger Weiſe anbringe, daß ſie gerade⸗ 
zu ſtörend wirkten, liegt alſo neben der Sache. Ob das KG. 


auch aus dem Vergleich des Grundurt. mit dem Feſtſtellungsurt. 
Beim Feſtſtellungsurt. muß allerdings im weiteren Umfang dem 
Kl. der Beweis, daß ein Schaden entſtanden iſt oder entſtehen 
wird, erleichtert werden. Das Feſtſtellungsurt. im Schadenserſatz⸗ 
prozeß 5 nämlich gerade für den Fall gegeben, daß der Kl. nicht 
in der Lage iſt, z. Z. des Erlaſſes des Urt. zu überſehen, ob der 
mögliche Schaden tatſächlich entſtehen wird. Bei einem Feſtſtel⸗ 
lungsurt. dürfte ſomit die doppelte negative Faſſung des RG. 
zutreffend ſein, nicht jedoch bei einem Grundurt. Das verkennt 
& 


das RG. 
RA. Herriger, Düſſeldorf. 
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in den bei dem Verunglückten vorgefundenen Briefen eine hin⸗ 
reichende Unterlage für einen Selbſtmord erblickte, war Sache 
der ihm vorbehaltenen tatrichterlichen Würdigung. Das gleiche 
gilt von dem in der Äußerung der Bekl. v. 1. Aug. 1929 
geſchilderten Verhalten des Getöteten auf der Bahnfahrt, 
nämlich den häufigen Erkundigungen des allein im Zuge Be⸗ 
findlichen bei dem Zugperſonal nach den noch anzulaufenden 
Stationen, die im übrigen zeigten, daß ihm die Strecke 
keineswegs genügend bekannt war, um ſich bei der Abend⸗ 
dunkelheit ſelbſt zurechtfinden zu können. Dafür, daß das 
BG. dieſe Umſtände unberückſichtigt gelaſſen hätte, liegt 
nicht der mindeſte Anhalt vor. 
(U. v. 6. Juli 1932; IX 155/32. — Berlin.) [H.] 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden. 


11. 8263 StGB. Betrug gegenüber Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften in der Abſicht, ſich einen 
rechtswidrigen Vermögens vorteil zu verſchaf⸗ 
fen. Für das Merkmal der Vermögensbeſchädi⸗ 
gung fällt ausſchließlich die tatſächliche wirt⸗ 
ſchaftliche Wirkung der Täuſchung auf die Ver⸗ 
mögensverhältniſſe des Getäuſchten ins Ge⸗ 
wicht. 

Es handelt ſich um einen Betrug bei Abſchluß eines 
gegenſeitigen Vertrages, bei dem die vom RG. in dem Be⸗ 
ſchluſſe der Ver StrSen.: RGSt. 16, 1ff. ſowie 48, 186f. 
aufgeſtellten Grundſätze zu berückſichtigen ſind. 

1. Nach dem § 59 Abſ. 3 VVG. iſt ein Verſicherungs⸗ 
vertrag nichtig, wenn der Verſicherungsnehmer eine Doppel⸗ 
verſicherung in der Abſicht genommen hat, ſich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verſchaffen. Dieſe geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen lagen für die von dem Angekl. mit den 
in Frage kommenden Verſicherungsgeſellſchaften abgeſchloſſe⸗ 
nen Verträge vor; insbeſ. ift in dem angef. Urt. auch die Ab⸗ 
ſicht, durch die Doppelverſicherungen einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verſchaffen, rechtlich bedenkenfrei ange⸗ 
nommen worden. Diefe Verträge waren von vornherein nich⸗ 
tig; den Geſellſchaften erwuchſen daraus keinerlei rechtswirk⸗ 
ſame Verpflichtungen zur Tragung der Gefahr und zur Ent⸗ 
ſchädigung des Verſicherungsnehmers im Falle eines Unfalles 
in Höhe der — übrigens gem. dem 8 59 Abi. 2 VVG. zu er⸗ 
rechnenden — Verſicherungsbeträge. Da die Geſellſchaften 
nach der Feſtſtellung des LG. von der Nichtigkeit der Ver⸗ 
träge keine Kenntnis hatten, wie auch die ſpäter erfolgten 
Zahlungen der Entſchädigungen ergeben, ſo behielten ſie ſo⸗ 
gar den Anſpruch auf die Verſicherungsgebühr. Sie über⸗ 
nahmen die Verpflichtungen aus den äußerlich ordnungsmäßi⸗ 
gen Verträgen, und es blieb völlig ungewiß, ob und wann ſie 
in die Lage kommen würden, die ihnen nach dem 8 59 Abſ. 3 
VVG. zukommende Rechtslage zu verwirklichen. Die Geſell⸗ 
ſchaften verpflichteten ſich infolge des von dem BeſchwF. her⸗ 
vorgerufenen Irrtums, eine weit größere Gefahr zu tragen, 
als ſie dem gewöhnlichen Verlauf der Dinge im Verhältnis 
zur Höhe der Verſicherungsgebühr entſprach, wie er unter Be⸗ 
rücksichtigung des § 59 Abſ. 2 VVG. geſetzlich feſtgelegt und 
demgemäß auch als ſtillſchweigend vereinbart anzuſehen iſt; 
die Möglichkeit einer die Geſellſchaften treffenden tatſächlichen 
Einbuße an ihrem Vermögen war bei den von dem Angekl. 
demnächſt zu erwartenden und auch alsbald erfolgten Scha⸗ 
densanmeldungen unmittelbar gegeben. Bei dieſer Sachlage, 
und da für das Merkmal der Vermögensbeſchädigung aus⸗ 
ſchließlich die tatſächliche, wirtſchaftliche Wirkung der Täu⸗ 
ſchung auf die Vermögensverhältniſſe des Getäuſchten ins Ge⸗ 
wicht fällt (vgl. RGSSt. 44, 230 (235), verwirklichte der 
Vertragsabſchluß ſchon für ſich allein das Merkmal der Ver⸗ 
mögensbeſchädigung und ſomit im vorl. Falle den vollen Tat⸗ 
beſtand des 8 263 StchB. Auch das Bewußtſein der Ver⸗ 
mögensbeſchädigung auf ſeiten des Angekl. iſt in dem angef. 
Urt. ausreichend feſtgeſtellt worden. 


2. Den durch den Vertragsſchluß eingeleiteten und auch 
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ſchon rechtlich vollendeten Betrug hat der Angekl. demnächſt 
beendet, indem er mittels Unterhaltung des Irrtums die Ver⸗ 
ſicherungsſummen erhob. 

(3. Sen. v. 19. Juni 1933; 3 D 499/33.) [Hn.] 


** 12. Steuerhehlerei in Tateinheit mit Ver⸗ 
gehen gem. 8 369 a (a. F.) RAbg O. Der Wert 
ſteuerpflichtiger Erzeugniſſe und zollpflichti⸗ 
ger Waren, hinſichtlich deren die Hinterziehung 
oder Steuerhehlerei begangen worden iſt, iſt 
nicht grundſätzlich auf den inländiſchen Wert 
nad erfolgter Verzollung und Verſteuerung feſt⸗ 
zuſtellen, ſondern nach den tatſächlichen Um⸗ 
ſtänden (RG Rſpr. 10, 1). 


Der Wert ſolcher Auslandswaren kann bei Tabak, Wein, 
Likören u. dgl. ſich aus den Preiſen ergeben, die für Waren 
gleicher Art und Güte im Inland bezahlt werden, nachdem ſie 
ordnungsmäßig verzollt und verſteuert in den Handel gelangt 
find (RGSt. 48, 104, 112). Vorl. iſt nicht erſichtlich, warum 
der Wert des von der Firma G. gelieferten Zigarettenpapiers 
deshalb den Materialwert überſteigen ſollte, weil es mit fälſch⸗ 
lich angefertigten Steuerzeichen verſehen war. Wäre das Ziga⸗ 
rettenpapier noch in Natur vorhanden geweſen und eingezogen 
worden, dann hätte die Steuerbehörde bei ſeiner Verwertung 
auch nur den Materialwert erlöſt und nicht etwa den Laden⸗ 
preis eines ordnungsmäßig verſteuerten G.⸗Zigarettenpapiers. 
Ferner wäre auszusprechen geweſen, daß der Angekl. für den 
Werterſatz nur als Geſamtſchuldner neben dem Hinterzieher 
haftet, da auch die Einziehung, an deren Stelle er tritt, nur 
einmal hätte vollzogen werden können (RGSt. 62, 246, 249). 


(2. Sen. v. 22. Juni 1933; 2 D 424/33.) 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. 88 53, 87, 160 Gen. Die Liquidatoren einer Ge⸗ 
noſſenſchaft können nicht durch Ordnungsſtrafe angehal⸗ 
ten werden, eine Reviſion herbeizuführen. 7) 

Nach § 53 Gen®. ie die Einrichtungen und die Geſchäfts⸗ 
führung der Genoſſenſchaft mindeſtens in jedem zweiten Jahre 
durch einen Reviſor zu prüfen. Eine Beſcheinigung hierüber iſt 
nach 8 63 Abf. 2 Genc. vom Vorſtande zum Genoſſenſchaftsregiſter 
einzureichen, was vom Regiſtergericht auf Grund des $ 160 Gen. 
durch Ordnungsſtrafen erzwungen werden kann. Die Vorinſt. ver⸗ 
treten nun im Anſchluß an die Stellungnahme Citrons in der 
neuen Auflage des Komm. zum Gen®. von Pariſius⸗ Cru⸗ 
ger (zu § 53 Anm. 6; zu § 87 Anm. 1; zu § 160. Anm. 1) die An⸗ 
ſicht, daß die geſetzliche Notwendigkeit der regelmäßigen Rev. wah⸗ 
rend der Liquidation der Genoſſenſchaft fortbeſtehe und daß der 
Zwang zur Einreichung der Reviſionsbeſcheinigung auch gegenüber 
den Liquidatoren ga jet, Zur Begr. wird ausgeführt: Die 
Faſſung des 853 Gen®. ergebe, daß die Rev. ſtattfinden ſolle, ſo⸗ 
lange die Genoſſenſchaft beſtehe. Mit der Auflöſung gehe aller⸗ 
dings ihre werbende Tätigkeit zu Ende; die Genoſſenſchaft beſtehe 
aber auch zum Zwecke der Abwicklung ihrer Geſchäfte fort und be⸗ 
halte dabei ihre weſentlichen Funktionen und Organe, lediglich 
unter Erſetzung des Vorſtandes durch die Liquidatoren, ohne daß 
das Bedürfnis zur Vornahme weiterer Rev. entfalle. Dieſe Er⸗ 
wägungen ſind nur mit Einſchränkungen als zutreffend anzuerken⸗ 
nen und vermögen die Erſtreckung der im § 53 Gen. vorgeſehenen 
Reviſionspflicht über den Zeitpunkt der Aufloſung der Geſellſchaft 


Zu 1. Die Meinung des KG. verdient gegenüber der Anſicht 
von Citron den Vorzug. Die Aufgabe der früher, noch in der 
11. Aufl. des Komm. von Pariſius⸗Crüger vertretenen 
Auffaſſung geht lediglich auf die Erwägung zurück, daß ſich die enge 
Auslegung des 887 Gen®. nicht mehr halten laſſe, daß vielmehr 
auch andere als die in 887 erwähnten Vorſchr. des Gen. auf 
die im Liquidationsſtadium befindliche Genoſſenſchaft anwendbar 
ſind. Das letztere iſt an ſich richtig, ergibt aber noch nicht das ge⸗ 
ringſte für die Entſch. der Frage, ob auch während der Liqui⸗ 
dation noch die vorgeſchriebene Rev. ſtattzufinden habe. Anderer⸗ 
ſeits erſcheint allerdings auch die Wortinterpretation, auf die ſich 
das KG. ſtützt, keineswegs als durchſchlagend, obwohl ſie zweifel⸗ 
los erheblich für die Anſicht des NG. ſpricht; die Begr. ließe ſich 
ſogar noch dahin erweitern, daß auch der § 89, der die Pflichten 
der Liquidatoren genau aufzählt, nichts über die Rev. (vgl. z. B. 
§ 68) erwähnt. 

Entſcheidende Bedeutung iſt hingegen den inneren Gründen 
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hinaus, zum mindeſten aber die Anwendung des Ordnungsſtraf⸗ 
zwanges gem. § 160 Gen. gegenüber den Liquidatoren, nicht zu 
rechtfertigen. Das Geſetz geht keineswegs davon aus, daß ſeine 
Vorſchr., ſoweit ſie für die beſtehende Genoſſenſchaft gegeben ſind, 
ohne weiteres auch während der Dauer der Liquidation fortgelten. 
Andernfalls hätte nicht im § 87 ausdrücklich beſtimmt zu werden 
brauchen, daß bis zur Beendigung der Liquidation die Vorſchr. 
des 2. und 3. Abſchn. des Geſetzes (das find die SS 17—52) zur 
Anwendung kommen ſollen. Nun hat freilich, wie jetzt auch das 
NG. annimmt (RG. 138, 78), § 87 feiner Entſtehungsgeſchichte 
nach nicht die Bedeutung, alle außerhalb des 2. und 3. Abſchn. des 
Geſetzes ſtehenden Vorſchr. von der Anwendung auf die aufgelöſte 
Genoſſenſchaft ſchlechthin auszuſchließen. Das gilt für den Abſchnitt 
über die Rev. um ſo mehr, als er in dem urſprünglichen Geſetz 
von 1868 noch nicht enthalten war. Es bleibt aber jeweils 1 5 
ders zu prüfen, ob und inwieweit die Fortgeltung der im 887 
Gen®. nicht bezeichneten Vorſchr. mit den übrigen Beſt. des Ge⸗ 
ſetzes im Einklange ſteht und dem durch die Auflöſung veränderten 
Weſen der Genoſſenſchaft noch entſpricht. 

Ein durchgreifender Grund gegen die Annahme, daß die ge⸗ 
ſetzlich vorgeſchriebene Rev. auch noch während der Liquidation 
der Genoſſenſchaft ſtattfinden und nötigenfalls erzwungen werden 
ſolle, iſt nun dem § 160 Abſ. 1 Gen®. zu entnehmen, wonach in 
beſtimmten Fällen die Mitglieder des Vorſtandes (Satz 1), in anderen 
Fällen dagegen dieſe und die Liquidatoren (Satz 2) zur Erfüllung 
von Verpflichtungen durch Ordnungsſtrafen angehalten werden 
können. Die in §63 Geng. vorgeſehene Einreichung der Revi⸗ 
ſionsbeſcheinigung iſt nämlich in Satz 1 nur als Verpflichtung der 
Vorſtandsmitglieder behandelt und nicht in Satz 2 als eine ſolche, 
die zugleich den Liquidatoren obliegt. Gegenüber der damit ge⸗ 
machten ausdrücklichen Unterſcheidung verſagt die Erwägung, daß 
der Abſchnitt über die Rev. erſt nachträglich in das Geſetz aufge⸗ 
nommen und daß hierbei überſehen ſei, die übrigen Beſt. damit in 
Einklang zu bringen. Denn ebenſowohl wie bei dieſer Gelegenheit 
der Satz 1 des § 160 durch Einfügung der SS 61 Abſ. 2, 63 tatſäch⸗ 
lich erweitert iſt, konnte ſtatt deſſen der Satz 2 dieſe Erweiterung 
erfahren, wenn der Geſetzgeber die durch § 53 eingeführte Rev. auch 
während der Liquidation der Genoſſenſchaft ſtattfinden laſſen wollte. 
Gleichwohl mag eine entſprechende Anwendung des zweiten Satzes 
auf die lediglich im erſten Satze bezeichneten Verpflichtungen aus 
88 61 Abſ. 2, 63 nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen ſein. Jedenfalls 
ſteht ihr das aus §2 StGB. zu entnehmende Verbot einer ent⸗ 
ſprechenden Anwendung von Strafgeſetzen nicht entgegen (anderer 
Anſicht Citron: Blätter für Genoſſenſchaftsweſen 1931, 706). 
Denn die handelsrechtliche Ordnungsſtrafe iſt lediglich eine Zwangs⸗ 
maßnahme, alſo nach Art und Zweck von der Strafe zur Sühnung 
begangenen Unrechtes weſentlich verſchieden und darf deshalb nicht 
nach ſtrafrechtlichen Regeln beurteilt werden. 

Eine entſprechende Anwendung des § 160 Satz 2 Gen®. auf 
die ausdrücklich nur im Satz 1 bezeichneten Fälle der SS 61 Abſ. 2, 
63 wäre aber nach allgemeinen Auslegungsgrundſätzen nur dann 
zuläſſig, wenn der Geſetzgeber bei Schaffung der Vorſchr. über die 
Genoſſenſchaftsreviſion an die Möglichkeit ihrer Vornahme im 
Liquidationszuſtande der Genoſſenſchaft nicht gedacht hätte und 
wenn weiter keine ſachlichen Gründe beſtänden, die debug ah 
in dieſer Beziehung vor der Auflöſung anders zu behandeln als 
nachher. Es iſt jedoch ſchon bedenklich, dem Geſetzgeber zu unter⸗ 
ſtellen, daß er jene Möglichkeit überſehen habe. Denn ſie lag im 
Hinblick auf die im § 53 aufgeſtellten Vorausſetzungen der Rev. 
ſehr nahe. Wenn danach die Rev. mindeſtens in jedem zweiten 
Jahre vorzunehmen tft, muß es, wie ſich kaum überſehen läßt, not⸗ 
wendigerweiſe recht häufig vorkommen, daß die Liquidation der Ge⸗ 
noſſenſchaft erſt geraume Zeit nach der letzten Rev. eröffnet wird 
und bis zum Ablauf der Friſt des § 53 nicht beendet iſt. Die Sache 
liegt mithin keineswegs ſo, daß die Frage, ob die Rev. noch wäh⸗ 
rend der Liquidation ſtattfinden muß, nur dann auftauchen könnte, 


beizumeſſen, die der Ausdehnung der Reviſionspflicht auf die liqui⸗ 
dierende Genoſſenſchaft entgegenſtehen. Der erzieheriſche Wert der 
Rev. fällt dabei noch nicht fo ſehr ins Gewicht. Denn dieſer geht 
durch Eintritt der Genoſſenſchaft in die Liquidation nicht verloren, 
kann vielmehr den Genoſſenſchaftsbeamten, die ja meiſt nach end⸗ 
gültiger Auflöſung der Genoſſenſchaft in ähnlichen Stellungen wieder 
Unterkunft ſuchen werden, weiterhin recht nützlich ſein. Auch darf 
nicht überſehen werden, daß die bei der Rev. der einen Genoſſen⸗ 
ſchaft gemachten Erfahrungen ja auch dem Reviſionsverband ſelbſt 
und durch deſſen Einfluß den übrigen Genoſſenſchaften zugute 
kommen. Aber ſchließlich ſollen die Reviſoren doch Erkenntniſſe über 
den zweckmäßigen Fortbetrieb der Genoſſenſchaft, nicht für 
den zweckmäßigen Abbau der Genoſſenſchaftseinrichtungen ge⸗ 
winnen. Die Prüfung der Reviſoren hat weſentlich die Feſtſtellung 
zum Ziel, ob die Entfaltung weiterer genoſſenſchaftlicher Tätigkeit 
den Intereſſen der Mitglieder und Glaubiger entſpricht und dom 
Standpunkt der Allgemeinheit aus gutzuheißen iſt. Die Frage der 
weiteren Exiſtenzberechtigung der Genoſſenſchaft iſt jedoch durch den 
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wenn die Liquidation ſelbſt ausnahmsweiſe mindeſtens zwei Jahre 
dauert. Aber auch die zweite Vorausſetzung für eine Ausdehnung 
der RevVorſchr. iſt nicht feſtzuſtellen. 

Die geſetzliche Rev. dient nicht, wie das LG. annimmt, aus⸗ 
ſchließlich dem Intereſſe der Gläubiger der Genoſſenſchaft, ſondern 
vor allem dem Intereſſe der Genoſſenſchaft ſelbſt und ihrer Mit⸗ 
glieder. Das geſamte Genoſſenſchaftsweſen ſollte durch die regel⸗ 
mäßigen Rev. geſund erhalten und gefördert werden. Man er⸗ 
wartete von ihnen u. a. eine Unterweiſung und Fortbildung der 
Genoſſenſchaftsbeamten, wenn die Erfahrungen der Reviſoren den 
einzelnen 1 nutzbar gemacht würden (vgl. die Begr. 
des RJuſt A., abgedruckt bei Pariſius⸗Crüger, Vorbem. zu 
853 S. 284). Demgemäß konnte auch der allgemeine Genoſſen⸗ 
ſchaftstag zu Kaſſel i. J. 1906 es als Zweck der in den SS 53, 55 
Gen. ee „Verbandsreviſtonen“ bezeichnen, die Or⸗ 
gane der Genoſſenſchaft in der Vervollkommnung ihrer geſchäft⸗ 
lichen Einrichtungen ſowie in der Beſeitigung von Mißſtänden zu 
unterſtützen (Pariſius⸗Cr ü er, Einleitung S. 26 und Vor⸗ 
bem. zu § 53 S. 286). Hierdurch glaubte man Zuſammenbrüche von 
Genoſſenſchaften nach Möglichkeit verhüten zu können. Von dieſen 
Geſichtspunkten aus iſt aber das Bedürfnis nach Vornahme der 
Reb. bei einer in vollem Betriebe befindlichen Genoſſenſchaft er» 
heblich ſtärker, als wenn nach ihrer Auflöſung nur noch die Ge⸗ 
ſchäfte abzuwickeln ſind, worauf die Genoſſenſchaft gänzlich ver⸗ 
ſchwindet. Denn während der Liquidation iſt für einen weiteren 
Ausbau der geſchäftlichen Einrichtungen kein Raum mehr. Ferner 
iſt die Gefahr eines unzweckmäßigen Geſchäftsbetriebes durch die 
Beſchränkung auf den Liquidationszweck ſtark vermindert. So ſteht 
3. B. eine übermäßige Ausdehnung des Betriebes nicht mehr zu be⸗ 
fürchten. Gleichwohl mögen ſich regelmäßige Rev. auch während der 
Liquidation zur Sicherung ihrer ſchleunigen ordnungsmäßigen 
Durchführung empfehlen. Es bleibt aber zweifelhaft, ob ein der⸗ 
artiges Bedürfnis im Falle ſeiner Berückſichtigung vom Geſetz⸗ 
geber bereits für dringlich genug erachtet wäre, um die Einführung 
einer geſetzlichen Verpflichtung zur Vornahme der Rev. zu recht⸗ 
fertigen. Gegen ein Eingreifen der Geſetzgebung, insbes. gegen die 
Ausübung eines Zwanges, waren während der Vorarbeiten zu 
dem Geſ. v. 1. Mai 1889 in der Reichstagskommiſſion grundſätzliche 
Bedenken erhoben (Pariſius⸗Crüger, GenG., Einleitung 
S. 28). Dieſe ſind zwar, ſoweit es ſich um die Rev. beſtehender Ge⸗ 
noſſenſchaften handelt, nicht für durchgreifend erachtet worden. Dar⸗ 
aus allein läßt ſich aber noch nicht folgern, daß es i. S. des Geſetzes 
liegen müſſe, entgegen ſeinem Wortlaute die Zwangsreviſion auch 
noch während der Dauer des Liquidationsverfahrens ſtattfinden zu 
laſſen, obwohl ein Bedürfnis dafür keineswegs mehr in demſelben 
Maße beſteht wie vorher. 

Ebenſo wie hier wird eine geſetzliche Verpflichtung der Liqui⸗ 
datoren zur Veranlaſſung der geſetzlichen Rev. von Roſcher: 
BldenoſſW. 1931, 705 verneint. Die abweichende Anſicht von 
Citron, daß die Reviſionspflicht der Vorſtandsmitglieder aus 
§§ 53 ff. Gen®. auch auf die Liquidatoren zu erſtrecken ſei, kann 
vor allem im Hinblick auf § 160 Gen®,., der dann folgerichtig auch 
die Möglichkeit des Ordnungsſtrafzwanges gewähren müßte, nicht 
beigepflichtet werden. Zum mindeſten iſt, worauf es hier allein 
ankommt, der Ordnungsſtrafzwang ſelbſt ausgeſchloſſen. 

(KG., ZivSen. 1 b, Beſchl. v. 22. Juni 1933, 1 b X 304/33.) 
Mitget. von GR. Dr. Henke, Berlin. 


Kechtsentſcheide in Miet⸗ und pachtſchutzſachen. 
Berichtet von KGR. Dahmann, Berlin. 


1. 8 7 Berl. Bek. über die Mietzinsbildung vom 
19. Mai 1931. Von der Berechtigung, das Waſſergeld nach 
A bſ. 7 VO. über die geſetzl. Miete in Preußen v. 25. Juni 1924 


Eintritt der Genoſſenſchaft ins Liquidationsſtadium bereits in ne⸗ 
gativem Sinne entſchieden. Die Abwicklung der Geſchäfte und die 
Verteilung des Vermögens iſt keine ſpezifiſch genoſſenſchaftliche 
Aufgabe mehr. Der Vorgang unterſcheidet ſich kaum von der Liqui⸗ 
dation irgendeines anderen Unternehmens. Und ſowenig bei 
Unternehmen anderen Art eine Kontrolle der Abwicklung durch 
unparteiiſche Prüfer geſetzlich im allgemeinen für nötig befunden 
wird — die neueingeführte Bilanzprüfung bei der AktG. ſtellt ein 
völliges Novum dar —, ebenſowenig kann das Bedürfnis hiernach 
bei der Genoſſenſchaft in beſonderem Maß vorhanden ſein. In der 
Liquidationszeit pflegt das Intereſſe und die Aufmerkſamkeit der 
Gläubiger und Mitglieder angeſichts der nahegerückten Befriedi⸗ 
gung ihrer wirklichen oder vermeintlichen Anſprüche beſonders rege 
zu EM Die verſchärfte Kontrolle, der die Geſchäftsführung der 
Liquidatoren ſchon hierdurch allſeits ausgeſetzt iſt, dürfte das Be⸗ 
dürfnis nach beſonderer periodiſcher Rev. als hinfällig erſcheinen 


laſſen. 
Prof. Dr. Ruth, Halle a. S 


62. Jahrg. 1933 Heft 34] 


umzulegen, kann der Vermieter gegenüber einem oder 
einzelnen die geſetzliche Miete zahlenden Mietern, nicht 
nur gegenüber der Geſamtheit dieſer Mieter, Gebrauch 
machen. 

Übereinſtimmend mit Abſ. 7 der VO. des Preuß. Miniſters 
für Volkswoblfahrt über die Regelung der geſetzlichen Miete in 
Preußen v. 25. Juni 1924 (GS. S. 570) iſt im 87 Berl. Bek. über 
die Mietzinsbildung v. 19. Mai 1931 (Amtsbl. S. 282) beſtimmt: 
„Für das Waſſergeld find in der geſetzlichen Miete 3/ der reinen 
Friedensmiete in Anſatz gebracht. Der Vermieter iſt berechtigt, 
das Waſſergeld umzulegen. In dieſem Falle vermindert ſich die 
geſetzliche Miete um 3% der reinen Friedensmiete.“ Eine Vorſchr., 
daß der Vermieter die Umlegung nur gegenüber ſämtlichen die 
geſetzliche Miete zahlenden Mietern 8 kann, beſteht nicht. 
Auf das Gegenteil weiſen die Richtlinien hin, die in Abſ. 8 der 
genannten PrVO. aufgeſtellt, in $ 15 der genannten Berl. Bek. 
übernommen ſind. Danach hat die Umlage nach dem Verhältnis 
der reinen Friedensmieten auf die ſelbſtändigen Wohnungen oder 
die ſelbſtändigen Räume anderer Art zu erfolgen; hierbei ſind 
auch ſolche Räume zu berückſichtigen, für die nicht die geſetzliche 
Miete gezahlt wird oder die nicht vermietet ſind. Der einzelne 
Mieter, auf den Waſſergeld umgelegt werden ſoll, hat alſo darauf 
Anſpruch, daß die Umlage ſo berechnet wird, als ob alle ſelbſtän⸗ 
digen Räume des Hauſes zur geſetzlichen Miete vermietet und 
nach dem Verhältnis der reinen Friedensmieten an der Umlage 
beteiligt wären. Wie weit dies wirklich zutrifft, iſt ohne Bedeu⸗ 
tung. Es kann ſein, daß er der einzige Mieter des Hauſes hi der 
für ſeine Wohnung die geſetzliche Miete zahlt, während die übrigen 
ſelbſtändigen Räume entweder überhaupt nicht oder zu Vertrags⸗ 
mieten, die eine Umlegung ausſchließen, vermietet ſind. In die⸗ 
ſem Falle hat der Vermieter nur bei dieſem einen Mieter die 
Möglichkeit, das Waſſergeld umzulegen. Es genügt, daß er für ihn 
die Umlage ſo berechnet, als ob alle ſelbſtändigen Raumeinheiten 
in der bezeichneten Weiſe daran beteiligt wären. Zahlen mehrere 
Mieter die geſetzliche Miete, ſo kann nichts anderes gelten. Bei 
jedem von ihnen hat der Vermieter das Wahlrecht, die volle ge⸗ 
ſetzliche Miete zu verlangen oder das Waſſergeld nach Kürzung 
der geſetzlichen Miete um 3% der reinen Friedensmiete um⸗ 
zulegen. Es muß ihm freiſtehen, dies Wahlrecht einheitlich bei 
allen oder nur bei einigen die geſetzliche Miete zahlenden Mietern 
oder auch nur bei einem dieſer Mieter auszuüben. Jeder einzelne 
Mieter, bei dem er die Umlegung wählt, wird nicht davon berührt, 
ob der Vermieter ſich anderen Mietern gegenüber ebenſo verhält 
oder nicht. Die Berechnung der auf den Mieter entfallenen Um⸗ 
lage iſt davon nicht abhängig, ſie bleibt immer die gleiche. Von 
ſeiner Befugnis zur Umlegung des Waſſergeldes braucht der Ver⸗ 
mieter deshalb nicht einheitlich bei allen die geſetzliche Miete zah⸗ 
lenden Mietern Gebrauch zu machen. 


(KG., 17. ZivSen., RE. v. 20. Febr. 1933, 17 Y 2/83.) 


Bayerifhes Oberſtes Landesgericht. 


1. Die Entſcheidung des höheren Gerichts gemäß 
82 AmBerft®. gehört zum Vollſtreckungs verfahren und iſt 
daher abhängig von dem Nachweiſe, daß die allgemeinen 
Vorausſetzungen der Zwangsvollſtreckung, insbeſ die Zu⸗ 
ſtellung des Vollſtreckungstitels, an den Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner (8 750 3 PO.) gegeben find (Steiner, AmXerft®. 
Bem. 3a zu 8 2 und Einl. S. 8 mit Fußnote 11). 1) 
(BayobsG., Ziv Sen., Beſchl. v. 1. März 1933, Reg. IV Nr. 12/33.) 


Abgedr. JW. 1933, 11323. 


Zu 1. A. Anm. von Lent, ebenda. 


B. Die Entſch. iſt in dem abgedr. Satz richtig, kommt aber 
trotzdem infolge einer irrtümlichen Vorausſetzung zu einem un⸗ 
zutreffenden Ergebnis, inſofern fie fi, wie aus den Gründen er⸗ 
kennbar iſt, auf einen Fall des Verwaltungszwangsverfahrens bezieht. 
Sie unterſucht nämlich, ob das Erfordernis der Zuſtellung des 
Vollſtreckungstitels nach 8 750 ZPO. zur „Vollſtreckbarkeit“ des 
Anſpruchs gebört, die im Verwaltungszwangsverfahren von den 
Gerichten nicht nachzuprüfen iſt, und ſtellt richtigerweiſe feſt, daß der 
Nachweis der Zustellung nicht zur Vollſtreckbarkeit (i. e. S.) gehort. 
Daraus ſchließt ſie, daß die Prüfung, ob der Vollſtreckungstitel zu 
geſtellt ſei, dem Vollſtreckungsgericht im Verwaltungszwangsverfahren 
nicht entzogen ſei, vielmehr ſtets zu erfolgen habe, da die Zuſtellung 
des Vollſtreckungstitels „Bedingung für den Beginn der Zwangs⸗ 
vollſtreckung“ ſei. b h E 

Hierbei iſt als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt, daß 8 750 3 PO. 
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Oberlandesgerichte. 


a) Zivilſachen. 
Berlin. I. Materielles Recht. 


1. Der durch Vormerkung gemäß § 8 Prec. v. 
5. Mai 1872 geſicherte Auflaſſungsanſpruch richtet ſich un⸗ 
mittelbar gegen den jeweiligen Grundſtückseigentümer. 
Der Auflaſſungsanſpruch unterliegt nicht der Ver- 
jährung. f 

Die ftreiligen Eintragungen ſtellen Vormerk. i. S. des 8 8 
PrécG. v. 5. Mai 1872 dar, die in ihrer bisherigen Wirkung auch 
unter der Herrſchaft des BGB. aufrechterhalten geblieben ſind 
(Art. 179, 184 EG BGB.). Nach preuß. Recht war aber das Recht 
auf Auflaſſung, das nach 8 8 a. a. O. zu ſeiner Erhaltung der Ein⸗ 
tragung im Grundbuch bedurfte, ein Recht zur Sache. Es wirkte alſo 
gegen jeden Dritten, der in Beziehung zum Grundſtück trat und durch 
die Eintragung der Vormerk. Kenntnis davon hatte. Dieſe dingliche, 
gegen den jeweiligen Nacheigentümer gerichtete Wirkſamkeit des Auf⸗ 
laſſungsanſpruchs führt dazu, daß unmittelbar gegen den jetzigen 
Eigentümer auf Auflaſſung geklagt werden kann (ebenfo RG. 52, 43 
u. 82, 22; KG. 2 U 1616/30; 6178/30; 9325/31; 100551 
u. 19 U 4135/30). Der Vormerkungsberechtigte iſt daher nicht, wie 
bei der Vormerk. des BGB. gemäß 8 888, darauf beſchränkt, den 
nachfolgenden Eigentümer nur auf Zuſtimmung zur Auflaſſung und 
zur Umſchreibung in Anſpruch zu nehmen. Der vom Senat früher 
vertretene abweichende Standpunkt kann nicht aufrechterhalten werden. 

Der Auflaſſungsanſpruch unterliegt auch nicht der Verjährung. 
Art. 169 EG BGB., der die Verjährungsvorſchriften des BGB. auf 
die vor ſeinem Inkrafttreten entſtandenen Anſprüche für anwendbar 
erklärt, findet hier keine Anwendung, da hierfür Vorausſetzung 
wäre, daß der nach dem bisherigen Recht begründete Anſpruch auch 
nach den Vorſchriften des BGB. begründet fein würde (RG. 64, 422). 
Das durch die Auflaſſungsvormerkungen begründete Recht zur Sache 
des ALR. wird aber von der heutigen Rechtsordnung nicht mehr an⸗ 
erkannt. Für die Verjährung dieſes Anſpruches ſind daher nur die 
Vorſchr. des früheren preuß. Rechts maßgebend (NÖ. a. a. O.) Nach 
dieſen Vorſchr. iſt aber eine Verjährbarkeit des vorgemerkten Auf⸗ 
laſſungsanſpruchs zu verneinen. ALR. I 9 8 511 erklärt Rechte an 
unbeweglichen Sachen für nicht verjährbar. Bei der Auflaſſungsvor⸗ 
merkung handelt es ſich nun allerdings nicht um ein Recht an der 
Sache, ſondern um ein Recht zur Sache. Jedoch hat die zur Erhal⸗ 
tung des Rechts auf Auflaſſung erfolgte Eintragung die Wirkung, 
daß eine Verdinglichung des Anſpruchs eingetreten iſt (gl. Achil⸗ 
les, Ec: 8 8 Anm. III 5 S. 62). Dadurch unterſcheidet ſich die 


im Verwaltungszwangsverfahren überhaupt Anwendung findet. Dies 
iſt jedoch nicht der Fall. Über die Frage, was eigentlich im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren der Vollſtreckungstitel iſt, beſtehen erheb⸗ 
liche Meinungsverſchiedenheiten (vgl. Riewald, Vollſtreckungstitel 
u. Leiſtungsgebot im Verwaltungszwangsverfahren: JW. 1932, 3225). 
Nichtigerweiſe muß man annehmen, daß es einen Vollſtreckungstitel 
im Verwaltungszwangsverfahren überhaupt nicht gibt, ſondern daß 
der Antrag der Verwaltungsbehörde auf Vornahme einer Voll⸗ 
ſtreckungshandlung an das Gericht wegen eines als vollſtreckbar be⸗ 
zeichneten Anſpruchs für das weitere Verfahren an die Stelle des 
Vollſtreckungstitels tritt. (So auch d. Gen. mit Nachw.) Dieſer 
Antrag bedarf aber weder nach der RAbgO. noch nach der Beitid. 
der Zuſtellung. 

Das BayObL®. und der erſte Beſprecher der Entſch. haben ver⸗ 
kannt, daß bei der Immobiliarvollſtreckung im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren nur die Zwangsvollſtreckung ſelbſt nach den Vorſchr. der 
ZPO. und des ZuVerftß. erfolgt, daß aber alles, was vor dem 
Beginn der Zwangsvollſtreckung liegt, was „Bedingung für den 
Beginn der Zwangsvollſtreckung“ iſt, ſich nach den Abgabenordnungen 
richtet, und dort iſt eine Zuſtellung des „Vollſtreckungstitelerſatzes“ 
nirgends vorgeſchrieben. (So auch Kautz⸗Riewald, Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren, Anm. 1 Abſ. 4 a. E. zu 8 51.) 

Daß vollends 8801 3PO. für ein nach den Vorſchr. der 
RAbgO. vorgenommenes Verwaltungszwangsverfahren ohne Bedeu⸗ 
tung iſt, bedarf nur der Erwähnung. 


AR. u. LR. Dr. Wilhelmi, Frankfurt a. M. 


Zu 1. Die Entſch. klärt in wirkungsvoller Weiſe den Un⸗ 
terſchied der aus der Proteſtation der Hypothekenordnung von 
1783 entwickelten preuß. Vormerkung der Grundbuchgeſetzgebung 
von 1872 und der Vormerkung des BGB. Das Bindeglied zwiſchen 
beiden iſt der vermittelnde Begriff der ſog. Rechte zur Sache i. ©. 
des PrALR., wonach jedes perſönliche Recht unter gewiſſen Vor⸗ 
ausſetzungen verdinglicht werden kann. Dieſen vermittelnden Be⸗ 
griff des jus ad rem hat unſer BGB. beſeitigt. Während im 
preuß. Rechte das jus ad rem, alſo hier der Anſpruch auf Auf⸗ 
laſſung, durch die Eintragung 1 wird, ſelbſt alſo gegen 
jedermann, auch gegen den Neuerwerber, dinglich wirkendes Recht 
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Vormerk. des EEG. von der Vormerk. des BGB. Sie ſteht im 
weſentlichen der Proteſtation der HypO. v. 20. Dez. 1783 gleich, aus 
der ſie hervorgegangen iſt, und zwar entſpricht ſie in der Hauptſache 
der proteſtativ pro conservando jure et. loco (Achilles a. a. O. 
Anm. II S. 59). Der Senat tritt hiermit der in den oben angeführten 
Entſch. des 2. und 19. Zip Sen. vertretenen Auffaſſung bei und lehnt 
die Auffaſſung des 16. ZivSen. (16 U 5252/31 )) ab, nach der das 
EEG. mit der Vormerk. ein von der alten Proteſtation grundſaätzlich 
abweichendes Rechtsinſtitut geſchaffen hat, das ſeinem Weſen nach ſchon 
der Vormerk. des BOB. naheſtand. Gegen die Gleichſtellung der Vor⸗ 
merk. des preuß. Rechts mit der des geltenden Rechts ſpricht vor 
allem, daß die Auflaſſungsverpflichtung mit der Eintragung dingliche 
Wirkſamkeit erlangt hatte (RG. 82, 22) und gegen den Dritterwerber 
des Grundſtücks geltend gemacht werden konnte (Achilles a. a. O. 
S. 62; Förſter⸗Eccius 7 8 184 Anm. 68 S. 353). Es beſteht 
daher auch kein Bedenken, die Vorſchr. des ALR. 1 9 8 511, die das 
ProObTrib. Bd. 37 S. 79ff. auf die Proteſtation der HypO. für an⸗ 
wendbar erklärt hat, auch auf die Auflaſſungsvormerk. des $ 8 EEG. 
anzuwenden. 
(KG., 14. Ziv Sen., Urt. v. 7. Juni 1932, 14 U 2014/32.) 
Eingeſ. von Stadtrat Hoffmann, Berlin. 


* 


2. Apothekenrecht. Bei Perſonalkonzeſſionen haben 
die Erben als ſolche kein Recht auf Beteiligung an den 
Nutzungen eines Weiterbetriebs der Apotheke kraft des 
ſog. Witwen⸗ und Waiſenrechts. f) 

Die Kl. begehrt in ihrer Eigenſchaft als Erbin von der Bekl. 
Auskunft gem. SS 2027 Abſ. 2, 2028 BGB. über die Apotheke. 
Vorausſetzung hierfür iſt alſo, daß auch der Apothekenbetrieb zum 
Nachlaß gehört. Der Titel I $ 4 der revidierten ApothekO. v. 
11. Okt. 1801 (vgl. Böttger⸗Urban, Die Preuß. Apotheken⸗ 
Geſetze, 5. Aufl. S. 248) ſteht ihr hierbei nicht zur Seite. Er iſt in 
der Kabinettsorder, betreffend die Präſentation von Geſchäfts⸗ 
nachfolgern v. 30. Juni 1894 (vgl. Böttger⸗Urban a. a. O. 
S. 276) aufrechterhalten und beſtimmt, daß den Witwen eines pri⸗ 
vilegierten oder konzeſſionterten Apothekers während ihres Wit⸗ 


wird, bleibt heute auch bei Sicherung durch eine Vormerkung der 
durch die Vormerkung geſicherte Anſpruch auf Auflaſſung obliga⸗ 
toriſch und nur gegen den urſprünglichen Schuldner wirkſam. 
Dies beweiſt insbeſ. der § 888, der umgekehrt zum preuß. Rechte 
gegen den Erwerber nur einen Anſpruch auf Zuſtimmung gibt, 
alſo nur einen zuſätzlichen Anſpruch. 

Ganz anders — und hierin iſt der Entſch. zuzuſtimmen — 
die Wirkung der Vormerkung des preuß. Rechts, die, wenn ſie 
einen Auflaſſungsanſpruch ſichert, unmittelbar gegen den jewei⸗ 
ligen Grundſtückseigentümer wirkt; denn ſie iſt im Gegenſatz zu 
unſerer heutigen Vormerkung etwas rein Dingliches. Hat aber 
die zur Erhaltung des Rechts auf Auflaſſung erfolgte Eintragung 
die 1 daß eine Verdinglichung des Anſpruchs eintritt, dann 
konnte der Anſpruch nach § 511 TI ALR. als Recht an unbeweg⸗ 
licher Sache nicht 1 98 

RA. Dr. Erwin Noack, Halle (Saale). 


) JW. 1933, 710. 


Zu 2. Die zweifellos richtige Entſch. betrifft eine praktiſch 
wichtige Frage des preuß. Apothekenrechts. Da es ſich dabei um 
ein etwas entlegenes Spezialgebiet handelt, iſt einleitend folgendes 
zu benterken. In Preußen gibt es heute noch drei verſchiedene 
Arten von Apothekenbetriebsrechten: 

1. Privilegien gem. § 463 ALR. II, 8; nur noch inſoweit 
5 als vor dem die weitere Erteilung von Privilegien 
aufhebenden Gewerbeſteueredikt v. 2. Nov. 1810 begründet; gem. 
82 RevApothO. v. 11. Okt. 1801 (Urban, Apothekengeſetze, 
6. Aufl., S. 267) vererblich und veräußerlich. Die Erben müſſen 


grundfäglih binnen beſtimmter Friſt die Apotheke „auf einen: 


qualifizierten Beſitzer bringen“ (§ 3 Rev Apoth O.), alſo, wenn unter 
ihnen kein gelernter Apotheker iſt, veräußern; nur den Witwen 
und minorennen Kindern eines privilegierten Apothekers ſoll 
es vergönnt ſein, während des Witwenſtandes oder bis zur Groß⸗ 
jährigkeit die Apotheke durch einen qualifizierten Proviſor verwal⸗ 
ten zu laſſen (S4 a. a. O.). Diefes ſog. Witwen⸗ und Waiſenrecht 
bedeutete für die Privilegien nur eine Befreiung von der Be⸗ 
ſchränkung des § 3; es ſetzte voraus, daß die Begünſtigten im 
konkreten Falle Erben waren, und änderte nichts daran, daß die 
Nutzungen des Apothekenbetriebes ſämtlichen Erben zufloſſen. 

2. Sog. Realkonzeſſionen, ſtammend aus der Zeit von 1810 
bis 1894. Die 1810 an Stelle der Privilegien eingeführten Kon⸗ 
zeſſionen waren urſprünglich und grundſatzlich Perſonalkonzeſ⸗ 
ſionen, unvererblich und unveräußerlich. Es wurde aber Verwal⸗ 
tungsbrauch, im Todesfalle wie auch ſonſt die Präſentation eines 
qualifizierten Geſchäftsnachfolgers zu geſtatten, der dann in der 
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wenſtandes und ſeinen minderjährigen Kindern bis zu deren 
Großjährigkeit vergönnt iſt, die Apotheke durch einen qualifizierten 
Proviſor verwalten zu laſſen. Zu dieſen Perſonen gehört die Kl. 
nicht. Ste war z. Z. des Erbfalles bereits volljährig. In Frage 
könnte daher nur kommen, ob der Apothekenbetrieb als ſolcher dem 
Nachlaß zuzurechnen iſt und dieſerhalb die aus dem Betrieb ge⸗ 
zogenen Nutzungen auch der Kl. als Miterbin zufallen. Dies iſt zu 
verneinen. 

Dem Erblaſſer iſt die Genehmigung zur Anlegung der K.⸗ 
Apotheke mit der Maßgabe erteilt, daß ſie keine Realapotheken⸗ 
berechtigung begründe, ſondern eine perſönliche ſei und auf einen 
anderen nicht übertragen werden könne. Es handelt ſich hiernach 
um eine reine Kl, wie fie in der KabOrder v. 
30. Juni 1894 (vgl. Böttger ⸗ Urban a. a. O. S. 276) für 
die Erteilung zukünftiger Konzeſſionen bre iſt. 

Das Weſen der eesti im Apothekenweſen be⸗ 
ſteht gerade darin, daß jede Art der Übertragung des Betriebes, 
ſei es unter Lebenden, ſei es von Todeswegen ausgeſchloſſen iſt. 
Die KabOrder v. 30. Juni 1894 bringt dies in der Weiſe zum 
Ausdruck, daß die Konzeſſion beim Ausſcheiden eines Apothekers 
aus ſeinem Geſchäft zur anderweiten Verleihung in allen Fällen 
an den Staat zurückfalle und nur den Witwen und Waiſen des 
Apothekers die in §4 Titel 1 der revidierten ApothO. v. 11. Okt. 
1801 bezeichneten Vergünſtigungen zuteil werden ſollten. 

Das LG. führt nun aus, die in der Erteilung der Perſonal⸗ 
konzeſſion liegende Erbesausſchließung ſei nach dem BGB. nicht 
maßgebend, da im Einf. zu dieſem ein Vorbehalt hinſichtlich der 
Konzeſſion nicht enthalten ſei. Dieſen Erwägungen vermag der 
Sen. nicht zu folgen. Die Beſchränkung der Perſonalkonzeſſion 
auf den Inhaber, dem die Genehmigung erteilt if, ift nicht bür⸗ 
gerlichen, ſondern öffentlichen Rechts. Sie erliſcht mit dem Tode 
des Inhabers, ſo daß ein Nachlaßgegenſtand, der vererbt werden 
könnte, in Geſtalt des Apotheken betriebes überhaupt nicht vor⸗ 
handen iſt. Es bedurfte daher der Aufnahme eines Vorbehaltes 
in das Einf®. nicht. Was aus der Apotheke vererbt werden kann, 
iſt das Inventar und die z. Z. des Todes in der Apotheke vor⸗ 
handenen Waren. Dies iſt auch der Standpunkt des RG. IV 444/31 
v. 30. Jan. 1922). Die von dem LG. herangezogenen Ausfüh⸗ 


Regel die Konzeſſion erhielt. Dieſes ſog. ght ner wurde 
1842 aufgehoben, 1846 aber wieder eingeführt (Näheres bei Ur⸗ 
ban S. 285, 271 und bei Adlung, Apothekenbeſitzrechte, S. 24) 
und wird ſeitdem, wenigſtens in neuerer Zeit, überwiegend als wohl⸗ 
erworbenes ſubjektives Recht aufgefaßt, wenngleich dies keines⸗ 
wegs unzweifelhaft iſt. — Durch Kab Order v. 9. Dez. 1827 war 
verordnet worden: Ich autoriſiere Sie ..., in vorkommenden 
Fällen die in den 88 4 und 5 der Rev ApothO. v. 11. Okt. 1801 
zugunſten der Hinterbliebenen eines privilegierten Apothekers ent⸗ 
haltenen Vorſchr. auch für die Hinterbliebenen eines konzeſſionier⸗ 
ten Apothekers in Anwendung zu bringen ...“ 

3. Reine Perſonalkonzeſſionen, ſeit 1894, unvererblich und un— 
veräußerlich. Die Kab Order v. 30. Inni 1894 (ergänzt durch zwei 
MinErlaſſe; vgl. Urban S. 273; Adlung S. 26) beſtimmte: 
„Auf .. genehmige Ich..., daß bis zur anderweiten geſetzlichen 
Regelung des Apothekenweſens denjenigen Apothekern, welchen in 
Zukunft neue Konzeſſionen zur Errichtung von Apotheken ver⸗ 
liehen werden, die Präſentation von Geſchäftsnachfolgern über⸗ 
haupt nicht mehr zu geſtatten iſt, die e vielmehr beim 
Ausſcheiden eines Apothekers aus ſeinem Geſchäft zur anderweiten 
Verleihung in allen Fällen an den Staat zurückfällt. Den Wit⸗ 
wen und Waiſen der neuen Konzeſſionare ſollen jedoch die im 
§4 Titel I der RevApothO. v. 11. Okt. 1801 bezeichneten Ver⸗ 
günftigungen zuteil werden...” 

Für die in der Praxis jetzt wohl reinen Perſonal⸗ 
konzeſſionen hat ſich nun eine bekannte Kontroverſe darüber er⸗ 
geben, wie ſich bei ihnen das Witwen⸗ und Waiſenrecht auswirkt; 
15 einzelnen darüber, ob, wie bei den alten Privilegien, ſo auch 
hier: 

a) das Recht im konkreten Falle Erbenqualität der Begün⸗ 
ſtigten vorausſetzt; 

b) wenn noch andere, nicht zu den Begünſtigten gehörige 
Miterben vorhanden ſind, der Ertrag des Weiterbetriebs der Apo⸗ 
theke ſämtlichen Miterben zuſteht. 

Die zweite Frage kann vernünftigerweiſe nur auftauchen, 
wenn man die erſte bejaht; Verneinung der erſten Frage muß 
logiſch Verneinung auch der zweiten nach ſich ziehen. 

Hamburger, Die preuß. Apothekenbetriebsrechte 1928, 
S. 64 ff. bejaht beide Fragen; im weſentlichen mit der Begr., es 
beſtehe kein Grund, die Witwe eines konzeſſionierten Apothekers 
anders und beſſer zu ſtellen als die eines privilegierten, und 
84 RevApothO. betreffe überhaupt nur die Verwaltung, nicht 
die Nutznießung; letztere beſtimme ſich nach den Vorſchr. des BGB. 
über die Erbfolge. KG.: SeuffArch. 78, 38 hat nur die erfte Frage 


1) Seuff Arch. 78, 38. 


62. Jahrg. 1933 Heft 34) 
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rungen Hamburgers (Apothekenbetriebsrechte S. 66 ff.) be⸗ 
deuten im Ergebnis eine Umgehung der Konzeſſionsbeſchränkung. 

Gehört der Betrieb aber nicht zum Nachlaß, ſo kann die Kl. 
auch nicht auf Grund ihres Erbrechtes von der Bekl. Auskunft 


über die Verwaltung des Betriebes in der Zeit nach dem Tode 


des Erblaſſers begehren. Ob die Beklagte zu der Fortführung 
des Betriebes durch den § 4 Tit. 1 der rev. ApothO. i. Verb. m. 
der Kab Order v. 30. Juni 1894 in ihrer Eigenſchaft als Witwe 
hinreichend legitimiert iſt oder ob ſie den Betrieb nur dann fort⸗ 
führen durfte, wenn ſie ſelbſt Erbin geworden wäre, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Die Entſch. des Prozeſſes hängt von dieſer Frage 
nicht ab. Auch wenn ſie unbefugt den Betrieb fortgeſetzt haben 
ſollte, ſo würden ſich daraus für die Kl. ſelbſt keinerlei Anſprüche 
zivilrechtlicher Natur gegen die Bekl. herleiten laſſen. Nur wegen 
des Inventars und des z. Z. des Erbfalles vorhandenen Waren⸗ 
beſtandes könnte Auskunft verlangt werden. Ein ſolches Verlan⸗ 
gen iſt aber nicht Gegenſtand des vorl. Prozeſſes. 
(KG., Urt. v. 28. Sept. 1932, 8 U 1840/2.) 
* 

3. 88 823, 826 BGB.; 88 1, 9, 9b, 12 Kart VO. v. 
2. No v. 1923. 

1. Die ordentlichen Gerichte entſcheiden auch nach 
Einführung des 8 Ib in die Kart VO. frei darüber, ob 
eine Sperre genehmigungs pflichtig i. S. des 8 9 Kart VO. 
iſt, ſolange das Kartellgericht noch nicht geſprochen hat. 
Schwebt eine Feſtſtellungsklage gemäß 8 Ib Kart VoO., fo 
muß das ordentliche Gericht auf Antrag — nicht ſchon von 
Amts wegen — das Verfahren ausſeßen. 

2. Zum Begriff der Sperre i. S. des 8 9 KartVO. 

3. Preisbindungen für Markenwaren beſtehen auch 
nach Erlaß der NotVO. von 1930 und 1931 fort. 1) 


Der Antragſteller iſt Radiohändler in Berlin. Der An⸗ 
tragsgegner iſt ein eingetragener Verein, der eine bedeutende 
Anzahl von Händlern von Radiogeräten umfaßt. Der Antragſteller 
gehört ihm nicht an. 5 

Im Radiohandel beſteht ein Preisbindungsſyſtem, durch das 
die Preisſchleuderei verhindert werden ſoll. Soweit die Händler 
direkt vom Fabrikanten beziehen, werden ihnen die Preiſe, die 
fie einzuhalten haben, vorgeſchrieben; gleichzeitig müſſen ſie fich 
verpflichten, eine entſprechende Verpflichtung auch ihren Abneh> 


geſtreift und dahingeſtellt gelaſſen; die vorl. Entſch. läßt dieſe 
gleichfalls dahingeſtellt, verneint aber die zweite. Richtig iſt die 
Verneinung beider Fragen. Der von Hamburger vermißte 
Grund für die verſchiedene Beurteilung iſt in der Vererblichkeit 
des Privilegs und der Unvererblichkeit der Konzeſſion klar ge⸗ 
geben. Bei dem Privileg iſt das Vetriebsrecht vererblich, gehört 
zum Nachlaß, ſteht alſo den Erben als ſolchen zu. Bei der Kon⸗ 
ll, ift das Gegenteil der Fall: Das Betriebsrecht iſt nicht 
auf die Erben übergegangen, im Nachlaß überhaupt nicht vor⸗ 
handen; die Erbeneigenſchaft iſt durchaus ungeeignet, ein ſolches 
Recht oder einen Anteil an ihm zu begründen. Daraus folgt ein⸗ 
mal, daß die Erbeneigenſchaft eine Beteiligung an den Nutzungen 
des Weiterbetriebs der Apotheke nicht begründen kann; darüber 
hinaus aber auch, daß es willkürlich und grundſatzwidrig wäre, 
für das Beſtehen des Witwen⸗ und Waiſenrechts im konkreten 
Falle Erbenqualität der Vegünſtigten zu fordern; 1 5 Recht iſt 
vielmehr bei der Perſonalkonzeſſion ein von erbrechtlichen Geſichts⸗ 
punkten ganz unabhängiges, originär vom Staate erworbenes Be⸗ 
triebsrecht, weſensgleich dem Witwenrecht aus 46 RGemd,, 
vergleichbar auch den Verſorgungsanſprüchen der Hinterbliebenen 
von Beamten. 

Ausführlicher als in dem vorl. Urt. und völlig zutreffend 
ſind dieſe Fragen behandelt in einem kürzlich unter Mitwirkung 
prominenter Persönlichkeiten ergangenen Schiedsſpruch (vgl. dar⸗ 
über Apoth Ztg. 47. Jahrg. Nr. 29 v. 9. April 1932 S. 436 und 
PHarmgtg. 77. Jahrg. Nr. 29 v. 9. April 1932 S. 385). Schwie⸗ 
riger liegen die Fragen für die Realkonzeſſionen. 

Zu der vorl. Entf. ift noch zu bemerken, daß hier die bekl. 
Witwe überhaupt nicht Erbin war. Wie bei dieſer Sachlage der 
Klageanſpruch einer Miterbin auf Rechnungslegung auch nur in 
erſter Inſtanz zugeſprochen werden konnte, iſt ſchwer verſtändlich. 
Es mußte doch von vornherein klar ſein, daß je nachdem, wie 
man die erwähnten Fragen beurteilt, die Bekl. als Nichterbin ent⸗ 
weder das Betriebsrecht hatte, dann aber natürlich zu ihrem Nut⸗ 
zen, nicht zu dem der Erben, oder aber das Recht überhaupt nicht 
hatte, woraus Anſprüche der Erben gleichfalls nicht abzuleiten 
waren. RA. Hermann Lucas, Berlin. 


Zu 3. Der Entſch. iſt im Ergebnis beizuſtimmen, wenn 
auch die Begr. nicht in allen Punkten zutreffend und vollſtän⸗ 
dig iſt. 

i 1 Mit Recht läßt es das KG. dahingeſtellt, ob der Händler⸗ 
verband, gegen den die EinſtwVerf. beantragt ift, ein Kartell i. S. 


mern aufzuerlegen, ſo daß dieſe auch die vom Fabrikanten vor⸗ 
geſchriebenen Kleinverkaufspreiſe innezuhalten haben. 

Der Antragsgegner ſteht auf dem Boden dieſes Syſtems. 

Der Antragſteller hat in mehreren Fallen preisgebundene 
Fabrikate namhafter Firmen zu einem Viertel bis einem Drittel 
des vorgeſchriebenen Kleinverkaufspreiſes verkauft oder angeboten. 
Als dies dem Antragsgegner bekannt wurde, hat er den Fabriken, 
um deren Fabrikate es ſich handelte, Mitteilung gemacht. Nach 
Bericht über den Preisunterbietungsfall heißt es: „Sofern Sie 
Ihre Preisſchutzvorſchr. aufrechterhalten wollen, müſſen wir Sie 
bitten, nunmehr die zum Schutz und zur Einhaltung Ihrer Preis⸗ 
vorſchr. erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen. Da verſchiedene 
andere Verſuche, die Einſtellung dieſer Schleuderei zu erreichen, 
keinen Erfolg hatten, halten wir es für unbedingt erforderlich, 
daß Sie die gegebenen Rechtsmittel (EinſtwVerf., Klage) anwen⸗ 
den, um die Beachtung Ihrer Preisvorſchr. zu ſichern. Wenn die 
Schleuderei durch G. nicht in Kürze abgeſtellt iſt, dann ſind wir 
zu unſerem Bedauern nicht in der Lage, Ihr Fabrikat als preis⸗ 
geſchützt anzuerkennen und in der Liſte der preisgeſchützten Fabri⸗ 
kate zu führen. Wir ſtellen Ihnen ſelbſtverſtändlich nach wie vor 
uneingeſchränkt anheim, auf die Preisvorſchr. und den damit 
verbundenen Schutz zu verzichten.“ 

In dieſem Vorgehen erblickt der Antragſteller ein unzuläſſiges 
Verhalten. 

Er hat beantragt: im Wege der EinſtwVerf. dem Antrags⸗ 
gegner zu verbieten, Fabrikanten und Groſſiſten von Rundfunk⸗ 
geraten und Zubehör aufzufordern, den Antragſteller nicht mehr 
zu beliefern. 

LG. und BG. haben den Antrag zurückgewieſen. 

Der Antragſteller ſtützt den Antrag vor allem darauf, daß 
die Mitteilungen, die der Antragsgegner an die Fabrikanten ge⸗ 
ſchickt hat, eine mangels Genehmigung des Vorſitzenden des 
KartG. rechtswidrige Sperre darſtellten und ihn daher wegen 
Verſtoßes gegen eine Schutzgeſetz zur Unterlaſſungsklage berech⸗ 
tigten (58 9 KartVO.; 823 Abſ. 2 BGB.). Nach der Satzung — 
auf die es gem. § 1 KartVO. (Schriftform) allein ankommt — 
„hat der Verband die Aufgabe, die berechtigten Intereſſen ſeiner 
Mitglieder zu wahren und durch geeignete Maßnahmen zu för⸗ 
dern“. Als Mittel zur Erfüllung dieſer e werden u. a. 
genannt: Bekämpfung der Preisſchleuderei. Ob man hierin bereits 
die Merkmale eines Kartells erblicken kann, ob insbeſ. daraus der 


des §1 KartBO. darſtellt, da die Beantwortung dieſer Frage für 
die zu treffende Entſch. unerheblich iſt. \ h 
II. Dagegen kann den Ausführungen des Urt. nicht beige- 
treten werden, inſoweit fie die Zuständigkeit der ordentlichen Ge⸗ 
richte betreffen, darüber zu entſcheiden, ob eine mangels Geneh⸗ 
migung des Kartellgerichts rechtswidrige Sperre vorliegt. Im Hin⸗ 
blick auf § 12 Abſ. 1 Kart VO. kann es keinem Zweifel unterliegen, 
daß die Zuständigkeit des Kartellgerichts nach 5 90 Kart Bod. eine 
ausſchließliche ift (jo auch Kartch. in Entſch. 195 u. 196). Sofern 
daher die Frage, ob eine genehmigungspflichtige, aber nicht ge⸗ 
nehmigte Spere vorliegt, vor einem ordentlichen Gericht ſtreitig 
wird, muß das Gericht gem. 8 12 Abſ. 3 KartVO. das Verfahren 
von Amts wegen bis zur Entſcheidung des Kartch. ausſetzen. Eine 
Ausnahme muß jedoch im Verfahren wegen EinſtwVerf. gelten. 
Die Entſch. in dieſem Verfahren ſind von den Entſch. im ordent⸗ 
lichen Verfahren grundſätzlich verſchieden. Die Anordnung oder 
Ablehnung einer EinſtwVerf. ſtellt keine endgültige Entſch. über 
einen geltendgemachten materiellrechtlichen Anſpruch dar, ſondern 
iſt nur eine vorläufige Entſch. auf Grund beſchleunigter Prüfung 
des Sachverhalts. Eine ſolche Entſch. begründet daher auch hin⸗ 
fichtlich des materiellen Anſpruchs keine Rechtskraft (vgl. Baum⸗ 
bach, ZBO., Anm. 7 vor 88 916 ff.). Es iſt nun anzunehmen, 
daß die dem Kart®. nach § 9b i. Verb. m. 9 12 Abſ. 1 KartVO. 
ausſchließlich vorbehaltene Feſtſtellung nur i. S. einer endgültigen 
Feſtſtellung des materiellen Anſpruchs zu verſtehen tft, daß da⸗ 
gegen die ganz anders geartete „vorläufige Feſtſtellung“ des 
ordentlichen Gerichts im Verfahren wegen EinſtwVerf. durch die 
88 Ib und 12 KartVO. nicht berührt wird. Es kann nicht die Ab⸗ 
ſicht des Geſetzgebers geweſen ſein, das Verfahren wegen Einſtw⸗ 
Verf. praktiſch dadurch zu entwerten, daß ein Verfahren vor dem 
Kart®. eingeſchaltet, und eine beſchleunigte Entf. damit unmög⸗ 
lich gemacht wird. Es kann dem auch nicht entgegengehalten wer⸗ 
den, daß dem Bedürfnis des Verkehrs nach einſtweiligen Rege⸗ 
lungen dadurch Rechnung getragen ſei, daß im Verfahren vor 
dem Kart®. die Möglichkeit einer „einſtweiligen Anordnung“ nach 
§ 35 der VO. über das R Wich. beſtehe. Denn eine ſolche Anord⸗ 
nung kann das Kart©. nur im Rahmen feiner Zuftändigfeiten er⸗ 
laſſen, im Verfahren nach 8 9b alſo auch nur eine „einſtweilige 
Feſtſtellung“, niemals aber ein Gebot oder Verbot ausſprechen 
(a. A.: Strauß: JW. 1932, 1942). Im übrigen ſtellt aber auch 
der § 35 VO. über das RWicz. nur eine Kannvorſchr. dar, die 
ſomit keine ausſchließliche Zuſtändigkeit des Kart®. begründet. Das 
KG. hat ſich alſo mit Recht für befugt erachtet, darüber zu ent⸗ 
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Wille, den Markt zır beeinflufjen, ſowie die wirtſchaftlichen Macht⸗ 
mittel, um eine ſolche Tendenz durchzuführen, entnommen wer⸗ 
den können, braucht hier nicht entſchieden zu werden, da es auf 
alle Fälle hier an einer genehmigungspflichtigen Sperre i. S. des 
89 Kart O. fehlt. 

Nach bisherigem Recht ſtand le feft, daß die ordent⸗ 
lichen Gerichte im Falle einer Klage gem. 5 823 Abſ. 2 BGB. dieſe 
Frage ſelbſtändig frei zu prüfen haben, wenn das KartG. noch 
nicht geſprochen hat (vgl. Eger, Recht der deutſchen Kartelle, 
Berlin 1932, S. 100). Es kann nicht anerkannt werden, daß die⸗ 
ſer Rechtszuſtand ſich grundſätzlich durch den durch die Not VO. 
v. 14. Juni 1932 neu in die KartVBO. eingefügten §9b geändert 
hat. Hiernach wird nur die Zuläſſigkeit einer Feſtſtellungsklage 
begründet, jo daß eine Entſch. des Start®. herbeigeführt werden 
kann, die dann gem. § 12 KartVO. allerdings die ordentlichen 
Gerichte bindet; auch muß auf Antrag eines Beteiligten Ausſetzung 
erfolgen. Dieſer Antrag iſt hier nicht geſtellt worden. Eine Aus⸗ 
ſetzung von Amts wegen iſt aber — entgegen der Meinung von 
Blum: GewgRSch. 1932, 851 und Strauß: JW. 1932, 1942 — 
nach dieſer neuen Beſt. nicht geboten. Gerade die Notwendigkeit 
eines beſchleunigten Verfahrens betr. Erlaß einer EinſtwVerf. in 
derartigen Fällen zeigt das innere Unbegründetſein der von den 
genannten Schriftſtellern vertretenen Meinung auf. 

Es kommt alſo darauf an, ob das Verhalten des Antrags⸗ 
gegners eine Sperre oder einen Nachteil von ähnlicher Bedeutung 
darſtellt. Ein derartiger Nachteil liegt ſchon nach der zutreffenden 
Auslegung, die dieſer Begriff durch die Auslegung des Kart. 
erfahren hat, hier nicht vor. Denn hierdurch ſollen nur ſolche Maß⸗ 
nahmen getroffen werden, die zwar in der Wirkung einer Sperre 
gleichkommen, dies Ziel aber durch andere Mittel, z. B. unterſchied⸗ 
liche Preisgeſtaltung, zu erreichen ſuchen (vgl. Eger a. a. O., 
S. 85 f.). Bei dem vorl. Fall kann es ſich alſo nur darum han⸗ 
deln: iſt eine „Sperre“ verhängt oder nicht. Der Begriff der Sperre 
wird zutreffend dahin erläutert: „ſie iſt die auf Grund eines 
Kartellvertrages (§ 1) einem monopoliſtiſchen Einzelunternehmen 
oder einer marktbeherrſchenden Mehrheit von Unternehmungen er⸗ 
teilte rechtsverbindliche Weiſung, den geſchäftlichen Verkehr oder 
beſtimmte Arten desſelben mit einem anderen Unternehmen zu 
unterlaſſen“ (Jſay⸗Tſchierſchkly, KartVO. 1925, 8 9, 
Anm. 7 S. 295). Folgt man dieſer Definition, ſo iſt in dem be⸗ 
anſtandeten Schreiben des Antragsgegners keine Sperre zu er⸗ 
blicken. Es fehlt an zwei Momenten: objektiv beſaß der Antrags⸗ 
gegner nicht die nötigen Machtmittel, um eine etwaige Sperre 
durchzusetzen; ſubjektiv fehlte es dem Antragsgegner überhaupt 
an dem Willen zu einer Sperre, nämlich zu einer gerade in dieſe 
Nichtung gehende Weiſung. Wie der Wortlaut des von dem An⸗ 
tragsgegner verſandten Schreibens eindeutig ergibt, wurden die 
Lieferanten keineswegs zu einer Nichtbelieferung des Schleuderers 
aufgefordert; es wurde vielmehr lediglich an Hand der Rſpr. die 
Folge aufgezeigt, die ſich aus einem Nichteinſchreiten bei Preis⸗ 
verletzung ergab. Es wurde ausdrücklich auf ein Einſchreiten im 
Wege der Klage oder EinſtwVerf. als den „gegebenen Rechtsmit⸗ 
teln“ hingewieſen und es wurde den Fabriken freigeſtellt, den 
Preisſchutz nicht mehr durchzuführen; dann allerdings ſollte dies 
allgemein für alle Händler gelten, fo daß dann nicht nur die 
Schleuderer zum Nachteile der bis dahin preisgebundenen Händ⸗ 
ler weiterhin unter Preis verkaufen durften. Wenn alſo der 
Fabrikant auf die lückenloſe Durchführung ſeines Preisbindungs⸗ 
ſyſtems Wert legte, ſollte er ſelbſt es ſchützen (nicht etwa der An⸗ 
tragsgegner, der an ſich gem. § 13 UnlWG. legitimiert wäre (vgl. 
RG.: JW. 1928, 1218 und RG. 133, 51 )). Der Antragsgegner 


ſcheiden, ob eine mangels Genehmigung nach §9 KartVO. rechts⸗ 
widrige Sperre vorlag. 

III. In der Sache ſelbſt iſt dem KG. ebenfalls beizutreten. 
Unter „Sperre“ tft nach der Rſpr. des Kart®. eine auf Aus⸗ 
ſchließung eines Unternehmens vom üblichen Geſchäftsverkehr ge⸗ 
richtete Maßnahme zu verſtehen, die auf Grund eines Kartellver⸗ 
trages oder einer kartellmäßigen Abmachung i. S. des 81 Kart⸗ 
TO. erfolgt (vgl. bei. Entfch. 195). Nun liegt zwar, wie das 
KartG. häufig ausgeſprochen hat (Entſch. 183, 196), eine Sperr⸗ 
maßnahme auch dann vor, „wenn ein Abnehmer von einem an 
der kartellmäßigen Abmachung Beteiligten oder einem Kartell⸗ 
organ gegenüber anderen an dieſer Abmachung beteiligten Fabri⸗ 
kanten (Mitgliedern) oder Handelskreiſen als vertragsuntreu ge⸗ 
kennzeichnet wird. Denn dieſe Kennzeichnung bedeutet den Hin⸗ 
weis, daß das untreue Vertragsmitglied nach den beſtehenden Ver⸗ 
pflichtungen vom Geſchäftsverkehr auszuſchließen, alſo zu ſperrren 
ſei“ (Entſch. 196). Dieſe Grundſätze greifen jedoch vorliegendenfalls 
nicht durch, da im Rahmen eines Reversſyſtems nicht ſchlechthin 
eine Verpflichtung des reversberechtigten Fabrikanten beſteht, den 
ihm angezeigten Schleuderer zu ſperren. Der Fabrikant iſt viel⸗ 
mehr lediglich verpflichtet, das Preisſchutzſyſtem gegen Verletzun⸗ 


1) JW. 1932, 1874. 
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ſpielte ſomit die Rolle des Denunzianten, die auch jeder beliebige 
Dritte hatte übernehmen können. Darüber hinaus geht nur die 
Erklärung, daß der Antragsgegner im Falle, daß der Fabrikant 
nicht einſchreite, die Waren nicht mehr auf der Liſte der preis⸗ 
geſchützten Fabrikate führen werde. Aber auch dies kann keinen 
Unterſchied machen. Denn nach der herrſchenden Rſpr. könnte auch 
jeder einzelne Händler, der erfährt, daß der Fabrikant ſein Preis⸗ 
bindungsſyſtem nicht ordnungsmäßig ſchützt, ungeachtet etwaiger 
vertraglicher Bindungen frei von der Preisbindung die Marken⸗ 
ware weiterverkaufen. Auch richtet ſich die etwaige Drohung, die 
in der Erklärung der künftigen Liſtenfreiheit zu finden ſein könnte, 
nur an die Fabrikanten: gegen ſie läge alſo eine Sperre vor, 
nicht aber gegen den Antragſteller. Dies entſpricht auch dem Auf⸗ 
gabenkreis des Antragsgegners, der eine Vereinigung der Händ⸗ 
ler und gerade nicht der Fabrikanten darftellt. vom Händ⸗ 
ler aus geſehen, iſt eine Unterlaſſungsklage des Fabrikanten 
gegen den Schleuderer mit nachfolgender Straffeſtſetzung ein wirk⸗ 
ſameres Mittel gegen das Schleudern als eine etivaige Sperre. 
Denn der Schleuderer pflegt erfahrungsgemäß nicht direkt vom 
Fabrikanten zu beziehen, um ſich nicht perſönlich zur Preisinne⸗ 
haltung binden zu müſſen. Es liegt alſo auch innerlich hier kein 
Grund zur Annahme einer — wenn auch verſteckten — Aufforde⸗ 
rung zu Sperr maßnahmen vor. Die vom Antragſteller be⸗ 
anftandete Mitteilung des Antragsgegners an die Fabrikanten ent: 
hält ſomit nicht zwiſchen den Zeilen eine Aufforderung zur Sperre, 
ſondern legt den Fabrikanten nur diejenigen Maßnahmen gegen 
den Schleuderer nahe, die dort ausdrücklich aufgeführt ſind. Daß 
zwiſchen den Verbänden der Händler und der ee irgend» 
eine Abmachung beftände, durch die die Fabrikanten zur Ver⸗ 
hängung der Sperre gegen Schleuderer verpflichtet wären, das 
hat der Antragſteller ſelbſt nicht behauptet. 

Daher braucht nicht entſchieden zu werden, ob gerade das 
Schreiben im vorl. Fall die Fabriken zum Einſchreiten veranlaßt 
hat, d. h. ob es hier für die Sperre kauſal war. Dies kann ſehr 
zweifelhaft ſein, da z. B. die Firma S. ſchon damals ein Ein⸗ 
ſchreiten androhte, desgleichen die Firma N. 

Der Antragſteller begründet ſeinen Antrag ferner damit, daß 
das Verhalten des Antragsgegners einen ſittenwidrigen Boykott 
darſtelle, da die heutige Notzeit Preisunterbietungen zulaſſe. Dieſe 
Meinung geht fehl. Die in Frage kommenden Radiogeräte ſind 
Markenwaren, da ſie einen beſonderen Hinweis auf die Fabriken 
als Herſteller tragen, ihnen auch der Preis e als 
Markeneigenſchaft innewohnt. Dem Antragſteller kann nicht ge⸗ 
folgt werden, wenn er meint, die Rechtsauffaſſung von RG. 134, 
342 2) für ſich verwenden zu können, denn es handelt ſich dort nicht 
um Markenwaren. Für dieſe hat vielmehr auch nach Erlaß der 
NotVO. der Jahre 1930 und 1931 das RG. ſtändig daran feſt⸗ 
gehalten, daß der Preisſchutz fortbeſtehe (vgl. RG. 133, 330°); 
136, 65 ): JW. 1932, 1961 = Kartgidſch. 1932, 379). Eine Aus⸗ 
nahnte macht das NG. lediglich, wenn die Preiſe künſtlich über⸗ 
mäßig hochgehalten werden. Daß das der Fall ſei, hat der An⸗ 
tragſteller nicht glaubhaft gemacht. Da die hier beanſtandete Maß⸗ 
nahnıe des Antragsgegners — bei Rechtmäßigkeit des Preisſchutzes 
von Radioartikeln als Markenwaren überhaupt — als ſitten⸗ 
widrig nicht angeſehen werden kann, kommt es für die hier zu 
entſcheidende Frage nicht darauf an, ob einzelne Radio⸗ 
fabrikanten ihr Preisſchutzſyſtem nicht lückenlos durch⸗ 
geführt haben und ob der Antragſteller zu 1 gegen einzelne 
Händler wegen Schleuderns nicht oder nicht rechtzeitig vor⸗ 
gegangen iſt. 

(KG., 31. ZivSen., Urt. v. 24. Okt. 1932, 31 U 5674/32.) 
* 


gen ernſtlich zu verteidigen (vgl. RG. Ziv. 133, 61; Kart. Entſch. 
195). Dazu ſtehen ihm aber auch andere, durchaus wirkſame Mit⸗ 
tel (EinſtwVerf., Unterlaſſungsklage, u. U. Vertragsſtrafe) zur 
Verfügung. Der Mitteilung des Händlerverbandes fehlte daher 


ſchon inſoweit der Sperrcharakter. 


Es fehlt aber auch an einer Maßnahme auf Grund eines 
Kartellvertrages oder einer kartellähnlichen Abmachung. Nach der 
nunmehr vom RG. (NG. 133, 51 ff. JW. 1932, 1874 ff.) und 
Kart. (Entſch. 195) einheitlich vertretenen Auffaſſung kommt 
einem fog. autonomen Reversſyſtem, um das es ſich vorliegenden⸗ 
falls handelt, kein Kartellcharakter zu, da es hier regelmäßig 
an der kollektiven Verfolgung eines gemeinſchaftlichen Zwecks mit 
bindender Unterordnung der Vertragsbeteiligten unter den Ge⸗ 
meinſchaftszweck fehle. Wie das Kartch. ausdrücklich betont, könne 
hieran der Umſtand nichts ändern, daß — wie hier — ein Teil 
der reversgebundenen Händler durch beſondere Stellen die Durch⸗ 
führung des Preisſchutzes überwache, da dies in erſter Linie auch 
mit Rückſicht auf die Abnehmer geſchehe, die, ſolange der Preis⸗ 
ſchutz überhaupt beſtände, ein Intereſſe an deſſen lückenloſer Durch⸗ 
führung hätten. RA. Dr. C. A. Walther, Berlin. 


2) JW. 1932, 1893. ) JW. 1931, 3662.) JW. 1932, 1870. 
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4. 8 823, 844 Abſ. 2 BGB.; 5 10 Abſ. 2 KraftfG.; 
8 256 ZRO. Bei Tötung eines fünfjährigen Mädchens iſt 
ein Verluſt von Unterhaltsanſprüchen für die Eltern nicht 
vorauszuſehen. f) 

Maßgebend für die Beurteilung des Klageanſpruchs ſind die 
ee lau Beſt. des § 844 Abſ. 2 BGB. und des 810 Abſ. 2 

raftfG. 

Es genügt nicht, daß ein getötetes Kind ſeinen Verdienſt den 
Eltern ganz oder teilweiſe hätte zufließen laſſen oder die Eltern 
dieſen Verdienſt ganz oder teilweiſe an ſich genommen haben wür⸗ 
den. Ein Anſpruch der Eltern beſteht vielmehr nur inſoweit, als 
das getötete Kind den Eltern zur Gewährung des Unterhalts ge⸗ 
ſetzlich verpflichtet geweſen ſein würde. 

Die Vorausſetzungen dieſer geſetzlichen Unterhaltsverpflichtung 
find in den §8 1601 ff. des BGB. enthalten. Nach § 1602 erwuchs 
den Eltern ein Unterhaltsanſpruch gegen das Kind erſt dann, 
und nur dann, wenn ſie außerſtande waren, ſich ſelbſt zu unter⸗ 
halten, wobei dann noch zu berückſichtigen iſt, daß nach § 1608 
BGB. dem bedürftigen Ehegatten in erſter Linie, alſo vor den 
Kindern der andere Ehegatte Unterhalt zu gewähren hat. Da z. Z. 
der Stellung des Armenrechtsgeſuches v. 16. Febr. 1931 der kla⸗ 
gende Ehemann erſt 29 Jahre, die klagende Ehefrau erſt 26 Jahre 
alt war und von Mängeln ihrer Geſundheit nichts erwähnt iſt, ſo 
würde normalerweiſe eine Bedürftigkeit erſt nach Jahrzehnten 
haben eintreten können, und auch das iſt zweifelhaft, weil für den 
Unterhalt einer bedürftigen Arbeiterfamilie in gewiſſem Umfange 
durch die Sozialverſicherung geſorgt iſt. Aber das würde kein 
Grund ſein, den Kl. das Recht zu verſagen, ſich für den Fall des 
Eintritts einer Bedürftigkeit durch eine Klage auf Feſtſtellung 
der Schadenserſatzpflicht der Bekl. ſchon jetzt zu ſichern. Das nach 
8256 ZPO. erforderliche rechtliche Intereſſe, an der alsbaldigen 
Feſtſtellung durch richterliche Entſch. iſt in den Fällen dieſer Art 
nicht nur wegen der bei den kurzen Verjährungsfriſten beſtehen⸗ 
den Gefahr der Verjährung des Anſpruchs gegeben, ſondern auch 
wegen der Gefahr, daß ſpäter der für die Feſtſtellung der Schadens⸗ 
erſatzpflicht maßgebende Hergang des Unfalls weniger zuverläſſig 
würde feſtgeſtellt werden können. 

Die Unterhaltspflicht eines Kindes fällt aber nach § 1603 
BGH B. fort, wenn es bei Berückſichtigung einer ſonſtigen Verpflich⸗ 
tung außerſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines eigenen ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalts den Unterhalt zu gewähren. Nur ſoweit unter 


Zu 4. Dem Urt. iſt im Ergebnis, im weſentlichen auch in 
der Begr. zuzuſtimmen. 

I. Die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage begegnet keinen Be⸗ 
denken. Die Kl. haben an der Feſtſtellung, die ſie begebren, ein 
1 5 Intereſſe, eine Leiſtungsklage wäre auch zur Zeit aus⸗ 
geſchloſſen (vgl. Roſenberg 886 IT 2 und RG. JW. 1927, 
8437 mit zuſt. Anm. Heinsheimer, ſowie Rg. 123, 233. 

II. Richtig iſt auch, daß die Erſparung von Aufwendungen 
für den Unterhalt an ſich der Vorteilsausgleichung zugänglich iſt: 
denn die Kl. ſollen ja keinesfalls bereichert werden (ogl. darüber, 
daß dies der Sinn der Vorteilsausgleichung ift, Dertmann, 
vor § 249 Anm. 5; RGRKomm. vor 8249 Anm. 5; Staudin⸗ 
ger, Vorbem. III 3 und RG. 64, 346 und 356 ff.). 

Bei den Erwägungen des Urt. hierzu iſt aber überſehen, daß 
es allein darauf ankommen kann, ob die Bedürftigkeit durch die 
Erſparniſſe verhindert oder hinausgeſchoben wird. Das ſcheint 
mir nach allgemeiner Lebenserfahrung zu verneinen. Denn der 
Fortfall der Unterhaltslaſt führt nicht ſchlechthin zu einer Meh⸗ 
rung der Erſparniſſe, die den Eintritt der geſetzlichen Unterhalts⸗ 
pflicht der Kinder verzögern würde. Mindeſtens ebenſooft, wenn 
nicht überwiegend, führt der 00 ſolcher Laſten zu einer Ver⸗ 
minderung der von den Eltern für die Erziehung ihrer Kinder 
aufgewandten Opfer und damit zu einer Vermehrung des Ver⸗ 
brauches. Infolgedeſſen ſcheinen mir dieſe tatſächlichen Erſparniſſe 
kein 92.98 Objekt zur Vorteilsausgleichung (vgl. RG. 69, 
295, 92, 58 ff.). N 

III. Bedenklich ift der Hinweis auf die wahrſcheinliche Siche⸗ 
rung des Unterhalts der Kl. „in gewiſſem Umfange“ durch die 
Soztalverſicherung. Richtig iſt zwar, daß die gegenwärtigen und 
alle vorausſehbaren zukünftigen Umſtände berückſichtigt werden 
müſſen. 

j Vgl. hierzu im einzelnen Staudinger 8844 V3 und 
8843 Anm. 3 mit mannigfacher Rſpr. und die weitere Rſpr. zu 
8323 ZPO., die vom rückblickenden Standpunkt erkennen läßt, 
wieweit der Rahmen der Prüfung abzuſtecken iſt (vgl. von neueren 
Urt. beſonders RS. 126, 240 und 129, 320 f. und RG.: JW. 1932, 
1967 mit Anm. Levin). 7 

— Es hätte m. E näher gelegen, einem Hinweis des Bekl. auf 
die ſpäteren Leiſtungen der Sozialverſicherung entſprechend den 
übrigen Erwägungen damit zu begegnen, Sc noch in keiner Weiſe 
vorauszuſehen ſei, ob der heute 29jahrige Kl. und die 26jährige 
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Berückſichtigung dieſer Beſt. ein getötetes Kind den Eltern, wenn 
es am Leben geblieben wäre, zur Gewährung von Unterhalt ver⸗ 
pflichtet geweſen ſein würde, kann ein Schadenserſatzanſpruch für 
die Eltern erwachſen. Die Entſch. wird dadurch erſchwert, daß ihr 
nicht feſtſtehende oder erweisbare Tatſachen zugrunde gelegt wer⸗ 
den können, ſondern nur Erwägungen darüber, wie ſich mutmaß⸗ 
lich die Verhältniſſe geſtaltet haben würden, wenn das Kind weiter⸗ 
gelebt hätte. Um ſolche hypothetiſchen Erwägungen möglichſt 
zuverläſſig zu geſtalten, müſſen entfernte Möglichkeiten ausſchei⸗ 
den und allgemeine Erfahrungen i. Verb. m. den durch die Lage 
des Einzelfalles gebotenen Folgerungen zur Grundlage genommen 
werden. Auf dieſe Weiſe ergibt ſich dann das Bild, wie es nach 
dem gewöhnlichen Lauf der Dinge ſich vorausſichtlich geſtaltet 
haben würde, und auf dieſem ift dann die Entſch. aufzubauen, 
die immer berückſichtigen muß, daß es ſich um einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch handelt, ſo daß die Höhe des Schadens, der den 
Eltern entſteht, die Grenze deſſen bildet, was der Richter zu⸗ 
billigen darf, und die Klage abgewieſen werden muß, wenn der 
gewöhnliche Lauf der Dinge nicht geſtattet, anzunehmen, daß den 
Eltern durch den Tod des Kindes etwas entgeht, was es ihnen 
an Unterhalt zu leiſten verpflichtet geweſen ſein würde. 

Bei der Prüfung, die der Richter hiernach vorzunehmen hat, 
ſpielen Alter und Geſundheit der Eltern, Alter, Geſundheit und 
geiſtige Befähigung des Kindes, die Schul⸗ und Berufsausbildung, 
die ihm ſchon zuteil geworden iſt und vorausſichtlich noch hätte 
gewährt werden können, der Charakter des Kindes, Arbeitswillig⸗ 
keit und Arbeitsfreude, Arbeitsgelegenheit und anderes eine Rolle, 
zum Teil Umſtände, die bei der Tötung eines Kindes in den erſten 
Lebensjahren überhaupt noch nicht in der Perſon des Kindes zu⸗ 
verläſſig feſtgeſtellt werden können, jo daß dann inſoweit nur all⸗ 
gemeine Normen zugrunde gelegt werden können. Nicht ohne Be⸗ 
deutung ift auch das Geſchlecht des Kindes. Bei einem Sohne wird 
eher als bei einer Tochter angenommen werden können, daß er 
in der Lage geweſen ſein würde, ſeinen bedürftigen Eltern Unter⸗ 
halt zu leiſten. Der Mann hat im allgemeinen beſſere Erwerbs⸗ 
möglichkeiten als das Mädchen und die Frau. Seine Erwerbs⸗ 
tätigkeit wird durch die Heirat nicht berührt. Dagegen hört die 
Frau in den weitaus meiſten Fallen mit der Verheiratung auf, 
eine Erwerbstätigkeit auszuüben, und es bedarf immer beſonderer 
Feſtſtellung und beſonderer Begr., wenn im Einzelfall das Gegen⸗ 
teil angenommen werden ſoll. Der verheiratete Mann iſt auch eher 


Kl. nach etwa 40 (!) Jahren Anſprüche aus der Sozialverſicherung 
haben würden. 

IV. Die allgemeine Würdigung des Urt. iſt zutreffend und 
entſpricht feſtſtehender Rſpr. Die Wahrſcheinlichkeiten, mit denen 
gerechnet werden muß, ſind zutreffend und erſchöpfend im Zu⸗ 
ſammenhang gewürdigt. Es ſind auch keine zu ſtrengen Anforde⸗ 
rungen an die Darlegung der wahrſcheinlichen Entwicklung gegen⸗ 
über den Kl. geſtellt. Die notwendige Unzulänglichkeit aller 
menſchlichen Vorausſicht bedingt eine gewiſſe Großzügigkeit der 
Handhabung der Prüfung und des dabei anzuwendenden Er⸗ 
meſſens (vgl. insbeſ. N®.: JW. 1911, 153%; RGRKomm. 9844 
Anm. 6 a). Insbeſ. ift zutreffend hervorgehoben, daß bei einem 
Kind weiblichen Geſchlechts bei der heutigen und für die Zukunft 
abſehbaren Lage des Arbeitsmarktes nach Arbeits⸗ und Verdienſt⸗ 
möglichkeit nicht damit gerechnet werden kann, daß das Kind einer 
geſetzlichen Unterhaltspflicht zu genügen hat, wenn es älter als 
35 Jahre iſt. Bis dahin aber konnte im vorl. Falle nach dem ge⸗ 
wöhnlichen Verlauf der Dinge mit der Erwerbsfähigkeit des kla⸗ 
genden Ehemannes gerechnet werden. 2 

Val. in der Rſpr. weiter die bei Staudinger 8 844 
Anm. II 3a y aufgeführten Entſch. OLG. Hamburg: HöchſtRRſpr. 
1926, 385 (Feſtſtellungsanſpruch bejaht bet einem Fjährigen 
Jungen und 40 bzw. 35jährigen Eltern), während OSG. Ham⸗ 
burg: HöchſtRRſpr. 29, 1364 auf die Überfüllung des Arbeits⸗ 
marktes und auf eine völlige Unüberſehbarkeit der Verhältniſſe 
auf mehr als 12 Jahre hinaus unter gleichzeitiger Verweiſung 
der Parteien auf 8 323 ZPO. hinweiſt. Vgl. auch RGWarn. 10 
Nr. 206 (Feſtſtellungsanſpruch bejaht bei Tötung 13 und gjähriger 
Söhne): RG.: JW. 1905, 152 , 1909, 314 12 (bejaht bei Tötung 
des 7 Jahre alten Sohnes); weiter Jſaac-Sieburg, 810 
KraftfGG., Anm. D. 

Mit Recht iſt auch darauf verwieſen, daß im Falle der Ver⸗ 
heiratung des getöteten Kindes den Ehemann eine Unterhalts⸗ 
pflicht nicht treffen würde und daß die Möglichkeit gleichzeitigen 
Erwerbs der Ehefrau unwahrſcheinlich und jedenfalls nicht ſehr 
erheblich zu veranſchlagen ſein werde. Denn nur für den Ausfall 
geſetzlichen Unterhalts, nicht für den freiwilligen oder ver⸗ 
traglichen, wird nach § 844 gehaftet (vgl. Dertmann 8844 
Anm. 5 b, RO: JW. 1907, 480 n, 710.18, vgl. hierzu auch 
Müller, Automobilgeſetz § 10 Anm. B, insbeſ. II, und Hel⸗ 
lingrath⸗Michel 810 Anm. 8; RG. 111, 23). 
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als die verheiratete Frau in der Lage, die Eltern, wenn er ihnen 
Barunterhalt nicht gewähren kann, in ſeine Familie aufzunehmen. 
Eine Frau iſt hierin von ihrem Ehemann abhängig, der nicht 
verpflichtet iſt, ſeine Zuſtimmung dazu zu erteilen, und ſie in 
vielen Fallen erfahrungsgemäß verweigert. Einen Anſpruch, ſie zu 
erteilen, hat die Frau gegen ihn nicht, und die Eltern haben keinen 
Anſpruch gegen die verheiratete Tochter, ihnen Unterhalt in dieſer 
Weiſe zu gewähren, während gegen den Sohn ein derartiger An⸗ 
ſpruch unter Berückſichtigung des § 242 BGB. gegeben ſein kann. 

Im vorl. Falle handelt es ſich um ein beim Tode fünf Jahre 
altes Töchterchen eines Arbeiters. Da das Vorbringen der Par⸗ 
teien beſondere Umſtände, welche eine andere Beurteilung recht⸗ 
fertigen könnten, nicht erkennen läßt, ſo iſt von dem Regelfall aus⸗ 
ben daß das Kind etwa vom 15. oder 16. Lebensjahre ab einem 
Erwerbe von der Art, wie er in Arbeiterkreiſen üblich iſt, nachge⸗ 
gangen ſein würde. Die Kl. benennen zwar einen Verwandten, 
den Straßenwärter B., als Zeugen, daß er dem verſtorbenen Kinde 
die Koſten für die Vorbildung zu einem Berufe geſchenkweiſe zu⸗ 
wenden wollte. Wenn man dies einmal als richtig annimmt und 
unterſtellt, daß es infolge einer etwas beſſeren Vorbildung eine 
etwas beſſer bezahlte Arbeit hätte finden können als im allge⸗ 
meinen die Tochter eines Arbeiters, ſo würde dieſe Tatſache doch 
nicht die Feſtſtellung rechtfertigen können, daß die Tochter mehr 
hätte verdienen können, als zu ihrem eigenen ſtandesmäßigen Un⸗ 
terhalt erforderlich war. Auch in Stellungen, die hierbei für ein 
junges Mädchen wie die Tochter der Kl. in Betracht kommen 
könnten, pflegt das Entgelt nicht ſo hoch zu ſein, daß davon nach 
Beſtreitung des eigenen ſtandesmäßigen Unterhalts etwas übrig 
bleiben würde, zumal wenn man berückſichtigt, daß bei ſolchen 
Stellungen für die Kleidung höhere Aufwendungen gemacht wer⸗ 
den müſſen. Eine Erwerbstätigkeit würde die Tochter der Kl. vor⸗ 
ausſichtlich nicht länger als bis etwa zum 23. oder 24. Lebensjahr 
ausgeübt haben. Denn der Regelfall iſt in den Kreiſen, denen die 
Tochter der Kl. angehört haben würde, auch in der heutigen Zeit 
noch, daß das Mädchen im Alter von 23 oder 24 Jahren heiratet. 
Wollte man aber auch annehmen, daß die Tochter der Kl. in der 
Ehe noch in beſchränktem Maße einem Erwerb nachgegangen 
wäre, ſo war doch immer damit zu rechnen, daß dieſes Geld für 
die Bedürfniſſe des ehelichen Haushalts und etwaiger Kinder er⸗ 
forderlich war. 

Bei ſolcher Sachlage und unter Berückſichtigung des weiteren 
Umſtandes, daß in erſter Linie der andere Elternteil dem bedürf⸗ 
tigen Teil Unterhalt zu gewähren hat, iſt die Möglichkeit, daß die 
Tochter zur Gewährung von Unterhalt an die Eltern verpflich⸗ 
tet geweſen ſein würde, nur eine ganz entfernte. Nach dem ge⸗ 
wöhnlichen Lauf der Dinge würde eine ſolche Verpflichtung nicht 
eingetreten ſein, und damit entfällt der Schadenserſatzanſpruch der 
Kl. gegen die Bekl. Aber ſelbſt wenn die Tochter der Kl. in die 
Lage gekommen ſein würde, ohne Gefährdung ihres eigenen ſtan⸗ 
desmäßigen Unterhalts den Eltern, wenn ſie vorzeitig bedürftig 
wurden, etwas abzugeben, ſo würde den geringen Beträgen für 
eine beſtimmte Zeit, um die es ſich dabei höchſtens hätte handeln 
können, gegenüberſtehen, was die Kl. an Unterhalt für das Kind 
in der Zeit vom fünften bis etwa zum 15. Lebensjahr hätten auf⸗ 
wenden müſſen. Hierdurch würde der finanzielle Schaden der Kl., 
wenn man einen ſolchen überhaupt annehmen könnte, gemindert 
werden. Es darf bei Würdigung aller Umſtände angenommen 
werden, daß dann keinesfalls ein Schaden übrig blieb. Das LG. 
bezeichnet zu Unrecht die Berückſichtigung ſolcher Erſparniſſe als 
„unſittlich und den ethiſchen Anſchauungen und dem Rechtsgefühl 
aller billig und gerecht denkenden Menſchen widerſprechend“. Es 
meint, die Liebe der Eltern zu ihrem Kinde, ihre Freude an der 
Erziehung, dürften nicht mit dem materiellen Vorteilen durch den 
Tod des Kindes aufgerechnet werden. Solche Erwägungen mögen 
für den ſogenannten immateriellen Schadenserſatzanſpruch des 
8847 BGB. dem ſog. Schmerzensgeldanſpruch Bedeutung gewin⸗ 
nen können. Auch die Eltern können, wie jeder andere, der einen 
vermögensrechtlichen Schadenserſatzanſpruch geltend macht, nur 
Erſatz der tatſächlich entſtandenen und in Zukunft tatſächlich ent- 
ſtehenden Schadens beanſpruchen. Auf dieſen iſt aber nach ſtändiger 
Rſpr. dasjenige anzurechnen, was der Schadenserſatzberechtigte in⸗ 
folge des ſchädigenden Ereigniſſes erſpart. Es iſt nicht einzu⸗ 
ſehen, weshalb die Anwendung dieſes allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſatzes in einem Falle wie dem vorliegenden den ethiſchen An⸗ 
ſchauungen und dem Rechtsgefühl aller billig und gerecht denken⸗ 
den Menſchen widerſprechen ſollte. 

Wenn die Kl. meinen, daß die Tochter ſich vielleicht bei einer 
Verheiratung wirtſchaftlich beſſer geſtanden haben würde, als die 
Eltern und gerade durch die Heirat in die Lage gekommen ſein 
würde, die Eltern unterſtützen zu können, ſo iſt dazu zunächſt zu 
bemerken, daß es ſich nur um eine entfernte Möglichkeit handelt, 
die nicht in den Kreis der Wahrſcheinlichkeitsberechnungen gezogen 
werden kann. Außerdem hat aber auch für den hier in Betracht 
kommenden Schadenserſatzanſpruch nur die geſetzliche Unterhalts⸗ 
pflicht der Tochter Bedeutung, nicht das, was fie vielleicht ohne 
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ſolche freiwillig gegeben haben würde. Die geſetzliche Unterhalts⸗ 
pflicht der Tochter würde ſich durch eine günſtige Heirat nicht ge⸗ 
ſteigert haben. Der Ehemann aber würde für die Erfüllung der 
geſetzlichen Unterhaltspflicht ſeiner Ehefrau mit ſeinem Einkommen 
oder Vermögen nicht gehaftet haben. 
(OLG. Köln, Urt. v. 3. März 1932, 9 U 439/31.) 
Eingeſ. von RA. Dr. Legers, Köln. 


Berlin. II. Verfahren. 


5. 5 100 Abſ. 4 8PO. Geſamtſchuldneriſche Koften- 
haftung nur, wenn im Urteilstenor geſamtſchuldneriſche 
Verurteilung in der Hauptſache ausgeſprochen oder wenig- 
ſtens in den Gründen erkennbar gemacht iſt. f) 


Die Beſchw. bekämpft die Auffaſſung des LG., daß eine ge⸗ 
ſamtſchuldneriſche Haftung der mehreren Bekl. für die 
Koſten in Frage komme und daß demgemäß im Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß ausdrücklich die geſamtſchuldneriſche Haftung der Bekl. 
zu 5 mit den Bekl. zu 1 und 2 auszuſprechen ſei. 

Die Beſchw. iſt begründet. 

Nach § 100 Abſ. 4 ZPO. haften mehrere Bekl. für die Koſten⸗ 
erſtattung als Geſamtſchuldner, wenn ſie als Geſamtſchuldner ver⸗ 
urteilt ſind. Vorausſetzung für die geſamtſchuldneriſche Koſten⸗ 
haftung iſt alſo eine Verurteilung in der Hauptſache als Ge⸗ 
ſamtſchuldner. Iſt eine ſolche Verurteilung erfolgt, dann bedarf es 
im Urteilstenor keines ausdrücklichen Ausſpruchs über eine 
Verpflichtung der mehreren Bekl., auch die ihnen auferlegten 
bi geſamtſchuldneriſch zu tragen. Vielmehr folgt 
dieſe Haftung dann kraft Geſetzes aus dem zur Hauptſache er⸗ 
gangenen Urteil. 

Dieſe Regelung zeigt aber, daß, wenn ſchon der Koſten⸗ 
ausſpruch die geſamtſchuldneriſche Haftung nicht ausdrücklich zu 
enthalten braucht, dies grundſätzlich age von dem Urteils⸗ 
ſpruch in der Hauptſache verlangt werden muß, wie ja auch ſchon 
der Wortlaut des Geſetzes: „als Geſamtſchuldner verurteilt“, zum 
Ausdruck bringt. Hätte das Geſetz es allein auf das Vorhandenſein 
einer auf Grund des bürgerlichen Rechts zu bejahenden materiell⸗ 
rechtlichen Haftung der mehreren Bekl. als Geſamtſchuldner in 
der Hauptſache abgeſtellt, dann hätte es das zum Ausdruck bringen 
können und zum Ausdruck gebracht. So aber verlangt es eine 
Verurteilung der Bekl. als Geſamtſchuldner in der Haupt⸗ 
ſache, mithin einen ausdrücklichen Ausſpruch im entſchei⸗ 
denden Teil des Urteils. Dieſer Ausſpruch bewirkt dann ohne 
weiteres auch koſtenrechtlich eine geſamtſchuldneriſche Haftung. 

Iſt ſomit grundſätzlich von einem Ausſpruch über die Geſamt⸗ 
ſchuld im Urteilstenor auszugehen, ſo iſt doch der formelhafte Ge⸗ 


Zu 5. Das Problem, das dieſe Entſch. bietet und das offen⸗ 
kundig zur Differenz zwiſchen LG. und KG. geführt hat, liegt in 
der Auslegung des 799 0 5 „Werden mehrere Bekl. als Geſamt⸗ 
ſchuldner verurteilt, jo haften fie auch für die Koftenerftattung ... 
als Geſamtſchuldner.“ Das kann dem Wortlaut nach bedeuten: 
werden mehrere Schuldner, die nach materiellem Rechte Geſamt⸗ 
ſchuldner ſind, verurteilt, ſo haften ſie 15 die Koſten als Geſamt⸗ 
ſchuldner. Es kann aber auch heißen: „Werden mehrere Schuldner 
im Urt. als Geſamtſchuldner verurteilt uſw.“ Die unbefangene 
Beurteilung ſpricht für die Auslegung im zweiten Sinn, wie auch 
KG. mit Recht betont. Wäre das erſtere gemeint, jo würde die 
Ausdrucksweiſe des Geſetzes zum mindeſten unklar ſein, und es 
läge eine Faſſung wie etwa: „Sind die verurteilten Bekl. Geſamt⸗ 
ſchuldner“ o. dgl. näher. Die alte Faſſung lautete: „Durch die 
Belt. dieſes Paragraphen wird eine nach den Vorſchr. des bürger⸗ 
lichen Rechts begründete Verpflichtung, wegen der Koſten ſolida⸗ 
riſch G5 haften, nicht berührt.“ RG. 15, 381 und 30, 341 und Bay⸗ 
ObesG.: RABl. 41, 104 nahmen an, daß ſich aus der ſolidari⸗ 
ſchen Haftung für die Hauptſchuld die ſolidariſche Haftung für die 
Koſtenſchuld ergebe. Das wurde indeſſen nicht allgemein anerkannt. 
Zur Klärung hat die Nov. 1898 die neue Faſſung gebracht. In der 
älteren Entſch. des RG. iſt nun wohl kaum klar zu erkennen, wie 
die zur Entſch. ſtehende Frage zu löſen iſt. Dort iſt gejagt: „eine 
uns für die Koſten e zu haften, tritt danach nicht 
bloß dann ein, wenn in dem bürgerlichen Rechte eine die Solidar⸗ 
haft für die Prozeßkoſten ausdrücklich anordnende Vorſchr. beſteht, 
ſondern auch dann, wenn nach dem bürgerlichen Rechte in dem dem 
Rechtsſtreite zugrunde liegenden materiellen Rechtsverhältniſſe eine 
Solidarverbindlichkeit begründet iſt.“ RG. 30, 341 nimmt auf dieſe 
Entſch. Bezug, fügt aber hinzu: „Entſcheidend iſt nun freilich, ob 
die erkennenden Gerichte dieſelbe Auffaſſung gehabt und auch mit 
hinreichender Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht haben.“ Im kon⸗ 
kreten Fall wurde dies mit Rückſicht auf die „in den Entſcheidungs⸗ 
gründen enthaltene Erläuterung“ bejaht. Es war alſo damals 
jedenfalls die Auffaſſung, vorausgeſetzt für die ſolidariſche Koſten⸗ 
haftung ſei, daß das Gericht eine ſolidariſche Haftung in der 
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brauch des Wortes „Geſamtſchuldner“ nicht vorgeſchrieben. Die 
Anwendung unmißverſtändlicher Bezeichnungen, wie z. B. als Mit⸗ 
bürgen, Mittäter, Wechſelſchuldner u. dgl. die das Geſamtſchuldner⸗ 
verhältnis klar zum Ausdruck bringen, wird zur Vermeidung for⸗ 
maliſtiſcher Überjpannung des Prinzips unbedenklich zugelaſſen 
werden können. Dann wird aber auch eine Milderung dieſes Er⸗ 
forderniſſes, ohne den Grundgedanken der geſetzlichen Regelung zu 
beſeitigen, dahin, aber auch nur dahin zuzulaſſen ſein, daß auch 
noch als ausreichend angeſehen werden darf, wenn wenigſtens die 
Entſcheidungsgründe des Urt. erkennbar machen, 
daß das Gericht eine geſamtſchuldneriſche Verurteilung der mehre⸗ 
ren Bekl. hat ausſprechen wollen. Auch in dieſem Falle kann 
immer noch von einer „Verurteilung als Geſamtſchuldner“ geſpro⸗ 
chen werden. 

Dagegen kann nicht als zuläſſig anerkannt werden, daß es 
auch genüge, wenn eine Nachpruͤfung der materiellen Rechts⸗ 
lage, die im Urt. geſchildert iſt, das Beſtehen einer Geſamtſchuld 
auf ſeiten der mehreren Bekl. ergibt. Einmal würde damit dem 
Urkundsbeamten in der Koſtenfeſtſetzung die Nachprüfung einer 
u. U. ſchwierigen materiellen Rechtsfrage zugemutet werden, die 
zu entſcheiden lediglich Sache des Gerichts, und zwar auf Grund 
der vor ihm geführten Verhandlung der Parteien iſt. Eine ſolche 
Auslegung des § 100 Abſ. 4 PZ3O. würde aber des weiteren in 
die Verpflichtung zur Kostentragung eine Unſicherheit hinein⸗ 
tragen, die mit einer Urteilsentſch. unvereinbar iſt. Die Koſten⸗ 
entſch. als Grundlage der die Koſtenerſtattung durchführenden 
e dar muß klar und eindeutig ſein. Wenn ſchon das 
Geſetz darauf verzichtet, einen ausdrücklichen Ausſpruch über 
die geſamtſchuldneriſche Koſten haftung zu verlangen, ſo tut es 
das nur deshalb, weil es dieſe Haftung automatiſch aus dem zur 
Hauptſache ergangenen Urteilsſpruch herleitet. Folglich muß dieſer 
unzweideutig ſein und nicht erſt einer zweifelhaften Auslegung be⸗ 
dürfen, um jo auch eine unzweideutige Geſamtkoſten ſchuld aus 
ſich herleiten zu laſſen. Iſt daher die Geſamtſchuld nicht mindeſtens 
in den e deutlich erkennbar gemacht, dann 
fehlt es an einer Verurteilung der Bekl. als Geſamtſchuldner und 
damit auch an einer geſamtſchuldneriſchen Koſtenhaftung. 

Zu Unrecht beruft ſich das LG. für ſeine gegenteilige Anſicht 
auf die Erläuterungen bei Stein⸗Jonas zu 8 100 III 3 und 
bei Baumbach 5 100 Bem. 5. Denn daſelbſt iſt ausgeführt, daß 
die geſamtſchuldneriſche Koſten haftung auch ohne beſonde⸗ 
ren Ausſpruch (seil. im Tenor) eintritt und daß es unerheblich 
iſt, ob die ſachliche Geſamthaftung in der Formel des Urt. 
zum Ausdruck kommt oder nicht. 

Ein Einwand gegen die Anſicht des Senats kann auch nicht 
daraus hergeleitet werden, daß in § 100 Abſ. 4 Satz 2 ZPO. ohne⸗ 
hin auf die Vorſchr. des bürgerlichen Rechts verwieſen wird. Dieſer 
Hinweis zeigt vielmehr gerade, daß nur in dem vom Geſetz damit 
gemeinten Falle es einer Verurteilung der Bekl. als Geſamtſchuld⸗ 
ner nicht bedarf, und zwar deswegen nicht, weil in dieſem Falle — in 
Frage kommt in erſter Linie § 767 Abſ. 3 BGB., Haftung des Bürgen 
für die Koſten der Rechtsverfolgung gegen den Schuldner — ſchon 


Hauptſache angenommen und — ohne das wäre eine ſolche An⸗ 
nahme bedeutungslos — in der Entſch zum Ausdruck gebracht hat. 
Damit gewinnen wir einen zweiten Grund für die Auslegung im 
zweiten Sinne. Denn die Nov. 1898 wollte der herrſchenden Mei⸗ 
nung zum Siege verhelfen. Als dritten Grund muß man ſchließlich 
das vom KG. hervorgehobene Argument gelten laſſen, daß ſonſt 
bier die oft ſehr ſchwierige und umſtrittene Frage, ob die Bekl. als 
Geſamtſchuldner haften, im weſentlichen in die Hände des Urkunds⸗ 
beamten gelegt wäre. Entſcheidend dürfte indeſſen folgendes ins 
Gewicht fallen. Das Geſetz hat die Auslegung im zweiten Sinne 
in § 103 unmittelbar zum Ausdruck gebracht. „Der Anſpruch auf 
Erſtattung der Prozeßkoſten kann nur auf Grund eines zur 
Zwangsvollſtreckung geeigneten Titels geltend gemacht werden.“ 
Für den Urkundsbeamten ift alſo nur der Titel die Grundlage. 
Was im Titel nicht enthalten iſt, darf er für den Koſtenanſpruch 
nicht berückſichtigen. Geht aus dem Titel ſelbſt nicht die Geſamt⸗ 
ſchuld bervor, fo haften die mehreren Unterliegenden nur nach 
Kopfteilen. Bzgl. des einzelnen Bekl. iſt für eine Haftung darüber 
hinaus ein Titel nicht vorhanden. Will man den Abſ. 4 i. S. der 
erſten Auslegung auffaſſen, ſo kommt man zu einem unloslichen 
Widerſpruch zwiſchen § 100 Abſ. 4 und § 103 Abs. 1. 

Daß es genügt, wenn die geſamtſchuldneriſche Haftung bzgl. 
der Hauptſache in den Urteilsgründen zum Ausdruck kommt, nahm 
ſchon RG. 30, 341 an, und tft heute wohl allgemein anerkannt 
(pal. Bap Obs. 30, 3 und alle Komm.). Ebenſo beſteht darüber 
keine Meinungsverſchiedenheit, daß die Geſamthaftung für die 
Koſten nicht beſonders ausgeſprochen zu werden braucht (vgl. 
Seuffert⸗Walsmann $ 102 N. 5; Stein- Jonas 
§ 100 III 3; Kann 8 100, 30; Baum bach 8 100 N. 5 Der 
Hinweis auf das bürgerliche Recht § 100 Abi, 4 S. 2 bezieht ſich 
nur auf die Koſten in Abſ. 3. Auch dieſe Haftung müßte an ſich 
im Titel zum Ausdruck kommen. Das geſchieht aber hier durch 


das materielle Recht eine geſamtſchuldneriſche Koſtenhaftung 
ausdrücklich ausſpricht. 

Iſt danach im einzelnen Falle eine geſamtſchuldne⸗ 
riſche Koſten haftung anzuerkennen, dann bedarf dieſe aller⸗ 
dings der ausdrücklichen Erwähnung im Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsbeſchluß, der ſeinerſeits nunmehr den abſchließen⸗ 
Ai Vollſtreckungstitel gegen die erſtattungspflichtigen Parteien 

ildet. E 
(KG., Beſchl. v. 17. Dez. 1932, 20 W 13168/32.) 
Ber. von LER. Gaedeke, Berlin. 


* 


6. 88 767, 927, 256 ZPO. Keine Vollſtreckungsgegen⸗ 
klage gegenüber Arreſtbefehlen oder Arreſturteilen, auch 
keine Klage auf Feſtſtellung der Unzuläſſigke it der Zwangs- 
vollſtreckung. f) 

I. Der Kl. ſtützt feinen Hauptantrag, die Zwangsvollſtreckung 
aus dem Arreſtbefehl für unzulaſſig zu erklären, auf 8767 ZPO. 
Eine derartige Klage iſt unzuläſſig. 

8767 3PO. behandelt die Einwendungen, die den durch 
das Urt. feſtgeſtellten Anſpruch ſelbſt betreffen. Nach § 767 ZPO. 
muß es ſich alſo um einen feſtgeſtellten Anſpruch handeln. 
In einem Arreſtbefehl wird aber kein Anſpruch feſtgeſtellt. 
Der Arreſt iſt lediglich eine vorläufige Sicherung eines erſt noch 
li denne Anſpruchs. Schon der Wortlaut des Geſetzes 
chließt demnach eine Anwendung des 8767 ZPO. auf Arreſt⸗ 
befehle aus. 

Hinzu kommt noch, daß das Arreſtverfahren im 5. Abſchn. 
des 8. Buches der ZPO., 88 916 ff. eine beſondere Regelung 
gefunden hat. § 928 ZPO. verweiſt zwar hinſichtlich der Voll⸗ 
ziehung des Arreſtes auf die entſprechende Anwendung der 
Vorſchr. über die Zwangsvollſtreckung. Das gilt aber nur inſo⸗ 
weit, als nicht beſondere Beſt. über den Arreſt der entſprechenden 
Aa adun, entgegenſtehen. Solche beſonderen Beſt. find die 
Vorſchr. über die Rechtsbehelſe in den 88 924 ff. ZPO., insbeſ. 
8927 ZPO. Nach § 927 ZPO. kann die Aufhebung des Arreſtes 
wegen veränderter Umftände, insbeſ. wegen Erledigung des Arreſt⸗ 
grundes jederzeit beantragt werden. Dieſe Beſt. bietet vollen Er⸗ 
fa für § 767 ZPO., ja ſie geht ſogar in der Wirkung — was 
mit dem Weſen des Arreſtes zuſammenhängt — weiter, indem 
nach ihr nicht nur die Vollſtreckbarkeit, ſondern der Titel ſelbſt 
beſeitigt wird. Auch dies ſpricht für die alleinige Anwendung der 
Sondervorſchr. des 8927 ZPO. 

Daß im Einzelfalle die vom Geſetz bei § 767, aber nicht bei 
8927 ZPO. vorgeſehene Möglichkeit der vollſtreckungshemmenden 
Anordnung des § 769 ZPO. auch im Arreſtverfahren wünſchens⸗ 
wert erſcheinen kann, vermag die Anwendung des 8 767 ZPO. 
auf Arreſtbefehle nicht zu rechtfertigen, da zwingende Gründe des 
Geſetzes ſyſtematiſch dagegen ſprechen. Im übrigen geht aus $ 924 
Abf. 3 ZPO., wonach die Erhebung des Widerſpruches die Voll⸗ 
ziehung des Arreſtes nicht hemmt, und aus 8 927 Abſ. 1 ZBO., 
wonach auf Grund des Erbietens zur Sicherheitsleiſtung die Auf⸗ 


Unterlaſſung; denn die beſonderen Koſten gem. Abſ. 3 müſſen dem 
betr. Streitgenoſſen, und zwar ſchon von Amts wegen auferlegt 
werden. Abſ. 3 enthält eine Ausnahme, die nur Berückſichtigung 
findet, wenn ſie im Urt. ausgeſprochen iſt. Wird ſie nicht ausge⸗ 
ſprochen, ſo greift auch bzgl. dieſer Koſten die Geſamthaftung Platz. 
Das ergibt ſich von anderen Gründen abgeſehen insbeſ. wieder 
daraus, daß der Titel für die Koſtenfeſtſetzung die Grundlage 
bildet und die beſondere Haftung des einzelnen Streitgenoſſen zum 
Ausdruck gebracht ſein muß. Im Koſtenfeſtſetzungsverfahren kann 
ſolchenfalls die beſondere Haftung gem. Abſ. 3 nicht mehr geltend 
gemacht werden, wenn fie im Urt. keine Berückſichtigung gefunden 
hat (jo auch Kann 8100 N. 3 b; Meyer: Recht 12, 57; 
Göckel: ThurBl. 49, 28 f.; a. M. Skonietzki⸗Gelpke 8100 
N. 8). Die Folge iſt, daß bei ſolidariſcher Verurteilung in der 
Hauptſache für alle Koſten einſchließlich der im Abſ. 3 genannten 
Geſamthaftung eintritt. Die beſondere Haftung gem. Abſ. 4 Satz 2 
tritt alſo nach Lage der Sache ein, wenn nicht die Ausnahme gem. 
Abſ. 3 zum Ausdruck gebracht iſt. Die konkrete Lage führt dem⸗ 
nach gegenüber der Schaltung im Geſetz zu einer Umſchaltung. Im 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren wird die beſondere Haftung (Abs. 3 und 
Abſ. 4 S. 2) ſtets ſchon mit Rückſicht auf die konkreten Verhältniſſe 
zum Ausdruck gebracht werden muſſen. 
Prof. Dr. Hans Walsmann, Roſtock. 


Zu 6. Die Frage, ob eine Zwangsvollſtreckungsgegenklage 
gegen einen Arreſtbefehl oder ein Arreſturteil zuläſſig iſt, muß 
man m. E. mit dem KG. verneinen. Die entgegen Mei⸗ 
nung (vgl. Förſter⸗Kann Nr. 11 zu 8928 ZPO. und 
Baumbach, 7. Aufl., § 928 Nr. 2 und 8767 Nr. 1 A4) beruft 
ſich im weſentlichen auf praktiſche Erwägungen, ohne die Be⸗ 
denken, die gegen die Zulaſſung der Vollſtreckungsgegenklage ſpre⸗ 
chen, wirkſam zu widerlegen. Mit Recht hebt das KG. hervor, 
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hebung des Arreſtes beantragt werden kann, hervor, daß nach 
dem Willen des Geſetzes der Arreſt ſo lange volle Wirkung 
ausüben ſoll, bis er gem. $$ 925, 926, 927 ZPO. wieder auf⸗ 
gehoben iſt. 

Die Klage nach § 767 ZPO. wird auch nicht dadurch zuläſſig, 
daß der Arreſtbeſchluß durch Urt. beſtätigt worden iſt. Auch durch 
das Arreſturt. wird der durch den Arreſt zu ſichernde Anſpruch 
nicht „feſtgeſtellt“, ſondern lediglich ausgeſprochen, daß im Zeit⸗ 
punkt der Urteilsfällung noch die Vorausſetzung der Anordnung 
des Arreſtes vorliegt. Auch gegenüber dem Arreſt urteil iſt der 
allein zuläſſige Rechtsbehelf derjenige des §927 und nicht der 
8767 ABO. (KG. Ripr. 25, 210; 43, 153; OLGNIpr. 13, 190; 
25 975 39, 99; Stein⸗Jonas 8928 Anm. I, 2; 8929, 
L 

II. Auch der Hilfsantrag des Kl., feſtzuſtellen, daß die 
Zwangsvollſtreckung aus dem Arreſtbefehl unzuläſſig iſt, geht 
fehl. 

Der Kl. wendet ſich mit dieſem Antrag nicht gegen den 
materiellen Anſpruch ſelbſt, ſondern gegen einen prozeſſualen 
Akt. 

Feſtſtellungsklagen in bezug auf Rechtsverhältniſſe des ma⸗ 
teriellen Rechtes find in $256 ZPO. unter der Vorausſetzung 
eines rechtlichen Intereſſes allgemein zugelaſſen. 

Es gibt auch Feſtſtellungsklagen des öffentlichen, namentlich 
des Prozeßrechts. Hierunter fallen die Klagen nach 8878 ZPO., 
8146 KO., SS 115, 156 ZwVerſtG., § 111 Gen®. Außer den aus⸗ 
drücklich in den einzelnen Geſetzestatbeſtänden genannten Fällen 


daß die Klage aus § 767 ZPO. einen rechtskräftig feſtgeſtellten 
Anſpruch vorausſetzt, m. a. W., daß der Schuldner die ihm nach 
Erlaß des Urt. entſtandenen materiellrechtlichen Einwendungen 
auf andere Weiſe gar nicht mehr würde vorbringen konnen. Das 
trifft aber in dem nur auf Sicherung, nicht auf Befriedigung 
(und damit auch zuvor auf Feſtſtellung) gerichteten Arreſtverfah⸗ 
ren nicht zu. Dem Schuldner bleibt es unbenommen, alle Ein⸗ 
wendungen, die er im Arreſtprozeß nicht geltend machen konnte, 
noch im Hauptprozeß über den Anſpruch ſelbſt vorzubringen. Vor 
allem aber überzeugt der Hinweis des KG. auf die Möglichkeit 
der Aufhebung eines jeden Arreſtes wegen veränderter Umſtände 
aus 8927 ZPO. Förſter⸗Kann und Baumbach wollen 
die ie en Ae ange gerade deshalb zulaſſen, weil ſie 
gegenüber dem Antrag aus 8 927 BO. den Vorteil einſtweiliger 
Einſtellung bietet. Dieſer Grund würde vielleicht entgegen der 
Meinung des KG. doch beachtlich erſcheinen, wenn wirklich im 
Falle des § 927 ZPO. keine einſtweilige Einſtellung des Verfah⸗ 
rens möglich wäre. Aber gerade das iſt m. E. zu bejahen. 

Die Frage, ob im Arreſt⸗ oder einſtweiligen Verfügungsver⸗ 
fahren die Zwangsvollſtreckung in unmittelbarer oder entſprechender 
Anwendung der §§ 707 und 719 ZPO. eingeſtellt werden kann, 
iſt ſtreitig. Während ſie früher allgemein verneint wurde, gewinnt 
neuerdings die bejahende nr immer mehr an Boden (vgl. 
Stein⸗Jonas 8707 IV Abſ. 2 und Baumbach, 7. Aufl., 
8 707 Nr. 1). Das KG. ſelbſt, und zwar der 16. Sen., hat die einſt⸗ 
weilige Einſtellung ſchon in einem Beſchl. von 1924 (JW. 1924, 
980) in einem Falle zugelaſſen, in dem der Gläubiger durch die 
Vollſtreckung praktiſch ſchon r 1900 0 erlangte, und dann ganz 
allgemein im Beſchl. v. 7. Febr. 1930 (JW. 1930, 654). Dieſer 
Meinung iſt m. E. zuzuſtimmen. Es beſteht unbedingt ein prak⸗ 
tiſches Bedürfnis für die einſtweilige Einſtellung, da ohne ſie dem 
Antragsgegner oft ſchwere Schäden entſtehen konnen (ogl. Stein⸗ 
Jonas und Baumbach a. a. O.). Läßt man aber die einſt⸗ 
weilige Einſtellung im Arreſt⸗ und einſtweiligen Verfügungs⸗ 
verfahren überhaupt zu, dann iſt kein Grund einzuſehen, warum 
ſie nicht auch im Falle des § 927 ZPO. möglich ſein ſoll, in dem 
das Bedürfnis für fie beſonders groß iſt, und in dem anderer- 
ſeits das Bedenken, daß die einſtweilige Einſtellung gegen das 
Weſen des Arreſt⸗ oder einſtweiligen Verfügungsverfahrens ver⸗ 
ſtoße, nicht ſo ſchwer wiegen kann, als z. B. beim Widerſpruch 
oder bei der Ber., weil im Falle des § 927 doch meiſtens ſchon 
irgendwie vollſtreckt ſein wird. Überdies wird die Einſtellung nur 
dort geſchehen dürfen, wo eine offenbar nicht mehr aufrechtzu⸗ 
erhaltende Ent. oder eine ungewöhnliche Gefährdung vorliegt 
(Jurgdſch. 1930, 1401; vgl. auch 5707 3PO.: „Einſtellung 
ohne Sicherheitsleiſtung iſt — in Abweichung von der Voll⸗ 
ſtreckungsgegenklage — nur zuläſſig, wenn der Schuldner glaub⸗ 
haft macht, daß die Vollſtreckung ihm einen nicht zu erſetzenden 
Nachteil bringen würde.“) 

Läßt man die einſtweilige Einſtellung bei dem Aufhebungs⸗ 
antrag aus § 927 ZPO. zu, jo verliert der Streit um die Zu- 
läſſigkeit der Vollſtreckungsgegenklage gegenüber Arreſten und 
EinſtwVerf. jede praktiſche Bedeutung. Es fragt ſich nur, ob das 
unter dem Geſichtspunkt der Prozeßokonomie ſicherlich doch kei⸗ 
neswegs befriedigende Ergebnis der Abweiſung des Kl. in zwei 
Inſtanzen nicht dadurch hätte vermieden werden konnen, daß er 
ſchon in erſter Inſtanz feine Klage in einen Aufhebungsantrag 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſind jedoch Klagen auf Feſtſtellung der Wirkſamkeit prozeſſualer 
Akte ſowohl beim Urt. wie bei Akten der Zwangsvollſtreckun 
auf Grund des § 256 ZPO. grundſätzlich ausgeſchloſſen, alſo 1 
die Klage auf Feſtſtellung der Unzuläſſigkeit einer Zwangs⸗ 
vollſtreckung (Stein⸗Jonas, Vorbem. vor § 253, II, 2; RG. 
82, 161; Rſpr. 16, 325). 

Für eine ſolche Klage würde übrigens wegen der durch 
SS 767 bzw. 927 35O. gegebenen Klagemöglichkeiten auch kein 
Rechtsſchutzintereſſe beſtehen. 

(KG., 15. ZivSen., Urt. v. 20. Mai 1933, 15 U 118012.) 
Ber. von RA. Neinberger, Berlin. 
* 

Frankfurt a. M. 


7. § 890 3PO. Bei Wegfall des ſchutzwürdigen 
Intereſſes kann eine rechtskräftig erkannte Strafe nicht 
mehr vollſtreckt werden. 7) 

Der erk. Sen. geht mit der neuerdings überwiegenden Meinung 
in Lehre und Rſpr. davon aus, daß die auf Grund des § 890 RD. 
verhängte Strafe eine doppelte Natur hat. Sie iſt einerſeits eine echte 
Rechtsſtrafe, die bezweckt, Zuwiderhandlungen gegen eine ſtaatliche 
Anordnung des Gerichts im öffentlichen Intereſſe zu ſühnen. Darum 
muß ſie auch von Amts wegen vollſtreckt werden, und zwar in der 
Regel ohne Rückſicht auf das Schickſal des Vollſtreckstitels. Sie ſoll 
aber andererſeits vorwiegend das private Intereſſe des Gläubigers 
ſchützen, iſt doch die EinſtwVerf. im vorl. Fall ausſchließlich im Hin⸗ 
blick auf die glaubhaft gemachten Anſprüche der Antragſtellerin er- 


aus 8 927 ZBO. abänderte. Es wäre doch vielleicht nobile offi- 
cium des LG. geweſen, dieſe Möglichkeit mit dem Kl. zu er⸗ 


örtern. 
RA. Dr. Bartels, Bochum. 


Zu 7. Das Geſetz hat den Charakter der auf Grund eines Titels 
und nach Strafandrohung feſtgeſezten Strafe des 8 890 ZPO. nicht 
näher beſtimmt. Durchweg wird anerkannt, daß dieſer Strafe eine 
doppelte Natur innewohnt. Im übrigen aber ſtehen ſich zwei Mei⸗ 
nungen gegenüber. Die eine erklärt die Strafe für eine echte krimi⸗ 
nelle Strafe mit allen oder faſt allen daraus herzuleitenden Folgen, 
wie Verfolgung von Amts wegen, Anwendung der Begnadigung, Be⸗ 
ſtehenbleiben der Strafe, wenn nach deren Feſtſetzung auch der Titel 
(Urt. oder EinſtwVerf.) aufgehoben oder das ſchutzwürdige Intereſſe 
auf andere Weiſe, etwa durch Vergleich, aus der Welt geſchafft iſt, 
und beſchränkter Wirkung gegenüber einer juriſtiſchen Perſon. — Die 
zweite Meinung ſtellt das ſchutzwürdige private Intereſſe des An⸗ 
tragſtellers in den Vordergrund und läßt die Strafe, ſelbſt eine ſchon 
erkannte, wegfallen, wenn das zu ſchützende Intereſſe erledigt iſt. 

Die über dieſe Frage ergangenen Entſch. drücken ſich durchweg 
zurückhaltend aus und beſchränken ſich — nach der Gewohnheit der 
Rſpr. — darauf, nur den gerade vorl. Fall nach der einen oder an« 
deren Richtung zu behandeln. Zum Beiſpiel: 

RG. 36, 418: „keine einfache prozeſſuale Maßregel — eine 
wirkliche Strafe — daher bis zu einem gewiſſen Grade (1) die 
Grundſatze des Strafrechts, alſo ſubjektive Verſchuldung vorausgeſetzt.“ 

RG. 38, 424: „auch kriminaliſtiſche Geſichtspunkte, jedoch Strafe 
feftfegung nicht von Amts wegen, ſondern nur auf Antrag, Ableh- 
nung einer Straffeſtſetzung bei Wegfall des Grundes entſprechend dem 
Fall, wenn nach der Tat die ſtrafrechtliche Norm aufgehoben iſt.“ 

NG. 43, 398: „Verneint die Aburteilung einer nach Androhung 
erfolgten Zuwiderhandlung, wenn inzwiſchen die EinſtwVerf. ſelbſt, 
aufgehoben iſt.“ . 

OL GRſpr. 40, 415: „Wirkliche Strafe, auf ihre Feſtſetzung in 
gewiſſem Sinne ſtrafrechtlichen Grundſätze.“ 

OL GRſpr. Breslau 23, 223: „Straffeſtſezung unſtatthaft, wenn 
Titel nicht mehr beſteht, wenn mit rückwirkender Kraft aufgehoben — 
Fortfall des ſchutzbedürftigen Intereſſes beſeitigt nicht das Recht auf 
Beſtrafung, aber der Gläubiger darf dies Recht nicht ſchrankenlos 
ausüben, beſonders nicht, wenn er nur dem Gegner Schaden zu⸗ 
fügen will. 

OL GRſpr. Dresden 23, 224: „Zugleich Ungehorſamſtrafe, bis zu 
einem gewiſſen Grade Grundſätze des Strafrechts, freilich nicht mehr, 
wenn Titel weggefallen iſt, vorausgeſetzt, daß er nicht nur auf Zeit 
beſchränkt iſt. 

OL GRſpr. München 39, 87: „nicht rein kriminell, gemiſchter 
Natur; Gnadenerlaß nicht zuläſſig, weil Eingriff in Privatrechte. 

Auch die Komm. beurteilen die Strafe verſchieden. Sydom- 
Buſch will „in gewiſſem Sinne“ die Grundſätze des Strafrechts 
angewendet ſehen. Er hält aber eine Verurteilung nicht mehr für zu⸗ 
läſſig, auch wenn die Zuwiderhandlung vor der Aufhebung des Titels 
erfolgt iſt, wenn der Gläubiger ſelbſt zu erkennen gegeben hat, daß 
kein ſchutzwürdiges Intereſſe auf ſeiner Seite mehr beſteht. 

Kann 1926: „hält die rechtliche Natur der Strafe des $ 890 
PO. nicht für reſtlos geklärt.“ 

Stein zu 8890 II 3: „die Strafe iſt wirkliche Strafe, aber 
den kriminellen Strafen nicht völlig gleichzuſtellen, von Amts wegen 
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laſſen worden. Dieſer letztere Geſichtspunkt führt jedoch zu der Er⸗ 
kenntnis, daß die Straffeſtſetzung oder Vollſtreckung dann nicht mehr 
zuläffig fein kann, wenn die Antragſtellerin ſelbſt zu erkennen ge⸗ 
geben hat, daß ein ſchutzwürdiges Intereſſe auf ihrer Seite — zum 
mindeften vorläufig — nicht mehr beſteht (vgl. Sydow⸗Buſch⸗ 
Krantz, ZPO. 1930 Anm. 2 zu § 890; Förſter⸗Kann, 3 PO. 
1926 Anm. 3 zu 8890; OLG. Breslau: OLG. 40, 415; JW. 29, 
2617. 

(OLG. Frankfurt a. M., 3. ZivSen., Urt. v. 31. Dez. 1932, 3 W 
453/32.) 

Ber. von GerAſſ. Dr. Schreiber, Oelde i. W. 
* 

Karlsruhe. 


S. 8 515 Abſ. 3 ZPO. Koſtenpflicht bei Zurücknahme 
einer Beſchwerde. 


Herrſchender Anſicht nach findet § 515 Abſ. 3 ZPO. auch auf 


das Beſchwerdeverfahren Anwendung. Danach liegt die Koſten⸗ 

pflicht dem BeſchwF. ob, ganz gleich, aus welchen Gründen das 

Rechtsmittel zurückgenommen wurde, oder ob es, wenn es nicht 

gegenſtandslos geworden wäre, an ſich begründet geweſen wäre. 
Sn, Karlsruhe, 4. ZivSen., Beſchl. v. 10. Mai 1933, 4 ZBS 

325/33.) 

Ber. v. AGR. i. R. Dr. Wolff⸗Williger, Freiburg i. Br. 


Berlin. III. Zwangsverſteigerungsgeſetz. 


9. 88 10, 33, 95 ZwVerſtG. Unzuläſſigkeit einer 
ſchon vor Schluß der Verſteigerungsverhandlung ein⸗ 
gelegten Beſchwerde gegen die Ablehnung der einſtw. Ein⸗ 
ſtellung des Zwangs verſteigerungsverfahrens, wenn der 
Zu ſchlag inzwiſchen erteilt worden iſt. — Darin, daß der 


zu vollſtrecken. Vorausſetzung für die Strafe fehlt aber, wenn auch 
nur durch Vergleich die Kl. ſelbſt auf ihre Rechte verzichtet habe. 

Seuffert⸗Walsmann 1933, 610: „erklärt eine Zurück⸗ 
nahme des Strafantrages nach rechtskräftiger Verurteilung für wir⸗ 
KRungslos; ſolchenfalls könne nur eine Begnadigung helfen. 

Nach dieſen Entſch. und Komm, erſcheint die Frage wirklich 
noch recht ungeklärt. 

Die vorl. Entſch. ſtellt ſich entſchieden auf den Standpunkt, daß 
bei Wegfall des ſchutzwürdigen Intereſſes die Strafe, ſelbſt eine rechts⸗ 
kräftig erkannte, nicht mehr aufrechterhalten bzw. vollſtreckt werden 
kann. Den Wegfall dieſes Intereſſes nimmt ſie auch an, wenn ber 
Titel noch nicht aufgehoben iſt, wohl aber der Antragſteller zu er⸗ 
kennen gegeben hat, daß vorläufig ſein Intereſſe an der Strafe nicht 
mehr beſteht. Aber die Begründung: „einerſeits eine echte Rechtsfrage, 
von Amts wegen zu vollſtrecken, ohne Rückſicht auf das Schickſal des 
Vollſtreckungstitels“ — andererſeits: „tropdem hinfällig, wenn die 
Partet zeigt, daß ſie kein Intereſſe mehr an dem Schutz habe“ ent⸗ 
hält an ſich einen Widerſpruch. Stellt man die Strafe nach 8 890 
ZPO. als echte Rechtsſtrafe hin, fo kann eine Parteierklärung fie 
nicht wirkungslos machen. 

Die Strafe nach 8 890 ZPO. als echte Rechtsſtrafe zu be⸗ 
zeichnen, iſt ſprachlich unglücklich. Das verleitet zu Konſeguenzen, die 
dieſer zivilrechtlichen Beſtimmung nicht innewohuen. Dieſe Strafe 
bezweckt einen zivilrechtlichen Schutz für ein beſtimmtes Intereſſe 
eines Einzelnen, ſie kann auf einſeitigen Vortrag mit Glaubhaft⸗ 
machung angedroht und demnächſt verhängt werden, wird von einem 
Zivilrichter ausgeſprochen, ihre Bekämpfung ſpielt ſich im Zivil- 
vrozeß ab, fie ſoll, worüber die Rſpr. ſich einig iſt, nicht mehr ver⸗ 
hängt werden, wenn das zu ſchützende Intereſſe befriedigt iſt. 
Wie oben gezeigt, ſprechen die Entſch., auch die des RG, der 
Strafe nur mit Einſchränkung einen kriminellen Charakter zu. 
Offenbar überwiegt der zivilrechtliche Charakter dieſer Strafe. 

Zweifel können freilich auftauchen, ob eine bereits rechts⸗ 
kräftige Straffeſtſetzung durch nachträgliche Erklärung der An⸗ 
tragſtellerin, das Verfahren der EinſtwVerf. ſolle bis auf weiteres 
ruhen, aufgeſchoben und eventuell fpäter aufgehoben werden kann. 
Es iſt nicht zu verkennen, daß ſowohl die formale Kraft der end⸗ 
gültigen Straffeſtſetzung und die Würde der gerichtlichen Entſch. 
gegenüber der Verbotsübertretung für die Aufrechterhaltung der 
rechtskräftigen Strafe ſprechen könnten, aber es muß doch wohl die 
Erwägung durchſchlagen, daß keine öffentlich rechtlichen Gründe ob⸗ 
walten, ſondern die Strafe lediglich im Intereſſe eines Privatmannes 
erlaſſen iſt, alſo ihre Grundlage verliert, wenn dieſer Private erklärt, 
des Schutzes — wenn auch nur vorläufig — nicht mehr zu bedürfen. 

Aus dieſen Erwägungen dürfte den Beſchlüſſen des LG. Wies⸗ 
baden und des OLG. Frankfurt a. M. zuzuſtimmen ſein. 

Zu wünſchen wäre aber geweſen, daß das OLG. die ſtraf⸗ 
rechtliche Seite der doppelten Natur nicht ſo weitgehend fefigeitellt, 
ſondern in Übereinſtimmung mit der Rſpr. gleich betont hätte, daß 
die kriminaliſtiſche Seite nur beſchränkt lei. 

RA. Dr. Wolfhagen, Hamburg. 
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betreibende Gläubiger der Aufhebung des Verſteigerungs⸗ 
termins nicht widerſpricht, liegt keine Bewilligung der 
einſtweiligen Einſtellung des Verfahrens. — Erteilung 
des Zuſchlags, wenn wegen nachträglicher Befriedigung 
des an erſter Stelle betreibenden Gläubigers und Rück⸗ 
nahme ſeines Verſteigerungsantrags das geringſte Gebot 
unrichtig gebildet worden iſt. f) 

Nach Schluß der Verſteigerung darf gem. § 33 ZwVerſtch., 
wenn ein Grund zur einſtw. Einſtellung des Verfahrens oder zur 
Aufhebung des Termins vorliegt, die Entſch. nur durch Verſagung 
des Zuſchlages gegeben werden. Daraus folgt, daß eine Beſchw., die 
gegen einen vor Verſteigerungsſchluß erlaſſenen Beſchl. des Ver⸗ 
ſteigerungsgerichts eingelegt ift, unzuläſſig wird; es kann nur noch 
die Entſch. über den Zuſchlag mit der Beſchw. angefochten werden 
(vgl. KG. v. 26. Juni 1931, 12 W 6091/31: JW. 1932, 188). 


Was zunächſt die Rüge des BeſchwF. betrifft, in der Auf⸗ 
hebung des Verſteigerungstermins v. 5. Juli 1932 liege eine Ein⸗ 
ſtellung des Verfahrens gem. 8 30 ZwVerſtG., das nach 8 31 Zw⸗ 
Verſtch. nur auf Antrag der Gläubiger habe fortgeſetzt werden dür⸗ 
fen, ſo iſt den ſachlichen Ausführungen des LG. beizutreten. Da das 
LG. im Beſchl. v. 25. Juni 1932 das Verfahren bis zum 30. Sept. 
1932 nur inſoweit eingeſtellt hatte, als es von der RVerſAnſt. gemäß 
dem Anordnungsbeſchluß v. 11. April 1932 betrieben wurde, da aber 
inzwiſchen die RVerſAnſt. wegen anderer Forderungen ſowie der 
Gläubiger E. dem Verfahren beigetreten waren, ſo kann in der 
Aufhebung des Verſteigerungstermins nicht die Einſtellung des ge⸗ 
ſamten Verfahrens geſehen werden. Unrichtig iſt die Meinung des 
BeſchwF., es liege eine Bewilligung der Einſtellung des Verfahrens 
ſeitens der betreibenden Gläubiger darin, daß fie der Aufhebung des 
Termins nicht widerſprochen und damit die Aufhebung i. S. des 
8 30 Abſ. 2 ZuvVerſtG. bewilligt hätten. Zu einer ſolchen Aus⸗ 
legung des Verhaltens der Gläubiger, die keinerlei Erklärung in 


Zu 9. 1. Es iſt richtig, daß eine Beſchw., die gegen einen vor 
Schluß des Verſteigerungstermins erlaſſenen Beſchluß des Vollſtrek⸗ 
Rungsgerichts, durch den der Antrag auf einſtweilige Einſtellung des 
Verfahrens abgelehnt worden war, nicht mehr durch einen gewöhn⸗ 
lichen Beſchl. des Beſchwöß. beſchieden werden kann. An ſich findet 
gegen die Anordnung oder Ablehnung der einſtw. Einſtellung zu⸗ 
nächſt die Erinnerung aus 8 766 ZPO. und danach die ſofortige 
Beſchw. aus 8 95 ZwBerft®. für Gläubiger, Schuldner und Dritte 
ſtatt. Die Beſchw. hat auch keine aufſchiebende Wirkung (8 572 3PO. 
1. Verb. m. 8 96 ZwVerſtch. vgl. Fraeb, Handausgabe, 8 44 V2). 
Nicht zutreffend erſcheint es aber, wenn das KGG. in der vor⸗ 
liegenden und in der Entſch. v. 26. Juni 1932: JW. 1932, 18818 
die Anſicht vertritt, eine ſolche Beſchwerde werde nach⸗ 
träglich unzuläſſig. Erkennt das BeſchwG., das ja an die 
Stelle des VollſtrGer. tritt, den vor letzterem im Verſteigerungs⸗ 
termin geſtellten Antrag auf einſtw. Einſtellung als berechtigt 
an, fo hat es m. E. in Anwendung des 8 33 Zioßerfi®. auf 
die Beſchw. gegen den Ablehnungsbeſchluß hin, die Entſchei⸗ 
dung nur durch Verſagung des Zuſchlages — alſo auch 
unter Aufhebung des inzwiſchen vom Vollſtreckungs⸗ 
gericht verkündeten Zuſchlagsbeſchluſſes — zu geben, 
weil eben ſchon vor dem VollſtrGer, ein Grund zur einſtw. Einſtellung 
des Verfahrens vorgelegen hatte. 

Wenn in der angezogenen früheren Entſch. des KG. (JW. 1932, 
188) gejagt wird, der 8 33 Zivßerft®. habe den Fall im Auge, daß 
der Grund zur einſtw. Einſtellung erſt nach Schluß der Verſteigerung 
ſich ergibt, fo halte ich das nicht für richtig. § 33 enthält 
nur etwas darüber, in welcher Weiſe die Entſcheidung 
nach Schluß der Verſteigerung allein gegeben werden 
kann. Darüber, wann der Grund zur einſtw. Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens entſtanden iſt, insbeſ. ob vor oder nach der Verſteigerung, 
befagt § 33 nichts und ſollte auch offenſichtlich nichts darüber be⸗ 
ſagen. Ebenſowenig ſchreibt 8 33 vor, daß das BeſchwG. nach 
Schluß der Verſteigerung nicht mehr über den Einſtellungsantrag 
eine Entſch. fällen darf, wie dies das KG. in jener früheren Entſch. 
ausgeſprochen hat. Höchſt bedenklich iſt aber der weitere 
Satz des KG., auf jeden Fall ſei eine ſelbſtändige Be⸗ 
ſchwerde gegen den die Einſtellung ablehnenden Be⸗ 
ſchluß, auch wenn ſie ſchon vor Schluß der Verhand⸗ 
lung eingelegt iſt nicht gegeben. Auch dieſe Anſicht läßt 
ſich nicht aus § 33 i. Verb. m. § 95 ZivVerft®. herleiten; aus der 
Faſſung des 8 95 — „Entſcheidung, die vor der Beſchlußfaſſung über 
den Zuſchlag erfolgt“ — geht klar hervor, daß ſogar das VollſtrGeer. 
über den Schluß des Verſteigerungstermins hinaus bis zu ſeiner Be⸗ 
ſchlußfaſſung über den Zuſchlag über derartige Einſtellungsanträge 
eutſcheiden kann. Eine zeitliche Grenze für die Entſchei⸗ 
dungdes Beſchwerdegerichts überſolche Entſcheidungen 
iſt nirgends gegeben. Mit Recht führt das KG. aus, wenn 
gegen den die Einſtellung ablehnenden Beſchl. Beſchw. eingelegt iſt, ſo 
entſcheide darüber, ob ein Grund zur Einſtellung gegeben iſt, das 
BeſchwGö. Die daran geknüpfte Folgerung, in dieſem Zeitpunkt ſei 
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dieſer Richtung abgegeben haben, beſteht kein Anhalt. Es kann zwar 
darin, daß ein Gläubiger die Vertagung des Verſteigerungstermins 
beantragt, ein Antrag auf Einſtellung des Verfahrens geſehen wer⸗ 
den. Dieſer Geſichtspunkt kann hier jedoch keine Anwendung finden, 
wo der Verſteigerungsrichter von Amts wegen einen Termin auf⸗ 
hebt und alsbald einen neuen Verſteigerungstermin anberaumt. Ob 
die Vertagung notwendig war, iſt ohne Bedeutung für die Frage, 
welche Wirkung die Vertagung auf den Fortgang des Verfahrens hat. 

Es iſt endlich die Frage zu prüfen, ob wegen der Rück⸗ 
nahme des Verſteigerungsantrages durch den Gläubiger E. der Zu⸗ 
ſchlag vom AG. mit Recht verſagt worden iſt. Dies iſt zu verneinen. 
Wenn das LG. meint, die Bildung des geringſten Gebotes habe durch 
das Ausſcheiden des E. keine Veränderung erfahren, fo iſt dies irr⸗ 
tümlich. Das LG. überſieht dabei, daß das geringſte Gebot nach der 
aus 5 10 Ziff. 2 ZwVerſtch. bevorrechtigten Forderung des betrei⸗ 
benden Gläubigers E. beſtimmt worden war, daß alſo außer den 
Koſten lediglich die aus 8 10 Ziff. 1 ZwvVerſtch. bevorrechtigten 
Forderungen in das geringſte Gebot aufgenommen worden waren, 
daß aber in dem Verſteigerungstermin zahlreiche Anmeldungen mit 
den Vorrechten aus 8 10 Ziff. 2 u. 3 ZwVerſtG. vorgelegen haben. 

Trotzdem kann die weitere Beſchw. keinen Erfolg haben. Der 
Schuldner iſt als Beteiligter zur Einlegung der Beſchw. gegen 
die Erteilung des Zuſchlages befugt (8 97 ZwVerſtGf.). Die Beſchw. 
kann nach §8 100, 83 Ziff. 1 ZwVerſtch. auf eine Verletzung der 
Vorſchr. über die Bildung des geringſten Gebotes geſtützt werden. 
Dies iſt nach 8 84 Abf. 1 ZwVerſtG. jedoch nur dann möglich, wenn 
das Recht des Beteiligten durch den Zuſchlag beeinträchtigt wird. 
Es fragt ſich deshalb, ob dies vorliegend der Fall iſt. h 

Es handelt ſich hier um die Frage, welche Bedeutung es hat, 
wenn der Anſpruch des an erſter Stelle betreibenden Gläubigers, der 
für die Bildung des geringſten Gebotes beſtimmend war, nach Schluß 
der Verſteigerung vom Schuldner abgelöſt und der Verſteigerungs⸗ 
antrag von dem erſtbetreibenden Gläubiger zurückgenommen und da⸗ 
durch das geringſte Gebot unrichtig wird. An und für ſich hätte 
letzteres neu gebildet werden müſſen. In Rſpr. und Schrifttum iſt 


aber die Verſteigerung ſchon „geſchloſſen“ und das Meiſtgebot ab⸗ 
gegeben, beſagt nichts gegen den Weiterbeſtand der Zuläſſigkeit der 
Beſchw. Nach der zwingenden Vorſchr. des § 101 Abſ. 1 ZwVerſtch. 
hat das BeſchwG. in der Sache ſelbſt zu enkſcheiden, und zwar nicht 
anders, wie wenn es ſelbſt an Stelle des VollſtrGer. zu entſcheiden 
hätte (vgl. OL. Kaſſel v. 11. Juni 1906: OLG. XIII, 11; 
Fraeb: JW. 1930, 2814; 1932, 3209; Jäckel⸗Güthe, 6. Aufl., 
§ 101 Anm. 1). Tritt mithin das Beſchwerdegericht vollkommen 
an die Stelle des VollſtrGer., jo muß es berückſichtigen, daß 
der Einſtellungsantrag bereits vor Verſteigerungs⸗ 
ſchluß geſtellt war und, wenn es die Beſchw. gegen den Ab⸗ 
lehnungsbeſchluß für begründet erachtet, unter Aufhebung dieſes 
Beſchl. in der Sache ſelbſt gem. $ 101 Abſ. 1 entſcheiden. Die Mot. 
verweiſen darauf, daß das BeſchwG., wenn ſeine Prüfung der Beſchw. 
zur Aufhebung des angef. Beſchl. nötige, auch in der Lage jet, ſich 
darüber ſchlüſſig zu machen, welche Entſch. an Stelle dieſes Beſchl. 
zu treffen ſei. In einem Falle wie dem vorl., in dem das Vollſtr⸗ 
Ger., ohne von der ihm im 8 572 Abſ. 2 ZPO. beigelegten Be⸗ 
fugnis, die Vollziehung auszuſetzen, Gebrauch zu machen, die Zwangs⸗ 
verſteigerung durchgeführt hat, wird die BeſchwEntſch. demnach auch 
die Aufhebung des inzwiſchen verkündeten Zuſchlagsbeſchl. enthalten 
müſſen. Dem von mir vorgeſchlagenen Verfahren ſteht auch nicht 
872 Abſ. 3 ZuvVerſtch. entgegen. Der Meiſtbietende nach 8 81 
ZuVerſtcß. hat ein Recht auf den Zuſchlag, ſofern nicht der Beſchlag⸗ 
nahmeantrag zurückgenommen oder das Verfahren eingeſtellt wird 
(vgl. Fraeb, Handausgabe, 8 81 1 1). Sein Intereſſe iſt durch 
89 33, 72 Abſ. 3 genügend gewahrt, wonach, wenn die Einſtellung nach 
Schluß der Zwangsverſteigerung durch Verſagung des Zuſchlages zu 
erfolgen hat, und in dieſem Falle dann ſein Meiſtgebot ſo lange 
nicht erliſcht, als der die Verſagung des Zuſchlages ausſprechende 
Beſchl. noch mit der Beſchw. angefochten werden kann (vgl. Fraeb. 
Handausgabe, $ 72 IV 2). Der Standpunkt des KG. aber 
vermag ſchon deshalb nicht zu befriedigen, weil er 
die Möglichkeit eröffnet, daß bei nachgewieſenem 
Fehler — zu Unrecht abgelehnte Einſtellung — und trotzdem 
fortgeſetzter Verſteigerung ohne irgendeine Schuld 
oder irgendwelches Zutun des die Einſtellung Be⸗ 
antragenden ſeine an ſich zuläſſige Beſchwerde in⸗ 
folge der nicht zu billigenden Fortſetzung der Ver⸗ 
ſteigerung und ihres Schluſſes nachtröglich unzu⸗ 
läſſig gemacht und der Antragſteller folgeweiſe mit 
ihren Koſten belaſtet werden ſoll; ein gewiß mit Geſetz 
und Recht ſchwer vereinbarer Erfolg; den Antragſteller plößlich nur 
noch auf die Beſchw. gegen den Zuſchlagsbeſchluß zu verweiſen, mutet 
befremdlich an. 

2. Mit Recht erblickt das KG. vorliegend in der Auf⸗ 
hebung des Verſteigerungstermins keine einſtw. Ein⸗ 
ſtellung des geſamten Zwangsverſteigerungsver⸗ 
fahrens, weil bei Beitritt anderer Gläubiger der auf den Antrag 


vielfach die Frage ſtreitig geworden, ob in einem Fall, wo ein nach⸗ 
ſtehender dinglich Berechtigter die bevorrechtigte Forderung des erſt⸗ 
betreibenden Gläubigers abgelöſt hat, der erſtere durch die Erteilung 
des Zuſchlages ohne Neuaufſtellung des geringſten Gebotes be⸗ 
einträchtigt iſt (vgl. K.: JW. 1931, 546 und die dortigen Nach⸗ 
weiſungen). Im vorl. Falle handelt es ſich lediglich darum, ob der 
Schuldner, der ſelbſt den bevorrechtigten Gläubiger abgefunden 
hat, durch die ohne Neubildung des geringſten Gebotes erfolgte Er⸗ 
teilung des Zuſchlages beeinträchtigt iſt. 

KG. (7. Fer ZivSen.): JW. 1932, 187 17, hat in einem Fall, 
wo der mit den Vorrecht aus 8 10 Ziff. 3 ZinVerftß. an erſter 
Stelle betreibende Gläubiger nach Beendigung der Verſteigerung die 
Einſtellung des Verfahrens bewilligt hatte, ohne die Anmeldung 
ſeines Anſpruches zurückzunehmen, der Beſchw. des Schuldners gegen 
den Zuſchlag ſtattgegeben; es wird dort ausgeführt, das Recht des 
Schuldners werde durch den Zuſchlag, der ihm ſein Grundſtück nehme, 
ſtets beeinträchtigt, ein Beſchwerderecht des Schuldners ſei nur dann 
zu verneinen, wenn feſtſtehe, daß die Beeinträchtigung ſeiner Rechte 
in keinem urſächlichen Zuſammenhange mit dem Verfahrensmangel 
der unrichtigen Gebotsbildung ſtehe; eine derartige Feſtſtellung könne 
aber nicht getroffen werden, weil ſich nicht überſehen laſſe, welchen 
Ausgang das Verfahren im Falle einer Wiederholung der Verſteige⸗ 
rung nach Richtigſtellung des geringſten Gebotes genommen hätte. 
Dieſe Auffaſſung des Fer Sen. hat Widerſpruch erfahren. In JW. 
1932, 187 Anm. zu Nr. 17 weiſt Armſtroff u. a. unter Hinweis 
auf Jaeckhel⸗Güthe, ZwVerſt d., Anm. 10 844 und Reinhard⸗ 
Müller, ZwVerſtG., V 2a zu 8 45 darauf hin, daß nicht berück⸗ 
ſichtigt ſei, daß bezüglich eines durch Barzahlung zu deckenden An⸗ 
ſpruches (vgl. $ 49 ZmRerft®.) den Vorſchr. über das geringſte Ge⸗ 
bot ſchon dadurch genügt werde, daß gem. § 44 Abſ. 1 Zu Verſth. 
ein dieſen Anſpruch deckendes Gebot zugelaſſen werde; es ſei in 
dieſem Falle ohne Belang, wenn der Verſteigerungsrichter irrtümlich 
angenommen habe, daß dieſer Anſpruch nicht in das geringſte Ge⸗ 
bot falle, deshalb ſei weder der erſtbetreibende Gläubiger noch der 
Schuldner beſchwerdeberechtigt. Ahnlich Volkmar: JW. 1932, 


eines einzelnen Gläubigers ergangene Einſtellungsbeſchluß nicht den 
Fortgang des Verfahrens hindert (vgl. Fraeb, Handausgabe, 8 30 
II 1; JW. 1933, 641 zu Ziff. 1; 1931, 546 zu Ziff. 2). 

3. Man wird auch der Anſicht des KG. beitreten können, daß 
darin, daß die betreibenden Gläubiger der Terminsaufhebung nicht 
widerſprochen haben, eine Bewilligung der Einſtellung des Verfah⸗ 
rens ihrerſeits nicht liegt. Allerdings die vom KG. angeführte Tat⸗ 
ſache, daß die Gläubiger keinerlei Erklärung in dieſer Richtung ab⸗ 
gegeben haben, allein würde wohl noch nicht genügen, denn das 
RG. kennt auch für das Zwangsverſteigerungsverfahren „ſtillſchwei⸗ 
gende Zuſtimmung“ und erblickt eine ſolche z. B. in der Unter⸗ 
laſſung der Beſchw. (vgl. Fraeb, Handausgabe, $ 97 IV). Aber 
als einſtw. Einſtellung gelten nur ſolche Entſch., die auf Grund einer 
geſetzlichen Vorſchr. ergangen find, nach der eine Anordnung dieſes 
Inhalts entweder durch das Vollſtrcßer. von Amts wegen oder auf 
einen ausdrücklichen Antrag eines Gläubigers oder des Schuldners 
zu erlaſſen ift (Fraeb a. a. O. § 28 III Abſ. 2). Bei einer von 
Amts wegen getroffenen Verfügung, die ebenſogut 
auf Antrag des Gläubigers hätte erlaſſen werden 
können, kann aus dem bloßen ſtillſchweigenden Ver⸗ 
halten des Gläubigers nicht ohne Vorliegen ganz 
beſonderer Begleitumſtände der Wille zur ſelbſtän⸗ 
digen — ſtillſchweigenden — Antragsſtellung her- 
geleitet werden. 

4. Zuzuſtimmen iſt der Meinung des KG., daß es 
für die Frage, welche Wirkung die Vertagung auf den Fortgang des 
Verfahrens hat, ohne Bedeutung iſt, ob die Vertagung 
notwendig war. Aus 8 85 ZuVerſtG. iſt nicht zu entnehmen, 
daß das VollſtrGer. nicht befugt wäre, aus beſonderen Gründen auch 
von Amts wegen zu vertagen (vgl. Fraeb a. a. O. § 86 J). Eine 
ſolche Vertagung kann aber nur aus ſchwerwiegenden Gründen 
unter Berückſichtigung des Intereſſes aller Beteiligten angeordnet 
werden (JW. 1916, 615; Fraeb a. a. O. 8 36 I 1). Das 
VollſtrGer. darf alſo den Verſteigerungstermin nur vertagen, wenn 
es bei pflichtmäßiger Erwägung zu der Überzeugung kommt, daß 
die Vertagung zuläſſig und zweckmäßig ift, andernfalls macht 
es ſich — was außerhalb des Zwangsverſteigerungsverfahrens zu 
prüfen iſt — der Verletzung feiner Amtspflichten ſchuldig vgl. 
RG.: Recht 1914 Nr. 1191; Fraeb a. a. O. 8 85 II). 

5. Wenn das KG. den Satz aufſtellt, es müſſe für die Ver⸗ 
neinung eines urſächlichen Zuſammenhanges genügen, wenn bei Be⸗ 
rückſichtigung aller Umſtände keinerlei Anhaltspunkte für die An⸗ 
nahme vorhanden ſeien, daß das Meiſtgebot bei anderer Bildung des 
geringſten Gebotes geringer ausgefallen oder ein Gebot überhaupt 
nicht abgegeben worden wäre, ſo muß dies erhebliche Bedenken aus⸗ 
löſen. Mit Unrecht beruft ſich dabei das KGG. auf Volkmar: JW. 
1932, 3206. Volkmar hat ausdrücklich zur Bedingung gemacht, 
daß die Möglichkeit, daß ein für den betreffenden Beteiligten gün⸗ 
ſtigeres Gebot erzielt worden wäre, zum mindeſten nicht aus⸗ 
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3206 Anm. zu Nr. 33 unter I 2. Er betont u. a., daß i. S. des 
8 84 ZuvVerſtch. das Recht eines Beteiligten durch den Zuſchlag 
nur dann beeinträchtigt werde, wenn der Nachteil mit der un⸗ 
richtigen Aufſtellung des geringſten Gebotes in urſächlichem Zu⸗ 
ſammenhange ſtehe, wenn alſo bei richtiger Aufſtellung es entweder 
überhaupt nicht zum Zuſchlag gekommen oder die Möglichkeit eines 
günſtigeren Meiſtgebotes wenigſtens nicht ausgeſchloſſen wäre (vgl. 
hierzu auch Reinhard⸗Müller, II 2 zu 8 84), daß aber dieſe 
Vorausſetzung nicht erfüllt ſei, wenn auch bei richtiger Aufſtellung 
des Gebotes ein anderes Verſteigerungsergebnis nicht zu erwarten 
geweſen wäre. Der Senat tritt dieſen Ausführungen grundſäglich 
bei. Die Vorſchriften über die Bildung des geringſten Gebotes ſind 
im Intereſſe der Gläubiger geſchaffen. Durch eine unrichtige Bildung 
iſt der Schuldner nur dann benachteiligt, wenn ſich ſeine Rechtslage 
bei richtiger Bildung günſtiger geſtaltet hätte. Die Erteilung des Zu⸗ 
ſchlages hat für den Schuldner zwar ſtets einen Rechtsverluſt zur 
Folge. Ob dieſer Verluſt in urſächlichem Zuſammenhang mit einer 
unrichtigen Bildung des geringſten Gebotes ſteht, richtet ſich nach 
der Lage des Einzelfalles. Im Beſchl. v. 9. März 1932, 12 W 
1814/32: DNotV. 1932, 342, hat der Sen. ausgeſprochen, daß nicht 
jede Verletzung der Vorſchr. über die Bildung des geringſten Ge⸗ 
botes die Rechte des Schuldners beeinträchtigt, und hat nach der be⸗ 
ſonderen Lage des Falls die Möglichkeit einer Beeinträchtigung als 
ausgeſchloſſen erachtet. Mit abſoluter Gewißheit läßt ſich überhaupt 
nicht feſtſtellen, wie ſich das Meiſtgebot bei einer anderen Feſt⸗ 
ſetzung des geringſten Gebots geſtaltet hätte. Theoretiſch iſt die Mög⸗ 


geſchloſſen iſt. Das ift alſo eine ganz poſitive Forderung und Vor⸗ 
ausſetzung, die weit von der vom StG. vorgenommenen Zulaſſung 
einer negativen Fiktion entfernt iſt. Ebenſo deutlich ſpricht ſich 
Reinhard⸗Müller (6. Aufl. 1928, 8 84 Ziff. 1) gegen eine 
Fiktion aus, wenn er ſagt: „Solange zweifelhaft iſt, ob ein ur⸗ 
ſächlicher Zuſammenhang zwiſchen dem Mangel und der Beeinträch⸗ 
tigung des Rechts beſteht, muß der Zuſchlag verſagt werden, dafern 
das Verfahren vom betroffenen Beteiligten nicht genehmigt wird.“ 
Ganz klar kommt aber die Unzuläſſigkeit der Fiktion bei Jaeckel⸗ 
Güthe (Volkmar⸗Armſtroff, 6. Aufl., 1929, 8 84 N. 2) 
zum Ausdruck. Dort heißt es u. a.: „Nicht darauf alſo kommt es 
an, ob eine Benachteiligung als vorliegend erkannt werden kann, 
ſondern der Beteiligte, deſſen Recht in Frage ſteht, gilt 
als benachteiligt, wenn die richterliche Prüfung nicht 
ergibt, daß eine Benachteiligung für ihn nicht vor⸗ 
liegt (OLG. Poſen v. 4. Juli 1914: PoſM Schr. 1914, 121).“ 
„Im übrigen aber gilt auch dem Schuldner gegenüber 
die Regel, daß die bloße Möglichkeit ſeiner Benach⸗ 
teiligung genügt (OLG. Poſen v. 4. Juli 1914: Poſ Schr. 
1914, 122; Fiſcher⸗Schäfer 88 83, 81 A. 3a: Kretzſchmar 
143; v. d. Pfordten A II 2a und Reinhard⸗Müller Komm. 
A. II 3); eine ſolche iſt namentlich bei einer unrichtigen Feſtſtellung 
des geringſten Gebots oder der Verſteigerungsbedingungen ſowie in 
den Fällen des 8 83 Nr. 2 nicht ausgeſchloſſen (zum Teil abw. 
Wolff A. 5).“ j 

Auch Brand Baur 855 Zwangsverſteigerungs⸗ u. Zwangs- 
verwaltungsfachen, Berlin 1930, S. 247 III A) ſtehen auf dieſem 
Standpunkt: „Es iſt nicht erforderlich, daß dieſe Prüfung das Be⸗ 
ſtehen eines Nachteils ergibt, ſondern es genügt die Möglichkeit 
eines ſolchen. Solange nicht beſtimmt feſtgeſtellt werden 
kann, daß ein Beteiligter keinen. Nachteil erlitten 
hat, iſt ein ſolcher als beſtehend zu unterſtellen und 
demgemäß — mangels Genehmigung des Verfahrens 
durch den betreffenden Beteiligten — der Zuſchlag 
zu verſagen“ (ebenfo Fraeb, Handausgabe, 8 84 J 5; richtig iſt 
alſo die Annahme einer pofitiven Fiktion). 

Durch den Zuſchlag wird insbeſ. auch der Schuldner, der Be⸗ 
teiligter iſt (ogl. Reinhard⸗Müller 8 84 Ziff. 1 b) ſtets be⸗ 
einträchtigt, weil er durch den Zuſchlag ſein Eigentum an dem Grund⸗ 
ſtück verliert. Daraus darf noch nicht hergeleitet werden, daß die 
Heilung eines heilbaren Verfahrensmangels nur dann in Frage 
komme, wenn der Schuldner ausdrücklich oder ſtillſchweigend dieſen 
Mangel genehmigt, Auch auf den Schuldner ift 9 84 ZwVerſtG. an⸗ 
zuwenden. Hiernach iſt eine Beeinträchtigung für ihn aber nur dann 
egeben, wenn ſie auf den fraglichen Mangel zurückzuführen iſt. 
Dies iſt im Einzelfall zum Gegenſtand einer eingehenden richterlichen 
Prilfung zu machen. Der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem 
Mangel des unrichtig berechneten geringſten Gebotes und der Be⸗ 
einträchtigung des Schuldners darf nicht deshalb von vornherein 
abgelehnt werden, weil der Schuldner das Grundſtückseigentum auch 
dann verloren haben würde, wenn ordnungsmäßig verfahren worden 
wäre, denn gerade hier wird die Prufung beſonders häufig ergeben, 
daß er wenigſtens möglicher weiſe durch den = einen Nach⸗ 
teil erlitten hat (vgl. Brand- Baur a. a. O.). usbeſ. beſteht 
vielfach die Möglichkeit, daß, falls geſetzentſprechend verfahren wor⸗ 
den wäre, ſich ein das geringſte Gebot erreichendes Meiſtgebot nicht 
ergeben haben würde, ſo daß der Schuldner ſein Grundſtück be⸗ 
halten haben würde. In anderen Fällen wird die Möglichkeit be⸗ 


lichkeit einer anderen Geſtaltung immer gegeben. Es muß deshalb 
für die Verneinung eines urſächlichen Zuſammenhanges genügen, 
wenn bei Berücksichtigung aller Umſtände keinerlei Anhaltspunkte 
für die Annahme vorhanden ſind, daß das Meiſtgebot bei anderer 
Bildung des geringſten Gebotes geringer ausgefallen oder ein Ge⸗ 
bot überhaupt nicht abgegeben worden wäre. Im vorl. Fall muß 
mit einer an Gewißheit grenzenden Wahrſcheinlichkeit die Möglich⸗ 
keit einer Beeinträchtigung der Rechte des Schuldners verneint wer⸗ 
den. Allerdings hätte ſich das geringſte Gebot um etwa 23 500 AM 
erhöht. Dies hätte aber aller Vorausſicht nach auf die Abgabe der 
Gebote und die Höhe des Meiſtgebotes keinen Einfluß gehabt. 
Der Wert der Grundſtücke beträgt nach der Feſtſetzung des AG. 
430 000 AM. Das geringſte Gebot war auf 17 566,44 KN. feſt⸗ 
geſtellt worden. Als Teil des geringſten Gebotes ſind Rechte nicht 
beſtehengeblieben; jedoch bleibt eine Rentenbankgrundſchuld von 
26 400 GM. beſtehen. Im Verſteigerungstermin iſt lediglich ein Ge⸗ 
bot abgegeben worden, und zwar von der MVerſAnſt., in Höhe von 
305 000 AM. Für die RVerſelnſt. waren erſtſtellige Hypotheken im 
Geſamtbetrage von rund 250 000 AM eingetragen. Bei dieſer Sach⸗ 
lage iſt nicht einzuſehen, inwiefern es für die Abgabe des Meiſt⸗ 
gebotes von Bedeutung hätte ſein können, wenn das geringſte Ge⸗ 
bot um etwa 23 500 RM höher feſtgeſetzt worden wäre, zumal die 
bevorrechtigten Forderungen in Höhe von 23 500 RM auch bei Nicht⸗ 
aufnahme in das geringſte Gebot aus dem Verſteigerungserlös hätten 
gedeckt werden müſſen. 

Unter dieſen Umſtänden muß angenommen werden, daß der 


ſtehen können, daß ohne den Verfahrensmangel der Verſteigerungs⸗ 
erlös ein höherer geweſen wäre, und ſomit eine größere Anzahl von 
Gläubigern des Schuldners hätte befriedigt werden können. Dadurch, 
daß das Meiſtgebot den tatſächlichen Wert des Grundvermögens er⸗ 
reicht oder überſteigt, wird die Beeinträchtigung des Schuldners nicht 
ausgeſchloſſen (Reinhard⸗Müller 8 84 1b). 

Mir ſcheint, daß das KG. die Beeinträchtigung 
des im geringſten Gebot falſch behandelten Gläu⸗ 
bigers und deſſen Beſchwerderecht nicht ſcharf genug 
trennt von der Beeinträchtigung des Schuldners, die 
dieſer wegen Nichtberückſichtigung des Wegfalles des 
bisherigen betreibenden Gläubigers bei Berechnung 
des geringſten Gebots erleidet, z. B. daß — wie im vorl. 
Fall — das geringſte Gebot jetzt unter Berückſichtigung des weg⸗ 
fallenden betreibenden Liedlohngläubigers und ſeiner nachſtehenden 
Gläubiger viel höher ausfallen mußte. Es mag möglich ſein, 
daß der beteiligte Gläubiger, welchem die Berückſichtigung bei 
Feſtſtellung des geringſten Gebots verſagt worden iſt, dann nicht 
durch den Zuſchlag benachteiligt worden iſt, wenn das Meiſtgebot zu 
ſeiner Befriedigung ausreicht und er auch, wenn er berückſichtigt 
worden wäre, nur Barzahlung hätte verlangen können. Daraus darf 
aber noch nicht die Folgerung gezogen werden, daß in einem ſolchen 
Falle ebenſo wie der beteiligte Gläubiger auch der Schuldner nicht 
beſchwerdeberechtigt ſei. Ebenſowenig darf eine derartige Schluß⸗ 
folgerung daraus gezogen werden, weil nicht einzuſehen ſei, inwie⸗ 
fern es für die Abgabe des Meiſtgebotes hätte von Bedeutung ſein 
können, wenn das geringſte Gebot in der dem Geſetz entſprechenden 
Weiſe um ſo viel höher feſtgeſetzt worden wäre, weil der erſte Hypo⸗ 
thekengläubiger überhaupt der einziger Bieter geweſen ſei. Die bloße 
Möglichkeit höherer Gebote hat z. B. auch in den NotVO. dazu 

eführt, dem Schuldner das Recht einzuräumen, die Verſagung des 
uſchlages zu beantragen (vgl. hierzu Fraeb: JW. 1933, 64). 

Wenn das KG. u. a. ausſpricht, mit abſoluter Gewißheit laſſe 
ſich überhaupt nicht feſtſtellen, wie ſich das Meiſtgebot bei einer an⸗ 
deren Feſtſetzung des geringſten Gebots geſtaltet hätte, es genüge, 
wenn im Einzelfall mit einer an Gewißheit grenzenden Wahrſchein⸗ 
lichkeit die Möglichkeit einer Beeinträchtigung der Rechte des 
Schuldners verneint werde, unter ſolchen Umſtänden müſſe ange⸗ 
nommen werden, daß der Verfahrensfehler der unrichtigen Gebots⸗ 
bildung nicht urſächlich für eine Benachteiligung des Schuldners ge⸗ 
weſen ift, fo erinnert dies an die freie richterliche Beweiswürdigung 
im Strafprozeß. Im Rahmen des Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahrens nach der geltenden ZPO. dürfte kaum 
Raum für fo freies richterliches Ermeſſen jein. 

6. Unbedingt beifallswürdig iſt der Kampf gegen 
die häufig betriebene Vereitelung der Zwangs ver⸗ 
ſteigerung, indem der Schuldner oder ein vom Ausfall bedrohter 
Grundſtücksgläubiger die Ablöſung des erſtrangig betreibenden Gläu⸗ 
bigers einer Steuer⸗ oder ähnlich bevorrechtigten Forderung mit 
gutem Vorbedacht erſt nach dem Schluſſe der Verſteigerung bewirkt. 
Es handelt ſich dabei zweifellos um eine bewußte Sabotage der 
unter der Mitwirkung ſtaatlicher Organe betriebenen Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung, der notfalls mit allen dem Staate zu Gebote ſtehenden 
Machtmitteln begegnet werden muß. Dieſer durchaus berech⸗ 
tigte und begrüßenswerte Kampf gegen frevelhaften 
Mißbrauch des Rechts darf aber nicht zur Preisgabe 
der Grundfeſten des Verfahrensrechtes führen, zu 
den letzteren gehört aber unbedingt der 8 83 Zw⸗ 
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Verfahrensfehler der unrichtigen Gebotsbildung nicht urſächlich für 
eine Benachteiligung des Schuldners geweſen iſt. Es erübrigt ſich 
mithin eine Erörterung der Frage, ob auch bei Bejahung eines 
ſolchen Kauſalzuſammenhanges die Zuſchlagserteilung doch nicht zu 
beanſtanden ſein möchte, weil der Schuldner bewußt darauf aus⸗ 
gegangen iſt, durch Abloſung des geringfügigen Anſpruchs von 
150 AM des Gläubigers E. das Verſteigerungsverfahren zu Fall zu 
bringen, und die Möglichkeit beſteht, daß er bei Verſagung des Zu⸗ 
ſchlages andere der aus $ 10 Ziff. 2 bevorrechtigten Gläubiger zum 
Beitritt und demnächſt nach Abdeckung ihrer geringfügigen Auſprüche 
zur Rücknahme veranlaßt, wodurch es ihm gelingen Könnte, das 
Verſteigerungsverfahren auf unabſehbare Zeit auf Koſten der Gläu⸗ 
biger hinauszuzogern. 

(KG., 12. ZivSen., Beſchl. v. 25. Jan. 1933, 12 W 12 001/82; 


154/33.) 
Ber. von LER. Dr. Hoche, Berlin. 


Berlin. b) Strafſachen. 


10. 88 289, 61 StGB.; § 158 Abſ. 2 StPO. Beſchrän⸗ 
kung der Rev. auf Strafantragsfrage zuläſſig. Straf- 
anzeige wegen Diebſtahls genügt als Strafantrag wegen 
Pfandkehrung. 

Das einzige, was die Rev. geltend macht, iſt die Rüge, es 
fehle an dem nach § 289 Abſ. 4 StGB. erforderlichen Strafantrage, 
während die Geſetzesanwendung im übrigen unangefochten bleibt. 
Entſprechend dem zuläſſigerweiſe beſchränkten Umfange der ledig⸗ 
lich die Strafantragsfrage bemängelnden RevBeſchw. (vgl. RGSt. 
43, 367 Nr. 90; BayObe G.: JW. 1925, 27961; Urt. des KG. v. 
27. Okt. 1928, 2 8 593/28) unterlag nur der von dieſer Beſchw. 
betroffene Teil der Entſch. des Vorderrichters der Nachprüfung 
durch das RG. Inſoweit läßt ſich das den Angekl. wegen Pfand⸗ 
kehrung verurteilende Erkenntnis des AG. nicht beanſtanden. Die 
„Strafanzeige“ des Verletzten gegen den Angekl. wegen „Dieb⸗ 
ſtahls“ enthält zugleich einen Strafantrag des Verletzten gem. 
58 289 Abf. 4, 61 StGB., da deſſen Wille, die Strafverfolgung 
gegen den Angekl. wegen der Wegnahme der dem Angekl. gehörigen 
Handakten in rechtswidriger Abſicht zum Nachteile des zurück⸗ 
behaltungsberechtigten RA. ſtattfinden zu laſſen, aus dem Schrift⸗ 
ſtück unzweideutig hervorgeht. Der Umſtand, daß es ſich im vorl. 
Falle — entgegen der Rechtsauffaſſung des Verletzten — nicht um 
ein ſog. e ($ 242 StGB.), ſondern um eine nur auf 
Antrag verfolgbare Straftat (§ 289 StGB.) handelt, fteht der 
Annahme nicht entgegen, daß das als Anzeige bezeichnete Schrei⸗ 
ben einen ordnungsmäßigen Strafantrag i. S. der 8289 StGB., 
158 Abſ. 2 StPO. darſtellt. 

(KG., 2. StrSen., Urt. v. 6. Juli 1933, 2 8 251/33.) 
Ber. von KGR. Körner, Berlin. 
E 
Dresden. 


11. 57 Abſ. 4 Un l WG. i. d. Faſſ. der Not VO. v. 9. März 
1932. Begriff „Geſchäftsinhaber“. 

Der Angekl. und ein Kaufmann J. waren die beiden einzigen 
Geſellſchafter und Gefhäftsführer einer GmbH., die ſich mit Schuh⸗ 


Verſt G., deſſen zwingende Vorſchriften nicht durch 
eine laxe oder weitherzige Anwendung und Ausdeh⸗ 
nung der Ausnahmevorſchrift des 884 ZwVerſtG. ge- 
radezu außer Kurs geſetzt werden dürfen. 

Die nachſtehenden Realgläubiger ſind ja von vornherein und 
ſtets der Gefahr ausgeſetzt, daß das Zwangsverſteigerungsverfahren 
durch Zurücknahme des Verſteigerungsantrages ſeitens des erſt⸗ 
betreibenden Gläubigers mit Verſagung des Zuſchlages endet, weil 
nunmehr das VollſtrGer. erkennen muß, daß das geringſte Gebot 
bei dieſer veränderten Sachlage anderweitig berechnet werden muß, 
falls nicht die berechtigten Intereſſen der zurückgetretenen Gläubiger 
oder des Schuldners verletzt werden ſollen. Der 8 75 ZwVerſt G. 
ſpricht von einem Dritten, der berechtigt. ift, den 
Gläubiger zu befriedigen. Nach der Rſpr. des RG. iſt in 
dieſer Weiſe befriedigungsberechtigt jeder, der Gefahr läuft, durch die 
Zwangsverſteigerung ein Recht zu verlieren (RG. 90, 355; 91, 302; 
Fraeb, Handausgabe, 8 75 II 1). Danach find alſo nament⸗ 
lich zahlungsberechtigt diejenigen Grundſtücksgläu⸗ 
biger und ſonſtigen dinglich Berechtigten, deren An⸗ 
ſprüche nicht in das geringſte Gebot aufgenommen 
ſind. Wollen ſie mithin der Vereitelung der Zwangs⸗ 
verſteigerung im Wege der erwähnten Sabotage wir k⸗ 
ſam vorbeugen, ſo müſſen ſie nach dem Beginne der 
Verſteigerung alsbald den vorgehenden Gläubiger 
befriedigen (vgl. Fraeb: JW. 1931, 547). Genügt dieſe vom 
Geſetz offengehaltene Möglichkeit nicht, ſo dürfte nach dem geltenden 
ZwVerſtch. kaum zu helfen fein. LG R. Dr. Fraeb, Hanau. 


handel befaßte. Die Hälfte des Stammkapitals der Geſellſchaft gehört 
dem Angekl. Von Anfang März bis Ende Juni 1932 veranſtaltete 
die Geſellſchaft einen Totalausverkauf wegen Geſchäftsaufgabe. Dann 
ſtellte fie ihren Betrieb ein. Der Angekl. übernahm die Reſtbeſtände 
an Schuhen und eröffnete einige Tage nach Beendigung des Aus⸗ 
verkaufs in Dresden einen eigenen Handel mit Schuhen unter der 
Firma „Schuh⸗G.“. 

Die Anklage legt dem Angekl. ein Vergehen nach 88 7 Abſ. 4, 8 
Ziff.? Unl WG. i. d. Faſſ. der NotVO. v. 9. März 1932 zur Laſt. 
Der AR. hat den Angekl. freigeſprochen. Er vertritt die Auffaſſung, 
daß der Angekl. nicht als „Geſchäftsinhaber“ der GmbH. angeſehen 
werden könne und deshalb nicht von dem in dieſer Geſetzesſtelle ge⸗ 
regelten Verbot betroffen werde. Er lehnt die ausdehnende Auslegung 
des Begriffes „Geſchäftsinhaber“ durch Callmann in deſſen Komm., 
2. Aufl., Anm. 11 a zu 88 7—10 ab. Er verweiſt demgegenüber 
insbe. auf den letzten Satz des § 7 Abſ. 4, wo zur Vermeidung der 
Umgehung des Verbotes die Beteiligung an dem Geſchäfte eines an⸗ 
deren und das Tätigwerden in einem ſolchen ausdrücklich der Er⸗ 
öffnung eines eigenen Handels während der Sperrfriſt gleichgeſtellt 
wird. Er meint, eine Regelung in dieſer Form wäre nicht angebracht 
geweſen, wenn eigener Handel — alſo Inhaberſchaft eines Ge⸗ 
ſchäfts — ohne weiteres auch gewiſſe Beziehungen zu einem begrifflich 
fremden Geſchäfte mitumfaſſe. 

Die Rev. vertritt die Anſicht „Geſchäftsinhaber“ i. S. des 87 
Abſ. 4 a. a. O. ſei jeder Inhaber oder Leiter eines Geſchäfts⸗ 
betriebes, deſſen perſönliche Tätigkeit oder Kapitalkraft durch vor⸗ 
zeitige Wiedereinſchaltung in den Handelszweig die Wettbewerber 
gleicher Art in ihrer geſchäftlichen Tätigkeit beeinträchtige, die zum 
Ausgleich für den ſie ſchädigenden Ausverkauf durch die Sperrfriſt 
geſchützt werden ſollen. 

„Geſchäftsinhaber“ iſt kein neuer Begriff im Wettbewerbsrecht. 
Er war bereits vor der Anderung des UnlWG. durch die NotVO. 
v. 9. März 1932 in 8 14 Abſ. 1 und § 15 Abf. 1 Gef. zu finden. 
In beiden Geſetzesſtellen wird ausdrücklich der Leiter des Geſchäfts 
neben dem Inhaber genannt. Ferner iſt in § 4 Abſ. 2 der Leiter 
des Betriebs neben dem Inhaber mit Geldſtrafe bedroht, während 
$ 15 Abf. 2 zwar die Strafbarkeit des Betriebsinhabers, nicht 
aber die des Leiters des Betriebs ausſpricht und § 13 Abſ. 3 den 
Unterlaſſungsanſpruch zwar gegen den Inhaber bes Betriebes, nicht 
aber gegen den Betriebsleiter als ſolchen gewährt. Der Sprach⸗ 
gebrauch des UnlWG. v. 7. Juni 1909 unterſcheidet alſo ſcharf 
zwiſchen dem Inhaber des Geſchäfts und Betriebes einerſeits und 
dem Geſchäfts⸗ oder Betriebsleiter andererſeits. Auch wenn man be⸗ 
rückſichtigt, daß eilige NotVO. manchmal die Durchdenkung und die 
Sorgfalt im ſprachlichen Ausdruck vermiſſen laſſen, die in nor⸗ 
malen Zeiten der Geſetzgebung eigen find, kann nicht angenommen 
werden, daß dem Geſetzgeber dieſer Sprachgebrauch des von ihm ab⸗ 
geänderten Gef. entgangen fein ſollte, oder daß er von dieſem Sprach⸗ 
gebrauch in § 7 Abſ. 4 habe bewußt abweichen wollen. 

Selbſt wenn man dies aber unterſtellen wollte, ſo würde weder 
die Entſtehungsgeſchichte noch der Inhalt und Zweck der neuen 
Vorſchr. einen ſicheren Anhalt dafür bieten, was dann nach dem 
Willen des Geſetzgebers unter dem Begriff „Geſchäftsinhaber“ ver⸗ 
ſtanden werden ſoll. In der von Callmann a. a. O. in Anm. 11 
wiedergegebenen Begr. der Sperrvorſchrift in 8 7 Abſ. 4 jetziger 
Faſſung wird ausgeführt: „Es iſt wiederholt beobachtet worden, daß 
Geſchäftsleute alsbald nach Veranſtaltung eines Ausverkaufs wegen 
Aufgabe des Geſchäfts oder einzelner Warengattungen ein anderes 
Geſchäft gleicher Art eröffnet oder die aufgegebenen Warengattungen 
wieder eingeführt haben. In ſolchen Fällen liegt die Annahme nahe, 
daß die Maßnahmen nur getroffen worden ſind, um einen Vorwand 
zur Veranſtaltung von Ausverkäufen zu haben. Um Mißbräuche in 
dieſer Richtung zu verhüten, wird eine Sperrfriſt von einem Jahr 
nach Beendigung des Ausverkaufes geſchaffen, innerhalb der es dem 
Geſchäftsinhaber nicht geſtattet iſt, einen Handel mit den von dem 
Ausverkauf betroffenen Waren zu eröffnen.“ Über den Begriff „Ge⸗ 
ſchäftsinhaber“ wird in der Begr. nichts Näheres geſagt. 

Inhaber des Geſchäfts einer juriſtiſchen Perſon, alſo auch der 
GmbH., iſt rechtlich nur dieſe ſelbſt. Die Aktionäre ſowie der Vor⸗ 
ſtand und der Aufſichtsrat einer ARtG., die einzelnen Geſellſchafter 
und die Geſchäftsführer einer GmbH., die Genoſſen und die Vor⸗ 
ſtandsmitglieder einer eingetragenen Erwerbs- oder Wirtſchaftsgenoſ⸗ 
ſenſchaft können weder rechtlich noch nach der Verkehrsanſchauung 
als „Inhaber“ dieſer Unternehmungen angeſprochen werden (ebenſo 
Harmening: JW. 1932, 992 und Fuld: Konfektionär 1932 
Nr. 37). Wohl aber ſind die Vorſtandsmitglieder und Geſchäftsführer 
Leiter des Geſchäfts und des Betriebes. 

Es iſt zuzugeben, daß bei dieſer auch dem Sprachgebrauche des 
UnlWG. entſprechenden Auslegung des Begriffes „Geſchäftsinhaber“ 
der aus der Begr. erſichtliche Zweck des Verbotes in § 7 Abſ. 4 
a. a. O. nur unvollkommen erreicht wird. Denn das Verbot trifft 
bei dieſer Auslegung nur den Einzelkaufmann, die Geſellſchafter der 
OG., den Inhaber des Handelsgeſchäfts bei der ſtillen Geſellſchaft 
und die perſönlich haftenden Geſellſchaſter bei der Komm&ef. Dieſe 
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Tatſache allein kann aber die von der Rev. befürwortete und auch 
die von Callmann a. a. O. vertretene ausdehnende Auslegung 
des Begriffs „Geſchäftsinhaber“ in 8 7 Ab. 4 nicht rechtfertigen. 
Denn es fehlt dann an jedem Maßſtab für eine befriedigende Ab⸗ 
grenzung des Anwendungsbereiches dieſer Vorſchrift. Eine ſolche wird 
auch von Callmann nicht gegeben. Es kann. doch keinesfalls der 
Wille des Geſetzgebers geweſen ſein, jeden Aktionär oder jeden Ge⸗ 
ſellſchafter einer Gmb. oder gar jeden Genoſſen einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft oder jede Perſon, die ſich an einem fremden Geſchaft 
mit Kapital oder in leitender Stellung mit ihrer Arbeitskraft be⸗ 
teiligt hat, der Sperrfriſtvorſchrift zu unterwerfen. Zu einer Ab⸗ 
grenzung der Anwendung der Vorſchr. nach dem Grade der Kapital⸗ 
beteiligung und der Betätigung dieſer Perſonen in dem Geſchäft, das 
den Ausverkauf veranſtaltet hat, bietet aber die NotVO. v. 9. März 
1932 nicht die geringſte Handhabe. Dieſe Grenze läßt ſich nach An⸗ 
ſicht des Senats auch dann nicht in eindeutiger und Willkür aus⸗ 
ſchließender Weiſe ziehen, wenn man mit Callmann den Begriff 
„Geſchäftsinhaber“ in 8 7 Abſ. 4 nicht als Rechtsbegriff, ſondern 
als reinen Verkehrsbegriff anfieht. Insbeſ. iſt auch die von Call- 
mann verſuchte Grenzziehung ſo wenig ſcharf, daß ſie eine völlige 
Rechtsunſicherheit hinſichtlich der Anwendung der Strafvorſchrift in 
8 8 Ziff. 2 Unl WG. zur Folge haben würde. Bei dieſer Sachlage 
muß es der Geſetzgebung überlaſſen bleiben, durch Abänderung der 
jetzigen unvollkommenen Faſſung der Sperrvorſchrift den Anwen⸗ 
dungsbereich dieſer Vorſchr. auch auf Geſchäftsbetriebe juriſtiſcher Per⸗ 
ſonen auszudehnen und dabei die Vorſchr. ſo zu geſtalten, daß der 
Zweck des Verbotes völlig erreicht, insbeſ. auch die ſog. Einmann⸗ 
geſellſchaft erfaßt wird. 
(OLG. Dresden, Urt. v. 4. Aprit 1933. 2 0St 49133.) 
Ber. von GenSt A. UN. Alfred Weber, Dresden. 


Landgerichte. 


Zivilſachen. 
Berlin. I. Materielles Recht. 


1. Art. 11, 30 EG BGB.; 88 181, 139 BGB. Eine in 
Ne work ausgeſtellte unwiderrufliche Generalvollmacht 
iſt vom Grundbuchrichter als unwirkſam zu behandeln, 
wenn Deutſchland Wirkungsland iſt. 

Die Generalvollmacht iſt unwiderruflich. Nach deutſchem 
Recht iſt eine ihrer Faſſung nach unwiderrufliche Generalvollmacht 
vom GBA. als nichtig zu behandeln, falls nicht ſonſtige — hier 
nicht erſichtliche — außerhalb der Urkunde liegende, dem GBA. 
bekanntgewordene Umſtände 1 1 hinweiſen, daß die Vollmacht 
ſich in Wahrheit nur auf emen beſtimmten engeren Kreis von 
Rechtsgeſchäften beziehen ſoll (ſo KG. in ſtändiger Rſpr.: 1 X 
4/31; 1 X 69/31 mit Nachweiſen). Der § 100 BGB. iſt in ſol⸗ 
chen n nicht anwendbar (RG. : Jurgdſch. 1926 Nr. 360; 
NERKOMN. Anm. 1 zu § 139). Dagegen würde die Vollmacht, 
wenn fie nah nordamerikaniſchem Recht zu beurteilen 
wäre, nicht als nichtig, ſondern höchſtens als frei widerruflich an⸗ 
zuſehen fein (vgl. Mechem on Agency-Chicago 1914 — Vol. 1, 
8 563 f. „General rule: Authority is revocable at any time. 
Rule applies though authority called ‚exclusive or ‚Irrevo- 
cable.“ Überdies kennt auch das amerikaniſche Recht gewiſſe 
Fälle, wo eine Vollmacht unwiderruflich fein kann (3. B. Autho- 
rity coupled with an interest; Mechem on Agency 3 570 f.). 

Es iſt alſo zu prüfen, welches der beiden Rechtsgebiete für 
die Beurteilung der Wirkſamkeit der Generalvollmacht Anwen⸗ 
dung zu finden hat. Dieſe — auch von v. Bar (Ehrenb. Hdb. 1 
S. 345) aufgeworfene — Frage, wie es zu halten ſei, wenn die 
verſchiedenen in Betracht kommenden Rechtsgebiete verſchiedene 
Bedingungen für die Gültigkeit einer Beſchrankung der Vollmacht 
bzw. des Widerrufs aufſtellen, tt zugunſten des Wirkungs 
landes zu entſcheiden (Rabel, Ztſchr. f. ausl. u. intern. 
Privatrecht 1929, 815, 823, 826, 834). Dieſer für das Obliga⸗ 
tionenrecht geltende Grundſatz findet auch auf, die Vertretung in 
ſachenrechtlichen Redtsgelhätten mit der Maßgabe entſprechende 
Anwendung, daß das Wirkungsland durch die Belegenheit 
der Sache (lex rei sitae) beſtimmt wird (Rabel a. a. O.) 
Gutzwiller, J. P. R. S. 1594). 

Wenn auch der Art. 11 Abf. 2 EGBGB. auf Vollmachten 
keine Anwendung findet (KG.: DNotV. 31, 403), ſo gilt doch 
Deutſchland als Wirkungsland, da das Grundftüd in Deutſch⸗ 
land liegt (vgl. auch NS. 1 X 636/31). Überdies beſtimmt das 
nordamerikaniſche Recht, daß alle Rechtsverhaltniſſe bezuglich eines 
Grundſtücks ſich ausnahmslos nach der lex rei sitae zu richten 
haben (Staudinger, Einf., Anm. zu Art. 28). Es liegt 
alſo hier zum mindeſten eine Rückverweiſung auf das Sachſtatut 
vor (vgl. auch RG. 91, 139 5). Die Entſch. des RG. v. 15. Juni 


5 JW. 1918, 178. 


1920 (RG Warn. 1921, 12), die auf das Perſonalſtatut des Ver⸗ 
tretenen abſtellt, ſteht hier nicht entgegen. Denn im dortigen Falle 
handelte es ſich nicht um eine Vollmacht für ſachenrechtliche Rechts⸗ 
geſchäfte, ſondern um die Vertretungsmacht eines Reiſenden. Die 
Entſch. des RS.: JW. 1909, 715; RG. 107, 123°) und JW. 
1928, 2013 betreffen das Recht des Erfüllungsorts, wel⸗ 
ches hier nicht zur Erörterung ſteht. Zitelmann, Intern. 
PrivR., Bd. 2 S. 206 ff.), auf den das RG.: RGWarn. 1921, 
12 verweiſt, ſtellt ſeinerſeits auf das Wirkungsitatut ab und er⸗ 
wähnt bezüglich einer Generalvollmacht (S. 208) ausdrücklich, daß 
ſie nicht nach dem Perſonalſtatut des Vollmachtgebers zu beurtei⸗ 
len ſei. Dafür, daß im vorl. Falle Deutſchland das Wirkungsland 
fein ſollte, ſpricht insbeſ. die von den Vollmachtgebern auf deutſche 
Behörden und Rechtsverhältniſſe abgeſtellte Form der Ausdrucks⸗ 
weiſe, z. B. die Erwähnung von Auf w ertung 3 angelegen- 
heiten, von Auflaſſungserklärungen, der Beſt des 8 181 des deut⸗ 
ſchen BGB., ſowie die Angabe, daß der Wert dieſer Vollmacht 
unter 1000 Mark betrage. Aus den gleichen Gründen hatte 
das RG. in einer Entſch. v. J. 1907 (nur auszugsweiſe: Recht 1912 
Nr. 93, eingehender zit. bei Rabel S. 836 Fußn. 4) die Anwen⸗ 
dung deutſchen Rechts auf die Vollmacht gebilligt (vgl. auch RG. 
95, 42 8)). Die Entſch. des RG. 30, 122, die eine Neuyorker Voll⸗ 
macht betraf, ſteht nicht entgegen, da dort der Parteiwille erkenn⸗ 
bar auf die Anw. Neuyorker Rechts gerichtet war, es ſich auch 
nicht um eine Vollmacht für Grundſtücksſachen handelte. Unter 
dieſen Umſtänden kann die Anwendbarkeit des Art. 30 E BB. 
(vgl. dazu Lewald, Das deutſche Int. PrivR. 1930, S. 28, 29) 
auf ſich beruhen. 
(SG. 1 Berlin, 1. 3R., Beſchl. v. 5. Okt. 1932, 201 T 9183/32.) 
Ber. von GerAſſ. Dr. Seibert, Berlin. 
* 
Duisburg⸗ Hamborn. 


2. 8 1124 Abſ. 2 BG B. iſt nicht auf Steuerforderungen 
anzuwenden. f) 

Ein allgemeiner Rechtsgrundſatz, daß die Steuern in jeder Hin⸗ 
ſicht vor allen anderen Forderungen das Vorrecht haben, beſteht nicht. 
Steuern genießen vielmehr nur inſoweit ein unbedingtes Vorrecht, 
wie dieſes durch beſondere gejegliche Beſt., z. B. 8 10 ZmXerft®. und 
861 KO., feſtgelegt iſt. Gerade die Tatſache, daß in dem ZwvVerſtc. 
und der KO. durch beſondere Beſt. in den betr. Verfahren eine be⸗ 
vorrechtigte Stellung für Steuerforderungen geſchaffen worden iſt, 
ſpricht dafür, daß hiermit Ausnahmen von der Regel geſchaffen wer⸗ 
den, wonach grundſätzlich Steuerforderungen im Rahmen des buͤrger⸗ 
lichen Rechts wie andere Forderungen zu behandeln ſind. 

Der Anſicht des Bekl., daß die Unwirkſamkeit der Abtretung 
aus einer entſprechenden Anwendung des § 1124 Abi. 2 BGB. i. Verb. 
m. 812 Teil 3 der 4. NotVO. v. 8. Dez. 1931 herzuleiten ſei, weil 
einer Mietpfändung für öffentliche Grundſtückslaſten ein gleiches Vor⸗ 
recht zukomme, wie es gemäß 8 1124 BGB. dem Hypothekengläu⸗ 
biger zuſtehe, kann nicht beigetreten werden. 

Eine Berufung der Bekl. auf dieſe Beſt. würde nämlich zur 
Vorausſetzung haben, daß die bürgerlich⸗rechtlichen Veit. ohne weiteres 
auf Steuerforderungen angewandt würden. Dies iſt jedoch nicht an⸗ 
gängig. Es handelt ſich bei der Vorſchr. des 8 1124 Abſ. 2 BGB. um 
eine vom gewöhnlichen Fall abweichende Sonderbeſt., durch welche 
nur für Hypothekengläubiger eine Sonderſtellung geſchaffen wird. 
Für eine ausdehnende Auslegung dieſer Beſt. auf Steuern find keine 
Anhaltspunkte gegeben, und zwar um io weniger, als die Steuer⸗ 
behörde ja die Möglichkeit hat, ſich für ihre Steuerforderung eine 
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Zu 2. Die Entſch. iſt im Ergebnis unbedenklich zu bejahen. 
In der Begr. iſt einiges ſchief. Vorweg ſei darauf hingewieſen, 
daß es ſich um die Interventionsklage eines Mietzinszeſſionars 
handelte, mit der dieſer die Unzuläſſigkeit einer zeitlich nachfolgen⸗ 
den Mietzinspfändung und ⸗überweiſung zugunſten der Steuer⸗ 
behörde geltend machte. 

I. Der Satz der Entſcheidungsgründe, daß durch 8 1124 Abſ. 2 
BGB. „nur für Hypothekengläubiger eine Sonderſtellung ge⸗ 
schaffen“ ſei, wird — ebenſo wie der an die Spitze geſtellte Leit⸗ 
ſatz — bereits durch die Schlußbemerkung der Entſch. ſelbſt be⸗ 
richtigt. Die aus 8 1124 Abſ. 2 BGB. ſich ergebende Vorzugs⸗ 
ſtellung kann jeder perſönliche Gläubiger, alſo auch der Steuer⸗ 
gläubiger erlangen, wenn er durch Antrag auf Zwangsverwaltung 
für ſeine Forderungen die Beſchlagnahme erwirkt (ſo die weitaus 
herrſchende Meinung; a. A. nur KG.: JW. 1927, 2583; OLG, 
Frankfurt: HöchſtRRſpr. 1929 Nr. 2035). Alsdann erhält er Be⸗ 
friedigung nach Maßgabe der geſetzlichen Rangordnung (88 146, 
148, 155 Abſ. 2 i. Verb. m. 88 20 Ab. 2, 21 Abſ 2 ZwVerſtch.) 

II. Hingegen hat nur der Hypothekengläubiger die Moglich⸗ 
keit, ſich dieſe Vorzugsſtellung durch Beſchlagnahme der Miet⸗ und 
Pachtzinſen außerhalb der Immobiliarzwangsvollſtreckung, 
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Sicherungshypothek eintragen zu laſſen. Gerade dieſer letztere Um⸗ 
ſtand ſpricht dafür, daß eine entſprechende Anwendung des 8 1124 
Abſ. 2 BGB. auf hypothekariſch nicht geſicherte Steuerforderungen 
nicht angängig iſt. Daraus, daß die öffentlichen Laſten der Reallaſt 
ähneln, kann nichts Gegenteiliges beſchloſſen werden. Eine An⸗ 
wendbarkeit des 8 1124 Abſ. 2 BGB. für Steuerforderung über den 
Umweg von 8 1107 BGB. kommt nämlich ſchon deswegen nicht in 
Betracht, weil nur die privatrechtlichen Reallaſten den Vorſchr. 
des 8 1105 BGB. unterſtehen. Überdies kann man eine Erſtreckung 
der 88 1120 ff. BGB. auf die Reallaſten nicht annehmen, da die 
88 1120 ff. BGB. von der Hypothek als ſolcher, nicht von den 
Hypothekenzinſen ausgehen und andererſeits $ 1107 BGB. beſtimmt, 
daß auf die einzelnen Realleiſtungen die Vorſchr. über Hypotheken⸗ 
zinſen anzuwenden ſind. Es muß der Bekl. überlaſſen bleiben, das 
gerichtliche Zwangsverſteigerungs⸗ oder Zwangsverwaltungsverfahren 
zu beantragen, falls ſie eine Beſchlagnahme des Grundſtückes herbei⸗ 
führen will. Dieſes Recht hat die Bekl. Vor allem auch daraus, daß 
der Steuerbehörde dieſes Recht zuſteht, folgt, daß eine Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung der Steuerbehörde nur dann eine Beſchlagnahmewirkung hat, 
wenn auf ihren Antrag das gerichtliche Zwangsverſteigerungs⸗ oder 
Zwangsverwaltungsverfahren angeordnet worden iſt. 


(LG. Duisburg⸗Hamborn, Urt. v. 5. Juli 1933, 18 8 687/33.) 
Eingef. von RA. Dr. Mengering, Duisburg. 
* 


Halberſtadt. 

3. 5932 BGB. Wer ſich beim Kauf von bereits ge» 
brauchten Sachen, die heute üblicherweiſe auf Abzahlung 
gekauft werden, nicht Gewißheit über das Eigentum des 
Vorkäufers verſchafft, handelt grobfahrläſſig. Er darf 
ſich nicht mit der Vorlegung einer eidesſtattlichen Ver- 
ſicherung begnügen. 

Grobfahrläſſig handelt nicht bloß der Erwerber, der ver⸗ 
dächtige Umſtände kennt und dennoch weitere Nachforſchungen 
unterläßt, obwohl ſie ohne weiteres geboten waren, ſondern auch 
der Erwerber, der unter beſonders ſchwerer Verletzung der im 
Verkehr gebotenen Sorgfalt es unterläßt, ſich die Kenntnis ſol⸗ 
cher Umſtände zu verſchaffen (vgl. RG. 58, 166). Gerade aber 
beim Verkauf von Nähmaſchinen, Fahrrädern, Sprechapparaten 
uſw., die heutzutage handelsüblicherweiſe auf Abzahlung und 
unter Eigentumsvorbehalt verkauft werden, ſind an die im Ver⸗ 
En gebotene Sorgfalt ganz beſonders hohe Anforderungen zu 
tellen. 

Aus dieſer Erwägung heraus hat das KG.: JW. 1931, 
2513 die Forderung aufgeſtellt, daß ſich bei derartigen Gegenſtän⸗ 
den der Erwerber Gewißheit verſchaffen muß, daß der Ge⸗ 
genſtand Eigentum des Verkäufers iſt. Dieſe erhöhte Sorgfalts⸗ 
pflicht iſt in den wirtſchaftlichen Verhältniſſen der Gegenwart, 
in denen die Abzahlungsgeſchäfte unter Eigentumsvorbehalt eine 
ee Bedeutung erlangt haben, begründet. Würde man dieſe 
erhöhte Sorgfaltspflicht verneinen, jo würde der Unſicherheit Tor 
und Tür geöffnet ſein. Eine eidesſtattliche Verſicherung des Ver⸗ 
äußerers iſt, wie die bezeichnete KGEntſch. ausführt, in der 
Regel nicht ausreichend. Gerade bei einem Mann, wie dem Bekl., 
der als Rohproduktenhändler häufiger in die Lage kommen wird, 
Gegenſtände, die auf Abzahlung gekauft, aber noch nicht voll ab⸗ 


alſo z. B. durch einfache Pfändung und Überweiſung zu verſchaffen, 
ſofern nur die Beſchlagnahme wegen des dinglichen Rechts und 
nicht wegen der perſönlichen Forderung erfolgt. Die Frage, ob 
die öffentlichen Abgaben eine dingliche Belaſtung des Grundſtücks 
i. S. von § 1105 BGB. darſtellen und ob daher wegen $ 1107 
BGB. auch § 1124 Abſ. 2 BGB. auf fie anwendbar ſei, erledigt 
ſich ſchon durch die Feſtſtellung, daß die auf öffentlich⸗ rechtlichen 
Titeln beruhenden Reallaſten durch das BGB. nicht geregelt wer⸗ 
den (vgl. ſtatt aller Staudinger, Erl. II zu § 1105). 

III. Es kam ſomit, wie das Urt. auch richtig erkennt, auf die 
Entſch. der weiteren Frage nach der Erſtreckung der S$ 1120 ff., 
inspe). des § 1124 Abſ. 2 BGB., auf die Reallaſten nicht an. Unter⸗ 
ſuchte man ſie aber, ſo 9 man ſie nicht mit der Begr. ver⸗ 
neinen, daß in den SS 1120 ff. BGB. von der Hypothek als ſolcher, 
nicht von den Hypothekenzinſen ausgegangen ſei, während § 1107 
BGB. gerade die Anwendung der für die Hypothekenzinſen gelten⸗ 
den Beſt. auf die einzelnen Reallaſtleiſtungen anordne. Denn ganz 
unbeſtreitbar haften die Gegenſtände, auf die ſich nach den 
§8 1120 ff. BGB. die Hypothek erſtreckt, nicht nur für das Kapital, 
ſondern auch für die Zinſen, fo daß § 1124 Abſ. 2 BGB. auch im 
Rahmen des § 1107 BGB. gilt (Planck, Erl. 3 zu § 1107). Aber 
die durch die SS 1123 ff. BGB. angeordnete Erſtreckung der Hypo⸗ 
thek auf die Mietzinsforderungen wirkt ſich eben erſt und nur durch 
die Beſchlagnahme aus; und damit ſind wir wieder am Anfang. 
Es liegt alſo ein Zirkelſchluß vor, während das Urt. annimmt, daß 
ſich die Unanwend arkeit des § 1124 Abſ. 2 BGB. im vorl. Falle 
aus zwei verſchiedenen rechtlichen Geſichtspunkten ergebe. 

RA. Gunter Legart, Berlin. 


bezahlt ſind, zum Kauf angeboten zu bekommen, wird man an 
die Erkundigungspflicht ſehr ſtarke Anforderungen ſtellen müſſen. 
Der Beil, hat ja auch ſelber zugegeben, daß er einen Verdacht 
hinſichtlich des Eigentums an der Maſchine gehabt habe und da⸗ 
mit gerechnet habe, daß ſie noch nicht voll bezahlt wäre. Er hat 
nach feinem Vorbringen ſogar ausdrücklich danach gefragt, ob ſie 
bezahlt ſei und er hat die — in der Tat zutreffende — Anſicht 
e e daß ſie von K. gekauft und noch nicht bezahlt ſein 
önnte. 

Wenn ſich der Bekl. über dieſen Verdacht damit hinwegſetzte, 
daß er ſich von B. die eidesſtattliche Verſicherung geben ließ, ſo 
hat er der ihm obliegenden Erkundigungspflicht nicht Genüge ge⸗ 
leiſtet, zumal es für ihn ein leichtes geweſen wäre, ſich bei dem 
Vertreter der Kl., der ganz in ſeiner Nähe wohnte, genauer über 
die Eigentumsverhältniſſe an der Maſchine zu erkundigen. 

Das Nichteinziehen von näheren Erkundigungen iſt ſomit 
dem Bekl. als grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt zu legen. Grobe 
Fahrläſſigkeit läge ſelbſt dann vor, wenn F. und B. nicht in jo 
ſchlechten Vermögensverhältniſſen gelebt hätten, wie es der Vor⸗ 
derrichter angenommen hat, und wenn die Maſchine nicht in einem 
ſo guten Zuſtande geweſen wäre, wie die Beweisaufnahme er⸗ 
geben hat. Es mag daher dahingeſtellt bleiben, ob die Annahme 
des Vorderrichters über die Vermögensverhältniſſe F. und B. 
ſowie über den Zuſtand der Nähmaſchine zutreffend war. 

(LG. Halberſtadt, 1. ZR., Urt. v. 29. Juni 1933, 2 8 56/88.) 


Ber. v. RA. Dr. Helmut Bremer, Quodlinburg. 


Berlin. II. Verfahren. 

4. 8 887 ZPO. iſt auch bei Urteilen auf Sicherſtel⸗ 
lung anwendbar. 

Die Schuldnerin war nach dem Urt. zur Sicherheitsleiſtung 
verpflichtet. Da eine beſtimmte Art der Sicherheitsleiſtung im 
Urteilstenor nicht angegeben war, hatte die Sicherheitsleiſtung 
kraft Geſetzes in einer der in § 232 BGB. beſtimmten Arten zu 
erfolgen (vgl. auch RG.: Gruch. 46, 657). Die Schuldnerin hatte 
zwiſchen den dort beſtimmten Arten der Sicherheitsleiſtung die 
Wahl. Da ſie jedoch damit, wie der Gläubiger glaubhaft gemacht 
hat, in Verzug kam, ging das Wahlrecht in entſprechender An⸗ 
wendung des § 264 Abſ. 1 BGB. auf den Gläubiger über (vgl. 
Enneccerus, Allg. Teil, § 224 V S. 741). Der Gläubiger 
hat dieſes Wahlrecht ausgeübt und Sicherheitsleiſtung in der in 
dem angefochtenen Beſchl. beſtimmten Form verlangt. Da der 
Gläubiger ſich ſelbſt Sicherheitsleiſtung verſchaffen kann, handelt 
es ſich um eine Handlung, die auch von einem Dritten vorgenom⸗ 
men werden kann (§ 887 ZPO.). Die in dem Urt. allgemein aus⸗ 
geſprochene Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung ns 
ſich auf die von dem Gläubiger verlangte Art der Sicherheits: 
Ae Aus § 887 Abſ. II ZPO. iſt nichts Gegenteiliges her⸗ 
zuleiten. Es handelt ſich hierbei um eine zugunſten des Gläu⸗ 
bigers getroffene Anordnung. Aus dieſer Koſtenbeſtimmung läßt 
ſich nichts entnehmen, was der von dem Gläubiger beanſpruchten 
Ermächtigung zur Einziehung der Zinſen und deren Hinter⸗ 
legung entgegenſtehen könnte. 

(LG. Berlin, Beſchl. v. 18. Juli 1933, 1 T 4414/33.) 
Ber. von GerAſſ. Dr. Seibe tc, Berlin. 
* 
Bielefeld. 

5. 88 766, 767, 807, 900 Abſ. 3 BRD. Der Leiftung 
des Offenbarungseides kann der Schuldner weder im 
Wege des 8 766 ZPO. noch des $ 900 Abſ. 3 3PO. unter 
Berufung auf eine Vereinbarung mit dem Gläubiger 
widerſprechen, nach der der vollſtreckbare Titel nur zur 
Pfändung, nicht zu Verwertungsmaßnahmen und zum 
Eidesverfahren verwendet werden darf. 1) 

Der Gläubiger hat auf Grund eines Vollſtreckungsbefehls und 
Unpfändbarkeitsnachweiſes beantragt, den Schuldner zur Leiſtung des 
Offenbarungseides nach 8 807 ZPO. vorzuladen. Der Schuldner hat 
gegen die vom Gläubiger betriebene Art der Zwangsvollſtreckung Er⸗ 
innerung eingelegt mit dem Antrag, den Termin zur Eidesleiſtung 
aufzuheben. Er führt an, der Gläubiger habe auf Sicherſtellung 
ſeiner Forderung gedrängt und ihm deshalb vorgeſchlagen, er, der 
Schuldner, ſolle gegen ſich Vollſtreckungsbefehl ergehen laſſen. Die 
Parteien hätten alsdann vereinbart, der Gläubiger ſolle pfänden, aber 
nicht verſteigern laſſen, damit die Pfandſtücke als der Anfechtung 


Zu 5. Verträge, durch die ſich der eine Teil zu einem be⸗ 
ſtimmten prozeſſualen Verhalten verpflichtet, ſind grundſätzlich 
wirkſam. Das wird heute nicht mehr angezweifelt. Hat ſich jemand 
zur Zurücknahme der Klage oder der Ber. verpflichtet, ſo kann der 
Fortſetzung des Prozeſſes grundſätzlich die Einrede der Argliſt mit 
der Wirkung entgegengeſetzt werden, daß die Klage abs, die Ber. 
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entzogene Sicherung dienten. Mit der Betreibung des Offenbarungs⸗ 
eidverfahrens handle der Gläubiger abredewidrig. Das AG. hat die 
Erinnerung zurückgewieſen: der Schuldner behaupte in Wahrheit eine 
Stundung des Anſpruchs; er könne ſich darauf jedoch nur im Wege 
des 8 767 AWO. ſtützen. Die Beſchw. iſt nicht begründet. 

Es iſt dem Schuldner darin beizutreten, daß er mit ſeinem Ein⸗ 
wand eine Forderungsſtundung nicht behauptet. Er hat vielmehr 
vorgebracht, abredegemäß habe er den Gläubiger mit Mitteln, die er 
aus dem Verkauf von Land gewinnen ſollte, befriedigen ſollen. Die 
bürgerlich⸗rechtliche Forderung des Gläubigers iſt hiernach in ihrem 
Beſtande und in ihrer Fälligkeit unberührt geblieben. Die Parteien 
haben lediglich vereinbart, der auf Grund der Forderung erworbene 
Vollſtreckungsbefehl dürfe zu Vollſtreckun maßnahmen mit Ausnahme 
der Sachpfändung als ſolcher, alſo zu Verwertungsmaßnahmen und 
zum Eidesverfahren, nicht benutzt werden. Es handelt ſich alſo nicht 
um eine Einwendung gegen den durch den Vollſtreckungsbefehl feſt⸗ 
geſtellten Anſpruch i. ©. des 8 767 BRD. 

Daraus folgt aber nicht, wie vielfach (ſo auch von Baumbach 
8 767 Anm. 2 B; Stein-Jonas 8767 II 1) angenommen wird, 
Einwände, wie die des Schuldners, könnten nach § 766 oder 900 
Abſ. 3 BRD. vorgebracht werden. Der Beſitz des Schuldtitels weiſt 
den Vollſtreckungsorganen nach, daß der Gläubiger zu jedweder 
Zwangsvollſtreckung wegen ſeiner Geldforderung befugt iſt; wenn ſie 
trotz etwa beſtehender Vereinbarungen zivifchen Gläubiger und Schuld⸗ 
ner Vollſtreckungshandlungen vornehmen, die über eine Sachpfändung 
hinausgehen, ſo bleibt die Art und Weiſe der Zwangsvollſtreckung 
und das vom Gerichtsvollzieher dabei zu beobachtende Verfahren, wenn 
fie ſich ſonſt an die geſetzlichen Beſt. halten, ordnungsgemäß. Insbeſ. 
der Gerichtsvollzieher kann die für ihn geltenden Verfahrensvorſchrif⸗ 
ten nur verletzen, wenn er die Möglichkeit ſolcher Verletzungen ſelbſt 
überhaupt erkennen kann. Dazu iſt er aber nicht imſtande, wenn 
die Parteien trotz Vorliegens eines Schuldtitels die Beſchränkung der 
Vollſtreckungsrechte des Gläubigers vereinbart haben. Verläßt er ſich 
auf den Schuldtitel, der nach § 724 BRD. für ihn der Nachweis iſt, 
daß der Gläubiger eine Vollſtreckungsbefugnis hat, ſo darf und muß 
er vollſtrecken. Das gleiche gilt für das Vollſtreckungsgericht. Der 
Schuldner tadelt alſo in Wahrheit gar nicht das formale Vorgehen 
des Vollſtreckungsorgans (vgl. OSG. Hamm: OSG Rſpr. 20, 339). 

Nach & 807 3 O. iſt der Schuldner, wenn die Vollſtreckung er⸗ 
folglos geblieben tft, zur Eidesleiſtung verpflichtet. Titel und 
Unpfändbarkeitsnachweis ſind für das Gericht die Vorausſetzungen für 
die Durchführung des Eides verfahrens; liegen ſie vor, iſt dieſes zu⸗ 
läſſig. Auch der Verpflichtung zur Eidesleiſtung gegenüber kann der 
Schuldner nicht mit dem vertraglichen Einwand wie hier wider⸗ 
prechen. 
| Der Umftand, daß $ 767 ZPO. hier nicht anwendbar iſt, recht» 
urückzuweiſen iſt (als unzuläſſig; NG. 102, 217; 123, 85 ). Hat 
er Gläubiger ſich verpflichtet, cee Sachen nicht verſteigern 
zu laſſen, und den Schuldner nicht zum Offenbarungseid zu trei⸗ 
den, und gibt er abredewidrig Auftrag zur Verſteigerung oder 
betreibt er abredewidrig das Offenbarungseidsverfahren, ſo iſt da⸗ 
gegen eine Erinnerung nach § 766 ZPO. nicht gegeben. Darin iſt 
der vorſtehenden Entſch. durchaus beizuſtimmen. Der Schuldner 
macht nicht geltend, daß Vorſchr. des Zwangsvollſtreckungsrechts 
verletzt ſeien. Wohl aber kann der Schuldner — in dieſem Punkte 
vermag ich der Begr. der Entſch. nicht zuzuſtimmen — die Voll⸗ 
ſtreckungsgegenklage anſtrengen, damit die Verſteigerung und das 
Offenbarungseidsverfahren für unzuläſſig erklart wird. Allerdings 
betrifft feine Einwendung nicht den materiellen Anſpruch. So eng 
aber braucht mau den 8767 30. nicht aufzufaſſen. Es iſt kein 
vernünftiger Grund einzuſehen, warum die Abwehrklage zwar bei 
einer nach Erlaß des Urt. gewährten Stundung, nicht aber dann 
gegeben ſein ſoll, wenn der Gläubiger fich verpflichtet hat, die ge⸗ 
pfändeten Sachen nicht zur Verſteigerung zu bringen oder das 
Offenbarungseidsverfahren nicht zu betreiben. Gewiß iſt das keine 
Stundung, überhaupt nichts Materielles. Aber das iſt für die hier 
zu entſcheidende Frage ohne Belang. Mit der Vollſtreckungsgegen⸗ 
klage oder Vollſtreckungsabwehrklage muß der Schuldner auch gel⸗ 
tend machen können, daß der Gläubiger 1 feines Vollſtreckungs⸗ 
rechts gegenüber dem Schuldner begeben habe (ng. meine Zwangs⸗ 
vollſtreckung 8 10 IV 2 S. 49). Es wäre unerträglich, wollte man 
den Schuldner auf die Schadenserſatzklage verweiſen, und die 
Faſſung des § 767 zwingt auch durchaus nicht dazu. r 

Die Entſch. meint, wie die ug nach 8766 BO. 
in könne auch der Widerſpruch nach § 900 Abſ. 3 ZPO. nicht auf 
die Vereinbarung, daß der Gläubiger den Schuldner nicht zum 
Offenbarungseid treiben dürfe, begründet werden. Was vom 8766 

15 braucht aber nicht von 900 Abſ. 3 zu gelten. Die Lage iſt 
ier doch eine weſentlich andere, und nichts zwingt dazu, den 
8900 Abt, 3 fo eng auszulegen. Der Schuldner hat alſo die Wahl 
zwiſchen der Vollſtreckungsgegenklage nach 8 767 und dem Wider⸗ 
ſpruch nach 8 900 Abſ. 3 — ein gewiß angemeſſenes Ergebnis. 
Prof. Dr. Karl Blomeyer, Jena. 
) JW. 1929, 851. 


fertigt nicht den Schluß, folglich müſſe der Einwand des Schuldners in 
dem Verfahren nach 88 766 oder 900 Abi. 3 geprüft werden. Dieſe 
beiden Verfahrensarten mit der Entſch. in Beſchlußform find für Fälle 
gedacht, in denen ſich eine Entſch. ohne zeitraubende und ſchwierige 
Maßnahmen moglichſt ſofort — jo im Eidesleiſtungstermin — ermög⸗ 
lichen läßt. Im Streitfall erfordert die Behandlung der Einwände 
des Schuldners oft eine umfangreiche oder wenigſtens ſchwierige Be⸗ 
weisaufnahme, wie ſie im Erkenntnisverfahren üblich iſt. Wie die 
88 767, 771, 805, 878 ZPO. u. a. dartun, verweiſt das Geſetz der⸗ 
jenigen, mit deſſen Einwänden erfahrungsgemäß zeitraubende und 
ſchwierige Maßnahmen verknüpft ſind, auf den Klageweg. Es würde 
dem Aufbau der ZPO. widerſprechen, wollte man dem Schuldner die 
Geltendmachung des von ihm erhobenen Einwands mit der Erinne⸗ 
rung oder dem Widerſpruch nach 8 900 Abſ. 3 geſtatten. Das Ge⸗ 
richt vermag ſich der Stellungnahme Baumbachs und von Stein⸗ 
Jonas, die ihre Anſichten überhaupt nicht begründen, nicht anzu⸗ 
ſchließen. Das Ach. hat daher die Erinnerung m. R. zurückgewieſen. 

Die Frage, in welcher Weiſe der Schuldner ſeinen Einwand 
durchſetzen kann — ob etwa nur im Wege einer Schadenserſatz⸗ 
klage —, braucht an dieſer Stelle nicht mehr geprüft zu werden. 

(SG. Bielefeld, Beſchl. v. 26. Jan. 1933, 5 T 71/33.) 
Ber. von GerAſſ. Heim, Bielefeld. 


B. Arbeitsgerichte. 
Keichs arbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. 8 625 BGB. Verlängerung eines abgelaufenen 
Dienſtverhältniſſes auf unbeſtimmte Zeit liegt nicht vor, 
wenn bei der Weiterbeſchäftigung zum Ausdruck gebracht 
worden iſt, daß Anderung des Vertragsinhalts erfolgen 
müſſe und nur aus Gefälligkeit die Dienſte des Arbeit- 
nehmers weiter entgegengenommen werden. (Vgl. RArbb. 
8, 309; 12, 36.) 

(RArbGG., Urt. v. 3. Mai 1933, RAG 81/33. — Jena.) 

* 

* 2. Not VO. des RPräſ. zur Sicherung des Haushalts 
von Ländern und Gemeinden v. 24. Aug. 1931 (RG Bl. I, 
453); Dritte Not VO. des RPräſ. zur Sicherung von Wirt- 
ſchaft und Finanzen v. 6. Okt. 1931(RGBl. 1,537); Hamburg⸗ 
VO. v. 21. Sept. 1931. Die Hamburg VO. v. 21. Sept. 1931 
iſt auch inſoweit rechtsgültig, als ſie einſeitige Kürzungen 
tarifvertraglich geregelter Angeſtelltenbezüge vorſieht. 
Die Ermächtigung hierzu folgt aus der Not VO. v. 24. Ang. 1931 
und iſt durch die Beſtimmungen der Not VO. v. 6. Okt. 1981 
nicht eingeſchränkt worden. f) 

Die Bekl. hat die ſtreitigen Gehaltskürzungen auf die Ham⸗ 
burg O. v. 21. Sept. 1931 Art. 2 geſtützt. Dieſer Art. 2 verbietet 
beſtimmten Körperſchaften, zu denen die Bekl. zählt, vom 1. Ott. 
1931 ab ihren Beamten und Angeſtellten Vergütungen zu zahlen, 
die über beſtimmte Höchſtſätze hinausgehen. Sie haben damit das 


Recht erhalten, einſeitig in beſtehende Dienſtperhaltniſſe einzu⸗ 
greifen, ſoweit nach ihnen höhere Vergütungen beanſprucht werden 
können. Art. 3 der VO. hebt ausdrücklich vertragliche Verpflich⸗ 
tungen auf, die mit Art. 2 in b a ſtehen. Der Kl. ſteht auf 
dem Standpunkt, das habe durch die Hamburgs BD. gegenüber 
tarifvertraglichen Gehaltsanſprüchen nicht beſtimmt werden können. 

Die Hamburg O. ift auf Grund der VO. des RPräſ. v. 
24. Aug. 1931 erlaſſen. Durch dieſe ſind die Landesregierungen er⸗ 
mächtigt worden, auch unter Abweichung vom Landesrecht alle zum 
Ausgleich der Haushalte von Ländern und Gemeinden (Gemeinde⸗ 
verbanden) erforderlichen Maßnahmen im Verordnungswege vor⸗ 
zuſchreiben, insbeſ. zu beſtimmen, daß und in welcher Weiſe die 
Perſonalausgaben ... der Lander und Gemeinden (Gemeindever⸗ 
bände) herabgeſetzt werden. Der Schlußſatz ſagt: „Verpflichtungen 
aus Verträgen bleiben unberührt, ſoweit es ſich nicht um Perſonal⸗ 
ausgaben handelt.“ Der Kl. meint, danach ſeien die Länderregie⸗ 
rungen zwar zu Abweichungen vom Landesrecht, nicht aber auch zu 
Abweichungen vom Reichsrecht befugt, auch ſei ihnen die Ermach⸗ 
tigung zu Eingriffen zwar in Einzelarbeitsperträge, nicht aber auch 
in Geſamtarbeitsverträge, insbeſ. in TarVertr., erteilt. Dem iſt 
das BG. mit Recht nicht gefolgt. Die Anderung eines tarifvertrag⸗ 
lich beſtimmten Einzelarbeitsvertrages bedeutet keine Anderung des 
allgemeinen Tarifvertragsrechts, ſo wenig wie die Anderung eines 
durch freie Vereinbarung des Arbeitgebers und Arbeitnehmers zu⸗ 
ſtande gekommenen Einzelarbeitsvertrags eine Anderung des allge⸗ 
meinen Dienſtvertragsrechts bedeutet. Eine Anderung allgemeiner 
Rechtsſätze kommt nur in Frage, ſoweit in den geſetzlich be⸗ 


Zu 2. Vgl. RArbG. 11, 11 u. 14 = JW. 1932, 3468 u. 3469 
mit Anm. Görres. D. S 
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ſtimmten Vertragsinhalt eingegriffen wird. Soweit landes recht⸗ 
liche Normen für den Inhalt des Vertrags maßgebend waren, ſind 
die Länderregierungen zu einer Anderung ermächtigt. Dagegen 
fehlt ihnen allerdings die Befugnis zu ſolchen Anderungen, ſoweit 
Reichsrecht in Frage ſteht; deshalb iſt den Länderregierungen eine 
Vertragsumgeſtaltung verboten, die etwa dem KundShb. oder 
dem BetrRG. zuwiderlaufen würde. Keine Schranke aber iſt den 
Länderregierungen in bezug auf Anderung des auf freier Verein⸗ 
barung beruhenden Inhalts von Einzelarbeitsverträgen gezogen, 
ſoweit es ſich „um Perſonalausgaben handelt“. Dabei kann es 
keinen Unterſchied machen, ob dieſer Vertragsinhalt auf Verein⸗ 
barung der Parteien des betreffenden Einzelarbeitsvertrags beruht 
oder auf einer Geſamtvereinbarung, insbe). einem Tar Vertr. 

Eine Einſchränkung dieſer Ermächtigung der Länderregierun⸗ 
gen kann auch nicht aus den RPräſVO. v. 5. Juni und 6. Okt. 
1931 entnommen werden. Die erſtere, zeitlich vor dem 24. Aug. 
1931 liegende VO. kann nicht wohl der RPräſVO. v. 24. Aug. 
1931 entgegengehalten werden. Sie hat allerdings durch die VO. 
v. 6. Okt. 1931 eine Anderung zugunſten derjenigen Angeſtellten 
erfahren, deren Bezüge in einem Tar Vertr. oder einer DienſtO. 
geregelt find. Während §7 Abſ. 2 Teil 2 Kap. I VO. v. 5. Juni 
1931 in der urſprünglichen Faſſung eine Herabſetzung von Ange⸗ 
ſtelltenbezügen ohne Rückſicht darauf vorſah, ob eine Regelung 
durch Tar Vertr. oder Dienſt O. vorlag, iſt durch die VO. v. 6. Okt. 
1931 Teil 1 Kap. J Nr. II 3 die Herabſetzung auf die Bezüge ſolcher 
Angeſtellten beſchränkt worden, deren Bezüge nicht in einem Tar⸗ 
Vertr. oder einer DienſtO. geregelt find. Aber bei der Beſt. des 
87 Abſ. 2 handelt es ſich um das Recht und die Pflicht der be⸗ 
zeichneten öffentlich⸗rechtlichen Arbeitgeber, die Bezüge ihrer Ange⸗ 
geſtellten an die Dienſtbezuge gleichzubewertender Reichsbeamten 
anzupaffen Der Schwerpunkt liegt hier auf der den be⸗ 
treffenden Arbeitgebern durch das Reich auferlegten oöffentlich⸗recht⸗ 
lichen Pflicht zur Herabſetzung der Bezüge ihrer Face e 
auf den Betrag der den Reichsbeamten zuſtehenden Dienſtbezüge. 
Um etwaige Zweifel darüber auszuſchließen, ob der Erfüllung 
dieſer öffentlich⸗rechtlichen Pflicht etwa Rechte der Angeſtellten ent⸗ 
gegenſtehen könnten, iſt den betreffenden Arbeitgebern in der VO. 
im Rahmen der ihnen auferlegten Pflicht ausdrücklich auch das 
Recht der Herabſetzung Nene Daraus folgt aber keines⸗ 
wegs, daß ein auf anderen Rechtsgründen, insbeſ. auf der RPräſ⸗ 
BO. v. 24. Aug. 1931 beruhendes weitergehendes Herabſetzungs⸗ 
recht eingeſchränkt werden ſollte. 


(RArbG., Urt. v. 14. Juni 1933, RAG 499/32. — Hamburg.) 
* 


** 3. 8 2 KündSchc. v. 9. Juli 1926. Grundſätze für 
die Ermittlung des Regelſtandes der Angeſtelltenzahl 
i. S. des 82. 


Das KündsSchch. ſichert dem bei feinem Arbeitgeber min⸗ 
deſtens 5 Jahre nach Vollendung des 25. Lebensjahres beſchäf⸗ 
tigten gewerblichen Angeſtellten, ve nach $133a GewO. nur 
eine ſechswöchige Kündigungsfriſt zum Vierteljahreserſten zu⸗ 
kommen würde, eine nach der Dauer ſeiner Beſchäftigungszeit ab⸗ 
geſtufte längere Kündigungsfriſt von 3—6 Monaten zum Viertel⸗ 
jahreserſten zu. Vorausſetzung 0 dabei nach § 2 des Gef., daß der 
Arbeitgeber „in der Regel“ mehr als zwei Angeſtellte beſchäftigt. 

Das BG. geht richtig davon aus, daß für den entſcheidenden 
Regelſtand des Betriebes der Bekl. der Zeitpunkt der Kündigung 
des Kl., alſo der 30. Juli 1932, maßgebend iſt. Nicht frei von 
Rechtsirrtum iſt aber die Auffaſſung des BG., daß gegenüber 
einem Regelſtand, der lange Jahre hindurch geherrſcht hat, eine 
erſt in den letzten Monaten vor der Kündigung dem Wirtſchafts⸗ 
niedergang angepaßte niedrigere Angeſtelltenzahl nicht ins Gewicht 
fallen könne. Die Angeſtelltenzahl im Augenblick der Kündigung 
iſt für den Regelſtand dieſes Zeitpunktes nicht immer allein maß⸗ 
gebend. Sie braucht dem Regelſtand nicht zu entſprechen und kann 
vorübergehend höher oder niedriger ſein. Waren, wie im vorl. 
Falle, im Augenblick der Kündigung nur zwei Angeſtellte be⸗ 
ſchäftigt, ſo kommt es darauf an, ob die Angeſtelltenzahl als nur 
vorübergehend oder als auf unabſehbare Zeit und damit dauernd 
unter die $2 KündSchG. vorgeſehene Mindeſtziffer von drei An⸗ 
geſtellten herabgeſunken anzuſehen iſt. Maßgebend iſt alſo gerade, 
wie hoch die Angeſtelltenzahl ſich in der Zukunft vorausſichtlich 
ſtellen wird, und nur, um dies beurteilen zu können, wird es nicht 
ſelten notwendig ſein, die Verhältniſſe der Vergangenheit mit 
heranzuziehen. Aus ihnen kann hervorgehen, daß lediglich eine 
regelmäßig wiederkehrende Konjunkturſchwankung von vorüber⸗ 
d Dauer vorliegt. Auch kann bei einem nicht ſaiſonmäßig 
bedingten Wirtſchaftsrückgang die baldige Wiederkehr der bisheri⸗ 
gen normalen Verhältniſſe zu erwarten ſein. Andererſeits kann 
jedoch die Schrumpfung eines Betriebes ſich infolge einer allge⸗ 
meinen Wirtſchaftskriſe trotz vorheriger langer günſtiger Geſchäfts⸗ 
zeiten von vornherein als eine ſo ſchwere und nachhaltige erweiſen, 
daß ihre Dauer vorläufig nicht abzuſehen iſt. Weiter können auch 
eigene Maßnahmen des Betriebsinhabers Umfang und Entwick⸗ 
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lung ſeines Unternehmens für die Zunkunft dauernd beeinfluſſen 
(RAS. 7, 201 .)). Das BG. mußte daher auch zu der Behaup⸗ 
tung der Bekl. Stellung nehmen, daß ſie nach voraufgegangenem, 
durch die Wirtſchaftskriſe veranlaßten Vergleichsverfahren zu einer 
dauernden Einſchränkung und Umſtellung auf einen Betrieb mit 
nur zwei Angeſtellten gezwungen geweſen ſei. Allerdings darf dieſe 
Umſtellung nicht erſt mit der Entlaſſung des Kl. erfolgt, ſondern 
muß ſie ihr vorangegangen ſein, ſo daß die Kündigung des Kl. 
ſchon 105 vorhandenen Regelſtand von nur zwei Angeſtell⸗ 
ten traf. 

Dafür, daß bei der Feſtſtellung des Regelſtandes nur die 
Verhältniſſe der Vergangenheit berückſichtigt werden dürften, kann 
fd der Kl. nicht darauf berufen, daß nach ſtändiger Rſpr. des 

Arb®. das KündSchch. auch bei Kündigungen ſeitens des Kon⸗ 
kursverwalters Anwendung finde. Löſt der Konkursverwalter das 
Unternehmen auf, ſo kann natürlich bei der Beantwortung der 
Kunde welches der Regelſtand des Betriebes im Augenblick der 

ündigung war, eine künftige Entwicklung des Betriebes nicht in 
Betracht kommen. Es bleibt aber maßgebend, ob die Angeſtellten⸗ 
zahl im Augenblick der Kündigung dem Stande entſprach, der ſich 
ohne Dae ere des Konkurses als nicht vorübergehend, ſon⸗ 
dern dauernd erwieſen haben würde. 


(RArbG., Urt. v. 10. Mai 1933, RAG 51/33. — Bielefeld.) 


** 
** 4. 8256 3POO.; 5 78 Nr. 2 Betr.; 81 Tar VO. 

1. Feſtſtellungsklage über den normativen Inhalt 
eines Tar Vertr. kann eine Tarifpartei gegen einen Dritten 
nur dann erheben, wenn zwiſchen ihr und dem Dritten 
ſchuldrechtliche Beziehungen beſtehen. 

2. Wenn die tarifliche Akkordregelung ſich auf Rah- 
menvorſchriften beſchränkt, bleibt das Recht der Betriebs- 
vertretung zur Mitwirkung bei der Akkordfeſtſetzung für 
den Betrieb beſtehen. Das Mitwirkungsrecht kann aber 
durch Tar Vertr. dahin eingeſchränkt werden, daß die Be- 
triebsleitung bei Feſtſetzung der Akkordſätze die Betriebs- 
vertretung lediglich anzuhören hat. 


3. Eine tarifliche Akkordberechnungsklauſel hat die 
rechtliche Bedeutung eines Vorvertrags für den einzel- 
vertraglichen Akkordabſchluß. Der Arbeitgeber iſt daher 
nicht befugt, im Rahmen einer ſolchen Klauſel die Akkord⸗ 
ſätze allein feſtzuſetzen. 7) 

Zwiſchen dem klagenden Arbeitgeberverband und dem zu 2 
bekl. Gau des Deutſchen Textilarbeikerverbands wie andrer Ar» 
beitnehmerverbände iſt am 15. Jan. 1931 ein Schiedsſpruch der 
Schlichterkammer in St. gefällt und am 30. Jan. 1931 von dem 
RArbM. für verbindlich erklärt worden. 915 dieſem Schieds⸗ 
ſpruch betrifft §7 des Mantelvertrags die Akkordregelung. Wäh⸗ 


1) BenshSamml. 10, 506. 


Zu 4. Der verfahrensrechtliche Teil der Entſch. entſpricht 
der bisherigen Rſpr. des RArbG. (vgl. außer den angeführten 
Urt. noch JW. 1928, 1611 J und II mit Anm. von Hentſchel: 
ferner auch RG. 128, 92 ff., beſ. 94). 

In materiellrechtlicher Beziehung iſt die Entſch. bemerkens⸗ 
wert, weil ſie die Schwierigkeiten beleuchtet, die ſich auf dem 
Boden des bisherigen Arbeitsrechts aus dem Nebeneinander der 
beiden Hauptformen der Geſamtvereinbarung — TarBertr. und 
Betriebsvereinbarung — ergeben, und die ſich namentlich bei 
der Akkordfeſtſetung im Bergbau und in der Induſtrie geltend 
machen (vgl. JW. 1932, 1268 mit Anm. von Jaeriſch). Die 
damit zuſammenhängenden Fragen haben noch vor kurzem in 
einer Marburger Diſſertation von W. Vielhaber: ragen 
tarifvertraglicher Akkordlohnregelung unter beſonderer Berückſich⸗ 
tigung der Rſpr. des RArbcg. (1932) eine ſehr eingehende, auf 
genauer Kenntnis der Tatſachen des Wirtſchaftslebens beruhende 
Darſtellung gefunden. Auch die vorläufige Neuregelung des Tarif⸗ 
rechts, wie ſie durch das RGeſ. über Treuhänder der Arbeit v. 
19. Mai 1933 (RGBl. I, 285) erfolgt iſt, bringt in dieſer Hin⸗ 
ſicht noch keine endgültige Löſung. Denn die Treuhänder der 
Arbeit ſind lediglich berufen, bis zur Neuordnung der Sozial⸗ 
verfaſſung an Stelle der Tarifvertragsparteien 
die Bedingungen für den Abſchluß von Arbeitsverträgen rechts⸗ 
verbindlich zu regeln (§ 2 Abſ. 1), alſo die tarifliche Regelung 
zu treffen. Dagegen ſind ſie nicht berechtigt, an Stelle des Arbeit⸗ 
gebers Einzelarbeitsverträge oder Betriebsvereinbarungen ab⸗ 
zuſchließen (ogl. ee Arbeitsrecht 20 (1983), 307 f.). Aus 
der allgemeinen Aufgabe des Treuhänders, für die Aufrechterhal⸗ 
tung des Arbeitsfriedens zu ſorgen (5 2 Abſ. 2), wird ſich wohl 
kaum die Befugnis ableiten laſſen, den Inhalt von Betriebsver⸗ 
einbarungen i. S. von 878 Nr. 2 Betr. für die Beteiligten 
rechtsverbindlich feſtzulegen. Wäre das die Meinung des Geſetzes, 
fo müßte es im Abſ. 1 des § 2 ausdrücklich ausgeſprochen fein. 

RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 
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rend Abſ. 1 Richtlinien für die Bemeſſung der Akkordſätze gibt, 
beſtimmt Abſ. 5, über deſſen Bedeutung die Parteien ſtreiten: 
Der Arbeiterrat hat das Recht, über die von der Betriebsleitung 
feſtgeſetzten Akkordſätze, die dieſen Grundſätzen widerſprechen, mit 
der Betriebsleitung zwecks Neufeſtſetzung der betr. Sätze zu ver⸗ 
handeln. Aus dieſer Beſt. leitet der Kl. her, daß die Arbeitgeber 
das Recht einſeitiger und alleiniger Beſt. und Anderung der 
Akkordſätze hätten. Da der zu 2 bekl. Gauverband und der zu 1 
bekl. Angeſtellte der Ortsgruppe St. des Deutſchen Textilarbeiter⸗ 
verbands den Arbeitgebern dieſes Recht, ſoweit es ſich um die 
Anderung von Akkorden handelt, ſtreitig machen, hat der Kl. bei⸗ 
den gegenüber auf Feſtſtellung angetragen, daß 87 Abſ. 5 des 
TarVertr. v. 15. Jan. 1931 den Betriebsleitungen das Recht 
gibt, die Akkordſätze feſtzuſetzen, ohne daß hierzu eine Mitwirkung 
des Arbeiterrats noch eine Vereinbarung mit den Arbeitnehmern 
über dieſe Akkordſätze erforderlich iſt, es ſei denn, daß die von 
der Betriebsleitung feſtgeſetzten Akkordſätze den in §7 des Tar⸗ 
Vertr. enthaltenen Grundſätzen widerſprechen. 

Das LArbG. hat beiden Bekl. gegenüber die entſprechende 
Feſtſtellung getroffen. 

Der Berufungsrichter hat das Feſtſtellungsintereſſe des § 256 
ZPO. gegenüber beiden Bekl. bejaht. Soweit es ſich um die Ver⸗ 
folgung des Anſpruchs gegenüber dem bekl. Verband handelt, be⸗ 
ſtehen in dieſer Richtung keine Bedenken. Im Verhaltnis des 
Kl. zu dem Erſtbekl. hält der Berufungsrichter für entſcheidend, 
daß auch dieſer Bekl. das Recht des Kl. außerhalb des Prozeſſes 
beſtreitet und daß ſeine Stellungnahme zu dem Streit vermöge 
ſeiner Stellung und feines Einfluſſes auf die Vetriebsvertretun⸗ 
gen und die Belegſchaften eine Gefahr für den Kl. bedeute. 

Dieſe Begr. reicht nicht hin. Aus den Feſtſtellungen des Be⸗ 
rufungsrichters iſt nicht erſichtlich, daß der klagende Verband in 
irgendwelchen rechtlichen Beziehungen zu der Perſon des Bekl. zu 
1 ſteht. Nach dem Inhalt der Akten des Schlichters iſt der Deut⸗ 
ſche Textilarbeiterverband Gau Württemberg, Baden und Pfalz, 
der Tarifgegner des Kl. für den fraglichen Zwangstarif, in dem 
Abſchlußſtadium nicht durch den Bekl. zu 1 vertreten geweſen, 
die Haftung nach § 54 Satz 2 BGB. aus dem erzwungenen Ab⸗ 
ſchluß (RG.: JW. 1927, 23631; RArbG. 6, 257/ö864 )) trifft 
alſo ihn nicht. Steht der Bekl. zu 1 ſomit außerhalb des Ver⸗ 
tragsbands, das der verbindliche Schiedsſpruch v. 15/30. Jan. 
1931 geſchaffen hat, ſo iſt aus den Feſtſtellungen des Berufungs⸗ 
richters nicht erſichtlich, daß etwa aus einem anderen Grunde 
für den Bekl. zu 1 eine beſondere Rechtspflicht beſtünde, das 
Rechtsverhältnis, um deſſen Feſtſtellung es ſich handelt, an⸗ 
zuerkennen. 

Nun fteht in der Rſpr. des RG. und des RArbE, feſt, daß 
Gegenſtand der Feſtſtellungsklage auch das Rechtsverhältnis zwi⸗ 
ſchen einer der Parteien und einem Dritten ſein kann, unter der 
Vorausſetzung, daß nicht nur die Intereſſen des Kl. überhaupt, 
ſondern gerade feine Rechtsbeziehungen zu dem Bekl. berührt 
werden (RG. 41, 347; Recht 1924 Nr. 1580 III 584/23; RArbch. 3, 
265 2); 4, 319, RAG 608/28; BenshSamml. 6, 59 ). Für den 
vorl. Fall iſt in keiner Weiſe erörtert, ob und welche Rechtsbezie⸗ 
hungen etwa zwiſchen dem Bekl. zu 1. und dem klagenden Ver⸗ 
band beſtehen und inwieweit für ſolche Rechtsbeziehungen die Be⸗ 
urteilung des ſtreitigen Ausſchnitts aus dem Tarifverhältnis von 
Bedeutung iſt. Die von dem Berufungsrichter angeführten Um⸗ 
ſtände wären für das Feſtſtellungsintereſſe des Kl. von Bedeu⸗ 
tung, wenn ein Rechtsverhältnis zwiſchen ihm und dem Bell. 
zu 1 zur Beurteilung ſtünde, ſie ſind aber ohne Belang dafür, 
ob das die Verſon des Bekl. zu ! rechtlich nicht angehende Tarif⸗ 
verhältnis des Kl. zu dem bekl. Verband dem Bekl. zu 1 gegen⸗ 
über zur rechtlichen Erörterung geſtellt werden kann. 

Dem Bekl. zu 1 gegenüber fehlt es alſo an den Vorausſet⸗ 
zungen der Feſtſtellungsklage. 5 

In der Sache ſelbſt, die im Verhältnis des Kl. zu dem 
Zweitbekl. zu entſcheiden ift, entſpricht das BU. dem Antrag des 
Kl., daß der Arbeitgeber, ſofern er ſich an die tarifvertraglichen 
Richtlinien hält, in der Akkordbeſt, in den beiden Hauptrichtungen 
frei iſt, daß er der Mitwirkung der Betriebsvertretung und der 
Zuſtimmung des Akkordarbeiters nicht bedarf. Gegenſtand des 
Streits iſt nicht die Vergebung der Arbeit auf Gedinge im Ein⸗ 
zelfall, ſondern die allgemeine Aufſtellung der Akkordſätze im Be⸗ 
trieb, die den Maßſtab der Entlohnung für die kommenden Fälle 
der Arbeitsübertragung an Gedingearbeiter gibt. Dieſe typen⸗ 
mäßige Aufſtellung der Akkordſätze kann den Weg der Tarifver⸗ 
einbarung gehen, ſie kann durch die Betriebsvereinbarung erfolgen, 
die 878 Ziff. 2 BetrNG. vorfieht, fie kann ſchließlich Gegenstand 
des Einzelbertrags mit allen Gedingearbeitern werden. Ob ba- 
neben auch das Recht des Arbeitgebers zur Betriebsleitung als 
ſolches (Direktionsrecht) die einſeitige Belt. der a ee eh 
kann oder ob inſoweit nicht mehr in Frage kommt als eine über⸗ 

1) JW. 1932, 3501. 


) JW. 1930, 459. ) JW. 1930, 460. 
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laſſene Beſt. i. S. der §8 315, 316 BGB. bedarf zunächſt nicht 
der Erörterung. Soweit es ſich um das Mitwirkungsrecht der 
Betriebsvertretungen bei der Akkordfeſtſetzung handelt, iſt davon 
auszugehen, daß nicht ſchon das Vorhandenſein einer tariflichen 
Behandlung der Akkorde die Befugnis der Betriebsvertretungen 
nach 878 Ziff. 2 Betr. ausſchließt, ſofern der Tar Vertr. nur 
Rahmenvorſchr. enthält, die der Ausgeſtaltung für die einzelnen 
Betriebe bedürfen (RArbch. 7, 20; RAG 376/29: BenshSamml. 
8, 124 2); 377/29: ArbRſpr. 1930, 342). In Übereinſtimmung mit 
dieſer Ripr. iſt gegenüber Einwendungen des Schrifttums (Haſe: 
NZAR. 1931, 355; ſiehe aber Drieſchner ebenda 613) auch 
für dieſen Fall daran feſtzuhalten, daß das Vorhandenſein einer 
Akkordvereinbarung, wie fie hier $7 Abſ. 1 des TarVertr. ent⸗ 
hält, dem Mitwirkungsrecht der Betriebsvertretungen nach § 78 
Ziff. 2 Betr. keineswegs entgegenſteht. 

Der Berufungsrichter meint, daß nach dem Inhalt von 
87 Abſ. 5 des TarVertr. der Arbeitgeber von dem Mitwirkungs⸗ 
recht der Betriebsvertretungen und auch von der Zuſtimmung 
des einzelnen Arbeiters in den durch den Antrag gegebenen Gren⸗ 
zen freigeſtellt fei. Dieſe Auslegung des verbindlichen Schieds⸗ 
ſpruchs v. 15.30. Jan. 1931 entnimmt der Berufungsrichter im 
weſentlichen aus der Geſchichte dieſer Beſt. 

(Wird ausgeführt.) 5 

Es unterliegt auch keinem durchgreifenden Bedenken, daß eine 
ſolche tarifvertragliche ac 58 gif. des Mitwirkungsrechts der 
Betriebsvertretungen nach 878 Ziff. 2 Betr. zuläſſig iſt. Denn 
die tariſpertragliche Regelung ift nach 8 78 Ziff. 2 Betr RG. Grund⸗ 
lage der betrieblichen. Wo der TarVertr. eine Beſt. trifft, die der 
Betriebsvereinbarung keine Stätte geben will, ſei es auch durch 
{iberweifung der Aufgabe an die Beſt. des Einzelvertrags oder 
ſelbſt an die einſeitige Anordnung des Arbeitgebers (RAG 413/29 
v. 5. Febr. 1930: BenshSamml. 9, 82), fällt das Mitwirkungs⸗ 
recht der Betriebsvertretung hin. Danach iſt die Klage gegen⸗ 
über dem Bekl. zu 2 inſoweit begründet, als feſtgeſtellt werden 
ſoll, daß die Betriebsleitungen bei Feſtſtellung der Akkordſätze mit 
der im Antrag ausgedrückten Maßgabe nicht an die Mitwirkung 
des Arbeiterrats gebunden ſind. 

Dagegen muß die Rev. Erfolg haben, inſoweit der Antrag 
weiter greift und an des Arbeitgebers von einer Verein⸗ 
barung mit den Arbeitnehmern auf Grund von $7 Abſ. 5 Tar⸗ 
Vertr. in Anſpruch nimmt. Es fehlt an jedem Anhalt dafür, daß 
der Schiedsſpruch die Einzelvereinbarung und die Stellung des 
Arbeitgebers hierzu überhaupt in Betracht gezogen hat. Insbeſ. 
geht aus der Wendung des §7 Abſ. 5: „die von der Betriebs⸗ 
leitung feſtgeſetzten Akkordſätze“ keineswegs hervor; daß 
damit ein neues Recht zur Feſtſetzung begründet werden ſoll. 
Wenn ferner Abſ. 1 des §7 vorſchreibt, der Akkordſatz ſei in der 
Regel ſo zu bemeſſen, daß Arbeiter durchſchnittlicher Leiſtungs⸗ 
fähigkeit einen Verdienſt erreichen können, der mindeſtens 15% 
über dem feſtgeſetzten Zeitlohn liegt, fo geſtattet eine Richtverein⸗ 
barung dieſer Art deshalb, weil fie nicht die betriebliche Satz 
vereinbarung ordnet, noch nicht den Schluß, daß der Arbeit⸗ 
geber im Rahmen dieſer Richtlinien den Akkordſatz allein maß⸗ 
geblich feſtgeſtellt (RAG 330/29 v. 11. Jan. 1930: BenshSamml. 8, 
87). Tariflichen Richtvereinbarungen ſolcher Art hat vielmehr 
das RArbG. wiederholt die Bedeutung eines Vorvertrags für 
den einzelvertnaglichen Akkordabſchluß beigemeſſen 
(RArbG. 4, 315; 6, 45). 

Nicht haltbar ift ferner die Erwägung des BU, die Aus⸗ 
ſchaltung der kollektiven Arbeitnehmervertretung ergebe nach der 
Natur der Sache, daß auch der Widerſpruch des einzelnen aus⸗ 
geſchloſſen ſein ſolle. Dieſe Folgerung entbehrt jeder rechtlichen 
Grundlage und ſteht mit der Ordnung zahlreicher TarVertr. in 
Widerſpruch. 

(RArbG., Urt. v. 19. Okt. 1932, RAG 336/32. — Stuttgart.) 
(= N Arb. 12, 22.) 


C. Verwaltungsbe hörden und Verwaltungsgerichte. 
I. Reich. 
Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 5 3 Nr. 3 UmſStG. Duldet ein Theater gegen 
Entgelt, daß eine Funkgeſellſchaft ſeine Darbietungen 
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auf den Rundfunk überträgt, ſo iſt Umſatzſteuerfreiheit 
wegen Gemeinnützigkeit nicht gegeben. f) 

Es handelt ſich um Opernübertragung durch Rundfunk. Nach 
83 Nr. 3 UmfSt®. hängt die Steuerfreiheit davon ab, ob das 
Theater P. St. die ſtreitigen Leiſtungen den Rundfunkteilneh⸗ 
mern unmittelbar darbietet. Dieſe Aue iſt nicht erfüllt. 
Die Rundfunkhörer empfangen die künſtleriſchen Darbietungen 
ausſchließlich von dem Reich, das ſich dabei der Geſellſchaften F. 
und R. als Erfüllungsgehilfen bedient. Dieſe Geſellſchaften ſtellen 
dem Reich zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit gegenüber den 
Rundfunkteilnehmern entweder eigene Kunſtleiſtungen zur Ver⸗ 
fügung oder aber die Leiſtungen Dritter. In dieſem Falle ent⸗ 
ſteht für den Dritten ein Leiſtungsaustauſch allein mit der Ge⸗ 
ſellſchaft. Ob der Dritte ein einzelner Sänger iſt oder eine Bühne, 
die ſich der Geſellſchaft gegenüber verpflichtet, die Übertragung zu 
dulden, iſt für die umſatzſteuerrechtliche Beurteilung ohne Belang 
(Popitz, UmfSt&. 1926, S. 356 Nr. 3). Für dieſe Duldung 
wird das Entgelt (die Lizenzgebühr) bezahlt. Der nach SI Nr. 1 
UmfSt®. ſteuerpflichtige Auskauſch der Geſtattung oder Duldung 
als Leiſtung gegen die „Lizenzgebühr“ als Gegenleiſtung findet 
demnach ausſchließlic zwiſchen der Bühne als duldendem und der 
Geſellſchaft als zahlendem Teil ſtatt. Empfänger der Erlaubnis 
ſind allein die Geſellſchaften. Sie leiſten ihre Zahlungen an das 
Theater allein für die Gewährung der Erlaubnis, die Leiſtungen 
der Bühnen zur Verfügung zu ſtellen dem Reich, das ſie dann 
wiederum ſeinen Vertragsgegnern, den Rundfunkteilnehmern, dar⸗ 
bietet. Unmittelbarkeit der Leiſtung iſt daher nicht gegeben; ſiehe 


Zu 1. Die Umſatzſteuerfreiheit nach $3 Nr. 3 UmfSt®. iſt 
an zwei Gruppen von Vorausſetzungen geknüpft, und zwar: 

I. das Unternehmen muß feiner Zweckbeſt. nach aus⸗ 
ſchließlich gemeinnützig oder mohltätig ſein, 

II. die Leiſtungen des Unternehmens muſſen 

a) den gemeinnützigen oder wohltätigen Zwecken un⸗ 
9 ttelbar dienen (Grundſatz der Unmittelbarkeit) 
un 

b) lediglich durch Entgelte vergütet werden, die hinter den 
durchſchnittlich für gleichartige Leiſtungen von Erwerbs⸗ 
n verlangten Entgelten zurückblei⸗ 

en. 

Nur wenn ſowohl die Vorausſetzungen zu I. wie zu II. 
vorliegen, ſind die Umſätze ſteuerfrei. 

Nach § 29 Umſ StG DurchfBeſt. find gemeinnützig Unter⸗ 
nehmungen oder einzelne Zweige von Unternehmungen, wenn ſie 
der Förderung der Allgemeinheit zu dienen beſtimmt find und 
tatſächlich dienen. Eine Förderung der Allgemeinheit iſt anzu⸗ 
nehmen, wenn die Tätigkeit dem gemeinen Beſten auf materiellem, 
geiſtigen oder ſittlichen Gebiete nutzt. Demzufolge beſtimmt 
§ 30 UmſSté DurchfBeſt., daß als Förderung der Allgemeinheit 
in der Regel anzuerkennen iſt insbeſ. die Förderung der Kunſt 
uſw. Da es ſich im vorl. Falle um die Opernübertragung eines 
Staatstheaters handelte, waren die Vorausſetzungen zu I. un⸗ 
ſtreitig. 

Dagegen hat der RS. die Umſatzſteuerfreiheit verneint 
wegen Fehlens der Vorausſetzung zu II a, nämlich der Unmittel⸗ 
barkeit der Leiſtung. Der RFH. iſt dabei feinen Standpunkt 
treu geblieben, den er bereits in dem Urt. v. 4. Dez. 1931, 
V A 921/31 (StuW. 1932, II Sp. 432 Nr. 213) eingenommen 
hatte. Damals handelte es ſich darum, daß der Magiſtrat einer 
preußiſchen Gemeinde einer Rundfunkgeſellſchaft das ſtaatliche 
Orcheſter gegen eine feſte Monatsvergütung zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt hatte. Der RFH. hat die Umſatzſteuerfreiheit verneint, weil 
bei einem Leiſtungsaustauſch zwiſchen Rundfunk AktG. und Ma⸗ 
giſtrat die für die Befreiung zwingenden Vorausſetzungen der Un⸗ 
mittelbarkeit der Leiſtung nicht erfüllt ſeien. In der gleichen 
Meile verneint der RF. auch im vorl. Falle die Unmittelbar⸗ 
keit der Leiſtung zwiſchen dem Staatstheater, das die Opernüber⸗ 
tragung durch den Rundfunk duldet, und den einzelnen Rundfunk⸗ 
teilnehmern. Getragen wird alſo die Entſch, von der Erwägung, 
daß der Leiſtungsaustauſch zwiſchen Staatstheater und Rundfunk⸗ 
teilnehmern durch das ſelbſtändige Medium des Reiches, 
das ſich hierbei der Rundfunkgeſellſchaft als Erfüllungsgehil⸗ 
fin bedient, vermittelt wird, ſo daß Staatstheater und Rund⸗ 
funkteilnehmer miteinander in keinerlei Rechtsbeziehungen treten, 
was nach Anſicht des RFH. Vorausſetzung für die Unmittelbar⸗ 
keit der Leiſtung iſt. Da der AH. bereits aus dieſem Grunde 
die ee bejaht, erübrigt ſich für ihn auch eine Prü⸗ 
fung der Frage IIb. 

Der RFH. hat bisher das Beſtreben gezeigt, die Leiſtungen 
des Rundfunks nach Möglichkeit umſatzſteuerrechtlich zu erfaſſen. 
Er hat daher auch in den beiden Entſch. RFH. 17, 73 und 25, 306 
den Standpunkt vertreten, daß die Beträge, die von den Rundfunk⸗ 
teilnehmern monatlich an die Reichspoſtverwaltung abgeführt 
werden, umſatzſteuerpflichtig ſind. Auch in dieſem Falle hat er 
die Anwendbarkeit der Befreiungsvorſchr. des SI Nr. 3 UmfSt®. 


1 17, 73 und 25, 306, ſowie StuW. 1932 II Sp. 432 
r. 213. 


(RFH., 5. Sen., Urt. v. 22. Juli 1932, V A 513/82.) 
* 
2. 84 Abſ. 1 Um StG. 1925 (1932); 896 Abſ. 2 RAbgO. 
Bei der Zurücknahme einer Vergütungsbewilligung kann 
das Fin A. die Zurücknahme auch auf frühere Jahre er- 
ſtrecken, ſofern der die Vergütung Beanſpruchende im An⸗ 
trag den Sachverhalt bewußt unrichtig dargeſtellt hat. 
(RFH., 5. Sen., Urt. v. 23. Juni 1933, V A 700/328.) 
* 


& 3. 58 1, 8 Nr. 9 GrErw StG. 

a) Iſt ein Vertrag nicht in der Form des 8 313 BGB. 
geſchloſſen, wird aber der Vertrag infolge Übereignung 
des Grundſtücks nach 8 313 Satz 2 rechtswirkſam, ſo find 
für die Frage, ob ein vom Veräußerer nach Abſchluß des 
(formungültigen) Veräußerungsgeſchäfts errichtetes Ge⸗ 
bäude in den Steuerwert einzurechnen iſt, die Grundſätze 
von RES. 30, 321, 328 maßgebend. 

b) Steuerfreiheit iſt begründet, wenn die Voraus- 
ſetzungen des 88 Nr. 9 im Zeitpunkt des Eigentumüber⸗ 
gangs gegeben find. War ſchon Steuerpflicht nach 95 Abſ. 1 
eingetreten, ſo fällt ſie weg, wenn nachträglich, aber vor 
dem Eigentumsübergang, die Vorausſetzungen des 88 
Nr. 9 voll begründet werden. Eine etwa gezahlte Steuer 
iſt zu erſtatten. 


verneint, weil das Rundfunkunternehmen auf Gewinnerzielung 
angelegt ſei und außerdem der Unterhaltungszweck, der beim 
Rundfunk erheblich ins Gewicht falle, nicht als gemeinnützig an⸗ 
erkannt werden könne. Man kann angeſichts dieſer Stellungnahme 
des RFH. ſomit auch nicht etwa ſchlußfolgern, daß die Unmittel⸗ 
barkeit der Leiſtung von Opernbühne zum Rundfunkteilnehmer 
dadurch gewahrt ſei, daß zwiſchen beiden ebenfalls nur ein ge⸗ 
meinnütziges Unternehmen, nämlich das Reich mit ſeinen Sende⸗ 
geſellſchaften als Erfüllungsgehilfen, ſtehe. 

Es fragt ſich jedoch, ob der RES. auch unter den neuen 
Verhältniſſen beim Rundfunk ſeinen früheren Standpunkt aufrecht⸗ 
erhalten kann. Denn nachdem der Rundfunk vom Herrn Reichs⸗ 
miniſter für Volksaufklärung und Propaganda len, als das 
wichtigſte Inſtrument zur Erziehung des nationalſozialiſtiſchen 
Menſchen bezeichnet worden und Gewähr dafür geboten iſt, daß 
der Rundfunk auch nur zu dieſem im höchſten Sinne gemein⸗ 
nützigen Zweck verwandt wird, iſt es nicht mehr möglich, den 
Sendegeſellſchaften den gemeinnützigen Charakter abzuſprechen. 
Aus dieſem Grunde wird der RF. über kurz oder lang ſeine 
bisherige Auffaſſung aufgeben und die von den Rundfunkteil⸗ 
nehmern an die Reichspoſtverwaltung gezahlten monatlichen 
Rundfunkgebühren zumindeſt auf Grund der Befreiungsvorſchr. 
des § 3 Nr. 3 UmfSt®. bei der Reichspoſtverwaltung als umſatz⸗ 
ſteuerfrei behandeln müſſen. Dann ändern ſich aber auch die Vor⸗ 
ausſetzungen für den vorl. Fall. Denn alsdann iſt die Unmittel⸗ 
barkeit der gemeinnützigen Leiſtung dadurch gewahrt, daß zwi⸗ 
ſchen Staatstheater und Rundfunkteilnehmern lediglich die eben⸗ 
falls gemeinnützige Sendegeſellſchaft ſteht, und es kann weder 
wirtſchaftlich noch ſteuerrechtlich einen Unterſchied ausmachen, ob 
der Empfänger ber Leiſtung dieſe von einem oder zwei gemein⸗ 
nützigen Unternehmungen empfängt. 

Bezeichnenderweiſe wird übrigens in 934 Abſ. 1 UmſStG⸗ 
DurchfBeſt., wo der Begriff der Unmittelbarkeit der Leiſtung 
näher erläutert wird, nur davon geſprochen, daß die Umſätze aus⸗ 
ſchließlich gemeinnütziger Unternehmen den Empfängern der ge⸗ 
meinnützigen Leiſtungen unmittelbar zugute kommen müſ⸗ 
fen, während der RF. in dem hier beſprochenen Urt. davon 
ſpricht, daß das Theater die ftreitigen Leiſtungen den Rundfunk⸗ 
teilnehmern unmittelbar darbieten müſſe. Das erſcheint mir 
als eine zu weitgehende Einengung des Begriffes der Unmittel⸗ 
barkeit, denn zweifellos kommt die Opernaufführung dem Rund⸗ 
funkteilnehmer au dem Wege über die Sendung „zugute“, auch 
wenn er der Darbietung ſelbſt nicht unmittelbar beiwohnt. 

Wenn alſo ſchon angeſichts der bisherigen Organiſation des 
Rundfunks der Standpunkt des NH. nicht reſtlos befriedigen 
konnte, weil er der volkserzieheriſchen Aufgabe des Rundfunks 
nicht hinreichend gerecht wurde und außerdem zu ſtark mit zivilen 
Rechtsbeziehungen arbeitete, die der wirtſchaftlichen Betrachtungs⸗ 
weiſe des Steuerrechts nicht entſprechen, ſo erſcheint es nach der 
Umſtellung des Rundfunks unbedingt geboten, die Frage der An⸗ 
wendbarkeit der Befreiungsvorſchr. des §3 Nr. 3 UmjStG. auf 
die Umſätze gemeinnütziger Unternehmen (ſtädtiſcher und ſtaat⸗ 
licher Bühnen, Orcheſter uſw.) mit dem Reich bzw. den Sende⸗ 
geſellſchaften durch den NFH. einer erneuten Nachprüfung zu 


unterziehen. 
RA. Dr. Kurt Runge, Berlin. 
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e) Vorgänge, die ſich nach dem Eigentumsübergang 
ereignen, ſind grundſätzlich nicht zu berückſichtigen. 

d) Werden formungültige Verträge nach dem 8 313 
Satz 2 BGB. rechtswirkſam, ſo genügt es ebenfalls, wenn 
die Vorausſetzungen des 88 Nr. 9 zur Zeit des Eigentum⸗ 
übergangs vorhanden ſind, ſelbſt wenn es ſich um ein ſog. 
Zwiſchengeſchäft handelt. f) 

Der BeſchwF. ſchloß mit dem P.⸗Bund e. V., Ortsgruppe 2, 
am 30. Mai 1923 einen privatſchriftlichen Vertrag, demzufolge er 
vom P. die Siedlungsſtelle 10 „als Erwerber übernahm“ und 
ſich verpflichtete, alle Verpflichtungen, wie die Baukoſten . an- 
teilmäßig nach Verhältnis der zu errichtenden Stellen zu über⸗ 
nehmen... In 82 des Vertrags heißt es: „Der P.⸗Bund ver⸗ 
pflichtet ſich hiermit, alle der Ortsgruppe von Reich, Staat und der 
Stadtgemeinde L. bewilligten Beihilfen und Zuwendungen anteil⸗ 
mäßig dem Herrn D. (dem BeſchwF.) gutzubringen und die zu er⸗ 
richtende Siedlungsſtelle käuflich zu überlaſſen. Die Übereignung 
der errichteten Siedlung erfolgt auf Grund eines beſonderen Kauf⸗ 
vertrags.“ 

Der P.⸗Bund errichtete alsbald auf der Siedlungsſtelle 10 
unter Mitwirkung der Heimſtätte, provinzielle Wohnungsfürſorge⸗ 
eigen mbH., auf Grund des Vertrags v. 29. Juni 1923 für 

echnung des BeſchwF. ein Wohngebäude. 

Durch notariſchen Vertrag v. 18. Juli 1929 trat der Beim. 
feinen Auflaſſungsanſpruch an den Lehrer E. ab und vereinbarte 
mit dieſem für die Abtretung einen Preis von 24 000 AM. Er wies 
den P. Bund an, die Auflaſſung unmittelbar an E. vorzunehmen. 

In der notarifchen Verhandlung v. 4. März 1930 ließ der 
P.⸗Bund das Grundſtück unmittelbar an E. auf. Am 25. April 
1930 wurde das Eigentum im Grundbuch umgeſchrieben. Aus 
dieſem Anlaß wurde E. nach einem Preiſe von 24 615,38 
zur GrErwSt. herangezogen. 

Die Steuerſtelle nahm an, daß der Vertrag v. 30. Mai 1923 
ein zur Eigentumsübertragung verpflichtendes Rechtsgeſchäft ge⸗ 
weſen und deshalb nach Ablauf eines Jahres ſteuerpflichtig ge⸗ 
worden ſei (8 5 Abf. 1). Deshalb zog fie den BeſchwF. nach einem 
gemeinen Werte von 21 000 ., zur Steuer heran und ſetzte die 
Hauptſteuer (4%) auf 840 RM feſt. 

Der Herangezogene legte Einſpruch ein. Er machte geltend: 

a) daß 8 8 Nr. 9 einſchlage, da der P. Bund ein gemein⸗ 
nütziger Verein i. S. dieſer Vorſchr. ſei; 

p) daß er das Grundſtück in unbebautem Zuſtand erworben 
habe und deshalb das Gebäude nicht mitzubewerten fei. 

Der Einſpruch wurde als unbegründet zurückgewieſen. Die 
Ber. hatte zur Folge, daß das Fincher. die Hauptſteuer auf 


Zu 3. Die Entſch. berührt den Kern des Grunderwerbſteuer⸗ 
rechts, nämlich die Frage, ob es zweckmäßig iſt, das ſchuldrechtliche 
Veräußerungsgeſchäft oder den Eigentumsübergang der Grund⸗ 
erwerbſteuer zu unterwerfen. Das GrErwStG. hat ſich im Gegen⸗ 
ſatz zu früheren Grundwechſelabgaben grundſätzlich (8 4 für das 
letztere entſchieden. Dadurch entſtehen weifel und Schwierigkeiten, 
weil das den Grundſtücksumſatz betreffende, ſteuerlich bedeutſame 
Rechtsverhältnis zwiſchen den Beteiligten im Veräußerungsgeſchaft 
begründet iſt und bei zeitlichem Abſtand z w iſchen dem Abſchluß 
des Veräußerungsgeſchäftes und dem Eigentums 
übergang Anderungen in den Beziehungen der Beteilig⸗ 
ten eingetreten ſein können. In ſolchem Fall entſteht die Frage, 
ob die Verhältniſſe im Zeitpunkt des Vertragsabſchluſſes oder die 
im Zeitpunkt der Eigentumsübertragung maßgebend ſind. Die 
Frage wird insbeſ. bei baulichen Veränderungen (Errichtung oder 
Abbruch eines Gebäudes) praktiſch, alſo bei Anderungen im Zu⸗ 
ſtand des Grundſtücks (ſiehe 1). Der der Entſch. zugrunde liegende 
Tatbeſtand zeigt, daß auch der Fortfall oder der Eintritt der Vor⸗ 
ausſetzungen für die Anwendbarkeit einer Vergunſtigungsvorſchr. 
praktiſch werden kann (ſiehe 2). s 

1. Handelt es ſich um Anderungen im Zuſtand, ſo 
hat der Ric. in ſtändiger Rſpr. im Intereſſe des Pflichtigen die 
entſtehenden Schwierigkeiten dadurch gebannt, daß er die Entſch. 
darauf abſtellte, in welchem Zuſtand das Grundſtück zum Gegen⸗ 
ſtand des ſchuldrechtlichen Veräußerungsgeſchaftes gemacht worden 
it (zuſammenfaſſende Eutih: II A 321/31 v. 10. Nov. 1931 = 
Mrozek⸗Kartei, GrErwst®. § 1 R. IV. 14 = NFH. 30, 321; ich 
habe die geſamte Rſpr. im DStBl. 1932 Sp. 681 ff. dargeftellt). 
Das läuft im weſentlichen darauf hinaus, die Berhältnifje 
des Vertragsabſchluſſes der Beurteilung zugrunde zu 
legen, obwohl die Steuerpflicht erſt mit dem Eigentumsubergang 
eingetreten iſt. Im Wege der echtsſchöpfung iſt dadurch der 
Standpunkt der früheren Grundwechſelabgaben erreicht. P 

Die vorl. Entſch. geht auf dieſem Wege weiter. Sie beruck⸗ 
ſichtigt ſogar einen formung u tigen Vertrag, obgleich 
er erſt nach § 313 S. 2 BGB. durch Auflaſſung und Eintragung 
im e der Eigentumsübertragung (alfo nicht rückwirkend) 
Wirkſamkeit erlangt. Im Intereſſe des Pflichtigen iſt dieſe Er⸗ 
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630 A, herabſetzte. Der hiergegen vom Herangezogenen eingeleg⸗ 
ten RBeſchw. war ein Erfolg nicht zu verſagen. 

Zutreffend nimmt das Fin Ger. an, daß der Vertrag v. 
30. Mat 1923 eine Steuerpflicht aus § 5 Abſ. 1 zunächſt nicht aus⸗ 
löſen konnte, weil er der geſetzlich vorgeſchriebenen Form ent⸗ 
bebte und deshalb nicht zur Übertragung des Eigentums ver⸗ 
pflichtete. 

Mit Unrecht hat aber das FinGer. die Anwendung der Be⸗ 
freiungsvorſchr. des 88 Nr. 9 abgelehnt. Nach der eſtſtellung 
des Fincher. beſtimmte die Satzung des P.⸗Bundes, Ortsgruppe 
L., nur, daß im Falle der Auflöſung des Vereins der verbleibende 
Reit des Vermögens „für gemeinnützige Zwecke“ zu verwenden 
ſei. r verweiſt das FinGer. auf das Urt. NFH. II A 
635/29 v. 14. Jan. 1930 (RF. 26, 167), wo verlangt wird, daß 
der gemeinnützige Zweck ſo umſchrieben ſei, daß nachgeprüft wer⸗ 
den kann, ob in der Satzung der Begriff des gemeinnützigen 
Zweckes nicht verkannt iſt. Wie aus dem Einſpruchsbeſcheid her⸗ 
dorgebt, iſt die Satzung i. J. 1925 geändert worden, und es be⸗ 
ſteht danach die Möglichkeit, daß z. 55 des Eintritts der Steuer⸗ 
pflicht den Anforderungen des 88 Nr. 9 genügt war. Der Zeit⸗ 
punkt iſt aber für die Frage, ob die Satzung der Vereinigung den 
Erforderniſſen des §8 Nr. 9 genügt, maßgebend. Das ergibt ſich 
aus folgenden Erwägungen. 

Grundſätzlich muſſen die Vorausſetzungen, insbe. die Ab⸗ 
ſicht, Kleinwohnungen zu ſchaffen, und die Vorſchriftsmäßigkeit der 
beteiligten Vereinigung vorhanden ſein, wenn ein rechtsgültiger 
Vertrag zuſtande kommt. Denn der Vertrag beſtimmt den In⸗ 
halt des Geſchäfts, wie er in $8 Nr. 9 die Steuerfreiheit bedingt. 
In der Zeit bis zum Jahresablauf nach 8 5 Abſ. 1 und bis zur 
Eigentuntsübertragung (88 1, 4) können aber Anderungen vor 
ſich gehen, die nicht unbeachtet bleiben dürfen. Es iſt möglich, daß 
z. B.: 0 


a) die Vereinigung ihre ſteuerbefreiende Eigenſchaft verliert; 
b) die Vereinigung die fehlende Eigenſchaft gewinnt; 
e) die Abſicht, Kleinwohnungen zu errichten, aufgegeben 


wird; 

d) die zunächſt fehlende Abſicht eintritt. 

In allen diefen Fällen wirkt ſich der dem 8 23 Abſ. 1 zu b 
Nr. 2 zugrunde liegende Gedanke aus. Dieſer geht dahin, daß vor 
der Eigentumsübertragung jederzeit der Verkrag durch Verein⸗ 
barung ſteuerfrei aufgehoben werden kann. Wird ein an ſich 
ee er Vertrag au f gehoben und ein neuer, nunmehr 
ſteuerfreier, Vertrag geſchloſſen oder ein ſteuerpflichtiger Vertrag 
entſprechend geändert, ſo iſt die Steuerpflicht ganz oder 
teilweiſe beſeitigt. Das trifft zu b und d in dem Sinne zu, 


weiterung zu begrüßen. Daß auch einem formungültigen Vertrag 
in dieſer Hinſicht nicht jede Bedeutung abzusprechen ſei, hatte der 
Ri. bereits früher hervorgehoben (II A 408/31 v. 19. Jan. 
1932 = Kartei 91 R. IV, 19; II A 257/31 v. 10. Nov. 1931 = 
Kartei $1 R. IV, 21 = Rh. 30, 328). 

Die Entſch. betrifft den Fall einer vor dem 1. Okt. 1930 
entſtandenen Steuerpflicht. Durch NotV O. v. 1. Dez. 1930 ſind mit 
Wirkung v. 1. Okt. 1930 die Einheitsmerte ins GrErwStc. 
eingeführt. Inwieweit die Rſpr. dadurch eine Anderung erfährt, iſt 
noch nicht abzuſehen. 

2. Umgekehrt läßt der NFH. in der obigen Entſch. fur die 
Frage, in welchem Zeitpunkt die Vorau ste gungen einer 
Vergünſtigungsvorſchrift erfüllt fein muſſen, den 
Eigentumsubergang maßgebend fein. Das gilt um jo mehr, wenn 
— wie im Falle der Entſch. — das Veräußerungsgeſchaft als 
formungültiges erſt im Wege der Heilung im Zeitpunkt der Eigen⸗ 
tumsübertragung Wirkſamkeit erlangt, mag es auch ein Zwiſchen⸗ 
geſchäft ſein. Dem Standpunkt des Pflichtigen iſt dadurch im 
Gegenſatz zu 1 nur Rechnung getragen, wenn die bei Vertrags⸗ 
abſchluß fehlenden Vorausſetzungen der Steuerpflicht ſpäter einge⸗ 
treten ſind. 

Dieſen Rechtsſatz ſpricht die Entſch. allerdings nur für die 
Vorausſetzungen des 38 Nr. 9 GrErwStc. aus. Er beſitzt aber 
nach ſeiner Begr. ganz allgemein für alle Vergünſtigungsvorſchr. 
Geltung. 

Bisher war die Rſpr. in dieſem Punkte ſchwankend. 
Die a! 3. B. mußte nach der Entſch. II A 306/27 v. 
12. Juli 1927 (Kartei 88 Abſ. 1 Nr. 9 R. 36) von vornherein, 
„d. h. ſpäteſtens vor Übereignung“, nach der Entſch. II A 28/28 
v. 8. Febr. 1928 (Kartei § 8 Nr. 9 R. 53), ferner der Entſch. II A 
141/30 v. 30. April 1930 (Kartei § 8 Nr. 10 S. 1 R. 34) bei Ent⸗ 
ſtehung der Steuerpflicht vorhanden fein. Die Entſch. II A 159/30 
b. 18. März 1930 (Kartei SE Nr. 9 R. IV, 4) hielt allgemein die 
Verhältniſſe im Zeitpunkt des Eintritts der Steuerpflicht für maß⸗ 
gebend, ähnlich II A 258/31 v. 7. Juli 1931 (Kartei 58 Nr. 9 
R. III, 2) und II A 1/24 v. 11. Jan. 1924 (Kartei $8 Abſ. 1 Nr. 9 
R. 15) den Zeitpunkt, in dem das Grundſtück erworben worden 
ift. Andererſeits ſah die Entſch. II A 41/22 v. 28. Febr. 1922 
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daß der Vertrag als geändert gilt. Dieſe Auffaſſung liegt im 
Sinne der Beteiligten, wenn ſie auch kein Aufhebungsgeſchäft vor⸗ 
nehmen. Es handelt ſich nur um Anwendung der Grundgedanken 
des § 23; deshalb iſt z. B. kein Antrag erforderlich. Eine etwa 
nach 85 Abſ. 1 ſchon eingetretene Steuerpflicht fällt weg. Iſt die 
Steuer ſchon gezahlt, ſo iſt ein Erſtattungsanſpruch gegeben. 

Aber auch wenn das ſteuerfreie Rechtsverhältnis ſich in ein 
ſteuerpflichtiges verwandelt (zu a und 0), gilt eine 
Serie als eingetreten. In dieſen Fällen tritt volle 
Steuerpflicht, nicht nur Steuerpflicht nach 8 5 Abſ. 2 ein, ſelbſt 
wenn nach § 5 Abſ. 1 ſchon Steuerfreiheit begründet und das ſo⸗ 
gar den Beteiligten bereits mitgeteilt war. Dabei handelt es ſich 
nicht etwa um eine Nach⸗ oder Berichtigungsveranlagung wie im 
88 Nr. 10. 

Treten die Anderungen erſt nach der Eigentums⸗ 
übertragung ein, fo find fie grundſätzlich nicht zu beachten. 
Es ſteht den Beteiligten frei, die Eigentumsänderung rückgängig 
zu machen und einen neuen ſteuerfreien Vertrag zu ſchließen, falls 
die Vorausſetzungen der Steuerfreiheit durchweg gegeben jind. 
Allein es würde dann Anwendung von § 10 RAbgD. denkbar ſein. 
Keinesfalls wird der Grundgedanke des § 23 Abſ. 1 zu a Nr. 3 
ohne weiteres bei ſolchen Anderungen anzuwenden ſein. Denn 
während das Geſetz den Zuſtand vor Eigentumsübertragung 
u. U. gewiſſermaßen nur vorläufig als ſteuerpflichtig oder ſteuer⸗ 
frei behandelt, tritt nach Eigentumsübertragung endgültige, und 
155 grundſätzlich unabänderliche Steuerpflicht oder Steuerfrei⸗ 
eit ein. 

Dies alles ſteht im Einklang mit der Rſpr. des Riß. über 
die Anderungen der Preisabreden. Solche ſind zu 
beachten, wenn ſie vor der Eigentumsübertragung ſtattgefunden 
haben, andernfalls aber nicht, wenn man von den Fällen der 
Preisminderung i. S. des § 23 Abſ. 1 (zu a Nr. 4) abſieht (Urt. 
v. 26. Mai 1925 II A 294/85; Mrozek, Kartei, § 12 Abſ. 2 
Satz 1 Rſpr. 19 v. 2. Aug. 1927 II A 311/27; RES. 22, 30). 

Iſt der ſchuldrechtliche Vertrag, wie hier, nicht in der 
geſetzlich vorgeſchriebenen Form geſchloſſen und 
kommt deshalb zunächſt Steuerpflicht oder Steuerfreiheit überhaupt 
nicht in Frage, ſo haben auch Anderungen irgendwelcher Art einſt⸗ 
weilen keinerlei ſteuerliche Folgen. Erſt mit der Umſchreibung 
des Eigentums im Grundbuch wird der an und zwar mit 
dem Inhalt, wie er zu dieſer Zeit vorliegt, wirkſam. Die Frage, 
ob 88 Nr. 9 anzuwenden iſt, richtet ſich deshalb nach dem Zu⸗ 
ſtand, wie er in dieſem Zeitpunkt beſteht. Deshalb kommt es auf 
dieſen Zeitpunkt auch an für die Frage, ob die Vereinigung ge⸗ 
meinnützig i. S. des §8 Nr. 9 iſt und ob die Abſicht, Kleinwoh⸗ 
nungen zu ſchaffen, alice a das Haus Schon errichtet, To 
kommt es auf den tatſächlichen Zuſtand des Gebäudes an. 

Der Riß. hat ſich bisher mit der hier erörterten Frage 
noch nicht grundſätzlich beſchäftigt. Soweit feine bisherige Rſpr. 
etwa mit der vorſtehenden Auffaſſung nicht im Einklang ſteht, 
wird an ihr nicht feſtgehalten. 

Das FinGer. hätte hiernach feſtſtellen müſſen, ob z. Z. des 
Eigentumsübergangs die Satzung den Erforderniſſen des §8 Nr. 9 
entſprach. Da das nicht gejcheben iſt, war die angefochtene Entſch. 
wegen Rechtsirrtums aufzuheben. 

Die Sache iſt nicht ſpruchreif. Bei der weiteren Erörterung 
Hi außer den vorſtehenden Ausführungen folgendes zu berüd- 
ichtigen. 

Für die Beantwortung der Frage, in welchem Zuſtand das 
Grundſtück zu bewerten iſt, find die Urt. v. 10. Nov. 1931 IT A 
321/31 und II A 257/31: RF. 30, 321, 328 maßgebend. Danach 


(Kartei §88 Nr. 9 R. 4) den Vertragsabſchluß als den Zeitpunkt 
an, in dem der Siedlungszweck durchgeführt ſein mußte. 

Hierin ſchafft die obige Entſch. klare Verhältniſſe: Entſcheidend 
iſt allein noch der Zeitpunkt der Sigentumsübertragung. 

Intereſſant iſt die Begründung. Sie Is ſich auf den 
Geſichtspunkt des §23 GrErw St.: Ohne Umſatz keine Steuer. 
Es fragt ſich aber, ob das möglich iſt. Der vom RFH. aus 823 
Abſ. 1 zu b Nr. 2 entnommene Gedanke, daß vor der Eigentums⸗ 
übertragung jederzeit der Vertrag durch Vereinbarung ſteuerfrei 
wieder aufgehoben werden könne, trifft nach § 23 Abſ. 1 zu a Nr. 3 
ſchließlich auch auf praktiſch ſehr wichtige Fälle einer nach 
Eigentumsübertragung getroffenen Vereinbarung zu. Es fragt ſich 
weiter, ob die Ber. auf § 23 notwendig iſt. Sie ſchafft einen Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen der Steuerpflicht aus §5 Abſ. 1 und der aus § 4 Gr⸗ 
Erim&tb., durch den die Steuerpflicht aus $5 Abſ. 1 als eine 
„gewiſſermaßen nur vorläufige“ hingeſtellt wird. Das iſt ſie aber 
erade nach der Rſpr. des RF. keineswegs. Sie ift zwar eine 
hrshefteuerung (II A 683/29 v. 28. Jan. 1930 = Kartei 8 5 
Abſ. 1 R. 40 RH. 26, 204; II A 65/29 v. 22. Febr. 1929 = 
Kartei § 5 Abſ. 1 R. 34), eine Vorwegnahme der Beſteuerung aus 
84 (II A 120/30 v. 30. April 1930 = Kartei 5 1 R. I, 90), aber 
doch eine endgültige und vor allem ſelbſtändige Steuer (II A 
532/26 v. 23. Nov. 1926 = Kartei 85 Abſ. 1 R. 21; II A 535/26 
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kommt es darauf an, in welchem Zuſtand das Grundſtück zum 
Gegenſtand des ſchuldrechtlichen Veräußerungsgeſchäfts gemacht iſt. 
Wäre im vorl. Falle das Grundſtück ohne Gebäude Gegenſtand 
des Verkaufs geweſen, jo konnte der Wert des Gebäudes dem des 
Grundſtücks nicht hinzugerechnet werden, obwohl in dem Zeit⸗ 
punkt, wo der, zunächſt rechtsunwirkſame, Vertrag in Kraft trat 
und zur cen führte, das Grundſtück ſchon bebaut war. 
Stellt das FinGer. aber wieder feſt, daß Gegenſtand des Vertrags 
das Grundſtück mit Gebäude war, daß alſo das Grundſtück auch 
zuſammen mit dem Gebäude aufgelaſſen werden ſollte, ſo iſt der 
Wert des Gebäudes in den Steuerwert einzurechnen. 


(RZH., 2. Sen., Urt. v. 13. Juli 1933, II A 7/33.) 


Reichspatenkamt. 


1. Die durch einen Akteneinſichtsantrag entftehen- 
den amtlichen Auslagen hat der Antragſteller zu tragen. 
Entgegen dem Beſchwerdevorbringen der Antragſtellerin war 
der Rechtsauffaſſung der Anmeldeabteilung hinſichtlich des Koſten⸗ 
punktes grunoſaätzlich beizutreten. Unter Hinweis auf ihre Rolle 
als Einſprechende hat die Antragſtellerin um Gewährung der Ein⸗ 
ſicht in die Akten der vorl. Patentanmeldung nachgeſucht. Der 
angefochtene Beſchluß hat dem entſprochen, jedoch auf das (un⸗ 
ftreitig begründete) Verlangen der Anmelderin unter Ausſchluß 
gewiſſer Aktenteile und mit der Bedingung, daß die Antragſtel⸗ 
lerin die Koſten für die Erteilung von Photokopien zu tragen 
habe. Er iſt dabei von folgender Erwägung ausgegangen: Da 
zahlreiche Stellen von der Einſichtnahme auszuſchließen ſeien, er⸗ 
ſcheine es zweckmäßig, zur Verhütung einer Beſchädigung der 
Akten von der meiſt üblichen Anordnung eines Überklebens der 
geheimzuhaltenden Teile abzuſehen und ſtatt der Einſichtnahme 
in die teilweiſe überklebten Aktenteile ſelbſt nur die Erteilung 
von Photokopien der in Rede ſtehenden Aktenſeiten (unter Ver⸗ 
deckung der geheim zu haltenden Seitenteile bei der Lichtbildauf⸗ 
nahme) zuzugeſtehen, und zwar gegen Entrichtung der hierdurch 
entſtehenden Amtskoſten von 8,32 ,. Bleibe die Zahlung aus, 
ſo ſeien die in der Formel des angegriffenen Beſchluſſes aufgeführ⸗ 
heben im vollen Umfange von der Offenlegung aus⸗ 
zuſchließen. 
ur Begr. ihrer Beſchw. macht die Antragſtellerin geltend, 
von einer ernſtlichen Beſchädigung der Akten durch das Überkleben 
einzelner Stellen und das nachfolgende Wiederentfernen der Kleb⸗ 
ſtreifen könne keine Rede ſein; davon abgeſehen liege die Erhebung 


rung der Aktenoffenlegung, alſo eine bloße Verwaltungsauf⸗ 
nahme handelt, ausſchließlich in das freie Ermeſſen des PatA. 


v. 25. Febr. 1926 = Kartei S5 Abſ. 2 R. 11; II A 73/27 v. 4. März 
1927 Kartei 85 Abſ. 2 R. 13). Die Folge der Auffaſſung, daß 
die Steuer aus § 5 Abf. 1 nur eine vorläufige ſei, iſt, daß 
eine nach $5 Abf. 1 feſtgeſetzte Steuer zu erſtatten iſt, wenn die 
bei Vertragsabſchluß fehlenden Vorausſetzungen einer Befreiung 
nachträglich eintreten. Eine ſolche Erſtattung ſieht aber weder das 
GrErwStc. noch die RADIO. vor. 

Die Entſch. hat in dieſem Punkt auch Bedeutung für die 
Zukunft. Zwar iſt $8 Nr. 9 ebenfalls durch die NotVO. v. 
1. Dez. 1930 geändert worden, und zwar gerade die im vorl. Falle 
ſtreitige Vorausſetzung. Der Kern der Frage, welcher Zeitpunkt 
für die Anwendbarkeit der Befreiungsvorſchr. maßgebend iſt, wird 
dadurch aber nicht berührt. 

3. Der bei Gelegenheit der zu 2 erörterten Frage ausge⸗ 
ſprochene Satz, daß Vorgänge, die ſich nach der Eigen⸗ 
tumsübertragung ereignen, grundſätzlich nicht zu berück⸗ 
ſichtigen ſind, ſteht nicht völlig im Einklang mit der Entſch. II A 
257/31 v. 10. Nov. 1931 (Kartei § 1 R. IV, 21 RH. 30, 328). 
Von Intereſſe iſt, daß Ott für die Zeit nach Einführung der 
Einheitswerte die Berückſichtigung nach Eigentumsübertragung 
eingetretener Preisveränderungen für erforderlich halt (StW. 1931 


Sp. 583). 
RegR. Jahn, Kaſſel. 
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geſtellt (vgl. die Entſch. der Beſchwerdeabt. v. 18. Febr. 1916: 
Patquſt Zeich Bl. 1918, 6, linke Spalte unten). 


Was aber die Frage der Koſtenlaſt anlangt, ſo ſteht die Auf⸗ 
faſſung der Anmeldeabteilung im Einklange mit einem allgemeinen 
Rechtsgrundſatz, der ſeinen Niederſchlag u. a. im deutſchen Ge⸗ 
richtskoſtenrecht gefunden hat, das die durch einen Antrag entſtehen⸗ 
den Auslagen, insbeſ. auch 8 für Abſchriften, in erſter Linie 
dem jeweiligen Antragſteller auferlegt. So beſtimmt 877 
Abſ. 1 GKG. in der Fall. der Bek. v. 5. Juli 1927 (RG Bl. 1927, 
Teil J. S. 152 ff.): „In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten iſt Schuld⸗ 
ner der Gebühren und Auslagen derjenige, der das Verfahren der 
Inſtanz beantragt hat.“ Entſprechendes gilt nach 88 a. a. O. 
für das Konkursverfahren. Ebenſo iſt gem. § 80 a. a. O. Schuldner 
der Schreibgebühren regelmäßig der Antragſteller. Auch 81 
PröSKGG. v. 28. Okt. 1922 (Pr&S. 1922, 363) verpflichtet — von 
hier nicht einſchlägigen Sonderfällen abgeſehen — zur Koſten⸗ 
zahlung te „durch deſſen Antrag die Tatigkeit des 
Gerichtes veranlaßt iſt“. Dieſe preuß. Beſt. gilt ſowohl für die 
ſtreitige, wie auch für die freiwillige Gerichtsbarkeit (vgl. Schle⸗ 
gelberger: FG. 1927, Bd. I, S. 396, Anm. 10 u. 388 oben). 
Fur das Gebiet des Patentweſens ordnet 829 AusfVO. z. PatG. 
v. 11. Juli 1891 an, daß das RPatA. Abſchriften und Auszuge 
„gegen Einzahlung der Koſten“ erteilen kann. Dieſe Beſt. iſt im Ein⸗ 
klang mit der dargelegten Grundregel des deutſchen Gerichtskoſten⸗ 
rechtes in Ermangelung gegenteiliger Beſt. dahin auszulegen, 11 
dem Pata. für die Koſten einer Abſchrift und demgemäß au 
eines die Abſchrift erſetzenden Lichtbildes regelmäßig der dieſe 
Koften veranlaſſende Antragſteller haftet. Von dieſem Grund⸗ 
ſatze zugunſten eines die Alkteneinſicht erbittenden Einſprechenden 
abzuweichen, befteht kein Anlaß. Der Geſichtspunkt, daß die Durch⸗ 
fechtung eines Einſpruches im Patenterteilungsverfahren häufig 
außer dem Einſprechenden auch der übrigen Konkurrenz des An⸗ 
melders zugute kommt und letzten Endes ſogar mittelbar den 
Belangen des Anmelders dienen kann (Bewahrung vor Nichtig⸗ 
keitsklagen), läßt ſich höchſtens bei Beurteilung der (hier nicht zu 
entſcheidenden) Frage verwerten, ob etwa der Einſprechende im 
Einzelfalle einen Anſpruch gegen Dritte auf Erſtattung der von 
ihm an das Pat. entrichteten Koſten hat. 


(Meßat A., BeſchwAbt. II, Entſch. v. 3. Okt. 1932, B 131796 VI/80 b.) 
Ber. von ORegR. Konrad Bindewa 1d, Berlin. 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Zielke und Landgerichtsdirektor 
Kerſting, Berlin. 


e Mird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des N Verfü.) abgedruckt. 


o Wird in ben „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (Eu M.), abgedruckt.] 


1. 8 547 RVOO.; Nr. 14 der Anlage zur Zweiten Be⸗ 
rufskrh V. v. 11. Febr. 1929 zum Begriff Preßluftwerkzeuge. 
Mit Druckluft betriebene Werkzeuge zum Zerſtäuben von 
Lacken, Farben uſw. (Sprikpiftolen) find keine Preßluft⸗ 
werkzeuge i. S. von Nr. 14 der Anlage zur Zweiten Be⸗ 
rufskrh V. v. 11. Febr. 1929. 


(RVersal., Urt. v. 2. Nov. 1932, Ia 469931, Eu M. 33, 1370 [8] 
* 


2. 8 1511 RVO. Wenn für den Träger der Unfall- 
verſicherung eine Verpflichtung zur Gewährung von Rente 
nicht befteht (58 559, 5590 RV), kann die Krankenkaſſe 
im Verfahren der Unfallverſicherung lediglich die Feſt⸗ 
ſtellung betreiben, daß für den Verletzten ein Anſpruch 
auf Krankenbehandlung nach 8 558 Nr. 1 RVO. entſtanden 
war. Dagegen iſt eine Feſtſtellungsklage dahin, daß ein 
Betriebsunfall vorliegt oder ein beſtimmtes Leiden Folge 
eines Betriebsunfalls iſt, nicht zuläſſig. 


Nach der ſtändigen Rſpr. des RVerſA. kann im Feſtſtellungs⸗ 
verfahren gem. § 1545 RVO. nur auf eine an 0 erkannt wer⸗ 
den. Die Entſch. der Verſicherungsbehörden kann ſich nicht auf die 
Feſtſtellung einzelner Anſpruchsvorausſetzungen, alſo z. B. der 
Fragen, ob ein Betriebsunfall vorliegt oder ob ein beſtimmtes 
Leiden Folge eines Betriebsunfalls iſt, beſchränken. Eine Aus⸗ 
nahme iſt nur dann zugelaſſen, wenn ein beſonderes rechtliches 
Intereſſe an einer alsbaldigen poſitiven Feſtſtellung der abſtrakten 
Entſchädigungspflicht des Verſicherungsträgers beſteht. Inwieweit 


in Fällen der vorl. Art, in denen beim Fehlen von Unfallfolgen 
über die 13. Woche hinaus eine Leiſtungsklage ausgeſchloſſen iſt, 
für die erſatzberechtigte Krankenkaſſe ein rechtliches Intereſſe an 
einer Feſtſtellungsklage zu bejahen iſt, hat das RVerſA. in ſeiner 
grundſätzlichen Entſch. v. 5. Nov. 1928 ausgeſprochen. Danach iſt 
das für eine Feſtſtellungsklage erforderliche rechtliche Intereſſe in 
Fällen der vorl. Art inſoweit zu bejahen, als die Kaſſe die Feſt⸗ 
ſtellung betreiben kann, daß für den Verletzten ein Anſpruch auf 
Krankenbehandlung nach § 558 Nr. 1 RVO. entſtanden war. Dieſes 
für die Eigenart des Sonderfalles zu bejahende Feſtſtellungs⸗ 
intereſſe der Krankenkaſſe trägt aber den billigerweiſe zu berück⸗ 
ſichtigenden Belangen der Kaſſe ausreichend Rechnung. Darüber 
hinausgehend ein rechtliches Feſtſtellungsintereſſe der Kaſſe auch 
noch dann anzunehmen, wenn die Anerkennung eines Betriebs⸗ 
unfalls oder eines Leidens als Unfallfolge begehrt wird, fehlt ein 
ausreichender Anlaß. 


(Ver A., Urt. v. 19. Nov. 1932, Ia 610/31, EuM. 33, 147.) 8. 
* 


* O 3.8 1518 Abſ. 2 RVO. Der Erſatzanſpruch einer 
LVerſ A. gegen eine Krankenkaſſe iſt nicht gegeben, wenn 
der Krankenkaſſe die Arbeitsunfähigkeit des Kaſſenmit⸗ 
glieds, für das ſie ein Heilverfahren durchgeführt hat, 
nicht gemäß 8 216 Abſ. 3 RVO. gemeldet worden iſt. 

Wie das PVerſA. ſchon früher ausgeſprochen hat (Entſch. 
3594: RVerfANachr. 1930 IV 21 = Eu. 26, 183), ift die in 
81503 RVO. vorgeſchriebene Anzeige der Krankenkaſſe an die 
Berufsgenoſſenſchaft eine empfangsbedürftige Willenserklärung, 
die erſt wirkſam wird, wenn ſie dem Gegner zugeht. Das gleiche 
gilt von der vorliegend in Betracht kommenden Anzeige der 
LVerſA. betr. die Übernahme des Heilverfahrens und Benachrichti⸗ 
gung von der Arbeitsunfähigkeit des Kaſſenmitglieds. Die LVerſA. 
iſt demgemäß nicht nur für die Abſendung, ſondern auch fur den 
Empfang der Anzeige beweispflichtig und vermag den Beweis 
für den Eingang der Anzeige bei der Kaſſe nicht zu führen. 


Steht hiernach die Unterlaſſung der Meldung der Arbeits⸗ 
unfähigkeit feſt, ſo ergibt ſich folgende Rechtslage: 

Gem. 8216 Abſ. 3 RVO. ruht der Anſpruch auf Kranken ⸗ 
geld, ſolange die Arbeitsunfähigkeit der Krankenkaſſe nicht ge⸗ 
meldet wird, und gem. § 1518 Abſ. 2 RVO. hat die Krankenkaſſe 
der Verfü. Erſatz nur zu leiſten, ſoweit der Kranke nach Geſetz 
oder Satzung Krankengeld zu beanſpruchen hätte. Hieraus ergibt 
ich ohne weiteres, Sn für den vorl. Fall die LVerfA. keinen 
Inſpruch auf Erſatz ihrer Koſten hat, weil das Kaſſenmitglied 
einen Anſpruch auf Krankengeld mangels einer Meldung der 
Arbeitsunfähigkeit nicht hätte geltend machen können. Eine be⸗ 
ſondere Unbilligkeit liegt in dieſem Ergebnis um ſo weniger, als es 
durchaus der Rechtslage entſpricht, die bei gleichen tatſächlichen 
Vorausſetzungen gem. SS 1503, 1509 Abſ. 4 RVO. für die Be⸗ 
man e zwiſchen der Kaffe und den Trägern der Unfallverſiche⸗ 
rung gilt. 


(RVerſA., 1. Rev Sen., Urt. v. 9. Nov. 1932, Ia KE 84/321.) [K. 
* 


04. Art. 18, 38, 2 bis 4 deutſch⸗jugoſlawiſcher Sozial⸗ 
verſicherungsvertrag v. 15. Dez. 1928 (RG Bl. II, 561, 648). 

Der Verſicherungsfall hat ſich am 1. Juli 1926, al ſo vor 
dem 1. Okt. 1929 ereignet, dem Zeitpunkt, an welchem nach dem 
Geſetz v. 6. Juli 1929 (RGBl. II, 561, 648) der Vertrag zwiſchen 
dem Deutſchen Reiche und dem Königreich der Serben, Kroaten 
und Slowenen über Sozialverſicherung v. 15. Dez. 1928 in Kraft 
getreten iſt. 

Wie das KnappſchOVerſA. zutreffend ausgeführt hat, richtet 
I falls keine Sondervorſchr. beſtehen, der Anſpruch auf die Ver⸗ 
ſicherungsleiſtungen nach dem Recht z. Z. der Entſtehung des An⸗ 
ſpruchs (vgl. Entſch. 3215, ANfRVerſ. 1928, IV 264 = EuM. 23, 
77), im Falle der knappſchaftlichen Penſionsverſicherung alſo nach 
dem Recht z. Z. des Eintritts des Verſicherungsfalles (al. § 191 
Abſ. 3 RKnappſchG.). Am 1. Juli 1926 aber war der Anſpruch 
des Kl. erloſchen, weil er es unterlaſſen hatte, die bis zum Tage 
ſeines Ausſcheidens am 26. Jan. 1918 erworbenen Anſprüche aus 
der Penſionsverſicherung der Bekl. durch Zahlung der Anerken⸗ 
nungsgebühren zu erhalten. 

Der Anſpruch des Kl. iſt deshalb davon abhängig, ob der 
deutſch⸗jugoſlawiſche Sozialverſicherungsvertrag, der in Art. 18 
die Aufrechterhaltung der Anwartſchaft durch Beiträge zur 
ſerbiſch⸗kroatiſch⸗ſloweniſchen Bruderladenverſicherung vorſieht, auf 
die Verſicherungsfälle aus der Zeit vor ſeinem Inkrafttreten An⸗ 
wendung findet. Eine ausdrückliche Beſt. hierüber fehlt in dem 
Vertrage. Wie das KnappſchOVerſA. zutreffend angenommen hat, 
folgt aber aus Art. 38, daß die Vorſchr. des Vertrages auf Ver⸗ 
ſicherungsfälle, die vor ſeinem Inkrafttreten eingetreten ſind, nur 
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inſoweit Anwendung finden, als nach den Art. 2 bis 4 des Ver⸗ 
trages Leiſtungen zu gewähren ſind. Eine Leiſtung aus Art. 2 
kommt aber nur dann in Betracht, wenn bei Eintritt des Verſiche⸗ 
rungsfalles die geſetzlichen Leiſtungsvorausſetzungen gegeben 
waren. Die Anwendbarkeit des Art. 38 ſcheidet alſo hier aus, weil 
der Anſpruch des Kl. infolge des Erlöſchens ſeiner Anwartſchaft 
hinfällig geworden war. 

(RVerſel., 3. RevSen. [KnappſchSen.], Urt. v. 16. Dez. 1932, IIIa 
Kn 820/325.) . 


II. Länder. 
Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von SenPräſ. Geh. RegR. von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. Einforderung der Bauunterlagen. Wenn eine 
Baupolizeiv O. die Vorlegung der Bauunterlagen dem 
Bauherrn auferlegt, kann die Baupolizei nicht von einem 
nach dem Baufall eintretenden Eigentümer des Grund- 
ſtücks, der von dem Bau keine Kenntnis hat, die Bau- 
unterlagen einfordern. 

Nach zutreffender Auffaſſung der beklagten Baupolizei handelt 
es ſich im vorl. Falle zunächſt um einen formell illegalen Bau. Es 
it anerkanntes Recht, daß jedem Eigentümer die öffentlich- rechtliche 
Pflicht obliegt, ſein Grundſtück in einem ſolchen Zuſtand zu erhalten, 
daß polizeilich zu ſchützende Intereſſen nicht beeinträchtigt oder ge⸗ 
fährdet werden (vgl. OVG. 85, 280). Dieſe Pflicht iſt eine dauernd 
fortbeſtehende. Auch wenn ein polizeiwidriger Zuſtand jahrelang 
beſtanden hat, kann die Polizei ſeine Beſeſtigung verlangen ohne 
Rückſicht darauf, ob er ihr bisher verborgen geblieben oder ſchon 
bekannt war, denn auch wenn die Polizei aus irgendwelchen Gründen 
nicht polizeimäßige Verhältniſſe lange Zeit geduldet und von ihrer 
Befugnis, die Beſeitigung zu verlangen, keinen Gebrauch gemacht 
hätte, ſo kann doch hierdurch dieſe Befugnis nicht verlorengehen und 
der Verpflichtete nicht ein Recht auf Fortbeſtand und weitere Dul⸗ 
dung des polizeiwidrigen Zuſtandes erwerben (OVG. 31, 359; Pr⸗ 
VerwBl. 33, 97 u. RuPrVerwBl. 50, 301). Wenn auch der Mangel 
der polizeilichen Erlaubnis zu einem ausgeführten Bau noch nicht 
ohne weiteres einen unſtatthaften, von der Polizei abzuſtellenden 
Zuſtand bewirkt (OVG. 13, 393; 48, 362), fo folgt aus den dar⸗ 
gelegten Rechtsgrundſätzen jedenfalls, daß die Polizei berechtigt iſt, 
die geeigneten Maßnahmen zu treffen, um feſtzuſtellen, ob der Bau 
auch materiell illegal iſt und ein entſprechendes Eingreifen der Bau⸗ 
polizei erfordert. 


Für die vorl. polizeiliche Anforderzug der Bauunterlagen ſind 
die Beſt. der BaupolVO. des Verbandspräſ. für den Siedlungsverband 
Ruhrkohlenbezirk v. 4. April 1930 maßgeblich, denn die Frage, 
ob das polizeiliche Vorgehen gegen den illegalen Bau, d. h. eine die 
Anderung oder Beſeitigung verlangende polizeiliche Verfügung ge⸗ 
rechtfertigt iſt, muß nach dem zur Zeit des Erlaſſes dieſer Verfügung 
geltenden materiellen Recht beurteilt werden (RuPrVerwBl. 52, 132). 


Die Baupol VO. v. 4. April 1930 hat die Verpflichtung zu 


gegen nicht beſſer in der Lage, die Polizei über die für ihr“ etwaiges 
Eingreifen erforderlichen Unterlagen zu unterrichten, al durch 
eine polizeiliche Beſichtigung unter Vergleichung der sh geneh- 
migten Zeichnungen mit dem tatſächlichen Zuſtand oh hehen 
Könnte. Die Eigentümerin it alſo nicht als „Bauh 2 der 
maßgeblichen Baupol VO. anzuſehen. Damit entfällt bis. Wfugnts 
der Polizeiverwaltung, von ihr die Bauunterlagen einz rern. I. 
(Pr OVG., 4. Sen., Urt. v. 9. März 1933, IV C 36, V * 
CAT 


Rechtſprechung 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Thüringen. 
Thüringiſches Oberverwaltungsgericht. 


I. Veranſtaltung einer „Waren⸗Reklame⸗ Lotterie“ 
mit unentgeltlicher Verteilung der Loſe als Veranſtal⸗ 
tung einer Ausſpielung. 

Die von der Firma A. veranſtalteten „Waren⸗Reklame⸗Lot⸗ 
terien“ gehen in der Weiſe vor ſich, daß es die Firma A. gegen 
einen feſten nach der Anzahl der Loſe bemeſſenen Betrag — im 
vorl. Falle 15 000 RA für 25 000 Loſe — übernimmt, für ein 
geſchäftliches Unternehmen (Warenhaus) eine Reklameverloſung 
von Waren zu veranſtalten, dazu dem Unternehmen die verein⸗ 
barte Zahl von Loſen mit Reklameaufdruck zur unentgeltlichen 
Verteilung an ſeine Beſucher zur Verfügung ſtellt und ihrerſeits 
eine beſtimmte Anzahl Gewinne beſtimmter Art auf eigene Rech⸗ 
nung beſchafft oder bereitſtellt, die nach Verteilung der Loſe von 
ihr nach einem vorher feſtgelegten Gewinnplane ausgeloſt 
werden. 

Hiernach erhält aber die veranſtaltende Firma A. in dem 
Pauſchbetrage, den das beteiligte Unternehmen für die Durchführung 
der Veranſtaltung entrichtet, ein Entgelt für die Einräumung von 
Gewinnausſichten und ſtellt ſich infolgedeſſen dieſer Betrag ſoweit 
als (Geſamt⸗) Einſatz für die Loſe dar, die ſchließlich au der 
Ziehung teilnehmen. 

Daß das beteiligte Unternehmen (Warenhaus) nicht ſelbſt 
„Spieler“ iſt, weil es verpflichtet iſt, die übernommenen Loſe 
unentgeltlich zu verteilen und einen etwa verbleibenden Reſt vor 
der Ziehung an die Firma A. zurückzugeben, und infolgedeſſen 
ſelbſt keine Gewinnausſichten erwerben kann, ſteht dieſer An⸗ 
nahme nicht entgegen. Zwar kann von einer Lotterie oder Aus⸗ 
ſpielung nur geſprochen werden, wenn rechtliche Beziehungen zwi⸗ 
ſchen den als Veranſtalter und Teilnehmer Beteiligten beſtehen, 
die ſich als Spielvertrag kennzeichnen (RGSt. 60, 385), und als 
ſolcher kennzeichnet ſich das Verhältnis zwiſchen der Firma A. und 
dem jeweils beteiligten Unternehmen nicht. Dem Erfordernis iſt 
jedoch bei Veranſtaltungen, wie ſie hier in Frage kommen, inſo⸗ 
fern genügt, als dabei das beteiligte Unternehmen 
(Warenhaus) gleichſam als Geſchäftsführer ohne Auftrag einen 
Spielvertrag für die Empfänger der Loſe ab⸗ 
ſchließt, denn in dieſer Weiſe vollzieht ſich auch bei öffent⸗ 
lichen Lotterien häufig der Erwerb von Loſen für den ſchließlichen 
Spieler (Erwerb für nahe Angehörige oder zum Verſchenken an 
andere). In diefen Fällen wird es freilich in der Regel fo fein, 
daß der Erwerber das Los zunächſt für ſich erwirbt oder doch 
tatſächlich die Möglichkeit hat, es zu behalten und ſelbſt zu ſpielen. 
Das iſt aber für die Beurteilung der durch den Erwerb des Loſes 
begründeten Rechtsbeziehungen zwiſchen dem Veranſtalter der Aus⸗ 
ſpielung und dem ſchließlichen Losinhaber, der unentgeltlich er⸗ 
worben hat, nicht entſcheidend. Denn wenn bei der Veranſtaltung 
einer öffentlichen Lotterie, etwa einer Wohlfahrtslotterie, mit 
beſchränkter Loszahl (25 000) und kleinem Einſatz (50 ) ein 
Warenhaus vor Beginn des Losverkaufs den ganzen Losbeſtand 
aufkauft, um die Loſe unentgeltlich an ſeine Kunden oder Be⸗ 
ſucher zu verteilen, und das auch tatſächlich tut, ſo iſt die Ver⸗ 
loſung nach wie vor eine öffentliche Lotterie im Rechtsſinne. Das 
würde ſich aber auch nicht ändern, wenn das Warenhaus etwa ſich 
ausbedänge, daß die Loſe mit einem Reklameaufdruck zu ſeinen 
Gunſten verſehen werden dürften, und 1 verpflichtete, ſelbſt keine 
Loſe zu behalten, ſondern alle unentgeltlich zu verteilen; denn die 
rechtlichen Beziehungen zwiſchen dem Veranſtalter und den Los⸗ 
inhabern würden in dieſem Falle genau die gleichen ſein, wie 
wenn das Warenhaus die Loſe bedingungslos kaufte und nach Be⸗ 
lieben verwenden dürfte. Deshalb beweiſt dieſes Beiſpiel, daß der 
Begriff des Einſatzes nicht erfordert, daß der Betrag von dem⸗ 
jenigen geleiſtet wird, der dem Veranſtalter als Spieler gegen⸗ 
überſteht (NGSt. 55, 270) oder doch als Loskäufer und Spiel⸗ 
berechtigter gegenübertritt, ſondern es nur darauf ankommt, daß 
der Veranſtalter für die Einräumung der Gewinnaus⸗ 
ſichten ein Entgelt erhält oder die Gewinnaus⸗ 
ſichten — vom Veranſtalter aus geſehen — gegen 1 elt 
eingeräumt werden. Wie der Charakter einer öffentlichen 
Wohlfahrtslotterie als ſolcher dadurch, daß ein Warenhaus ſämt⸗ 
liche Loſe aufkauft und ſie zu Reklamezwecken verſchenkt, nicht ver⸗ 
ändert wird, ſo iſt es daher auch eine Ausſpielung, wenn ein 
Warenhaus einem Unternehmer dafür, daß er zu ſeinen Gunſten 
eine Reklameverloſung der hier in Frage ſtehenden Art veran⸗ 
ſtaltet, denjenigen Betrag bezahlt, den er als Einſatz von den 


„Spielern“ Nrlangen müßte, wenn er die Loſe unmittelbar an fie 
abgäbe. 
Tür „ Urt. v. 23. Nov 1932, A 62/32.) 
2 N Ber. von OVBGR. Dr. Knauth, Jena. 
u W 
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